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Bescheinigung. 


Staat Colorado, 

Staats⸗Secretariat, 

Ich, Norman H. Meldrum, Sercretär des Staates Colorado, 
beſcheinige hiermit, daß ich kraft der mir durch ein Geſetz der erſten geſetz⸗ 
gebenden Verſammlung des Staates Colorado verliehenen Vollmacht, über⸗ 
ſchrieben, „Ein Geſetz, um Vorkehrungen für den Druck, die Veröffentlichung 
und Vertheilung der Geſetze dieſes Staates zu treffen“, genehmigt am 20. 
Februar 1877, eine Abſchrift aller von der zweiten geſetzgebenden Verſamm⸗ 
lung des Staates Colorado erlaſſenen Geſetze zur Veröffentlichung vor⸗ 
bereitet und dieſelben dem Drucke übergeben habe. Ich beſcheinige ferner, 
daß ich in Uebereinſtimmung mit den Vorſchriften eines Geſetzes der zweiten 
geſetzgebenden Verſammlung des genannten Staates, überſchrieben, „Ein 
Geſetz, worin der Staats⸗Secretär beauftragt wird, gewiſſe Geſetze des 
Territoriums Colorado, welche nach der Sitzung der gegenwärtigen Geſetz⸗ 
gebung noch in Kraft ſein mögen, zuſammenzuſtellen“, genehmigt am 12. 
Februar 1879, die ſo zur Veröffentlichung angeordneten Special⸗Geſetze 
zuſammengeſtellt anmit dem Drucke übergeben habe. Ferner beſcheinige ich, 
daß ich dieſe gedruckten Geſetze genau mit den in meinem Amtslokale hinter⸗ 
legten Original⸗Manuſcripten verglichen habe und daß Nachſtehendes voll⸗ 
ſtändige, getreue und fehlerfreie Abſchriften derſelben ſind. 


Urkundlich deſſen habe ich hier meine Namensunterſchrift 
00 >. und das große Siegel des Staates beigefügt in der Stadt Den- 
8 5 * an dieſem zehuten Tage des Monats März A. D. 1879. 
*. 7 
— 8 Norman H. Meldrum, 
Staats⸗Secretär. 


SS. 


Allgemeine Geſetze. 


Ein Geſetz, 


welches jeden Schreiber des Kreis- oder Diſtrikt⸗Gerichts der Vereinigten 
Staaten für den Diſtrikt von Colorado ermächtigt, Urkunden und 
andere Schriftſtücke zu beglaubigen. 

Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: N 

Abſchnitt 1. Urkunden, Bürgſchaften und ſchriftliche 
Uebereinkommen, wodurch Grundeigenthum oder Theilhaber⸗ don Urkunden 
ſchaft an demſelben übertragen wird oder den Beſitztitel deſſelben Stacten Gerte 
berührt, können vor jedem Schreiber des Kreis- oder Diſtrikt⸗ Schreiber. 
Gerichts der Vereinigten Staaten für den Diſtrikt von Colorado, 
oder vor einem derartigen Gehülfsſchreiber beglaubigt oder 
bewieſen werden, wobei ein ſolcher Schreiber die Beglaubigung 
unter dem Siegel des betreffenden Gerichtes zu beſcheinigen hat. 

Abſchnitt 2. Da nach Anſicht dieſer Geſetzgebung eine 
Dringlichkeit vorliegt, ſo ſoll dieſes Geſetz mit ſeiner Annahme 
in Kraft treten. 

Genehmigt am 6. Februar 1879. 


Ein Geſetz, 
um der Staatsackerbau⸗Behörde 52000 zu leihen, damit fie die Staatsacker⸗ 
bauſchule für allgemeinen Unterricht zu eröffnen im Stande iſt. 
Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 


Abſchnitt 1. Die Summe von zweitauſend Dollars iſt 
anmit aus irgend welchen im Staatsſchatze befindlichen Geldern, Berwiligung. 
die nicht anderweitig angewieſen ſind, verwilligt, um die Staats⸗ 
ackerbau⸗Behörde in den Stand zu ſetzen, eine Schule in der 


Staatsackerbauanſtalt zu eröffnen und zu unterhalten, in Ueber⸗ 
(2) 
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einſtimmung mit den Beſtimmungen des Geſetzes, durch welches 
die Staatsackerbau⸗Behörde geſchaffen wurde. N 
es Abſchnitt 2. Der Staats⸗Auditor ift andurch ermäch⸗ 
weiſen. tigt, auf Vorzeigung von „Schuldverſchreibungen“, die von der 
Staatsackerbau⸗Behörde ausgegeben und von dem Präſidenten 
unterzeichnet und dem Secretär gegengezeichnet worden, ſeine 
Anweiſungen auf den in Abſchnitt eins dieſes Geſetzes geſchaf⸗ 
fenen Fond auszuſtellen. 
Abſchnitt 3. Es iſt dem Staats⸗Schatzmeiſter zur Pflicht 
1 ſoll gemacht, aus dem Fond zu Gunſten der Ackerbauſchule von Colo⸗ 
gutiöreiben. rado, der durch Erhebung einer Steuer von einem Fünftel eines 
Mill für das Jahr 1879 geſchaffen wird, die Summe von zwei⸗ 
tauſend Dollars zu ziehen, ſobald dieſer Betrag eingetrieben iſt, 
und denſelben dem allgemeinen Fond des Staates gutzuſchreiben. 
Abſchnitt 4. Da es nothwendig iſt, daß die Arbeiten 
auf der Farm ſchon im kommenden Monat März beginnen, ſo iſt 
Klaufel eit es die Anſicht dieſer Geſetzgebung, daß eine Dringlichkeit vor⸗ 
liegt. Deßhalb ſoll dieſes Geſetz mit ſeiner Annahme voll⸗ 
gültig in Kraft treten. 
Genehmigt am 8. Februar 1879. 


— en 


Ein Geſetz, 
zur Abänderung von Kapitel ſieben der allgemeinen Geſetze, überſchrieben, 

„Ein Geſetz, wodurch eine Staatsackerbau⸗Behörde geſchaffen wird 

und deren Pflichten feſtgeſetzt werden.“ 

Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 

Abſchnitt 1. Abſchnitt drei von Kapitel ſieben der all⸗ 
gemeinen Geſetze iſt anmit ſo abgeändert um zu lauten wie 
folgt: 

Erledigte Stel- Jede erledigte Stelle in. genannter Behörde, die durch Tod, 
8 Reſignation oder Wegzug aus dem Staate entſtand, kann durch 
eine Mehrheit der Mitglieder beſetzt werden. Eine Mehrheit 
ſoll ein Quorum zur Vornahme von Geſchäften bilden. Die 
Vergütung. Mitglieder der Behörde ſollen jedes eine Vergütung von vier 
" Dollars täglich erhalten, für jeden Tag, den ſie thatſächlich bei 
Vornahme der erforderlichen Geſchäfte der Behörde zugebracht 


Quorum. 


Allgemeine Geſetze. 11 


und wirkliche Reiſeauslagen auf dem Wege nach und von den 
Sitzungen der Behörde. 


Abſchnitt 2. Abſchnitt zwanzig des genannten Kapitels 
ſieben iſt anmit ſo abgeändert um zu lauten wie folgt: 

Die Staatsackerbau⸗Behörde ſoll allgemeine Controlle und 
Aufſicht über die Staatsackerbauſchule und die dazu gehörige N 
Farm und Ländereien haben, die der Schule durch Staats⸗ oder 
National⸗Geſetze einverleibt werden mögen; ebenſo über alle 
Verwilligungen, die vom Staate zum Unterhalt derſelben gemacht 
werden. Die Behörde ſoll volle Befugniß beſitzen, alle ſolche 
Verordnungen, Nebengeſetze und Vorſchriften, die nicht im 
Widerſpruche mit dem Geſetze ſtehen, zu erlaſſen, wie ſie es zum 
erfolgreichen Betriebe der Schule und zur Erreichung des beab⸗ 
ſichtigten Zweckes für nöthig erachten mag. 

Abſchnitt 3. Abſchnitt eilf des genannten Kapitels ſieben 
iſt anmit widerrufen und das Folgende an le deſſelben ange⸗ 
nommen: 

Der Secretär ſoll als Vergütung für ſeine Dienſte einen 
Gehalt von einhundert Dollars jährlich beziehen bis zu der Zeit, Gehalt des Se⸗ 
wenn die Behörde eine Schule errichten und erhalten ſoll. 
Nachher ſoll die Behörde den Gehalt des Secretärs beſtimmen 
im Verhältniß zu der von ihm verwendeten Zeit ind den geleiſte⸗ 
ten Dienſten. 


Abſchnitt 4. Abſchnitt zwölf des genannten Kapitels 
ſieben iſt anmit widerrufen und das Folgende an Stelle deſſelben 
angenommen: 

Die Behörde ſoll alljährlich eine ſolche Summe Geldes in 
die Hände des Schatzmeiſters bei Seite ſetzen, die nach Auslagen. 
ihrer Anſicht erforderlich ſein möge, um die geſetzlichen Aus⸗ 
lagen der Behörde zu decken, ebenſo für den Ankauf und den 
Transport von nöthigen Sämereien, Pflanzen und Bäumen 
und für Expreßgebühren, Poſtporto und andere zufällige Aus⸗ 
lagen. a 


Genehmigt am 12. Februar 1879. 


! 


* 
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Ein Geſetz, 


um eine Wie für die Staats⸗Geſundheitsbehörde für die Jahre 
1879 und 1880 zu machen. 

Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 

Abſchnitt 1. Es iſt hiermit aus irgend welchen im 
Staatsſchatze befindlichen und nicht anderweitig angewieſenen 
Geldern die Summe von achthundert Dollars verwilligt, um 
alle Auslagen der Staats⸗Geſundheitsbehörde während der Jahre 
1879 und 1880 zu decken. 

Genehmigt am 8. Februar 1879. 


Ein Geſetz, 
um Bewilligungen zur Bezahlung ausſtehender Staats⸗Schuldverſchrei⸗ 
bungen und der Zinſen auf dieſelben zu machen. 

Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 

Ab ſchnitt 1. Es iſt hiermit aus irgend eicher im 
Staatsſchatze befindlichen und nicht anderweitig angewieſenen 
Geldern die Summe von fünfundvierzigtauſend Dollars ver⸗ 
willigt um, in Uebereinſtimmung mit dem Geſetze bereits ans⸗ 
gegebene, ausſtehende Staats⸗Schuldverſchreibungen zu bezahlen. 

Abſchnittt 2. Es iſt hiermit aus irgend welchen im 
Staatsſchatze befindlichen und nicht anderweitig angewieſenen 
Geldern die Summe von fünftauſend Dollars verwilligt, um die 
Zinſen auf bisher, in Uebereinſtimmung mit dem Geſetze, ausge⸗ 
gebene Staats⸗Schuldverſchreibungen zu bezahlen. 

Genehmigt am 10. Februar 1879. 


! 
| 


Ein Geſetz, 
um Vorkehrungen zu treffen für die gewöhnlichen Ausgaben der executiven, 
geſetzgebenden und richterlichen Abtheilungen des Staates und die 
Zinſen auf die öffentliche Schuld für die Jahre 1879 und 1880. 

Sei ed verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 

Abſchnitt 1. Um die gewöhnlichen Auslagen der execu⸗ 
tiven, geſetzgebenden und richterlichen Abtheilungen des Staates 


ne 
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oder Zinſen auf die öffentliche Schuld für die Jahre 1879 und 
1880 zu beſtreiten, ſind die folgenden Summen hiermit aus 
irgend welchen im Staatsſchatze befindlichen, nicht anderweitig 
angewieſenen, Geldern verwilligt: 


Für die Gehalte der Beamten der executiven Abtheilung, der 
Richter des Obergerichtshofes und der Diſtriktgerichte, der Gehalte. 
Diſtrikt⸗Anwälte, des Privatſecretärs des Gouverneurs, des 
Secretärs des Staatsrathes der Land⸗Commiſſäre und des 
Schreibers des Staats⸗Secretärs, zuſätzlich des nicht verausgab⸗ 
ten, im Beamten⸗Gehaltsfond vorhandenen Reſtes, der hiermit 
dieſem Fonde übertragen wird, die Summe von fünfundvierzig⸗ 
tauſend Dollars für das Jahr 1879 und die Summe von fünſ⸗ 
undvierzigtauſend Dollars für das Jahr 1880. ö 

Für zufällige, durch Geſetz beſtimmte, Druckſachen, die Summe 
von dreitauſend Dollars. 

Für allgemeine zufällige Auslagen der executiven und der N 
richterlichen Abtheilung die Summe von fünftausend Dollars für faule Auslagen 
das Jahr 1879 und fünftauſend Dollars für das Jahr 1880. 

Für Druckſachen für die Geſetzgebung, einſchließlich der Geſetze zuuatanen für 
und Journale der zweiten geſetzgebenden Verſammlung, zuſätz⸗ die Geſetzgevung 
lich der nicht verausgabten und vorhandenen Beträge aus den 
folgenden Fonds, welche hiermit auf dieſen Fond übergetragen 
ſind, nämlich: Ausſchüſſe der Geſetzgebung, Staatsgebühren, 
Codex, allgemeine Geſetze, Verbeſſerungen an Staatsbauten, 
Special⸗Record des Staats⸗Secretärs und Bibliothek des Ober⸗ 
gerichtshofes die Summe von zehntauſend Dollars. 

Für Miethen für die executive und die richterliche Abthei⸗ 
lungen, zuſätzlich des nicht verausgabten und in dieſem Fond Miethen. 
vorhandenen Betrages, welcher Betrag anmit dieſem Fond über⸗ 
tragen iſt, die Summe von viertauſend Dollars für das Jahr 
1879 und die Summe von fünftauſend Dollars für das Jahr 
1880. 


Für zufällige Auslagen in den executiven, geſetzgebenden und 
richterlichen Abtheilungen, einſchließlich der Bezahlung von Bufällige Aus 
Hausaufſeher, Kohlen, Waſſer, Gas, Abtrittreinigung, Schreib⸗ N 
materialien und anderer zufälligen Auslagen genannter Abthei⸗ 
lungen, die Summe von dreitauſend Dollars. 

Für Diäten und Meilengelder der Mitglieder und Diäten iter und 
der Beamten und Angeſtellten der zweiten geſetzgebenden Ver⸗Meilengelder 


Bufälige Druck⸗ 


Ueberſetzen. 


Allgemeine Aus⸗ 
lagen. 


Reſtverbleib. 


Dringlichkeits · 
Pr 
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ſammlung, zuſätzlich des nicht verausgabten und in dieſem Fonde 
vorhandenen Betrages, welcher Betrag anmit dieſem Fonde 
übertragen iſt, die Summe von achtzehntauſend Dollars. 

Für Abſchreiben, Ueberſetzen und Anfertigung des Inhalts⸗ 
verzeichniſſes der Geſetze, die Summe von dreitauſend Dollars. 

Für allgemeine zufällige Ausgaben der Geſetzgebung, ein⸗ 
ſchließlich der Miethe von Hallen, Ausſchußzimmern, Schreib⸗ 
materialien, Anſchaffungen aller Art und für Arbeit, die Summe 
von viertauſend Dollars. 

Abſchnitt 2. Irgend ein Betrag, der am Schluſſ des 
Jahres 1879 in irgend einem der vorerwähnten Fonds vor⸗ 
handen iſt, ſoll der hier gemachten Verwilligung für den betref⸗ 
fenden Fond für das Jahr 1880 gutgeſchrieben werden. i 

Abſchnitt 3. Da einzelnen der hier benannten Fonds 
kein Geld gutgeſchrieben iſt, ſoll dieſes Geſetz mit ſeiner Annahme 
in Kraft treten. 

Genehmigt am 10. Februar 1879. 


Ein Geſetz, 
um Bewilligung zur Deckung von Auslagen zu machen, und von Anſprüchen, 
die unter dem Geſetze in Bezug auf flüchtige Verbrecher entſtanden. 

Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 

Abſchnitt 1. Es ſei und es iſt hiermit aus irgend 
welchem im Staatsſchatze befindlichem Gelde, das nicht bereits 
anderweitig angewieſen, die Summe von zweitauſend Dollars 
verwilligt, zur Deckung der Auslagen und Anſprüche, die dem 
Staate bereits entſtanden oder ſpäter noch entſtehen mögen, 
unter dem Geſetze in Bezug auf flüchtige Verbrecher. 

Genehmigt am 14. Februar 1879. 


Ein Geſetz, 


um Bewilligungen für die Irrenanſtalt für die Jahre 1879 und 1880 
zu machen. 


Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 

Abſchnitt 1. Es ſei und es iſt hiermit aus irgend 
welchen im Staatsſchatze befindlichen, nicht anderweitig ange⸗ 
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wieſenen, Geldern, die Summe von achttauſend Dollars verwil⸗ 
ligt, zum Unterhalt der eee für die Jahre 1879 und 
1880. 

Genehmigt am 8. Februar 1879. 


— — 


Ein Geſetz, 
welches Bewilligungen macht, um den verſchiedenen Counties des Staates 
die Gelder wiederzuerſtatten, die ſie bereits zum Unterhalte von 
geiſteskranken Armen ausgelegt haben oder noch 
auslegen mögen. 

Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 

Abſchnitt 1. Aus irgend welchen im Staatsſchatze be⸗ 
findlichen, nicht bereits anderweitig angewieſenen, Geldern, ſei 
und iſt anmit die Summe von zehntauſend Dollars verwilligt, 
um den verſchiedenen Counties des Staates irgend welche Gelder 
zu erſetzen, die ſie zum Unterhalte von geiſteskranken Armen 
ausgegeben haben oder noch ausgeben mögen. 


Genehmigt am 11. Februar 1879. 


— — 


N / Ein Geſetz, 
um einen Fond für die Herſtellung weiterer Gebäulichkeiten in der Stum⸗ 
men⸗ und Blinden⸗Anſtalt zu ſchaffen und für andere Verbeſſerungen. 

Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 

Abſchnitt 1. Zum Zwecke der Errichtung weiterer Ge⸗ 
bäulichkeiten für die Stummen⸗ und Blinden⸗Anſtalt, um Waſſer 
für dieſelbe zu beſchaffen, und zur Anſchaffung von weiterem 
Druckmaterial zum Gebrauche in derſelben, iſt anmit die Summe 
von fünſtauſend fünfhundert Dollars (85500) verwilligt, aus 
irgend welchen im Staatsſchatze vorhandenen und nicht ander⸗ 
weitig angewieſenen Geldern. 

Abſchnitt 2. Dieſer Fond ſoll ausſchließlich zu dem 
oben angegebenen Zwecke verwendet werden. 

Abſchnitt 3. Der Staats⸗Auditor ſoll auf ihm zuge; 
gangene Aufforderung des Präſidenten des Verwaltungsrathes, 


Verwilligung. 


. 
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gegengezeichnet vom Secretär deſſelben, ſeine Anweiſung zu 
. Gunſten des Schatzmeiſters des genannten Rathes für die oben 
angegebene Summe ausſtellen. 


Genehmigt am 20. Februar 1879. g 


— 


Ein Geſetz, 
welches Bewilligungen zur Führung und zum Unterhalt des Staatszucht⸗ 
hauſes für die Jahre 1879 und 1880 macht. 

Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 


Abſchnitt 1. Um alle durch die Leitung und den Unter⸗ 
Berritfigung für halt des Staatszuchthauſes geſchaffenen Auslagen zu decken, 
einſchließlich der Gehalte von Beamten und Angeſtellten und 
aller anderen geſetzlichen Auslagen, die daſelbſt während des 
Jahres 1879 gemacht werden, ſo iſt hiermit aus irgend welchen 
im Staatsſchatze befindlichen Geldern, die nicht bereits ander⸗ 
weitig angewieſen worden, die Summe von dreißigtauſend Dol⸗ 
lars verwilligt, zuſätzlich des unausgegebenen und an Hand 
befindlichen Reſtes von Geldern, die für Sträflingsarbeiten ein⸗ 
genommen wurden und welcher Betrag hiermit dieſem Fond 

eübergeſchrieben wird. 
Für das Jahr 1880 iſt die Summe von fünfunddreißigtauſend 
59 Hanne für Dollars verwilligt, zuſätzlich aller Gelder, die für Sträflings⸗ 
arbeiten während der Jahre 1879 und 1880 eingehen mögen. 
Ueberjhub zu Irgend welcher Betrag von der Verwilligung für das Jahr 1879, 
1880. der am Schluſſe des Jahres nicht ausgegeben iſt, ſoll der hierin 
gemachten Verwilligung für das Jahr 1880 gutgeſchrieben 

werden. 


Genehmigt am 11. Februar 1879. 


d 
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Ein Geſetz, 
um Bewilligungen zu machen zur Deckung der Auslagen für die Auswahl, 
Auslegung, Abſchätzung, Verpachtung und den Verkauf von Land, 
das dem Staate von den Vereinigten Staaten geſchenkt 
wurde, und zur Deckung der Auslagen des Staats⸗ 
rathes der Land⸗Commiſſäre für die 
Jahre 1879 und 1880. 

Sei es verordnet durch die e eee des 
Staates Colorado: 

Abſchnitt 1. Der dem Land⸗Commiſſär⸗Fonde übertra⸗ 

ewilligung für 

gene, noch nicht ausgegebene und im Staatsſchatze vorhandene 1879 uno 1800. 
Betrag, ſei und iſt hiermit dem gleichen Fonde für die Jahre 
1879 und 1880 gutgeſchrieben und derſelbe tft anmit verwilligt 
um die Auslagen der Land⸗Commiſſäre für die Jahre 1879 und 
1880 zu decken. Indeſſen ſollen aus dem Land⸗Commiſſär⸗ 
Fonde alle Auslagen irgend welcher Art, für Anlegung, Ver⸗ 
kauf, Verpachtung und Abſchätzung aller Schul- und anderer 
Staats⸗Ländereien gedeckt werden. 

Abſchnitt 2. Die im Staatsſchatze vorhandenen unver⸗ 
ausgabten Gelder aus dem Regiſtrator- und Einnehmer⸗, und e 
der Blinden⸗ und Stummen⸗Anſtalt⸗Fonde find anmit dem und Einnehmer. 
Regiſtrator⸗ und Einnehmer⸗Fonde für die Jahre 1879 und 
1880 übertragen und ſind verwilligt, um die Gebühren der 
Vereinigten Staaten Regiſtratoren und Einnehmer für die 
Jahre 1879 und 1880 für Auslegung der dem Staate von den . 
Vereinigten Staaten geſcheniten Ländereien zu decken. 


Genehmigt am 8. Februar 1879. 


f 8 Ein Geſetz, 
zur Anſchaffung und zum Ankauf von Geſetzbüchern für die Bibliothet des 
Obergerichtshofes. N 

Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 

Abſchnitt 1. Es ſind anmit eintauſend Dollars (81000) 
aus irgend welchen im Stratsſchatze befindlichen Geldern, die 
nicht bereits anderweitig angewieſen ſind, verwilligt, zum An⸗ 
kaufe von Geſetzbüchern für die Bibliothek des Obergerichtshofes 


dieſes Staates. 
(3) 


*. 
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Abſchnitt 2. Die Richter des Obergerichtshofes follen 
beſtimmen, welche Bücher unter Abſchnitt eins dieſes Geſetzes 
anzuſchaffen ſind, und der Auditor iſt anmit ermächtigt, ſeine 
Anweiſung für Bezahlung derſelben auszuſtellen, auf eine Be⸗ 
ſcheinigung der Richter des Obergerichtshofes oder des vorſitzen⸗ 
den Richters hin. 

Abſchnitt 3. Da für die Bibliothek des Obergerichts⸗ 
hofes Bücher ſofort erforderlich ſind, ſo liegt, nach Anſicht dieſer 
Geſetzgebung, eine Dringlichkeit vor, und deßhalb ſoll De 
Geſetz mit ſeiner Annahme in Kraft treten. 2 


Genehmigt am 8. Februar 1879. N | 


— 


Ein Geſetz, 
um es dem Staat Colorado zu ermöglichen, eine gewiſſe Anzahl der 
„Berichte über Geſetz- und Rechts⸗Fälle, entſchieden im Ober⸗ 
gericht von Colorado, verfaßt von L. B. France, amtlichem 
Berichterſtatter,“ anzukaufen. 

Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 

Abſchnitt 1. Aus im Staatsſchatze vorhandenen Geldern, 
die nicht bereits anderweitig angewieſen ſind, iſt anmit die 
Summe von zehnhuudert und fünfzig Dollars verwilligt, zum 
Ankauf von hundert und fünfzig Exemplaren eines „Berichtes 
über Geſetz⸗ und Rechts⸗Fälle, entſchieden im Obergericht von 
Colorado,“ und bezeichnet als „Colorado Berichte, Band III.“ 
Ebenſo eine gleich große Summe zum Ankauf einer gleich großen 
Anzahl von Band IV. genannter Berichte, von L. B. France, 
amtlichem Berichterſtatter, verfaßt. Der Staats⸗Auditor ift 
anmit ermächtigt, ſeine Zahlungsanweiſung zum Betrage von 
zehnhundert und fünfzig Dollars zu Gunſten des genannten 
L. B. France auszuſtellen, wenn die genannten hundert und 
fünfzig Exemplare ron Band III. an den Staats⸗Secretär abge⸗ 
liefert ſind, und eine weitere Anweiſung zum gleichen Betrag 
zu Gunſten des genannten L. B. France, nachdem hundert und 
fünfzig Exemplare von Band IV. an den Staats⸗Secretär abge⸗ 
liefert ſind. 


Genehmigt am 12. Februar 1879. | 


t 
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Ein Geſetz, 


um einen weiteren Fond für die laufenden Ausgaben der Staatsuniverſität 
zu ſchaffen und zur Verbeſſerung der Gebäulichkeiten und Anlagen 
derſelben. 

Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 

Abſchnitt 1. Um Aenderungen im Univerſitätsgebäude 
und Verbeſſerungen in den Anlagen zu machen, zur Anſchaffung Bewinigung. 
von weiterem Mobiliar und zur Deckung der laufenden Aus⸗ 
lagen iſt hiermit die Summe von ſiebentauſend Dollars aus 
irgend welchen Geldern im Staatsſchatze angewieſen, die nicht 
bereits anderweitig verwilligt wurden. 

Abſchnitt 2. Dieſe Summe ſoll ausſchließlich wie vor⸗ 
beſtimmt verwendet werden. Sollte aber ein Ueberſchuß in Wie zu verwen⸗ 
Händen der Curatoren der Univerſität verbleiben, ſo mag der⸗ 
ſelbe zur Anſchaffung einer Bibliothek verwendet werden. 

Abſchnitt 3. Der Staats⸗Auditor ſoll auf Verfügung 
des Präftdenten des Curatorenrathes, gegengezeichnet vom Secre⸗ Zahlungsanwei⸗ 
tär deſſelben, feine Anweiſung zu Gunſten des Schatzmeiſters 
des genannten Rathes für den oben angegebenen Betrag ausſtel⸗ 
len. Es darf aber kein Theil des Univerſitäts⸗Fondes zur 
Bezahlung von Gehalten an die Curatoren der Univerſität ver⸗ 
wendet werden. 


Genehmigt am 18. Februar 1879. 


Ein Geſetz, 
um die Zeugen bei der Verhandlung in der beanſtandeten Wahl von Boyd 
gegen DeFrance für einen Sitz im Staatsſenat vom ſiebten Diſtrikt 
zu bezahlen, und um dem genannten DeFrance die in 
Folge dieſer Beanſtandung verurſachten Aus⸗ 
lagen zu vergüten. 

Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 

Abſchnitt 1. Es ſei hiermit aus irgend welchen im 
Staatsſchatze befindlichen Geldern, die nicht bereits ſchon ander⸗ Verwilligung. 
weitig angewieſen ſind, die Summe von hundert und fünfzehn 
Dollars und ſechszig Cents verwilligt, um damit die Anſprüche 
von Zeugen und von A. H. DeFrance in dem beanſtandeten 


nn we 
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Wahlfalle von Joſeph T. Boyd gegen Alliſon H. DeFrance für 
einen Sitz vom ſiebten Diſtrikt im Staatsſenat von Colorado zu 


vergüten. 


Abſchnitt 2. Dieſer Geldbetrag iſt an machbenannte 
Perſonen in den angegebenen Beträgen zu vertheilen, nämlich an: 
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Charles H. Danforth, Zeuge, . . 85.20 
Joſeph Kenniſon, Zeuge, 2 . 6 00 
William M. Allen, Zeuge, . 6 00 
John G. Huber, Zeuge, 5 8 8 00 
Al. Townſend, Zeuge, : > 12 00 
John Powell, Zeuge, . R : 8 00 
Geo. W. Goldsworthy, Zeuge, ; a 8 00 
Thos. M. Littlefield, Zeuge, 5 8 8 00 
R. H. Stewart, Zeuge, a . a 8 00 
S. S. Woodbury, Zeuge, . : 12 40 
W. B. Todd, Zeuge, 5 5 R 8 00 
J. G. Peaſe, Zeuge,, \ 8 00 


und die weitere Summe von 818.00 an den genannten DeFrance, 
den Beanſtandeten, zur Deckung der Auslagen, die dieſer De⸗ 
France im genannten Wahlbeanſtandungsfalle hatte. 

Abſchnitt 3. Der Staats⸗Auditor ſoll Zahlungsanwei⸗ 
ſungen an den Staatsſchatz ausſtellen, zu Gunſten der in Ab⸗ 
ſchnitt zwei genannten Perſonen, für die betreffenden Beträge. 

Abſchnitt 4. Der Anſicht der Geſetzgebung nach beſteht 
eine Dringlichkeit und deßhalb ſoll dieſes Geſetz mit ſeiner An⸗ 
nahme in Kraft treten. 

Genehmigt am 11. Februar 1879. 


Anweiſung. 


Dringlichkeits⸗ 
Klausel. 


Beſchworene 
Ausſage. 


Ein Geſetz, 


in Bezug auf Beſchlagnahmen, die von Friedensgerichten angeordnet werden. 


Sei es verordnet durch die Heeg des 
Staates Colorado: 


Abſchnitt 1. 


Wenn irgend ein Gläubiger oder irgend 


eine glaubwürdige Perſon an ſeiner Statt, vor irgend einem 
Friedensrichter eine beſchworene Ausſage macht und hinterlegt, 
worin er angibt, daß der in ſolcher beſchworenen Ausſage nam⸗ 
haft gemachte Beklagte dem Gläubiger rechtmäßigerweiſe eine 


— —— ¶ k＋ʒ＋ Q 
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Summe Geldes von nicht über dreihundert Dollars auf einen 
ausdrücklichen Contract oder ein Uebereinkommen hin ſchuldet, 
wobei er den Betrag der Schuld möglichſt genau angeben, und 
ebenſo einen oder mehrere der folgenden Gründe für Beſchlag⸗ 
nahme vorbringen ſoll, nämlich: 


Erſtens— Daß der genannte Schuldner eine auswärtige Cor- Angabe des 
poration iſt. ade 
Zweitens Daß der genannte Schuldner ein Nichteinwohner 
dieſes Staates iſt. 
Drittens — Daß der genannte Schuldner ſich verſteckt hält oder 
einem Beamten Trotz bietet, ſo daß ihm keine gerichtliche Vor⸗ 
ladung zugeſtellt werden kann, oder daß genannter Schuldner 
während der letztverfloſſenen vier Monate aus dem Staate abwe⸗ 
ſend war, oder daß der Aufenthaltsort des genannten Schuldners 
ſeit vier Monaten unbekannt iſt, und daß die Schuld, welche ſo 8 
eingeklagt wird, während des genannten Zeitraumes von vier 
Monaten fällig war. 
Viertens — Daß der genannte Schuldner den Staat verlaſſen 
hat oder denſelben zu verlaſſen im Begriffe ſteht, in der Abſicht, 
ſein Eigenthum oder einen bedeutenden Theil deſſelben aus dem 
Staate zu entfernen, oder aber daß der genannte Schuldner im 
Begriffe ſteht, ſein Eigenthum aus dem Staate zu entfernen, in 
der Abſicht, ſeinen Gläubigern Hinderniſſe in den Weg au legen, 
fie hinzuhalten oder zu betrügen. 


Fünftens— Daß genannter Schuldner fein Eigenthum über⸗ 
ſchrieben, übertragen oder abgetreten, oder im Begriffe ſteht, es 
zu überſchreiben, übertragen oder abzutreten, in der Abſicht, ſeinen 
Gläubigern Hinderniſſe in den Weg zu legen, ſie hinzuhalten 
oder zu betrügen. 

Sechſtens — Daß genannter Schuldner fein Eigenthum verſteckt, 
entfernt oder veräußert hat, oder im Begriffe ſteht, daſſelbe zu 
verſtecken, zu entfernen oder zu veräußern, in der Abſicht, ſeinen 
Gläubigern Hinderniſſe in den Weg zu legen, ſie hinzuhalten oder 
zu betrügen. 

Siebentens—Daß die Schuld für einen Gegenſtand oder 
- Gegenftände eingegangen wurde, deren Preis oder Werth zur 
„Seit der Ablieferung derſelben hätte bezahlt werden ſollen, was 
aber genannter Schuldner zu thun verſäumte oder ſich weigerte. 

Achtens— Daß die Schuld durch Arbeit und Tagelohn ent⸗ 


Bürgſchaft. 
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ſtand, die der Schuldner zur Zeit als die Arbeit und der Tage⸗ 
lohn vorgenommen wurden, hätte bezahlen ſollen. 


Neuntens — Daß der genannte Schuldner betrügeriſcherweiſe 
die Schuld contrahirte oder einging, oder mittelſt falſcher Vor⸗ 
ſpiegelungen oder unter einem falſchen Vorwand, oder daß er auf 
andere betrügeriſche Weiſe ſich die Gelder, Waaren, bewegliche 
Habe oder Effecten des Klägers zu verſchaffen wußte, —dann 
kann der Friedensrichter gleichzeitig mit dem Erlaſſe der Vor⸗ 
ladung in dem Falle, oder zu irgend einer ſpäteren Zeit, und ehe 
das Schlußurtheil in dem Falle gefällt wird, einen Beſchlag⸗ 
nahme⸗Befehl gegen das perſönliche Eigenthum des genannten 
Schuldners innerhalb ſeines County erlaſſen, welches Eigenthum 
nicht geſetzlich vom Pfandrechte ausgeſchloſſen iſt, um daſſelbe als 
Sicherheit für irgend ein Erkenntniß zu halten, das dem Kläger 
in dem betreffenden Falle zugeſprochen werden mag. 


Abſchnitt 2. Kein Friedensrichter ſoll einen Beſchlag⸗ 
nahme⸗Befehl erlaſſen, ehe der Kläger nicht in ſeinem Amtslokale 
eine durch einen oder mehrere genügende Bürgen ausgefertigte, 
und vom Friedensrichter genehmigte, Bürgſchaft geſtellt und 
hinterlegt hat, mindeſtens zum doppelten Betrage des vom Kläger 
erhobenen Anſpruches, in welcher Bürgſchaft die Bedingung ent⸗ 
halten ſein muß, daß der Kläger dem Beklagten jeden Schaden 
und alle Koſten erſetzen muß, die dem Beklagten aus der Beſchlag⸗ 


nahme erwachſen, wenn dieſelbe ungerechterweiſe erlangt wurde. 


Beſchlagnahme⸗ 
Beſehl. 5 


Nichtfällige 
Schulden 


Abſchnitt 3. Der Beſchlagnahme⸗Befehl ſoll an irgend 
einen Conſtable des betreffenden Countygerichts gerichtet und an 
ihn ausgeliefert werden, und ſoll ihn beauftragen, die Waaren, 
bewegliche Habe, Actien oder Theilhaberſchaft an Actien, Anrechte, 
Guthaben, Gelder und Effecten des Beklagten in ſeinem County, 
die nicht geſetzlich vom Pfandrechte befreit ſind, oder einen genü⸗ 
gend großen Theil derſelben, um die Anſprüche des Klägers zu 
decken, die in der beſchworenen Ausſage angegeben, ſowie die 
etwaigen aus der Klage entſtehenden Koſten, mit Beſchlag zu 
belegen. 


Abſchnitt 4. Es können Klagen begonnen und Beſchlag⸗ 
nahme⸗Befehle in hierin vorgeſchriebener Weiſe erlaſſen werden, 
auf Schulden und Verbindlichkeiten, die noch nicht zahlbar find, 
wenn in der beſchworenen Ausſage irgend einer der in dieſem 
Geſetze für Beſchlagnahmen erforderlichen Gründe angegeben 


. 
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wird, den erſten, zweiten und dritten ausgenommen. Indeſſen 
ſoll in allen ſolchen Fällen, wenn der Grund für die Beſchlag⸗ 
nahme nicht erwieſen wird, kein Erkenntniß erlaſſen und die 
Klage abgewieſen werden. Ferner ſoll in allen Fällen, wo 
unter den Beſtimmungen dieſes Abſchnittes ein Erkenntniß zu 
Gunſten des Klägers gegeben wird, ein Zinsabzug erfolgen, von 
der Zeit an gerechnet, wo das Erkenntniß abgegeben wurde, bis 
zur Zeit, wann die Schuld fällig iſt. 


Abſchnitt 5. Der Kläger, ſein Sachwalter oder Rechts⸗ 
beiſtand kann zu irgend einer Zeit vor Verhandlung der Schuld-: 


frage mittelſt beſchworener Ausſage die Gründe der Beſchlag⸗ 


nahme, welche in der beſchworenen Ausſage aufgeſtellt worden, 
auf welche hin der Befehl zu erlaſſen iſt, zur Verhandlung 


bringen. Wenn bei der Verhandlung der ſo gemachten Angaben 
die Richtigkeit einer oder mehrerer Gründe für Beſchlagnahme, 
wie in ſeiner beſchworeuen Ausſage aufgeſtellt, durch den Kläger 


bewieſen wird, ſo ſoll die Beſchlagnahme aufrecht erhalten werden. 
Wenn aber bei der Verhandlung der Angaben der Kläger gänz⸗ 
lich außer Stande iſt, einen genügenden Grund für die Beſchlag⸗ 
nahme feſtzuſtellen, ſoll dieſelbe auf Koſten des Klägers aufge⸗ 
hoben werden. Wenn aber die Schuld zur Zeit der Klage fällig 
iſt, ſo kann die Klageſache nach Aufhebung der Beſchlagnahme 
zum Austrage gebracht werden, gerade wie in Klageſachen, wo 
keine Beſchlagnahme erfolgte. 


Abſchnitt 6. Der Beſchlagnahme⸗Befehl ſoll an irgend 


einen Conſtable des County, in welchem die Klage begonnen Feſehtanahme⸗ 


wurde, gerichtet ſein, und ein ſolcher Eonftabfe ſoll darin beauf⸗ 
tragt werden, eine Abſchrift des Befehles dem Beklagten zuzuſtel⸗ 
len und ſoviel von dem perſönlichen Eigenthum des Beklagten 
innerhalb ſeines County, das dem Pfandrechte unterworfen iſt, 
mit Beſchlag zu belegen und in ſeinem Gewahrſam zu halten, als 
genügend ſein mag, um den Anſpruch des Klägers zu befriedigen, 
(der betreffende Betrag ſoll in dem Befehle in Uebereinſtimmung 
mit der beſchworenen Ausſage für die Beſchlagnahme angegeben 
ſein,) es ſei denn, daß der Beklagte bei dem Friedensrichter die 


im Befehle angegebene Summe Geldes hinterlegt oder dem Klä⸗ 
ger eine vom Friedensrichter zu genehmigende Sicherheit durch 


mindeſtens zwei genügende Bürgen gibt, in genügendem Betrage, 
um das Guthaben nebſt Koſten zu decken, oder in einem Betrage, 
der dem Werthe des mit Beſchlag belegten Eigenthums gleich⸗ 
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kommt. Wenn ſolche Sicherheit angeboten wird, ſoll es die 
Pflicht des Friedensrichters ſein, ſie anzunehmen, wenn ſie genü⸗ 
gend iſt. 


Abſchnitt 7. Die Anrechte, Actien und Theilhaberſchaft, 
welcher der Beklagte in irgend einer Corporation, Actiengeſell⸗ 
ſchaft oder einer Geſchäftstheilhaberſchaft beſitzen mag, nebſt den 
Zinſen und Gewinnen aus denſelben ſowohl wie auch alle dem 
Beklagten von irgend einer Perſon zuſtändigen Guthaben, ſollen 
der Wegnahme kraft eines Beſchlagnahme⸗Befehles unterworfen 
ſein, und können, wenn das Urtheil zu Gunſten des Klägers 
ausfällt, behufs Deckung des Urtheils und der Vollzugskoſten 
verkauft werden. 


Abſchnitt 8. Der Conſtable, dem der Befehl zugeſtellt 
worden, ſoll denſelben ohne Aufſchub ausführen, und wenn der 
Betrag nicht hinterlegt oder die oben vorgeſchriebene Sicherheit 
gegeben wird, dann in folgender Weiſe: 

Erſtens—Bewegliches Eigenthnum, das ſich unter der Hand 
wegſchaffen läßt, ſoll dadurch mit Beſchlagnahme belegt werden, 
daß der Conſtable daſſelbe in ſeinen Beſitz nimmt. 


Zweitens — Schulden, Guthaben und andere vorhandene Gegen⸗ 
ſtände, die ſich nicht unter der Hand wegſchaffen laſſen, ſollen in 
der Weiſe mit Beſchlag belegt werden, daß man bei dem Schuld- 
ner, oder demjenigen, welcher ſolche Guthaben in ſeinem Beſitze 
oder unter ſeiner Obhut hat, oder bei ſeinem Sachwalter eine 
Abſchrift des Beſchlagnahme⸗Befehles hinterläßt, nebſt einer An⸗ 
zeige, daß der Betrag, den er dem Beklagten ſchuldet, oder das 
Guthaben, oder anderes beanſpruchtes Eigenthum, oder beweg⸗ 
liches Eigenthum, das ſich in ſeinem Beſitze oder unter ſeiner 
Obhut befindet und dem Beklagten gehört, kraft des genannten 
Befehles mit Beſchlag belegt ſind. Jede Corporation, wenn 
nicht eine Municipal⸗Corporation, Sheriff, Conſtable oder Ver⸗ 
trauensmann kann unter den Beſtimmungen dieſes Abſchnittes 
ſequeſtrirt werden. 


Abſchnitt 9. Jede Perſon, welcher, wie in vorſtehendem 
Abſchnitte beſtimmt, eine Anzeige zugegangen, kann alle dem 
Beklagten ſchuldigen Gelder, oder bewegliches Eigenthum, oder 
beanſpruchtes Eigenthum, das dem Beklagten gehört, und ſich in 
ihrem Beſitze oder unter ihrer Obhut befindet, an den Conſtable 
ausliefern, in deſſen Händen ſich der Beſchlagnahme⸗Befehl befin⸗ 
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det, und deſſen Empfangsbeſcheinigung dafür ſoll genügender 
Beweis ſolcher Uebergabe ſein. Wenn eine ſolche Ablieferung 
nicht erfolgt, ſo ſoll der Sequeſtrirte dem Kläger für den Betrag 
aller Schulden, Eigenthum oder anderer vorhandenen Gegen⸗ 
ſtände verantwortlich ſein, für die er andernfalls dem Beklagten 
verantwortlich ſein würde, bis die Beſchlagnahme aufgehoben 
oder dem Urtheile, abgegeben in dem betreffendem Falle, Genüge 
geleiſtet worden. _ 

Abſchnitt 10. Jede ſo ſequeſtrirte Perſon ſoll verpflich- „. ernefmung 
tet fein, vor dem Friedensrichter, der den Beſchlagnahme⸗Befehl unter 
erlaſſen, an dem in der an ihn ergangenen Vorladung beſtimmten 
Orte zur angegebenen Zeit zu erſcheinen, um unter Eid verhört 
zu werden über ſeine Schuld an den Beklagten, oder das perſön⸗ 
liche Eigenthum oder andere vorhandene Gegenſtände, die zur 
Zeit als ihm ſolche Anzeige gemacht wurde, in ſeinem Beſitze 
waren oder ſeitdem in ſeinen Beſitz gekommen, und die dem in 
der Beſchlagnahme genannten Beklagten gehören. Nach vorge⸗ 
nommenem Verhöre kann der Friedensrichter anordnen, daß das 
Eigenthum oder andere Gegenſtände, welche dem Beklagten gehö⸗ 
ren, und die ſich unter Aufſicht oder Obhut des Sequeſtrirten 
befinden, an den Conſtable, in deſſen Händen ſich der Beſchlag⸗ 
nahme⸗Befehl befindet, auf ſolche Bedingungen hin ausgeliefert 
werden, wie er für angemeſſen erachten mag. Wenn ſich ſolches 
Eigenthum nicht ausliefern läßt, dann ſoll eine Liſte deſſelben an 
den Conſtable gegeben werden, der es auf dem Beſchlagnahme⸗ 
Befehl zu verzeichnen hat. 

Abſchnitt 11. Der Conſtable hat ein umfaſſendes und 
vollſtändiges Inventar des von ihm mit Beſchlag belegten Eigen- Inventar. 
thums anzufertigen und daſſelbe an den Friedensrichter, der den 
Beſchlagnahme⸗Befehl erlaſſen, einzureichen. Um es ihm zu 

ermöglichen, einen ſolchen Bericht über beanſpruchtes Eigenthum 
und über Guthaben, die der Sequeſtrirte dem Beklagten ſchuldigt, 
anzufertigen, ſoll er zur Zeit wenn er den Befchlagnahme⸗Befehl 
vorweiſt und die in Abſchnitt neun (9) dieſes Geſetzes vorgeſehene 
Anzeige macht, die Partei, welche das Guthaben ſchuldet, oder im 
Beſitze von beanſpruchtem Eigenthum des im Beſchlagnahme⸗ 
Falle Beklagten iſt, auffordern, ihm unter Eid eime ſchriftliche 
Angabe zu machen über das dem im Beſchlagnahmefalle Beklagten 
ſchuldige Guthaben und des ihm zu gehörenden Eigenthums, das 
ſich in ſeinem Beſitze oder unter ſeiner Obhut befinden mag. 
4) 
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Wenn eine derartige Angabe verweigert wird, ſoll der Conſtable 
bei Rückberichtung des Befehls die Thatſache einer ſolchen Wei⸗ 
gerung angeben. 

Abſchnitt 12. Wenn irgend eine andere Perſon als der 
im Beſchlagnahmeſalle Beklagte beanſprucht, das mit Beſchlag 
belegte Eigenthum oder irgend einen Theil deſſelben zu eignen 
oder zu deſſen Beſitz berechtigt zu ſein, ſo kann er zu irgend einer 
Zeit, ehe der Fall zur Verhandlung kommt, ſeine beſchworens 
Ausſage beim Friedensrichter hinterlegen, worin er ſeinen An⸗ 
ſpruch geltend macht mit genauer Angabe desjenigen Eigen⸗ 
thumes, das er beanſprucht. Nach Einreichung einer derartigen 
beſchworenen Ausſage ſoll der Friedensrichter Ort und Zeit 
beſtimmen zur Verhandlung über Anrecht auf das Eigenthum, 
die aber innerhalb fünf Tagen vom Tage der Einreichung einer 
ſolchen beſchworenen Ausſage an gerechnet, ſtattfinden ſoll. Wenn 
möglich ſoll dem die Beſchlagnahme veranlaſſenden Gläubiger 
ſowie dem Schuldner ſchriftliche Kenntniß von dem zu verhan⸗ 
delnden Anſpruche gegeben werden. In allen derartigen Fällen, 
wo nach ſtattgefundener Verhandlung es ſich herausſtellt, daß der 
Beanſpruchende zu dem Eigenthum berechtigt iſt, ſoll der dem 
Beanſpruchenden in Folge der Beſchlagnahme verurſachte Schaden 
vom Gerichte oder durch Geſchworene abgeſchätzt werden und der 
Beanſpruchende ſoll Vergütung ſeiner Koſten durch den Beſchlag 
erhebenden Gläubiger erhalten. Fällt das Urtheil zu Gunſten 
des Beſchlag erhebenden Gläubigers aus, ſo ſoll er zur Vergütung 
der Koſten durch den Anſprucherhebenden berechtigt ſein. 

Abſchnitt 13. Wenn der Beklagte oder Jemand an ſei⸗ 
ner Statt das mit Beſchlag belegte Eigenthum, kraft eines Geſetzes 
dieſes Staates, als von Pfändung frei beanſprucht und der 
beſchlagnehmende Gläubiger ſtellt in Abrede, daß das Eigenthum 
derart frei ſei, ſo ſollen die in vorhergehendem Abſchnitte feſtge⸗ 
ſetzten Verhandlungen ſtattfinden, um das Recht der Pfandfrei⸗ 
heit feſtzuſtellen. 

Abſchnitt 14. Wenn dem Kläger die Schuld oder ein 
Theil derſelben zugeſprochen wird, ſoll der Friedensrichter dem 
Conſtable einen Verkaufsbefehl zuſtellen, worin er ihn anweiſt, 
die Schuld aus dem von ihm mit Beſchlag belegten Eigenthum 
zu tilgen, ſoweit dies hinreichen mag. Falls aber das mit 
Beſchlag belegte Eigenthum nicht ausreicht um die Schuld zu 
tilgen, dann ſoll der Friedensrichter einen Pfändungsbefehl wie 
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in anderen Fällen erlaſſen. Alle Verkäufe unter Beſchlagnahmen 
ſollen in gleicher Weiſe vor ſich gehen, wie dies geſetzlich für 
Verkäufe von perſönlichem Eigenthum unter Pfändungsbefehlen 
ſtattzufinden hat. 

Abſchnitt 15. Wenn immer die Schuld unter dem Ur⸗ 
theile vollſtändig getilgt worden, ſoll der Conſtable an den 
Beklagten oder deſſen ermächtigten Sachwalter, auf entſprechendes 
Verlangen, alles mit Beſchlag belegte Eigenthum, das ſich unver⸗ 
kauft in ſeinen Händen befindet, nebſt dem Ertrag von irgend 
welchem verkauftem Eigenthum, der nicht zur Deckung des 
Urtheils und der Koſten in dem betreffenden nn verwandt 
wurde, ausliefern. 


Abſchnitt 16. Der Beklagte kann zu jeder Zeit ehe das 
Schlußurtheil in dem Falle gefällt wird, das unter einem Be⸗ 
ſchlagnahmebefehl weggenommene Eigenthum wieder an ſich 
bringen, wenn er eine weiter unten beſchriebene Bürgſchaft hinter⸗ 
legt. Eine ſolche Bürgſchaft ſoll vom Beklagten an den Kläger 
ausgeſtellt werden, von zwei verantwortlichen Bürgen, jeder ein Vürgſchaft. 
Bewohner des County in welchem der Klagefall ſchwebt, unter⸗ 
zeichnet, und ſoll in der Weiſe lauten, daß im Falle der Kläger 
in dem ſchwebenden Falle ein Urtheil gegen den Beklagten 
erhält und die „eſchlagnahme nicht aufgehoben. wird, der 
Beklagte an den Conſtable alles Eigenthum ausliefern will, das 
unter dem Beſchlagnahmebefehl weggenommen wurde, oder wenn 
er verfehlt dies zu thun, daß er dann dem Kläger den vollen 
Betrag des mit Beſchlag belegten Eigenthumes im Betrage des 
im Falle erlangten Urtheils und der Koſten bezahlen will. Um 
den Werth des mit Beſchlag belegten Eigenthums zu ermitteln, 
ſoll der Friedensrichter, auf Verlangen des Beklagten, drei unpar⸗ 
teiiſche Perſonen ernennen, die zur Abſchätzung und Veranſchla⸗ 
gung des Werthes des mit Beſchlag belegten Eigenthums einge⸗ 
ſchworen werden ſollen, und die umgehend ihren Bericht über die 
Abſchätzung an den Friedensrichter machen ſollen. Nach Einbe⸗ 
richtung einer ſolchen Abſchätzung ſoll die in der hier vorge⸗ 
ſchriebenen Bürgſchaft feſtzuſetzende Summe den doppelten 
Betrag einer ſolchen Abſchätzung ausmachen. Der Friedens⸗ 
richter ſoll die Bürgen auf einer ſolchen Bürgſchaft dazu anhal⸗ 
ten, ſich, wie in anderen Fällen, im doppelten Betrage des abge⸗ 
ſchätzten Werthes des mit Beſchlag belegten Eigenthumes haftbar 
zu machen. 
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Abſchnitt 17. Der Beklagte kann gleichfalls zu jeder 
Zeit ehe zur Verhandlung des Falles ſelbſt geſchritten wird, und 
nachdem er dem Kläger oder deſſen Sachwalter mindeſtens vier⸗ 
undzwanzigſtündige Anzeige davon gegeben, beim Friedensrichter 
einen Antrag auf Aufhebung des Beſchlagnahmebefehles ſtellen, 
auf den Grund hin, daß der Befehl in ungehöriger Weiſe erlaſſen 
worden, aus irgend einer Urſache, die aus den Acten in dem 
Falle erſichtlich ſei. Nach Anhörung eines ſolchen Antrages ſoll 
dem Friedensrichter die volle Befugniß zuſtehen, alle Acten und 
Erlaſſe in dem Falle vervollſtändigen zu laſſen, damit den Par⸗ 
teien volle Gerechtigkeit widerfahre. Kein Beſchlagnahmebefehl 
ſoll in irgend einem Falle wegen Irrthümern oder Mängeln in 
der beſchworenon Ausſage, der Bürgſchaft oder der Vorladung 
aufgehoben werden, wenn auf Erſuchen des Klägers derartige 
mangelhafte Actenſtücke vervollſtändigt oder neue Schriftſtücke 
an deren Stelle gebracht werden können; die Klage aber ſoll vor 
ſich gehen, als ob derartige mangelhafte Schriftſtücke urſprünglich 
in richtiger Form ausgeſtellt geweſen wären. ' 

Abſchnitt 18. Der Conſtable fol dem Friedensrichter, 
der den Beſchlagnahmebefehl ausſtellte, denſelben nebſt den Vor⸗ 
ladungen und einer Beſcheinigung ſeines Verfahrens, das kraft 
des Befehles ſtattgefunden, an oder vor dem zur Verhandlung 
des Falles feſtgeſetzten Tage zurückerſtatten. 

Abſchnitt 19. Wenn der Kläger, oder an ſeiner Statt 
irgend eine glaubwürdige Perſon, vor dem Friedensrichter eidlich 
erhärtet, daß zur Erlangung genügenden Eigenthumes um das 
Urtheil zu decken, das erlangt werden ſoll, es nothwendig würde, 
an einem Sonntage oder geſetzlichen Feiertage den Beſchlag⸗ 
nahmebefehl auszuführen, ſo ſoll der Friedensrichter auf den 
Befehl einen Erlaß eintragen, wonach der Befehl am Sonntag 
oder an einem anderen geſetzlichen Feiertag zu vollziehen ſei. 


Abſchnitt 20. Wenn in einer beſchworenen Ausſage 
angegeben iſt, daß der Beklagte außerhalb des Staates Colorado 
wohne und in dieſem nicht gefunden werden könne um ihm die 
Vorladung perfönlich zuſtellen zu können, oder daß er ſich ver⸗ 
ſteckt hält, oder dem Beamten Trotz bietet um einer Vorladung 
zu entgehen, ſo ſoll der Friedensrichter eine Anzeige der Beſchlag⸗ 
nahme veröffentlichen laſſen, indem er an drei der öffentlichen 
Plätze in ſeinem Bezirk drei Anzeigen der Erhebung unter ſolcher 
Beſchlagnahme, und ebenſo den Tag und die Stunde an welchem 
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die Verhandlung des Falles in ſeinem Amtslokale ſtattfindet, 
anſchlagen läßt. Wenn der Beklagte dann zu der für Verhand⸗ 
lung der Klage feſtgeſetzten Zeit ſich nicht einfindet um den Fall 
zu vertreten, ſoll der Friedensrichter den Fall verhandeln und 
ſein Urtheil abgeben, gerade wie in Fällen, wo die Vorladung 
perſönlich erfolgt iſt. Indeſſen muß eine ſolche Bekanntmachung 
mindeſtens zehn (10) Tage vor dem zur Verhandlung feſtgeſetzten 
Tage ſtattfinden. Und ferner ſoll der Conſtable die Vorladung 
in ſolchen Fällen bis zu dem zur Verhandlung feſtgeſetzten Tage 
in ſeinem Befitz behalten, ſo daß, wenn thunlich, die Vorladung 
noch vor dem zur Verhandlung feſtgeſetzten Tage perſönlich 
erfolgen kann. | 

Abſchnitt 21. Wenn ein Sequeſtrirter verabſäumt hat 
dem Conſtable irgend welches, einem in Beſchlagnahmefällen 8 
Beklagten zugehöriges Eigenthum auszuliefern, wenn er, wie in eh von 
Abſchnitt zehn (10) dieſes Geſetzes vorgeſchrieben, davon benach⸗ 
richtigt worden, oder wenn er, wie in Abſchnitt eilf (11) vorge⸗ 
ſehen, verabſäumt eine Liſte des⸗Eigenthums zu geben, nachdem 
zu Gunſten des Klägers ein Urtheil gefällt worden, ſo ſoll es die 
Pflicht des Friedensrichters fein, im Namen des Klägers eine 
Vorladung an ſolchen Sequeftrirten zu erlaſſen, worin dieſer 
aufgefordert wird, an dem in der Vorladung feſtgeſetzten Tage, 
und zur beſtimmten Stunde, vor ihm zu erſcheinen und den 
Grund anzugeben, warum nicht ein Urtheil zu Gunſten des Klä⸗ 
gers und gegen den Sequeſtrirten als ein Sequeſtrirter des 
Beklagten im urſprünglichen Klagefalle abgegeben werden ſollte, 
und zwar für den Betrag des Urtheils, oder für ſoviel davon, als 
noch nicht gedeckt iſt. Wenn bei der Verhandlung der Sequeſtra⸗ 
tion es ſich zeigen ſollte, daß der Sequeſtrirte dem zur Zahlung 
Verurtheilten Baargeld ſchuldet, oder irgend welche Gegenſtände 
oder Eigenthum des zur Zahlung Verurtheilten in ſeinem Beſitze 
hat, ſoll der Friedensrichter ein Urtheil gegen ſolchen Sequeſtrir⸗ een 
ten abgeben für den Betrag ſolchen Geldes, oder den Werth 
anderer Gegenſtände oder Eigenthums, das ſich im Beſitze eines 
ſolchen Sequeſtrirten befindet. Indeſſen darf das Urtheil den 
Betrag des gegen den zur Zahlung verurtheilten Schuldners 
abgegebenen Urtheils nebſt Koſten nicht überſchreiten. Wenn 
der Sequeſtrirte verabſäumt an dem in der Vorladung bezeich⸗ 
neten Tage ſein Erſcheinen zu machen, oder wenn er verabſäumt, 
das in ſeinen Händen befindliche Geld auszuliefern, oder dem 
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Conſtable das dem Beklagten gehörige und in ſeinem Beſitze 
befindliche Eigenthum auszuliefern, ſo ſoll ein Urtheil gegen 
ſolchen Sequeſtrirten zum vollen Betrage des gegen genannten 
Kläger gefällten Urtheiles nebſt den Koſten in der Klageſache 
abgegeben werden. Eine Berufung an das Countygericht von 
irgend einem Erlaſſe des Friedensrichters unter dieſem Abſchnitte 
ſoll zuläſſig ſein. 

Abſchnitt 22. Wenn ein Beklagter in Beſchlagnahme⸗ 
fällen mit ſeinem Eigenthume aus dem County entfliehen ſollte 
um der Beſchlagnahme ſolchen Eigenthums, kraft eines gegen ihn 
erlaſſenen Befehles, aus dem Wege zu gehen, ſoll es für den 
Conſtable, in deſſen Händen ſich der Befehl befindet, geſetzlich 
ſein, dem Beklagten nachzufolgen und das Eigenthum, woimmer 
er es innerhalb des Staates findet, wegzunehmen und nach dem 
County zurückzubringen, in welchem die Klage urſprünglich ein⸗ 
gereicht wurde. 

Abſchnitt 23. Nach Anſicht dieſer Geſetzgebung liegt 
eine Dringlichkeit vor, deßhalb ſoll dieſes Geſetz mit ſeiner 
Annahme in Kraft treten. 

Genehmigt am 8. Februar 1879. * 


Ein Geſetz, 
in Bezug auf Baſtardei (uneheliche Geburten). 

Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 

Abſchnitt 1. Wenn eine unverheirathete Frauensperſon 
von einem Kinde entbunden wird, das nach dem Geſetze als ein 
uneheliches angeſehen und betrachtet werden würde, oder die mit 
einem Kinde ſchwanger geht, das, wenn geboren, ein uneheliches 
ſein würde, gegen den Vater eines ſolchen Kindes Beſchwerde 
einzulegen wünſcht, ſo kann ſie eine ſolche Beſchwerde vor irgend 
einem Friedensrichter desjenigen County, in welchem ſie entbun⸗ 
den worden, einreichen, oder im Falle das Kind noch nicht 
geboren iſt, dann vor einem Friedensrichter da wo ſie wohnen 
mag, worauf ein ſolcher Friedensrichter eine Vorladung an den 
der Vaterſchaft Bezüchtigten erlaſſen ſoll, die dieſem durch den 
Sheriff oder irgend einen Conſtable zuzuſtellen iſt, und worauf 


— 
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er ſofort vor den betreffenden Friedensrichter gebracht werden „ladung. 
ſoll. Wenn er vor dem Friedensrichter erſcheint, ſoll dieſer die 
Frauensperſon in Gegenwart des der Vaterſchaft Bezüchtigten 

in Bezug auf die gegen dieſen erhobene Beſchuldigung verhören. 

Das Ergebniß des Verhöres ſoll zu Papier gebracht werden, or. 
und wenn nach Anſicht des Friedensrichters, die Beſchwerde wohl 
begründet erſcheint, dann ſoll der Friedensrichter den Angeſchul⸗ 

digten für ſein Erſcheinen vor dem nächſten Diſtriktgerichte des 

County unter Bürgſchaft, mit genügender Sicherheit, im Betrage Vürgſchaft. 
von mindeſtens fünfhundert Dollars ſtellen, oder ihn in Ermang⸗ 

lung ſolcher Bürgſchaft in Gewahrſam bringen laſſen. 


Abſchnitt 2. Dem Friedensrichter iſt es zur Pflicht 
gemacht, alle in dem Falle geführten Verhandlungen dem nächſten dr rte 
Diſtriktgerichte vorzulegen, welches Gericht, auf Verlangen der gericht. 
Frauensperſon, ein Verfahren einleiten mag, zur Feſtſtellung 
der Thatſache, ob der angebliche Vater der wirkliche Vater des 
Kindes iſt oder nicht. Der Fall ſoll wie andere Fälle in 
genanntem Gerichte vor Geſchworenen zur Verhandlung gebracht 
werden, und bei dem Verfahren ſollen beide Parteien als com⸗ 
petente Zeugen zugelaſſen werden. 


Abſchnitt 3. Wenn die Geſchworenen ihren Wahrſpruch 
zu Gunſten der Klägerin abgeben, fo können fie ſolchen Schaden- Schadenersatz. 
erſatz an die Klägerin beſtimmen, wie fie behufs Unterhalts des 
Kindes für angemeſſen erachten mögen; und ſie können die 
Beſtimmung treffen, daß dieſer Unterhalt jährlich oder ander⸗ 
weitig für irgend einen Zeitraum, nicht über achtzehn Jahre, 
bezahlt werde, und das Gericht ſoll das Urtheil deingemäß abge⸗ 
ben und den Vollzugsbefehl erlaſſen. Im Falle die Geſchwore⸗ 
nen eine jährliche Vergütung beſtimmen, dann kann der Voll⸗ 
zugsbefehl alljährlich, von der Zeit an gerechnet, wo das Urtheil 
abgegeben wurde, für den von den Geſchworenen jährlich 
erlaubten Betrag erlaſſen werden. i 
Abſchnitt 4. Ein angemeſſener Betrag der fo erlangten 
Summe ſoll zur Unterſtützung, Erhaltung und Erziehung des münden Dom 
unehelichen Kindes verwendet werden, und zu dieſem Zwecke 
kann irgend ein Vormund, der für ein ſolches Kind ernannt 
worden ſein mag, den Betrag, der durch Erlaß eines zu Recht 
ſprechenden Gerichtes feſtgeſetzt wird, verlangen und i in Empfang 
nehmen. 


Gerichtskoſten. 


Beſchränkung. 


Der ee 
ſeher mag 
gaben 5 
Kinder i 

geben. 
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Abſchuitt 5. Wenn bei der Verhandlung ein Urtheil 
gegen die Klägerin und zu Gunſten des Beklagten abgegeben 
wird, ſo ſoll der Beklagte entlaſſen und die Age zur Bezah⸗ 
lung der Koſten verurtheilt werden. ; 

Abſchnitt 6. Keine Verhandlungen dürfen unter dieſem 
Geſetze eingeleitet werden, nachdem das Kind zwölf Monate 
alt iſt. 


Genehmigt am 18. Februar 1879. 


— 


Ein Geſetz, 
in Bezug auf amtliche Bürgſchaften und auf Verbindlichkeiten, die den 
Countyräthen gegenüber eingegangen worden. 

Sei ed verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 

Abſchnitt 1. Kein Diſtrikt⸗Richter, Diſtrikt⸗Anwalt, 
County-Rath, County⸗Anwalt, County⸗Schreiber oder Richter 
ſoll hinfür auf einer amtlichen Bürgſchaft, die von einem County⸗ 


Beamten, Friedensrichter oder Conſtable in a Staate zu 


ſtellen iſt, als Bürge auftreten. 
Abſchnitt 2. Kein ſolcher Beamter ſoll auf irgend einer 
Bürgſchaft oder Verbindlichkeit, die einem Countyrathe in dieſem 
Staate gegeben wird, als Bürge auftreten. Eine Uebertretung 
dieſes Geſetzes zieht den Verluſt des Amtes, das ein ſolcher 
Beamter inne hat, nach ſich. 
Genehmigt am 8. Februar 1879. 


— — 


Ein Geſetz, 
das dem Countyrath die Vollmacht gibt, aufſichtsloſe Armenkinder unter 
Obhut zu ſtellen oder Kinder zu adoptiren; ferner, betreffs der 
Jurisdiction von Diſtrikt⸗ und County⸗Gerichtshöfen mit 
Bezug hierauf. 
Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 
A bzſchnitt 1. Die Armenaufſeher der verſchiedenen 
ut Counties innerhalb dieſes Staates können irgend ein Kind, das 
nicht über vierzehn Jahre alt iſt und das dem betreffenden County 


4 


L 


— 
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zur Laſt liegt oder fallen mag, ſolchen Perſonen zur Obhut 
anvertrauen, die der Countyrath dafür beſtimmen mag. Dies 
hat für den Zeitraum von je ſechs Monaten zu geſchehen, bis das 
Kind das Alter von achtzehn Jahren erreicht hat, und ſolches 
Unterobhutſtellen iſt von derſelben Gültigkeit als ob das Kind 
ſich ſelbſt mit Zuſtimmung ſeiner Eltern ſo unter Obhut geſtellt 
hätte. 


Abſchnitt 2. Das Alter ae: eines auf dieſe Weiſe 
unter Obhut geſtellten Kindes ſoll ermittelt und in dem Vertrag 
angeführt werden, und ſoll ohne weiteren Beweis als das rich⸗ 
tige Lebensalter des Kindes angeſehen werden. 


Alter. 


Abſchnitt 3. Wennimmer der Armenaufſeher irgend r 
eines Countys ein Kind fo unter Obhut ſtellt, dann hat der Ver⸗ mungen, 
trag die Beſtimmung zu enthalten, daß derjenige, dem das Kind 
zur Obhut anvertraut wird, für daſſelbe in gefunden und kranken 
Tagen zu ſorgen und es mit Nahrung, Kleidung und, wenn 
nöthig, ärztlicher Hülfe zu verſehen hat. Er hat ferner dafür 
Sorge zu tragen, daß das Kind leſen und ſchreiben lernt und in 
den Elementarfächern unterrichtet wird; dies kann in einer 
öffentlichen oder irgend einer anderen Schule geſchehen, worin 
Alles dies gelehrt wird, und zwar hat das Kind ſolche Schule 
für wenigſtens drei Monate in jedem Jahre zu beſuchen. Alle 
derartigen Verträge müſſen in Duplicat ausgeſtellt werden, 
wovon dem Armenaufſeher des Countys ein Exemplar zu über⸗ 
liefern und von ihm dem Recorder des betreffenden Countys zur- 
Aufbewahrung zu übergeben iſt. 


Albſchnitt 4. Die Armenaufſeher der verſchiedenen Coun⸗ Armenaufſeher 
ties ſollen als Vormünder jeder in ihrem betreffenden County als Vormünder. 
unter Obhut ſtehenden oder in Dienſt gegebenen Perſon betrach⸗ 
tet werden. Sie haben dafür zu ſorgen, daß den Beſtimmungen 
des Dienſtcontractes nachgekommen wird und daß die unter 
Obhut geſtellte Perſon human behandelt wird. Der Countyrath 
hat das Recht, jederzeit ſich von der Art und Weiſe zu über⸗ 
zeugen, in welcher ein derart unter Obhut geſtelltes Kind von 
dem Betreffenden, unter deſſen Obhut es ſteht, behandelt wird, 
gleichviel ob dem Countyrath eine Beſchwerde zuging oder nicht. 

Es iſt demſelben anheimgeſtellt, einen ſolchen oben erwähnten 
Vertrag zu widerrufen, falls irgend ein Grund vorliegt, und er 


kann ein ſolches Kind entweder Jemanden Anders in Obhut 
60 5 


Widerruf des 
Vertrags. 


Beſchwerden 
dem Countyrath 
vorzulegen. 
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geben oder es feinen Freunden zurückgeben; oder der. Countyrath 


mag ſolche thunliche Maßregeln ergreifen, wie dieſelben mit 


nachfolgenden Beſtimmungen vereinbar fein mögen. Der Ar- 
menaufſeher hat den Countyrath von allen Beſchwerden in Kennt⸗ 
niß zu ſetzen, die bei ihm bezüglich unpaſſender Behandlung von 
ſo unter Obhut geſtellten Kindern gemacht werden, und ebenſo 
von allen Thatſachen die ihm bezüglich der Vernachläſſigung oder 
Mißhandlung ſolcher Kinder Seitens der ſie in Obhut oder 
Beaufſichtigung habenden Perſonen zu Ohren kommen. 


Abſchnitt 5. Derjenige unter deſſen Obhut ein ſolches 


Beaufühtigung Kind geſtellt iſt, iſt zu den Dienſtleiſtungen deſſelben berechtigt 


ſolcher Kin 


Countyrath ſoll 
e unter⸗ 
ſuchen 


Adoption von 
Waiſen. 


und hat die ausſchließliche Sorge für daſſelbe und Beaufſichtigung 
deſſelben während der Dauer des genannten Vertrages. Eltern, 
die ihre Kinder dem County zur Laſt fallen laſſen, ſollen wäh⸗ 
rend des Zeitraumes, für welchen ſolche Kinder ſo unter Obhut 
geſtellt ſind, keine Anrechte auf die Sorge für noch Beaufſich⸗ 
tigung über ſolche Kinder haben, ausgenommen wenn dem. 
Countyrath genügender Grund vorgebracht wird und nachdem 
Derjenige, welcher das Kind unter Obhut hat, davon in Kenntniß 
geſetzt iſt, oder wenn der Grund angegeben wird, weßhalb er 
nicht jo in Kenntniß geſetzt werden kann. Der Countyrath ift 
ermächtigt betreffenden Falles die Eltern zur Leiſtung einer ent⸗ 
ſprechenden Entſchädigung an den Betreffenden, unter deſſen 
Obhut das Kind ſteht, anzuhalten, ehe ſolche Eltern vom County⸗ 
rath eine Anweiſung zur r des ä . 
können. 


Abſchnitt 6. Dem Countyrath iſt es zur Pflicht md 
von dem Charakter und der Verantwortlichkeit eines Jeden, dem 
ein Kind zur Obhut anvertraut werden ſoll, vollſtändige Einſicht 
zu nehmen, und es ſoll Keinem ein derartiges Kind in Obhut 
gegeben werden, ehe der Countyrath ſich nicht genügend von der 
finanziellen und moraliſchen Fähigkeit einer ſolchen Perſon, den 
wirklichen Abſichten der Beſtimmungen dieſes Geſetzes zu ent⸗ 


ſprechen, überzeugt hat. 


Abſchnitt 7. Der Countyrath (und der Armenaufſeher) 
haben dieſelbe Macht und Befugniß ihre Zuſtimmung zur Annahme 
an Kindesſtatt irgend eines Waiſenkindes, das dem County zur 
Laſt gefallen iſt, zu geben, wie dies unter früheren Geſetzen 
dieſes Staates dem Vormund oder den Eltern zugeſtanden hat. 


Allgemeine Geſete. 35 


Der Countyrath ſoll dieſelbe Vorſicht anwenden in Ermittelung 
des Charakters und der Fähigkeit einer Perſon, die ein Kind zu 
adoptiren wünſcht, wie in dem Fall, wo ein Kind unter die 
Obhut einer Perſon geſtellt wird; und es ſoll ihm ferner das 
Recht zuſtehen irgend einen Adoptions⸗Vertrag aufzulöſen, wenn 
es ſich herausſtellen ſollte, daß derſelbe zum Nachtheil der ſo 
adoptirten Kinder mißbraucht wird. 


Abſchnitt 8. Durch Vorſtehendes iſt das Diſtriktgericht 
des betreffenden Countys in der Ausübung aller früher beſeſſenen Diet. um 
Gerechtſame zum Schutz und zur Aufſicht von Waiſenkindern weder untsgericzte. 
eingeſchränkt, noch ſind dem genannten Gerichte irgend welche 
früher innegehabte Rechte entzogen. Dem Diſtriktgerichte, oder 
wenn nicht in Sitzung, dem vorſitzenden Richter deſſelben, ſowohl 
wie dem Countygerichte, oder wenn nicht in Sitzung, deſſen 
Richter, ſteht zu jeder Zeit die Befugniß zu, gegen irgend ein 
Unrecht einzuſchreiten, das einem unter ſolcher Obhut ſtehenden 
oder adoptirten Kinde, ob Waiſe oder nicht, zugefügt worden 
ſein mag; ſie ſollen ferner alle Anordnungen, die auf die Wohl⸗ 
fahrt des Kindes Bezug haben, nach Recht und Gerechtigkeit 
treffen, und ferner alle zu dieſem Zweck nöthig und dienlich 
erachteten Befehle erlaſſen. 
Abſchnitt 9. In allen Counties wo keine Armenauf⸗ 8 
ſeher bereits beſtehen, iſt zum Zwecke der Durchführung dieſes Be 
Geſetzes der Vorſitzer des Countyrathes von Amtswegen der 2 
Armenaufſeher. 


Genehmigt am 5. Februar 1879. 


N 


mn — 


Ein Geſetz, 
um den berechtigten Wählern des Staates Colorado eine Abänderung von 
Abſchnitt drei von Artikel zehn der Verfaſſung des Staates Colo⸗ 
rado zu unterbreiten in Bezug auf Einkünfte. 
Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 


Abſchnitt 1. Den berechtigten Wählern des Staates 
Colorado ſoll bei der nächſten allgemeinen Wahl für Mitglieder 
der Geſetzgebung behufs deren Annahme oder Verwerfung der 


folgende in Vorſchlag gebrachte Zuſatz zur Verfaſſung des 
Staates Colorado unterbreitet werden, der, wenn er von einer 
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Mehrheit der darüber Abſtimmenden gutgeheißen wird, als ein 
Theil der Verfaſſung zu Recht beſtehen ſoll, nämlich: 

Abſchnitt drei von Artikel X der Verfaſſung des Staates Col⸗ 
orado ſoll ſo abgeändert werden, um zu lauten wie folgt, nämlich: 


Abſchnitt 3. Alle Steuern ſollen innerhalb der Territo⸗ 
rial⸗Grenzen der die Steuer erhebenden Behörde die nämlichen 
auf die gleiche Klaſſe von Gegenſtänden ſein, und ſollen nach 
allgemeinen Geſetzen umgelegt und erhoben werden, welche 
Geſetze ſolche Vorkehrungen treffen ſollen, die geeignet ſind, eine 
richtige Abſchätzung alles Eigenthums, beweglichen ſowohl wie 
unbeweglichen, herbeizuführen. Indeſſen ſollen Bergwerke und 
zu Bergbauzwecken benutzter Grund und Boden, in welchem 
Gold, Silber und andere Edelmetalle gefunden werden, (die 
Nettoeinkünfte und an der Oberfläche angebrachte Verbeſſerungen 
a ausgenommen,) für den Zeitraum von zehn Jahren, vom Tage 

der Annahme dieſer Verfaſſung an gerechnet, ſteuerfrei ſein. 
Nach Ablauf dieſes Zeitraumes können ſie, wie geſetzlich vorge⸗ 
ſchrieben, beſteuert werden. Ferner ſollen die Haushaltsgegen⸗ 


Steuergleichheit 


/ ftände einer jeden Perſon, die das Oberhaupt einer Familie ift, 
zum Werthbetrage von zweihundert Dollars ſteuerfrei ſein. 
. Gräben, Kanäle und Waſſerleitungen, die von Einzelnen oder 


von Geſellſchaften geeignet und benutzt werden zum Zwecke der 
Berieſelung von Ländereien, welche von ſolchen Einzelnen, 
Geſellſchaften oder Mitgliedern von ſolchen Geſellſchaften geeig⸗ 
net werden, ſollen nicht beſonders beſteuert werden, ſo lange ſie 

ausſchließlich zu ſolchem Zwecke geeignet und benutzt werden. 
Abſchnitt 2. Jeder Wähler, der bei genannter Wahl 
Abſtimmung. Seine Stimme abgibt, ſoll im Stimmkaſten einen Zettel nieder⸗ 
legen, auf welchem die Worte geſchrieben oder gedruckt ſind: 

„Für den Zuſatz“; oder die Worte: „Gegen den Zuſatz“. 
Abſchnitt 3. Die für Annahme oder Verwerfung des 
Stimmengäßs genannten Zuſatzes abgegebenen Stimmen ſollen gezählt und das 
N Ergebniß in der Weiſe ermittelt werden, wie dies unter den 
= Geſetzen des Staates für die Zählung der Stimmen für den 
Congreßabgeordneten feſtgeſetzt iſt. 
Genehmigt am 18. Februar 1879. 


.. 
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Ein Geſetz, 
zur Abänderung von Abſchnitt vierzig von Kapitel neunzehn der allgemeinen 
Geſetze des Staates Colorado. 
Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 


Abſchnitt 1. Abſchnitt vierzig von Kapitel neunzehn der 
allgemeinen Geſetze des Staates Colorado, überſchrieben, „Cor⸗ 
porationen,“ genehmigt am 14. März 1877, ſei und derſelbe iſt 
anmit abgeändert, um zu lauten wie folgt: 

Abſchnitt 40. Der Vorſitzer oder Secretär einer ſolchen Paper 
Verſammlung ſoll thunlichſt bald nach einer ſolchen Verſamm⸗ Yinterfegen. 
lung im Amtslokale des Urkunden⸗Recorders desjenigen County, 
in welchem eine ſolche Kirchengemeinde, Kirche oder Geſellſchaft 
organiſirt iſt, oder im Falle einer allgemeinen Incorporation, 
wie dies in Abſchnitt vierundvierzig vorgeſehen iſt, im Amts⸗ 
lokale des Staats⸗Secretärs, eine beſchwore Ausſage in ungefähr 
der folgenden Form anfertigen und hinterlegen: 


Staat Colorado, ss 
County, | 


Ich beſchwöre (oder befräftige, wie der 

Fall nun fein mag) feierlichſt, daß in einer Verſammlung von Formular. 
Mitgliedern der (hier führe den Namen der Gefellſchaft an, 
unter welchem ſie vor ihrer Incorporation bekannt war,) abge⸗ 
halten zu im County von ijnd Staat 
Colorado, an dem Tag des A. D. 187 — 
zu dieſem Zwecke, die folgenden Perſonen erwählt oder ernannt 
wurden (hier füge die Namen bei) als Vertrauensmänner (oder 
Aufſeher, Vorſteher oder Beamte, unter welchem Namen ſie nun 
immer gehen mögen, mit Befugniſſen und Pflichten gleich denen 
von Vertrauensmännern, nach den Vorſchriften und Gebräuchen 
ſolcher Geſellſchaften, Kirchen oder Kirchengemeinden) und (hier 
füge den Namen ein) als ihren Corporationsnamen angenommen 
haben; ferner daß der Unterzeichnete in genannter Verſammlung 
die Stelle eines Vorſitzers (oder Secretärs, wie der Fall nun ſein 
mag,) bekleidete. 

Unterzeichnet und beſchworen in meinem Beiſein dieſen 
Tag des A. D. 18 — 


(Namensunterſchrift.) 


Beweis der 


Incorporation. 


Incorporation 
von religiöſen, 
Erziehungs⸗ un 
mildthätigen 
Geſellſchaften. 


Beſchworene 
Ausſage. 
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Eine derart beſchworene Ausſage oder eine Abſchrift derſelben, 
wenn vom Recorder in richtiger Weiſe beglaubigt, ſoll als 
Beweis der wirklichen Incorporation einer ſolchen Kirchen⸗ 
gemeinde, Kirche oder Geſellſchaft entgegengenommen werden. 

Nebſt den in der beſchworenen Ausſage, wie oben beſtimmt, 
anzugebenden Thatſachen, mag eine ſolche Corporation darin 
irgend eine andere geſetzliche Klauſel oder Klauſeln anführen, 
die ſie als einen Theil ihres Freibriefes ins Leben zu rufen 
wünſchen. 

Genehmigt am 8. Februar 1879. 


———— 


7 
’ 


. Ein Geſetz, 
in Bezug auf Aktiengeſellſchaften, die zu religiöſen, Erziehungs⸗ oder mild⸗ 
thätigen Zwecken gebildet werden. 

Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 

Abſchnitt 1. Jede Aktiengeſellſchaft oder Vereinigung, 

s die vordem oder nachdem in dieſem Staate zu religiöſen, Erzie⸗ 
hungs⸗ oder mildthätigen Zwecken gebildet worden iſt oder gebil⸗ 
det wird, kann unter dieſem Geſetze in folgender Weiſe incorporirt 
werden, nämlich: 

Durch Erwählung oder Ernennung, je nach ihren Gewohn⸗ 
heiten und Gebräuchen, in einer zu dieſem Zwecke abgehaltenen 
Verſammlung, von zwei oder mehreren ihrer Mitglieder zu 
Directoren, Vertrauensmännern, Verwaltern oder Aufſehern 
oder ſolch andern Beamten, deren Befugniſſe und Pflichten denen 
von Vertrauensmännern gleichkommen, wie es den Gebräuchen 
und Gewohnheiten, Regeln und Vorſchriften einer ſolchen Kirchen⸗ 
gemeinde, Kirche oder Geſellſchaft gemäß, annehmbar erſcheinen 
mag. Sie kann einen Corporationsnamen annehmen, und nach 
der ſpäter hierin beſtimmten Eintragung der beſchworenen Aus⸗ 
ſage ſoll ſie ein Staatskörper und eine Körperſchaft unter dem ſo 
angenommenen Namen ſein. 

Abſchnitt 2. Der Vorſitzer oder Secretär einer ſolchen 
Verſammlung ſoll thunlichſt bald nach Abhaltung derſelben im 
Amtslokale des Urkunden-Regiſtrators desjenigen County, in 
welchem eine derartige Kirchengemeinde, Kirche oder Geſellſchaft 


»> 
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ſich gebildet hat, eine beſchworene Ausſage dem weſentlichen 
Inhalte nach in folgender Form machen und hinterlegen. 
: Staat Colorado, Iss 
County, | 
Ich beſchwöre (oder bekräftige, wie der Form derſelben. 
Fall nun ſein mag,) feierlich, daß in einer Verſammlung von 
Mitgliedern der (hier füge den Namen der Geſellſchaft bei, unter 
dem ſie vor ihrer Incorporation bekannt war,) abgehalten zu 
im County von——— ind Staat Colo⸗ 
rado, an dem Tag des Monats — A. D. 18 
zu dieſem Zwecke, die folgenden Perſonen als Vertrauensmänner 
(oder Verwalter, Vorſteher oder anderweitige Beamte, welchen 
Namen ſie immer annehmen mögen, mit Befugniſſen und Pflich⸗ 
ten gleich denen der Vertrauensmänner, nach den Regeln und 
Gebräuchen ſolcher Geſellſchaft, Kirche oder Kirchengemeinde,) 
erwählt (oder ernannt) wurden, nämlich: (hier füge die Namen 
bei;) daß ferner bei dieſer Verſammlung ſolche Geſellſchaft, 
Kirche oder Kirchengemeinde (hier füge den Corporationsnamen 
bei) als ihren Corporationsnamen annahm; daß der Betrag des 
Grundkapitals ſolcher Geſellſchaft, Kirche oder Kirchengemeinde 
Dollars beträgt, vertheilt auf Aktien von je 
Dollars, und daß der Unterzeichnete bei dieſer Verſammlung die 
Stelle des Vorſitzers (oder Secretärs, wie der Fall nun ſein 
mag)) bekleidete. 


(Namensunterſchrift.) 
Unterzeichnet und beſchworen in meinem 


Beiſein an dieſem Tag des — 
A. D. 18 


Eine derartige Beſcheinigung oder eine Abſchrift derſelben, ; per 
vom Recorder, in entſprechender Weiſe beglaubigt, ſoll als Beweis Incorporation. 
der gültigen Incorporation einer ſolchen Geſellſchaft, Kirche 
oder Kirchengemeinde entgegengenommen werden. N 

Abſchnitt 3. Die Direktoren, Vertrauensmänner, Ver⸗ 
walter oder Vorſteher einer ſolchen Corporation ſollen die erfor- Nebengeſetze. 
derlichen Nebengeſetze für die Wahl von Direktoren, Vertrauens⸗ 
männern, Verwaltern oder Vorſtehern und anderen Beamten 
erlaſſen und für die in jeder Beziehung paſſende Leitung einer 
ſolchen Kirchengemeinde, Kirche oder Geſellſchaft. 


Uebergang von 
Eigenthum. 


Rechtlicher 
Beſtand. 


Aktien. 


Einzahlung. 
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Abſchnitt 4. Nach erfolgter Incorporation einer ſolchen 
Kirchengemeinde, Kirche oder Geſellſchaft ſoll ſofort alles beweg⸗ 
liche und unbewegliche Eigenthum, das ſich im Beſitze irgend 
einer Perſon oder eines Vertrauensmannes zum Beſten der 
Mitglieder derſelben befindet, auf ſolche Corporation übergehen 
und ihrer Controlle unterworfen ſein, und es kann von ihr 
benutzt, verpfändet, verkauft und übertragen werden, als ob es 
einer ſolchen Corporation durch Beſitztitel übertragen worden 
wäre. 


Abſchnitt 5. Unter dieſem Geſetze gebildete Corporatio⸗ 
nen ſollen in dem in der beſchworenen Ausſage angegebenen 
Namen Corporationen und Staatskörper ſein, ſowohl thatſächlich 
als auch dem Namen nach, und ſollen unter dieſem Namen für 
den Zeitraum, für welchen ſie organiſirt worden, beſtehen. Sie 
können in irgend einem Civilgerichte dieſes Staates klagen oder 
beklagt werden, ſie können ein gemeinſchaftliches Siegel führen, 
das ſie nach Belieben ändern oder erneuern mögen, indem ſie 
einen Abdruck defjelben, im Amtslokale des Schreibers und 
Recorders desjenigen County hinterlegen, in welchem irgend eine 
derartige Corporation unter dieſem Geſetze gebildet wurde; ſie 
können ſo viel bewegliches und unbewegliches Eigenthum als zum 
Betriebe ihrer Geſchäfte erforderlich ſein mag, eignen, beſitzen 
und die Nutznießung davon haben, ob daſſelbe nun durch Kauf, 
Vermächtniß, Vergleich, Schenkung oder anderweitg in ihren 
Beſitz gekommen; und ſie mögen daſſelbe oder irgend einen 
Theil deſſelben verkaufen und veräußern, wenn die Corporation 
keinen Gebrauch dafür hat. Sie können Geld aufnehmen und 
ihre Privilegien und ihr Eigenthum, bewegliches ſowohl wie 
unbewegliches, als Sicherheit für die Rückzahlung deſſelben ver⸗ 
pfänden; und ſie können alle Befugniſſe beſitzen und ausüben die 
nöthig und erforderlich ſind, um den Zweck, für welchen die Cor⸗ 
poration ſich unter dieſem Geſetze gebildet hat, zu erreichen. 


Abſchnitt 6. Der Nominalwerth jeder Aktie ſoll nicht 
unter zehn und nicht über hundert Dollars betragen. Die 
Aktien ſollen als perfönliches Eigenthum angeſehen und als 
ſolches unter den Beſtimmungen der Nebengeſetze übertragbar 
ſein. Anzeichnungen auf dieſelben ſollen an die Corporation 
zahlbar gemacht werden, und ſollen in ſolchen Beträgen und zu 
ſolcher Zeit oder Zeiten einbezahlt werden, wie dies durch die 
Direktoren, Vertrauensmänner oder andere ähnliche Beamte 
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beſtimmt wird. In den Nebengeſetzen mag ein Verfall oder 
Verkauf der Aktien vorgeſehen werden, falls die von Zeit zu Zeit 
fällig werdenden Beträge oder Beſteuerungen nicht einbezahlt Serfau. 
werden; jedoch ſoll kein Verfall der Aktien oder der darauf ein? 
bezahlten Beträge gegen irgend einen Nachlaß oder gegen irgend 
einen Aktieninhaber erklärt werden, ehe der N fällige Betrag 

nicht einverlangt worden iſt. 


Abſchnitt 7. Die einer ſolchen Körperſchaft zuſtehen⸗ Dirertorium. 
den Befugniſſe ſollen von einem Direktoren⸗Rath, von Ver⸗ 
trauensmännern oder andern ähnlichen Beamten in der Weiſe 
und für den Zeitraum ausgeübt, werden, wie dies durch die 
Verfaſſung und die Nebengeſetze einer ſolchen Körperſchaft vor- 
geſchrieben werden mag. Indeſſen dürfen dieſelben nicht im 
Widerſpruch mit irgend welchen Beſtimmungen dieſes Geſetzes 
oder der Geſetze dieſes Staates ſtehen. 

Abſchnitt 8. Sollte es ſich jemals ereignen, daß eine dirertorenwahl. 
Wahl von Direktoren, Vertrauensmännern oder anderen ähn⸗ f 
lichen Beamten nicht an dem unter der Conſtitution oder den 
Neben geſetzen dazu beſtimmten Tage abgehalten werden ſollte, 
wenn ſie hätte abgehalten werden ſollen, ſo ſoll die Geſellſchaft 
aus dieſem Grunde nicht aufgelöſt werden, es ſoll vielmehr zu⸗ 
läſſig fein, ſolche Direktoren, Vertrauensmänner oder andere 
Beamte an irgend einem darauf folgenden Tage zu erwählen, 
wie dies durch die Conſtitution oder Nebengeſetze vorgeſchrieben 
ſein ſoll. a 
Abſchnitt 9. Jeder Aktieninhaber ſoll für die Schulden Winke . 
der Corporation bis zu dem Betrage haftbax ſein, der auf die 
von ihm geeigneten Aktien noch einzubezahlen iſt und welcher in 
der hierin beſchriebenen Weiſe einzutreiben iſt. Wennimmer 
eine Schuldklage gegen die Corporation anhängig gemacht wird, 
ſoll es zuläſſig ſein, gleichzeitig gegen einen oder mehrere der 
Aktieninhaber einzuſchreiten, zu dem Betrage des von ſolchen 
Aktieninhabern unbezahlten Reſtes auf die von ihnen beziehungs⸗ 
weiſe geeigneten Aktien, gerade wie im Falle von Sequeſtration 
(Garnishment). 


Abſchnitt 10. Nach Einzahlung des letzten Betrages auf Denn Mtionäre 
das von der Geſellſchaft, wie vorbemerkt, feſtgeſetzte und beſchränkte 
Grundkapital ſoll der Präſident und eine Mehrheit des Rathes 


der Direktoren, Vertrauensmänner oder anderer ähnlicher Beam⸗ 
16) 
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ten eine Beſcheinigung ausfertigen, worin der Betrag des fo feſt⸗ 
geſetzten und einbezahlten Grundkapitals angegeben iſt. Dieſe 
Beſcheinigung ſoll von dem Präſidenten und einer Mehrheit des 
Direktoren⸗Rathes, der Vertrauensmänner oder anderer ähnlicher 
Beamten unterzeichnet und beſchworen werden und muß im 


Amtslokale des Schreibers und Recorders desjenigen County, 


Aktien ausgege⸗ 
ben für Eigen⸗ 
thum. 


Neuincorpora⸗ 
tion von alten 
Geſellſchaften. 


Auslegung. j 


Incorporation 
bon religidſen 
Sekten. 


innerhalb weſſen die Corporation gebildet wurde, eingetragen 
werden. Vom Datum der Ausfertigung und Eintragung der 
vorgenannten Beſcheinigung an, ſind die Aktieninhaber einer 
ſolchen Corporation für keine Schulden derſelben mehr haftbar. 


Abſchnitt 11. Die Direktoren, Vertrauensmänner oder 
andere ähnliche Beamte einer ſolchen Corporation können das für 
ihre Geſchäfte erforderliche bewegliche und unbewegliche Eigen⸗ 
thum ankaufen und Aktien zum Betrage deſſen Werthes als 
Bezahlung dafür ausſtellen. Die in ſolcher Weiſe ausgeſtellten 
Aktien ſollen als voll einbezahlt erklärt und angenommen werden 
und keinen weiteren Beiträgen oder Beſteuerungen unterworfen 
ſein. Auch ſollen ſie nicht für Schulden der Corporation haft⸗ 
bar ſein. 

Abſchnitt 12. Irgend eine Kirchengemeinde, Kirche oder 
Geſellſchaft, die bereits früher unter den Beſtimmungen irgend 
eines Geſetzes für Incorporation von religiöſen, Erziehungs⸗ 
oder mildthätigen Geſellſchaften incorporirt wurde, kann ſich 
unter den Beſtimmungen dieſes Geſetzes auf's Neue incorporiren 
laſſen, in gleicher Weiſe, als ob ſie früher noch nicht incorporirt 
geweſen wäre. In dieſem Falle geht alles bewegliche und unbe⸗ 
wegliche Eigenthum der alten Corporation in den Beſitz der 
neuen Corporation über, allen ihren Schulden, Vereinbarungen 
und Verbindlichkeiten unterworfen. Die Worte „Direktoren“ 
und „Vertrauensmänner“, woimmer dieſelben in dieſem Geſetze 
vorkommen, ſind ſo auszulegen, daß ſie die Verwalter, Vorſtände 
und ſolch andere Beamte umfaſſen, welche die Pflichten von 
Vertrauensmännern oder Direktoren vollziehen. 

Abſchnitt 13. Wenn eine chriſtliche Gemeinſchaſt oder 
eine andere religiöſe Sekte, ihrer Verwaltungsweiſe entſprechend, 
eine Organiſation beſitzt, ſei dieſelbe nun als Synode, Presbyte⸗ 
rium, Conferenz, Episcopat, oder unter irgend einem andern 
Namen bekannt, welche Organiſation kirchliche und geiſtliche 
Gerichtsbarkeit über ihre Mitglieder über den ganzen Staat 
hinweg ausübt, und deren Behörden wünſchen Erziehungs,⸗ 
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Mildthätigkeits⸗, Unterſtützungs⸗, oder Miſſions⸗Anſtalten zu 
errichten und halten eine Incorporation zur erfolgreicheren Ver⸗ 
waltung einzelner oder aller ſolcher Anſtalten für annehmbar, ſo 
können genannte Behörden nebſt ſolchen Perſonen, die ſie mit ſich 
verbinden mögen, eine ſolche Incorporation bilden, in der Weiſe 
und mit den Befugniſſen, wie dies bereits hierin für die Incor⸗ 


poration von Kirchen, Kirchengemeinden und Geſellſchaften vor⸗ 


geſchrieben iſt. 
Genehmigt am 20. Februar 1879. 


Ein Geſetz, 


zur Abänderung von Kapitel neunzehn (19) der allgemeinen Geſetze des 
Staates Colorado, überſchrieben, „Corporationen.“ 


Sei ſes verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 


Abſchnitt 1. Abſchnitt zwölf (12) von Kapitel neunzehn 
(19) der allgemeinen Geſetze des Staates Colorado, überſchrieben, 
„Corporationen“, ſei und derſelbe iſt anmit abgeändert durch 
Ausſtreichung der Worte „innerhalb ſechszig Tage“ und „inner⸗ 
halb der genannten ſechszig Tage“, woimmer dieſelben darin 
vorkommen, ſo daß genannter Abſchnitt in abgeänderter Weiſe 
lautet: 


Der Präſident und eine Mehrheit der Direktoren oder Ver⸗ 


trauensmänner ſollen nach Einzahlung des letzten Betrages des Angabe des ein⸗ 
von der Geſellſchaft fo feſtgeſetzten und beſchränkten Grundkapitals tas“ . 


eine Beſcheinigung ausſtellen, worin ſie den Betrag des ſo feſtge⸗ 
ſetzten und einbezahlten Kapitals angeben. Dieſe Beſcheinigung 
ſoll von dem Präſidenten und einer Mehrheit der Direktoren 
oder Vertrauensmänner unterzeichnet und beſchworen werden, 


worauf ſie dieſelbe im Amtslokale des Staatsſecretärs eintragen 


und eine Abſchriſt im Amtslokale des Urkunden⸗Recorders in 


demjenigen County hinterlegen ſollen, in welchem die Geſellſchaſt 


ihre Geſchäfte vornimmt. 
Abſchnitt 2. Abſchnitt fünfundſechszig (65) des genann⸗ 


ten Kapitels neunzehn (19) ſei und derſelbe iſt anmit abgeändert Sorten 


anken. 


durch Ausſtreichung des Wortes „privat“, woimmer daſſelbe in 
genanntem Abſchnitte vorkommt, und durch Einſchaltung des 


5 


— 
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Wortes „Spar“, ſo daß genannter Abſchnitt in veränderter Form 
lautet: . f 

Es ſoll Niemanden geſtattet jein eine Sparbank zu halten, die 
nicht unter den Geſetzen des Staates oder Territoriums Colorado 
organiſirt iſt. n 

Abſchnitt 3. Abſchnitt zweinndvierzig (42) des genann⸗ 
ten Kapitels neunzehn (19) ſei und derſelbe iſt anmit abgeändert 
um zu lauten wie folgt: 

Abſchnitt 42. Nach der Incorporation einer Kirchen⸗ 
gemeinde, Kirche oder Geſellſchaft, ſoll alles bewegliche und unbe⸗ 
Aubethegliches wegliche Eigenthum, das ſich im Beſitze irgend einer Perſon oder 
gufragen. eines Vertrauensmannes zum Gebrauch der Mitglieder derſelben 

befindet, ſofort auf eine ſolche Corporation übergehen und ihrer 
Controlle unterworfen ſein, und es kann von ſolcher Corporation 
benutzt, verpfändet, verkauft und übergetragen werden, als ob 
es ihr urkundlich überſchrieben worden wäre. 

* Wenn indeſſen die Vorſtände irgend einer Kirche, Sekte oder 
religiöſen Genoſſenſchaft ſich zu allgemeinen Miſſions⸗ oder andern 
ſpäter hier vorgeſchriebenen Zwecken, und in Uebereinſtimmung 
mit dem Verfahren und den Gebräuchen ſolcher Kirchen, Sekten 
oder religiöſen Genoſſenſchaften incorporiren ließen und das 
Eigenthum der Miſſions⸗Anſtalten auf ſolche Corporation über⸗ 
gehen ſoll, dann ſoll alles derartige Eigenthum, das ſich bisher 
im Beſitze irgend einer Perſon oder von Vertrauensmännern zum 

Beſten ſolcher Miſſions⸗Anſtalten befand, auf genannte allge⸗ 
meine Corporation übergehen. Wennimmer dann irgend eine 

Miſſions⸗Anſtalt wegen Wegzug der Bevölkerung oder aus 

andern Gründen eingeht oder aufgegeben werden ſollte, ſo mag 

genannte allgemeine Incorporation, nach ihrem Ermeſſen, alles 
derartige Miſſionseigenthum verkaufen oder anderweitig ver⸗ 
äußern, und der Ertrag eines ſolchen Verkaufes oder einer ſolchen 

Veräußerung ſoll genannter Kirche, Sekte oder religiöſer Genoſ⸗ 

ſenſchaft im Staate Colorado zu Gute kommen. 

Abſchnitt 4. Wennimmer die Aktieninhaber irgend einer 
Specialver⸗ Corporation, welche einen Drittheil oder mehr des Grundkapitals 
Ben derſelben repräſentiren, die Vertrauensmänner, den Präſidenten 
oder Secretär derſelben auffordern, eine Special⸗Verſammlung 

der Aktieninhaber zu berufen zu irgend einem in der Aufforderung 
angegebenen Zwecke, (einem andern als den in Abſchnitten ein⸗ 
hundertundzweiundzwanzig und einhundertundfünfundzwanzig 


Miſſionszweck. 
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des Kapitels, zu welchem dieſes zuſätzlich iſt, angegebenen 
Zwecken,) ſoll es die Pflicht eines ſolchen Vertrauensrathes, 
Präſidenten oder Secretärs ſein, ſofort eine ſolche Special Berufungsweiſe. 
Verſammlung zu berufen, indem er perſönlich oder brieflich eine = 
vom Präſidenten oder Secretär unterzeichnete und richtig adreſ⸗ 
ſirte Bekanntmachung jedem Aktieninhaber zuſtellt, in welcher 
ſowohl Zweck und Ort einer ſolchen Verſammlung angegeben ' 
find, als auch die Zeit der Abhaltung, die nicht unter dreißig 
und nicht über vierzig Tage vom Datum des Erlaſſes der Be⸗ 
kanntmachung an gerechnet, ſich belaufen ſoll, es ſei denn, daß in 
der Aufforderung der Aktieninhaber ein längerer Zeitraum 
gewünſcht wird. Wenn bei irgend einer derartigen Special⸗ „,, Mehrheit 
Verſammlung die Stimme der Mehrheit aller geſetzlich ausge⸗ entscheidet 
gegebenen Aktien zu Gunſten des in der Aufforderung und 
Bekanntmachung angegebenen Vorſchlages oder der Maßregel 
abgegeben wird, ſo ſoll der Vorſchlag oder die Maßregel als 
angenommen und für eine ſolche Corporation oder Geſellſchaft 
bindend erklärt werden. Bei jeder derartigen Verſammlung Stimmzettel. 
ſoll die Abſtimmung mittelſt Stimmzetteln erfolgen und jeder 
Aktieninhaber ſoll zu ſoviel Stimmen berechtigt ſein, als er 
Aktien oder Antheil in genannter Corporation eignet. 

Genehmigt am 8. Februar 1879. == 


— un 


Ein Geſetz, 


zur Abänderung von Abſchnitt hundertundzweiundzwanzig (122) eines 
Geſetzes, überſchrieben, Ein Geſetz in Bezug auf Counties, County⸗ 
beamte und Countyverwaltung, und zum Widerruf dar⸗ 
auf bezüglicher Geſetze, genehmigt am 24. März 1877. 


Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 


Abſchnitt 1. Abſchnitt hundertundzweiundzwanzig (122) 
eines Geſetzes, überſchrieben, Ein Geſetz in Bezug auf Countys, 
Countybeamte und Countyverwaltung, und zum Widerruf dar⸗ 
auf bezüglicher Geſetze, genehmigt am 24. März, 1877, ſei und 
daſſelbe iſt anmit dahin abgeändert, um zu lauten wie folgt, 
nämlich: 

Wennimmer der Countyrath eines County der Anſicht iſt, daß 1 
genannter Steuerumleger außer Stande ſein würde, die Pflichten Steuerumteger 

£ 


— 
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vuntyſchuld. 


Bekanntmachung 
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ſeines Amtes innerhalb der geſetzlich vorgeſchriebenen Zeit zu 
erfüllen, ſo ſoll der Rath ein ſolches County in Umlagediſtrikte 
eintheilen und den Steuerumleger veranlaſſen, einen Gehülfen für 
jeden dieſer Diſtrikte zu ernennen. Ein ſolcher Gehülfe muß ein 
berechtigter Stimmgeber des betreffenden Diſtriktes jein, muß 
eingeſchworen werden, und ſoll dem Steuerumleger Bürgſchaft 
ſtellen. 


Genehmigt am 12. Februar 1879. 


— 


Ein Geſetz, 


überſchrieben, Ein Geſetz, um es den verſchiedenen Counties des Staates 
zu ermöglichen, ihre ſchwebende Schuld zu. fundiren. 

Sei ed verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 

Abſchnitt 1. Wenn fünfzig Stimmgeber eines County, 
die im vorhergehenden Jahre Steuern auf ihr in dieſem County 
beſteuertes Eigenthum bezahlt haben, darum nachſuchen, ſo ſoll 
es die Pflicht des Countyrathes eines jeden County, das eine 
ſchwebende Schuld von über fünftauſend Dollars hat, ſein, wäh⸗ 
rend dreißig Tagen innerhalb einer in dieſem County erſcheinen⸗ 
den Zeitung eine Bekanntmachung zu veröffeutlichen, worin die 
Inhaber von Zahlungsanweiſungen dieſes County aufgefordert 
werden, innerhalb ſechszig Tagen vom erſten Tage der Ver⸗ 
öffentlichung obiger Bekanntmachung an gerechnet, dem County⸗ 
rathe des genannten County ſchriftliche Mittheilung zu machen, 
über den Betrag der Zahlungsanweiſungen eines ſolchen County, 
die vor dem erſten Mai A. D. 1879 ausgeſtellt wurden, und den 
ſie gegen Schuldſcheine dieſes County, welche unter den Beſtim⸗ 
mungen dieſes Geſetzes auszugeben ſind, umzutauſchen wünſchen; 
ebenſo den Werthanſatz zu welchem ſie ſolche Zahlungsanwei⸗ 
ſungen gegen dieſe Schuldſcheine, die zu ihrem Nennwerthe 
anzunehmen find, umtauſchen wollen. Die Veröffentlichung 
einer derartigen Bekanntmachung hat mindeſtens vier Monate 
vor der nächſtbevorſtehenden allgemeinen Wahl zu beginnen. 
Falls keine Zeitung in einem ſolchen County erſcheinen ſollte, 
ſo hat die Veröffentlichung einer ſolchen Bekanntmachung in einer 
in der Stadt Denver erſcheinenden, vom Countyrathe e 
lenden Zeitung zu erfolgen. 


er 
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Wenn fünfzig Stimmgeber eines County, die im vorhergehen⸗ 
den Jahre Steuern auf ihr in dieſem County beſteuertes Eigen⸗ 
thum bezahlt haben, darum nachſuchen, fo ſoll es die Pflicht yurimmung. 
des Countyrathes eines ſolchen County ſein, während mindeſtens 
dreißig Tagen unmittelbar vor einer allgemeinen Wahl in einer 
im County erſcheinenden Zeitung eine Bekanntmachung zu ver⸗ 
öffentlichen, dahin lautend, daß den berechtigten Stimmgebern 
eines ſolchen County, die auf ihr in dieſem County beſteuertes 
Eigenthum im vorhergehenden Jahre Steuern bezahlt haben, die 
Frage zur Abſtimmung vorgelegt werden wird, ob der Countyrath 
unter den Beſtimmungen dieſes Geſetzes Schuldſcheine eines 
ſolchen County ausſtellen ſoll, um Zahlungsanweiſungen des 
County, die vor dem erſten Mai A. D. 1879 ausgegeben wur⸗ 
den, zu einem gewiſſen Werthſatz dagegen einzutauſchen. Der 
Werthſatz ſoll von dem Countyrathe feſtgeſetzt und in genannter 
Bekanntmachung angegeben werden. Die Frage, ob eine ſolche 
Counthyſchuld unter den Beſtimmungen dieſes Geſetzes zu fundiren 
iſt, ſoll dadurch den weiter unten bezeichneten berechtigten Stimm⸗ 
gebern bei der nächſtfolgenden allgemeinen Wahl zur Abſtim⸗ 
mung unterbreitet ſein. Falls in einem ſolchen County keine 
Zeitung erſcheint, ſoll der Countyrath die Bekanntmachung an 
mindeſtens zwei in's Auge fallenden Plätzen in jedem Wahl⸗ 
bezirke eines ſolchen County wenigſtens dreißig Tage vor der 
nächſten allgemeinen Wahl anſchlagen laſſen. - 


Der Countyſchatzmeiſter dieſes County ſoll eine beglaubigte 
Liſte der Steuerzahler eines ſolchen County anfertigen, die im Kahler ber Steuer⸗ 
vorhergehenden Jahre, auf ihr in ſolchem County beſteuertes 
Eigenthum Steuern entrichtet haben. Dieſe Liſte ſoll er den 
Wahlrichtern in jedem Wahlbezirke des County einhändigen 
laſſen. Niemand darf über die Frage der Fundirung der County⸗ 
ſchuld abſtimmen, wenn ſein Name ſich nicht auf ſolcher Liſte — 
befindet, oder wenn er nicht alle im vorhergehenden Jahre auf 
ſein im County befindliches Eigenthum umgelegte Countyſteuern 
entrichtet hat. 

Wenn zwei Drittheile der über die Frage einer derartigen 
Fundirung der ſchwebenden Countyſchuld geſetzlich abgegebenen wenn zu 
Stimmen für Fundirung einer ſolchen Schuld ausfallen, jo kann Sundkrung” 
der Countyrath an irgend eine Perſon oder Corporation, welche — 
Inhaber von Zahlungsanweiſungen des County iſt, die vor dem N 
erſten Mai A. D. 1879 ausgeſtellt wurden, mit Zinszetteln ver⸗ \ 
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ſehene Schuldſcheine eines ſolchen County im Austauſche gegen 
dieſe ſe Zahlungsanweiſungen ausſtellen, zu einem Werthſatz, der 
den vom Countyrathe in der veröffentlichten Bekanntmachung 
angegebenen Betrag nicht überſchreitet. 
ae Indeſſen darf kein Schuldfchein in geringerem Nennwerthe als 
Schuldſcheine. fünfzig Dollars ausgeſtellt werden, und wenn in größerem 
Betrage, dann für eine Verfältigung dieſer Summe. Solche 
Schuldſcheine dürfen nicht über acht Prozent Zinſen jährlich tra⸗ 
gen, vom Tage ihrer Auslieferung an gerechnet. Die Zinſen 
ſind entweder im Amtslokale des Countyſchatzmeiſters oder in der 
Stadt New Pork zahlbar, je nach Wunſch des Inhabers, und 
zwar alljährlich am erſten Februar und Auguſt auf Vorlegung 
der betreffenden Zinszettel für dieſelben. Solche Schuldſcheine 
können vom County, je nach Belieben, zehn Jahre nach ihrer 
Ausſtellung eingelöſt werden; abſolut fällig und zahlbar ſollen 
fie aber. zwanzig Jahre nach Datum ihrer Ausſtellung fein. Der 
Geſammtbetrag der unter dieſem Geſetze auszuſtellenden Schuld⸗ 
ſcheine darf den Betrag der am erſten Mai 1879 vorhandenen 
Countyſchuld nicht überſteigen. Der Betrag ſoll vom County⸗ 
rathe ermittelt, und eine Beſcheinigung deſſelben ausgefertigt und 
den Countyurkunden einverleibt werden. Irgend welche Schuld⸗ 
ſcheine, die über dieſen Betrag hinaus ausgeſtellt werden, ſollen 
Wepifticung der ungültig und werthlos fein. Alle unter den Beſtimmungen 
Schuldſcheuie. dieſes Geſetzes auszugebenden Schuldſcheine ſollen im Amtslokale 
des Staatsauditors regiſtrirt werden, wofür eine Gebühr von 
zehn Cents für jeden zu regiſtrirenden Schuldſchein an den 
Auditor zu entrichten iſt. \ 
he Abſch n itt 2. Alle Schuldſcheine, die unter den Beſtim⸗ 
Ieine ind mungen dieſes Geſetzes ausgegeben werden mögen, ſollen vom 
Countyrathe unterzeichnet, vom Countyſchatzmeiſter des County 
gegengezeichnet und vom Schreiber dieſes County beglaubigt 
werden. Jeder Schuldſchein ſoll mit dem Siegel des County 
verſehen und vom Countyſchatzmeiſter in der Reihenfolge in 
welcher ſie ausgegeben, numerirt und in einem beſonders zu dieſem 
Zwecke gehaltenen Buche eingetragen werden. Auf jedem Schuld⸗ 
ſcheine ſoll auf der Frontſeite der Betrag, für welchen er ausge⸗ 
geben worden, an wen ausgeſtellt, und das Datum ſeiner Aus⸗ 
ſtellung angegeben ſein. 
Abſchnitt 3. Der Countyrath ſoll die Befugniß beſitzen, 
die Form genannter Schuldſcheine und der dazugehörigen Zins⸗ 


Zinſen. 
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zettel vorzuſchreiben und Vorkehrungen für die halbjährlich fällig Steuern qur 
werdenden Zinſen auf jolche wirklich ausgeſtellten und abgeliefer⸗ S Schuldſcheine. 
ten Schuldſcheine, zu treffen. Auch ſoll er alljährlich eine genü⸗ 
gend große Steuer zur Bezahlung ſolcher Zinſen erheben, und 
behufs ſchließlicher Einlöſung ſolcher Schuldſcheine ſoll er nach 
Verlauf von acht Jahren, vom Tage ihrer Ausſtellung an gerech⸗ 
net, alljährlich auf alles ſteuerbare Eigenthum im County eine 
ſeinem Ermeſſen anheimgegebene Steuer erheben, die aber in 
keinem Jahre zehn Prozent des Nennwerthes vom Geſammt⸗ 
betrag der ansgeſtellten nicht eingelöſten Schuldſcheine überſteigen 
darf, um mit dieſem Betrag einen jährlichen Fond, der Einlöſungs⸗ 
fond genannt werden ſoll, zu ſchaffen. 
Alle Steuern zur Deckung der Zinſen und zur Einlöſung 
ſolcher Schuldſcheine find in Baargeld zu entrichten und vom specialfond. 
Countyſchatzmeiſter als ein Specialfond aufzubewahren, der blos 
zur Bezahlung der Zinſen und zur Einlöſung ſolcher Schuld⸗ 
ſcheine verwendet werden darf. Derartige Steuern ſind in 
gleicher Weiſe wie andere Steuern umzulegen und zu erheben. 
Abſchnitt 4. Wenn ſich genügende, dem Einlöſungsfond ; yarung, wenn 
gutgeſchriebene Gelder in Händen des Countyſchatzmeiſters befin- Geld vorhanden. 
den, um Kapital und Zinſen irgend welcher ſolcher Schuldſcheine 
decken zu können, ſo iſt es dieſem zur Pflicht gemacht, eine ſolche 
Anzahl von Schuldſcheinen und darauf fälliger Zinſen einzube⸗ 
rufen und zu bezahlen, als er, wie bereits beſtimmt, mit den an 
Hand befindlichen Geldern zu decken im Stande ſein mag. Ein 
ſolcher Schuldſchein oder ſolche Schuldſcheine ſollen in der Reihen⸗ 
folge i in welcher ſie numerirt ſind, bezahlt werden. Wenn irgend 
welche Schuldſcheine oder Zinszettel, unter dieſem Geſetze ausge⸗ 
geben, eingelöft worden, ſoll genannter Schatzmeiſter dies dem 
Countyrathe zur Anzeige bringen, worauf dieſer ſie in der Weiſe 
abzuſtempeln hat, daß ſie genan kenntlich bleiben. Auch ſoll er 
ein Verzeichniß derſelben anfertigen laſſen. 
Wenn irgend welche dieſer Schuldſcheine eingelöſt werden 
ſollen, fo hat der Countyſchatzmeiſter während dreißig Tagen in Schulbſcheine 
einer in oder nahe dem Countyſitze erſcheinenden Zeitung und in 
einer in der Stadt Denver herausgegebenen Zeitung eine Be⸗ 
kanntmachung zu veröffentlichen, des Inhalts, daß gewiſſe County⸗ 
ſchuldſcheine, mit Angabe ihrer Nummer und ihres Betrages, 
gegen Vorzeigung bezahlt werden, und nach Ablauf dieſer dreißig 
Tage ſollen ſolche Schuldſcheine keine Zinſen mehr tragen. 
(7) 


, | 
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Art und Weiſe 


der Abſtimmung. 


Beſondere Liſte. 


Schuldſcheine 
wie umzutau⸗ 
ſchen. 


Widerruf. 
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Abſchnitt 5. Bei der oben vorgeſchriebenen Abſtimmung 
ſoll jeder ſo Abſtimmende ſeine Stimme mittelſt eines beſonderen 
Stimmzettels abgeben, welcher in einem ausſchließlich zu dieſem 
Zwecke benutzten Stimmkaſten zu hinterlegen iſt. Auf dem 
Stimmzettel ſollen die Worte „Für die Fundirung der County⸗ 
ſchuld“ oder „Gegen die Fundirung der Countyſchuld“ ſtehen. 
Wenn bei Zählung der Stimmen, (die in gleicher Weiſe erfolgen 
ſoll, wie die Zählung der Stimmen für Countybeamte,) es ſich 
herausſtellt, daß zwei Drittheile aller der über die ſo unterbreitete 
Frage abgegebenen Stimmen für Fundirung der Countyſchuld 
lauten, dann ſoll der Countyrath ermächtigt ſein, die Beſtim⸗ 
mungen dieſes Geſetzes auszuführen, und die Zählungsbehörde 
ſoll eine Beſcheinigung über die Stimmenabgabe anfertigen und 
dieſelbe ſoll den Conntyakten einverleibt werden. 

Die Wahlrichter ſollen eine beſondere Liſte der Namen ſolcher 
Stimmgeber anfertigen, die über die Frage der Fundirung der 
Countyſchuld geſtimmt haben, in der Reihenfolge, in welcher 
ſie ihre Stimmen abgegeben, und dieſelbe beglaubigt an den 
Countyſchreiber einreichen. Jeder Stimmzettel ſoll in der 
Reihenfolge, in welcher er abgegeben worden, numerirt werden, 
und die Nummer iſt auf erwähnter Liſte von Stimmgebern 
gegenüber dem Namen deſſen, der die Stimme abgegeben, zu 
verzeichnen. 


Abſchnitt 6. Wenn die Abſtimmung für Ausgabe der 
Schuldſcheine ausfällt, ſollen die hierin genannten und ermäch⸗ 
tigten Beamten möglichſt bald nach einer ſolchen Wahl mit der 
Ausführung der Beſtimmungen dieſes Geſetzes beginnen, ſoweit 
dieſelben ſich auf die Countyanweiſungen des County beziehen. 
Indeſſen ſoll nichts, was hierin enthalten iſt, ſo ausgelegt wer⸗ 
den, als ob nicht Schuldſcheine gegen Zahlungsanweiſungen 
unter beſſeren Bedingungen und zu einem günſtigeren Werthſatze 
ausgetauſcht werden könnten, als in der in Abſchnitt eins dieſes 
Geſetzes vorgeſchriebenen Bekanntmachung angegeben wurde. 

Abſchnitt 7. Alle Geſetze oder Theile von Geſetzen, die 
mit dieſem Geſetze im Widerſpruch ſtehen, ſind anmit widerrufen. 

Genehmigt am 20. Februar 1879. 
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Ein Geſetz, 


zur Gründung von Carbonate County und zur Beſtimmung der Gerichts⸗ 
termine in demſelben. 


Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 


Staates Colorado: 


Abſchnitt 1. Das County Carbonate iſt andurch gegrün⸗ 
det und geſchaffen, mit allen geſetzlichen Rechten, Pflichten und 
Berechtigungen anderer Counties in dieſem Staate, mit folgenden 
Grenzen: Beginnend an der öſtlichen Grenze von Lake County, 
an einem Punkte, wo die nördliche Grenzlinie der ſüdlichen 
Reihe von Sectionen in Townſhip eilf, ſüdlich von Range acht⸗ 
zig, weſtlich, wenn nach Oſten hin verlängert, auf erwähnte öſt⸗ 
liche Grenzlinie ſtoßen würde; von da an in gerader Richtung 
weſtlich nach der Weſtgrenze des genannten Lake County; von 
da an genannter Weſtgrenze entlang nach der nordweſtlichen Ecke 


1 
— 


Countygrengen 


dieſes Lake County; von hier aus der nördlichen Grenze des 


genannten Lake County entlang nach der nordöſtlichen Ecke dieſes 
County, und von hier der öſtlichen Grenze dieſes Lake County 
entlang nach dem Ausgangspunkte. 


Abſchnitt 2. Alle County⸗ und Bezirksbeamte, welche 
in dem Theile von Lake County wohnen, der andurch zum County 
Carbonate geſchaffen iſt, ſollen ihre betreffenden Aemter für den 
Zeitraum inne haben, ſür welchen ſie erwählt ſein mögen, und 


Countybeamte. 


ſind andurch als die rechtmäßigen Beamten von Carbonate 


County erklärt. Der Gouverneur ſoll ſolch andere Beamte er⸗ 
nennen, als zur Führung der Countyverwaltung des genannten 
Carbonate County erforderlich ſein mögen. 


Abſchnitt 3. Bei der nächſten allgemeinen Wahl, die in 
genanntem Carbonate County abgehalten wird, ſoll der County⸗ 
ſitz des genannten County mittelſt Abſtimmung durch das Volk 
des genannten County ausgewählt und errichtet werden, wie dies 
in Abſchnitt zweiundzwanzig, Kapitel einundzwanzig der allge⸗ 
meinen Geſetze des Staates feſtgeſetzt iſt. 

Abſchnitt 4. Die Stadt Leadville ſoll der Countyſitz des 
genannten County ſein, bis zu der Zeit, wo, wie in Abſchnitt 
drei (3) dieſes Geſetzes vorgeſchrieben, ein ſolcher Countyſitz aus- 
gewählt und errichtet iſt. In genannter Stadt ſollen alle Ter⸗ 


Counthſitz. 


Borläufiger 
Countyſitz. 


mine des Diſtrikt⸗ und Countygerichtes für genanntes County 


eo en 
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abgehalten werden, und die Countyämter des genannten County 


Serichtstermine. 


Senats⸗Bezirke. 


4 
— 


ſollen ſich daſelbſt befinden. - 0 


Abſchnitt 5. In genanntem County ſollen alljährlich 
ſechs Termine des Countygerichts abgehalten werden, beginnend 


am erſten Montag in den Monaten Januar, März, Mai, Juli, 


September und November. 


Abſchnitt 6. Carbonate County iſt anmit dem dreizehn⸗ 
ten Senatsdiſtrikt und dem vierten Diſtriktgerichts⸗Bezirk zuge⸗ 
theilt und zu einem Theile deſſelben gemacht. Zum Zweck der 
Erwählung von Abgeordneten iſt es den Counties Lake und 
Gunniſon zugetheilt, und ſoll ſo verbleiben, bis es anderweitig 


durch Geſetz abgeändert wird. 


Verlegung von 
Gerichtsfällen. 


Einkünfte und 
Schulden, wie 
zu vertheilen. 


Abſchnitt 7. Alle Civil⸗ und Criminal⸗Fälle, die jetzt 
im Diſtrikt⸗ oder Countygerichte von Lake County ſchweben und 
in welchem die Klageurſache in dem Gebiete entſtand, welches 
jetzt das neue County Carbonate umfaßt, oder wenn die Kläger 
oder Beklagten innerhalb deſſelben wohnen, ſollen, ſobald die 
Beamten des genannten neuen County ernannt und zum Amte 
qualifizirt ſind, durch die Schreiber oder Richter des erwähnten 
Lake County an die Gerichte gleicher Gerichtsbarkeit in genanntem 
neuen County Carbonate übertragen werden. 


Abſchnitt 8. Die Countyräthe der genannten Counties 
Carbonate und Lake ſollen volle Befugniß und Macht beſitzen 
um alle Angelegenheiten bezüglich der Einkünfte, die zwiſchen 
genannten Counties in Folge der Errichtung des genannten 
County Carbonate entſtehen mögen, zu bereinigen und zu erledi⸗ 
gen; ebenſo um die gegenwärtige Schuldenlaſt des genannten 
County Lake zwiſchen dieſem Lake und Carbonate County zu 
vertheilen. Zu dieſem Zwecke kann der Countyrath irgend eines 
der genannten Counties zu irgend einer Zeit nachdem die Beam⸗ 
ten für dieſe Counties Lake und Carbonate ernannt worden und 
ſich zum Amte qualifizirt haben, dem Countyrathe des anderen 


„County ſchriftliche Bekanntmachung geben von der Zeit, wenn 


ſolche Countyräthe zuſammentreten wollen, um genannte Ange⸗ 
legenheiten in Bezug auf die Einkünfte und die Vertheilung 
genannter Schuldenlaſt zu erledigen. Dieſe Bekanntmachung 
hat mindeſtens zehn Tage vor der zum Zuſammentritt feſtgeſetzten 
Zeit zu erfolgen. Die Verſammlung ſoll am Countyſitze von 
Lake County abgehalten werden, wobei eine Mehrheit von jedem 
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der Räthe genannter Counties eine geſetzliche beſchlußfähige An⸗ 
zahl zur Erledigung der Geſchäfte, für welche die Verſammlung 
berufen wurde, bilden ſoll. Wenn indeſſen keine beſchlußfähige 
Anzahl bei genannter Verſammlung vorhanden iſt, oder wenn 
die beiden Countyräthe ſich nicht über die Verrechnung der Ein⸗ 
künfte und die Vertheilung der Schuldenlaſt einigen können, ſo 
ſoll der Countyrath eines jeden County einen Unparteiiſchen 
ernennen, welche beide einen dritten Unparteiiſchen erwählen 
ſollen, worauf ſie die Verrechnung der Einkünfte und Vertheilung 
der Schuldenlaſt vorzunehmen haben. Die Entſcheidung einer 
Mehrheit dieſer ſchiedsrichterlichen Behörde ſoll endgültig ſein. 
Die Auslagen für ein ſolches Schiedsgericht, falls ſolches einge⸗ 
ſetzt werden ſollte, ſind in gleichen Theilen von genannten Coun⸗ 
ties Carbonate und Lake zu tragen. 


Abſchnitt 9. Die Eintragung aller Urkunden, die nach 
der Annahme dieſes Geſetzes und ehe die County⸗Organiſation 
des genannten Carbonate County ſtattgefunden hat, im Amts⸗ 
lokale des County Recorders von Lake County ſtattfindet, ſoll 
von gleicher geſetzlicher Kraft und Tragweite ſein, als ob ſie im 
Amtslokale des County Recorders und in den Büchern dieſes 
Carbonate County ſtattgefunden. Alle County⸗Urkunden oder 
anderes bewegliches ſowohl wie unbewegliches Eigenthum, das 
bisher Lake County zugehörte, ſoll Eigenthum des genannten 
County ſein und verbleiben. 


Abſchnitt 10. Da es von Wichtigkeit iſt, daß die Gerichts; Pringticteit 
termine, der wichtigen Klageſachen wegen, die in genanntem Car⸗ He 
bonate County ſchweben, möglichſt bald abgehalten werden, und 
auch andere Intereſſen der Einwohner des genannten County 
bedingen, daß dieſes Geſetz ſofort mit ſeiner Annahme in Kraft 
trete, deßhalb liegt, nach Anſicht dieſer Geſetzgebung, die in Ab⸗ 
ſchnitt neunzehn von Artikel fünf der Verfaſſung vorgefehane 
Dringlichkeit vor, und dieſes Geſetz ſoll deshalb mit ſeiner An⸗ 
nahme in Kraft treten. 


Genehmigt am 8. Februar 1879. 
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Ein Geſetz, . 
zur Aenderung der Namen der Counties Late und Carbonate 


Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: N 

Abſchnitt 1. Der Name des County Lake iſt anmit in 
Chaffee abgeändert, und der Name von Carbonate County iſt in 
Lake County umgeändert. 

Abſchnitt 2. Es iſt anmit erklärt, daß eine Dringlichkeit 
für ſofortige Inkrafttretung dieſes Geſetzes vorliegt; deßhalb ſoll 
es mit ſeiner Annahme in Kraft treten. 


Genehmigt am 10. Februar 1879. 


— — 


Ein Geſetz, 
zur Abänderung eines Theiles von Saguache County und zu deſſen An⸗ 
ſchluß an Rio Grande County: 

Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 

Abſchnitt 1. Der Theil von Saguache County, welcher 
ſüdlich von einer Linie belegen iſt, da beginnend, wo die zehnte 
Correctionslinie den erſten guide meridian” öſtlich durchkreuzt, 
Neu⸗Mexico Haupt Meridian; dann weſtlich dreißig. Meilen 
dieſer zehnten Correctionslinie entlang; dann ſechs Meilen nörd⸗ 
lich an der Weſtgrenze von Townſhip vierzig nördlich, Range vier 
öſtlich; dann direkt weſtlich nach der Oſtgrenze von Hinsdale 
County, ſei und derſelbe iſt anmit abgetrennt und dem County 
Rio Grande zugetheilt, vorausgeſetzt, daß den Vorſchriften der 
Verfaſſung Genüge geleiſtet worden. 

Genehmigt am 12. Februar 1879. 


Ein Geſetz, 
unter welchem den Countyſchreibern und Recordern, bezüglich gewiſſer 
Eintragungen in die von ihnen gehaltenen Einnahme⸗Bücher und 
das allgemeine Verzeichniß, Vorſchriften gemacht werden. 

Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 

Abſchnitt 1. Nebſt den jetzt durch die Countyſchreiber 
und Recorder in das von ihnen gehaltene „Einnahmebuch“ und 
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das allgemeine Verzeichniß zu machenden geſetzlich vorgeſchriebenen e 
Eintragungen, haben fie darin ebenſo eine Angabe oder Eintra⸗ſſchreibern 
gung zu machen über alle Heimſtätten, Löſchung von Pfandbriefen 
‚und Grundeigenthumsüberſchreibungen, oder andere Abänderun⸗ 
gen in den Urkunden ihres Antes, die auf Grundeigenthum 
Bezug haben. Indeſſen ſoll von dem in dieſem Geſetze Enthal⸗ 


tenen nichts ſo ausgelegt werden, als ob dadurch die Eintragung 0 


von für Steuerrückſtände verkauftem Eigenthum im Einnahme⸗ 
buch und allgemeine Verzeichniß angeordnet wäre. 
Abſchnitt 2. Für Vornahme der unter dieſem Geſetze euren. 
vorgeſchriebenen Eintragungen, ſollen Countyſchreiber und Re⸗ 
corder zu den gleichen Gebühren berechtigt ſein, wie ſie ihnen 
jetzt geſetzlich für ähnliche Dienſte zuſtehen. 
Genehmigt am 8. Februar 1879. N 


— 


Ein Geſetz, 


zur Abänderung eines Geſetzes, überſchrieben, „Ein Geſetz, zum Widerruf 
aller beſtehenden Geſetze in Bezug auf die Schaffung, Gerichtsbar⸗ 
keit, Gewalten, Verhandlungen und Verfahren der County⸗ 
gerichte des Staates Colorado, und zum Erlaſſe 
anderer Beſtimmungen an deren Stelle. 


Sei es verordnet durch die a des 
Staates Colorado: 

Abſchnitt 1. Abſchnitt drei von Kapitel breiurdzwanzig 
der allgemeinen Geſetze des Staates Colorado, in Bezug auf 
Countygerichte, ſei und derſelbe iſt andurch widerrufen und das 
Folgende an deſſen Stelle geſetzt: 

In jedem der folgenden Counties, Arapahoe, Weld, El Paſo, 
Park, Saguache, Summit, Rio Grande und Lake, ſollen alljähr⸗ Lemiaesrichts⸗ 
lich ſechs Termine des Countygerichtes abgehalten werden, begin⸗ 
nend am erſten Montag in den Monaten Januar, März, Mai, 1 
Juli, September und November. In allen übrigen Counties des 
Staates ſollen alljährlich vier Termine des genannten Gerichtes 
abgehalten werden, beginnend am erſten Montag in den Monaten 
März, Juni, September und December. 

Genehmigt am 12. Februar 1879. 
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Ein Geſetz, 
zur Abänderung des Criminal⸗Codex, bezüglich der Form von Anklagen. 


Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 
Benkgeibe Daß Abſchnitt 786 der allgemeinen Geſetze, Abſchnitt 186 des 
Moro oder: Criminal⸗Codex, in der Weiſe abgeändert iſt, daß Folgendes bei- 
Todtſchtag. gefügt wird: „Und in jeder Anklage auf Mord oder Todtſchlag 
ſoll es nicht nothwendig ſein, die Art und Weiſe noch die ange⸗ 
wandten Mittel anzugeben, in welcher oder durch welche der Ver⸗ 
ſtorbene zu ſeinem Tode kam. In jeder Anklage auf Mord ſoll 
es genügen, wenn angegeben iſt, daß der Angeklagte verbreche⸗ 
riſcher Weiſe, abſichtlich und mit böswilligem Vorbedacht den 
Verſtorbenen tödtete und ermordete. Es ſoll in jeder auf Todt⸗ 
ſchlag lautenden Anklage genügen, den Angeklagten zu bezüchti⸗ 
gen, daß er den Verſtorbenen auf verbrecheriſche Weiſe getödtet 
und umgebracht habe. 
Der anmit abgeänderte Abſchnitt lautet nun wie folgt: 


f 786. Abſchnitt 186. Alle Einwendungen, welche blos 
Einwendungen R 8 = 
gegen bır Jorm gegen die Form einer Anklage erhoben werden, müſſen vor der 
rung zu machen. Proceſſirung gemacht werden. Kein Antrag auf Einſtellung des 

Urtheils und keine Nichtigkeitsbeſchwerde ſoll auf irgend einen 

Grund hin aufrecht erhalten werden, der die hauptſächlichen 

Punkte in der Anklage nicht berührt. Keine Anklage darf nieder⸗ 
Gewiſſe Fehler geſchlagen werden, weil in derſelben die Worte „mit Gewalt und 
Niederschlagung Waffen“ fehlen, oder weil die Beſchäftigung oder der Wohnort 
des Beklagten ausgelaſſen ſind; noch auf Grund der Untauglich⸗ 
lichkeit eines oder mehrerer der Großgeſchworenen; und in jeder 
Anklage auf Mord oder Todtſchlag ſoll es nicht nothwendig ſein, 
die Art und Weiſe noch die angewandten Mittel anzugeben, in 
welcher oder durch welche der Verſtorbene zu ſeinem Tode kam. 
In jeder Anklage auf Mord ſoll es genügen, wenn angegeben iſt, 
daß der Angeklagte verbrecheriſcher Weiſe, abſichtlich und mit 
böswilligem Vorbedacht den Verſtorbenen tödtete und ermordete. 
Es ſoll in jeder auf Todtſchlag lautenden Anklage genügen, den 
Angeklagten zu bezüchtigen, daß er den Verſtorbenen auf ver⸗ 
brecheriſche Weiſe getödtet und umgebracht habe. 


Genehmigt am 27. Januar 1879. 
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GE Ein Geſetz, ö 
unter welchem das Stehlen eines Hundes zum Diebſtahl gemacht wird. 5 N 


Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 5 

Von nun an iſt das Stehlen eines Hundes Diebſtahl, gerade bundediebſtahl. | 
fo, wie das Stehlen von irgend welchem andern beweglichen 
Eigenthum. ö 

Genehmigt am 8. Februar 1879. 


Ein Geſetz, 
zur Bezeichnung und Beſtrafung von Erlangung von Geld oder Eigenthum 
mittelſt Bauernfängerei (confidence games). i 

Sei es verordnet durch die Gesetzgebung des 
Staates Colorado: 

Abſchnitt 1. Irgend Jemand, der von einer anderen Ber- Straſmaß. 
ſon oder Perſonen Geld oder Eigenthum mittelſt betrügeriſchem ’ 
Faroſpiels (“brace faro”), oder gefälſchter oder unechter Anwei⸗ 
ſungen, oder durch Anwendung irgend welcher anderer Mittel, 
Inſtrumente oder Vorrichtungen, die man gewöhnlich mit dem ! 
Namen Bauernfängerei (“confidence games”) zu bezeichnen | 
pflegt, erlangt oder zu erlangen ſucht, kann in Anklagezuſtand 
verſetzt werden, und ſoll, wenn überführt, mit Einkerkerung im 
Zuchthauſe für einen Zeitraum von mindeſtens einem und nicht 
über zehn Jahre beſtraft werden. a 

Abſchnitt 2. In jeder Anklageakte unter dieſem Geſetze Auklageacte. 
ſoll das Verbrechen als genügend beſchrieben gelten und ange⸗ 
ſehen werden, wenn angegeben iſt, daß der Angeklagte in geſetz⸗ 
widriger und verbrecheriſcher Weiſe von A. B. (hier füge den oder 
die Namen der betreffenden Perſon oder Perſonen bei, die er 
betrog oder zu betrügen verſuchte,) ſein oder ihr Geld (oder 
Eigenthum, falls es kein Baargeld ift,) fein oder ihr Eigenthum 
mittelſt eines confidence game” erlangte oder zu erlangen 
ſuchte (wie es nun der Fall ſein mag). 

Abſchnitt 3. Dieſes Geſetz ſoll in freifinniger Weiſe zum 
Zwecke der Entdeckung und Beſtrafung von Uebertretern der 
Beſtimmungen deſſelben ausgelegt werden. 


Genehmigt am 4. Februar 1879. 
(8) 


Termine. 


2 


Erſter Diſtrikt. 


Zweiter Diſtrikt. 
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Ein Geſetz, 

zur Abänderung eines Geſetzes, überſchrieben: „Ein Geſetz, welches für die 
Abhaltung der Diſtriktgerichte in den verſchiedenen Gerichtsbezirken 
des Staates Sorge trägt und darauf bezügliche Vorſchriften macht. 
Ferner für die Art und Weiſe der Eröffnung und Vertagung der 
Gerichte, für die Einberichtung von Klageſachen, für Verweiſung vor⸗ 
liegender Klagefälle, für Aufſchub von Klageſachen, Klagen und Ver⸗ 
handlungen im Falle der Vertagung der Gerichte, und betreffs des 
Widerrufes aller andern Geſetze, die hierauf Bezug haben.“ 

Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 

Abſchnitt 1. Daß Abſchnitt eins des genannten Geſetzes 
hiermit ſo abgeändert ſei und N iſt, um in folgender 
Weiſe zu lauten: 

Die Termine des Diſtriktgerichtes in den betreffenden Gerichts⸗ 
bezirken dieſes Staates ſollen nach dem achten Februar 1879 in 
genannten Diſtrikten am Countyſitze der verſchiedenen Counties 
abgehalten werden, wie dieſe Countyſitze jetzt beſtehen oder ſpäter 
errichtet werden mögen, und zwar an den folgenden Tagen eines 
jeden Jahres, nämlich: 2 


Im erſten Diſtrikte. 


In Boulder County am erſten Dienſtag im Mai nach dem 
Jahre 1879, und am erſten Dienſtag im November. 

In Jefferſon County am zweiten Dienſtag im April und am 
erſten Dienſtag im October. 

In Gilpin County am erſten Dienſtag im März und am 15 
Dienſtag im September. 

In Clear Creek County am erſten Dienſtag im Juni und am 
erſten Dienſtag im Januar. 

In Grand County am zweiten Dienſtag im Juli. Routt 
County verbleibt, wie jetzt ſchon durch Geſetz beſtimmt, behufs 
Gerichtszwecken dem Grand County zugetheilt. 

In Summit County am vierten Dienſtag im Juli. 


Im zweiten Diſtrikt. 
In Arapahoe County am erſten Dienſtag im Januar, am 
dritten Dienſtag im April, und am erſten Dienſtag im September. 
In Elbert County am erſten Dienſtag im März. 
In Weld County am dritten Dienſtag im November. 
In Douglas County am zweiten Dienſtag im December. 
In Larimer County am vierten Dienſtag im October. 
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Im dritten Diſtrikt. 


In Las Animas County am erſten Montag im März und am Dritter Distrikt. 


erſten Montag im September. 

In Bent County am vierten Montag im September. 

In Fremont County am zweiten Montag im April und am 
erſten Montag im November. 

In Pueblo County am vierten Montag im April und am 
dritten Montag im December. 

In Cuſter County am letzten Montag im Mai und am zweiten 
Montag! im October. 

In Huerfano County am dritten Montag im Januar. 


Im vierten Diſtrikt. | 


In Conejos County am zweiten Montag im Juni. Vierter Diſtrikt, 


In San Juan County am zweiten Montag im Juli nnd am 
vierten Montag im September. 

In Ouray County am vierten Montag im Juli. 

In Hinsdale County am zweiten Montag im Auguſt n und am 
zweiten Montag im December. N 

In Coſtilla County am erſten Montag im Juni. 

In La Plata County am erſten Montag im Juli. 

In El Paſo County am zweiten Montag im April und am 
dritten Montag im October. 

In Gunniſon County am vierten Montag im Auguſt. 

In Chaffee County am erſten Montag im Januar. \ 

In Lake County am erſten Montag im September, am zweiten 
Montag im Januar, und am erſten Montag im Mai. 

In Park County am vierten Montag im April und am erſten 
Montag im November. 

In Saguache County am dritten Montag im November. 

In Rio Grande County am vierten Montag im November. 


Abſchnitt 2. Alle Klagen, Streitpunkte und Prozeßver⸗ In welcher 
fahren in Civil⸗ oder Criminalfällen, welche jetzt im Diſtrikts⸗ Tune Borg 
gerichte irgend eines der vorerwähnten Counties ſchweben, 
entweder durch Prozeßverlegung oder anderweitig, in welchem 
Gerichtserlaſſe zugeſtellt wurden, Beſchlagnahmebefehle mit ein⸗ 
geſchloſſen, Veröffentlichung erlaſſen, oder durch Erſcheinen der 
Betreffenden in irgend einem früheren Gerichtstermine anerkannt 
wurden, oder in Fällen, die unter den Beſtimmungen des Codex 
eingeleitet wurden, ſollen ſo angeſehen und anerkannt werden, 
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als ob ſie im erſten Termine dieſes Gerichtes, wie durch dieſes 
Geſetz feſtgeſetzt, geſchwebt, und ſie können in ſolchem Termine in 
gleicher Weiſe verhandelt werden, als ob ſie erſt im nächſten 
regelmäßigen Gerichtstermine, wie dieſer vor Annahme dieſes 

Nichtbeeinträch⸗ Geſetzes beſtand, vorgelegen hätten. Die Verlegung eines County 

durch Verlegung von einem Gerichtsbezirk in einen andern darf in keinem Falle fo 
ausgelegt werden, als ob dadurch eine vor einer ſolchen Verlegung 
im Gerichte des County vorliegende Klageſache durch die Ver⸗ 
legung beeinträchtigt ſei. 


Organzſirung Abſchnitt 3. In irgend einem County, in welchem bis⸗ 
neuer Gerichte. her noch kein Termin des Diſtriktgerichtes abgehalten worden, 
und in welchem deshalb das Gericht bisher noch nicht organiſirt 
war, ſoll es dem Richter des Diſtriktes, in welchem ein derartiges 
County belegen iſt, zur Pflicht gemacht ſein, unverweilt einen. 
Schreiber des Diſtriktgerichtes in und für ein ſolches County zu 
ernennen. Der ſo ernannte Schreiber hat unverzüglich ein 
Amtslokal und einen Siegel für genanntes Gericht zu beſchaffen, 
ſowie ſolche Gerichtsbücher, Möbel und Zubehör, die zur Erledi⸗ 
gung der Amtsverrichtungen nothwendig und erforderlich ſein 
mögen. Die dadurch entſtandenen Auslagen ſind vom County⸗ 
rath als eine Forderung gegen das County anzuſehen und zu 
bewilligen, und aus dem Conntyſchatze wie anderweitige Forde⸗ 
rungen gegen das Couuty zu bezahlen. Der Countyrath hat auch 
für ein paſſendes Lokal zur Abhaltung der Gerichtsſitzungen zu 
ſorgen. 
gelten Abſchnitt 4. Wennimmer in einer Civilklage, die jetzt 
Civiltlagen. unerledigt vor dem Diſtrikigerichte eines County ſchwebt, dem 
früher ein anderes County zu gerichtlichen Zwecken zugetheilt 
war, durch beſchworene Ausſage der einen oder andern in dem 
Falle betheiligten Partei, oder der beſchworenen Ausſage des 
Sachwalters oder Anwaltes einer ſolchen Partei, die der Klage⸗ 
ſchrift in dem betreffenden Falle beizufügen iſt, dargethan werden 
ſollte, daß der Beklagte in dem Falle, zur Zeit als die Klage ein⸗ 
gereicht wurde, ein Einwohner des ſo zu Gerichtszwecken ange⸗ 
ſchloſſenen County war, oder daß die Urſache der Klage ihre 
Entſtehung innerhalb des ſo zu Gerichtszwecken angeſchloſſenen 
County hatte, ſo ſoll die Klageſache unverweilt an das Diſtrikt⸗ 
gericht des früher ſo angeſchloſſenen County verwieſen werden, 
wobei der Schreiber desjenigen Gerichtes, in welchem die Klage 
jetzt vorſchwebt, dem Schreiber des Diſtriktgerichtes im andern 


f 
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County unverzüglich alle auf den Fall Bezug habenden Schrift⸗ 
ſtücke beglaubigt zuſenden ſoll, nebſt einer beglaubigten Abſchrift 
aller in dem Falle erlaſſenen Gerichtserkenntniſſe, wie dies unter 
beſtehenden Geſetzen im Falle der Verlegung von Civilklagen zu 
geſchehen hat. Für Erlangung ſeiner Gebühren iſt er auf den 
Austrag des Klagefalles angewieſen. Ein in dieſer Weiſe ver⸗ 
legter Fall mag im nächſten Termine des genannten Diftrikt- 
gerichtes im County, nach welchem er verlegt wurde, zum Austrage 
gebracht werden. Von einer ſolchen Verlegung muß aber der 
oder den Parteien, welche ſich an vorerwähnter beſchworenen 
Ausſage nicht betheiligten, ſchriftliche Kenntniß gegeben werden, 
oder den Anwälten ſolcher Parteien, und zwar mindeſtens zehn 
Tage vor Beginn des Gerichtstermines, und das Gericht muß in 
entſprechender Weiſe durch beſchworene Ausſage davon unterrich⸗ 
tet werden, daß eine derartige Kenntnißnahme gegeben worden ift. 


Abſchnitt 5. Ein Criminalfall oder Verfahren, dem . 
Diſtriktgerichte eines County unerledigt vorliegend, welchem Eriminalklagen. 
County ein anderes zu Gerichtszwecken beigegeben worden, in 
welchem Falle der oder die Beklagten zur Zeit der Einleitung 
des Gerichtverfahrens in dem zu Gerichtszwecken beigegebenen 
County dem Gerichtsverfahren ausgeſetzt waren, in einem ſolchen 
Falle ſoll der Schreiber des Gerichtes, in welchem ſie anhängig 
iſt, die Klageſache unverweilt dem Schreiber des Gerichtes in 
dem bisher beigegebenen County beglaubigt zuſtellen, in gleicher 
Weiſe, wie dies in dieſem Geſetze in Civilklagen vorgeſehen iſt. 

Dabei muß aber vorerſt eine beſchwoxrene Ausſage des oder der 

in dem Falle Angeklagten eingereicht werden, worin das Beſtehen N 
der Thatſache gezeigt wird, welche eine ſolche Verlegung 
benöthigt. Eine auf ſolche Weiſe verlegte Klageſache ſoll dann 

in genanntem Gerichte als anhängig gemacht und zur Verhand⸗ 

lung vorliegend betrachtet werden. 

Abſchnitt 6. In Fällen, wo Geſchworene oder Großge⸗ 
ſchworene vor Annahme dieſes Geſetzes zu einem Gerichtstermin Geſchworenen. 
in einem County vorgeladen wurden, welcher in dieſem Geſetze 
verſchoben worden, iſt es dem Sheriff eines ſolchen County zur 
Pflicht gemacht, möglichſt bald nach Annahme dieſes Geſetzes 
ſolche Geſchworene brieflich oder anderweitig von der ſtattgefun⸗ 
denen Verſchiebung in Kenntniß zu ſetzen. Zur entſprechenden 
Zeit mag alsdann eine neue Vorladung erlaſſen werden, in 
welcher ſolche Perſonen aufgefordert werden, am erſten folgenden 
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Gerichten, wie er in dieſem Geſetze beſtimmt iſt, an Geſchwo⸗ 
rene ſich einzufinden und zu fungiren. 

Abſchnitt 7. Alle Geſetze und Theile von Geſetzen, die 
mit dieſem Geſetze im Widerſpruche ſtehen, ſeien und dieſelben 
ſind anmit widerrufen. 

Abſchnitt 8. Da nach Anſicht dieſer Geſetzgebung eine 
Dringlichkeit beſteht, ſo ſoll dieſes Geſetz mit ſeiner Annahme in 
Kraft treten. 

Genehmigt am 10. Februar 1879. 


Ein Geſetz, 


zur Abänderung von Abſchnitt einhundertundachtundzwanzig eines Geſetzes, 
überſchrieben: „Wahlen“, Kapitel XXX der allgemeinen Geſetze. 

Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 

Abſchnitt 1. Abſchnitt einhundertundachtundzwanzig von 
Kapitel XXX der allgemeinen Geſetze ſei und derſelbe iſt anmit 
widerrufen und das Folgende erlaſſen, was als Abſchnitt ein⸗ 
hundertundachtundzwanzig des genannten Kapitels numerirt und 
an Stelle des ſo widerrufenen Abſchnittes geſetzt werden ſoll, 
nämlich: 

Abſchnitt 128. Wenn irgend eine Perſon, wie in Ab⸗ 
ſchnitt hundertundſechsundzwanzig dieſes Geſetzes beſtimmt, eine 
beſchworene Ausſage macht, um den Namen von irgend Jeman⸗ 
dem in irgend einer Ward oder einem Wahlbezirk in dieſem 
Staate regiſtriren zu laſſen, und in dieſer beſchworenen Ausſage 
den Namen des zu Regiſtrirenden fälſchlich angibt, oder die 
Thatſache, daß er in einem ſolchen Wahlbezirk oder einer ſolchen 


Ward für einen genügenden Zeitraum gewohnt hat um ihn zur 


Regiſtrirung zu berechtigen, oder ſeinen wirklichen Wohn- oder 
Aufenthaltsort, oder wenn er ſein wirkliches Alter fälſchlich an⸗ 
gibt, oder die Thatſache, daß er an dem betreffenden Orte lange 
genug gewohnt habe um ihn zur Regiſtrirung zu berechtigen, 
dann ſoll Derjenige, welcher eine ſolche fälſchliche, beſchworene 
Ausſage macht, eines abſichtlichen corrupten Meineides ſchuldig 
gehalten und, wenn überführt, dem entſprechend beſtraft werden. 
Genehmigt am 8. Februar 1879. 
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_ Ein Geſetz, 
überſchrieben: „Ein Geſetz, zur Abänderung von Abſchnitt vier (4) des 
Kapitels einunddreißig (31) der allgemeinen Geſetze von Colorado. 

Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 

Abſchnitt 1. Abſchnitt vier (4) von Kapitel einunddreißig 
(31) der allgemeinen Geſetze von Colorado, überſchrieben: „Ein 
Geſetz, um für die Ausübung der Grundbeſitzrechte Vorkehrungen 
zu treffen,“ ſei und derſelbe iſt anmit abgeändert, um zu lauten 
wie folgt, nämlich: 

Derartige Vorladungen jollen innerhalb dreißig Tagen nach adungen 
Erlaß derſelben an einem vom Gerichte oder dem Richter zu und Berättent- 
beſtimmenden und feſtzuſetzenden Tage, zur angegebenen Stunde 
einzuberichten ſein. Die Vorladungen ſind in gleicher Weiſe 
wie in andern Fällen mindeſtens zehn Tage vor dem zur Einbe⸗ 
richtung feſtgeſetzten Tage zuzuſtellen. Wenn es ſich hexausſtellt, 
daß die Eigenthümer des zu expropriirenden Eigenthums oder 
irgend einer derſelben, Nichteinwohner ſind, oder wenn der Sheriff 
des County ſie als nicht ermittelt einberichtet, und im Falle 
eine ſolche Vorladung mit der Bemerkung „nicht ermittelt“ einbe⸗ 
richtet wird, ſo ſoll in dem betreffenden Falle eine beſchworene 
Ausſage durch den Kläger oder ſeinen Anwalt hinterlegt werden, 
mit Angabe der Thatſachen, daß der in der beſchworenen Ausſage 
Unterzeichnete, trotz fleißiger Nachforſchung, ſich vergeblich bemüht 
habe, den Aufenthalt einer ſolchen Perſon zu ermitteln, worauf 
das Gericht oder der Richter eine Bekanntmachung erlaſſen ſoll, 
an ſolchen oder ſolche Eigenthümer gerichtet, die in einer im 
County herausgegebenen Zeitung zu veröffentlichen iſt. In 
dieſer Bekanntmachung ſoll der Name des oder der Geſuchſteller 
angegeben ſein, ebenſo eine vollſtändige und genaue Beſchreibung 
des zu Expropriationszwecken gewünſchten Eigenthums, der Zweck 
für welchen die Expropriation nachgeſucht wird, Ort und Zeit, 
wo und wann der oder die Eigenthümer zu erſcheinen haben, 
ſowie Bezeichnung des Gerichtes und Name des Richters, vor 
welchem das betreffende Geſuch verhandelt werden ſoll. Das 
Gericht oder der Richter ſoll gleichfalls die Zeit beſtimmen, 
innerhalb welcher genannte Bekanntmachung einzuberichten iſt, 
die aber in keinem Falle weniger als dreißig Tage betragen ſoll. 
Die Bekanntmachung hat wenigſtens vier (4) Male in einer 
wöchentlichen Zeitung zu erſcheinen vor dem zur Einberichtung 
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derſelben feſtgeſetzten Tage. Falls keine wöchentliche Zeitung in 
dem County erſcheint, in welchem die Verhandlungen ſtattfinden, 
ſo ſoll das Gericht oder der Richter die Bekanntmachung in einer 
von ihm zu beſtimmenden Zeitung veröffentlichen laſſen, die an 
einem dieſem County nächſtgelegenen paſſenden Platze erſcheint. 

Abſchnitt 2. Da möglicherweiſe in der Erlangung von 
Wegrecht für Berieſelungsgraben und Kanäle wegen Nichtvor⸗ 
handenſeins der Beſtimmungen dieſes Geſetzes große Verzöge⸗ 
rungen eintreten können und die Jahreszeit für Berieſelung 
herannaht, ſo liegt, nach Anſicht dieſer Geſetzgebung, eine Dring⸗ 
lichkeit vor, und deshalb ſoll dieſes Geſetz mit ſeiner Annahme in 
Kraft treten. 

Genehmigt am 19. Februar 1879. 


Ein Geſetz, 
zur Abänderung von Abſchnitten zehn und eilf von Artikel vier des Kapitels 
dreiunddreißig, überſchrieben: „Executiv⸗Abtheilung,“ der allge⸗ 
meinen Geſetze von Colorado. 

Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 

Abſchnitt 1. Abſchnitt zehn (10) des Artikels vier (4), 
Kapitels dreiunddreißig (33), überſchrieben: „Executiv⸗Abthei⸗ 
lung,“ der allgemeinen Geſetze von Colorado, ſei und derſelbe iſt 
anmit abgeändert um zu lauten wie folgt, nämlich: 

Auf Vorzeigung einer vom Auditor ausgeſtellten Zahlungs⸗ 
anweiſung behufs Bezahlung, ſoll der Schatzmeiſter, falls er 
dieſelbe nicht ſofort bezahlt, auf der Anweiſung Folgendes ver⸗ 
merken: 

„Vorgezeigt (hier füge das Datum der Vorzeigung bei). 
Keine Fonds. Dieſe Anweiſung trägt Zinſen zu acht Prozent 
jährlich, von dieſem Tage an gerechnet. 


Staatsſchatzmeiſter. 
Dieſe Vermerkung ſoll vom Staatsſchatzmeiſter unterzeichnet 
und dem Vorzeiger der Anweiſung wieder zurückgeſtellt werden. 
Abſchnitt 2. Abſchnitt eilf (11) des genannten Geſetzes 
ſei und derſelbe iſt anmit abgeändert um zu lauten wie folgt, 
nämlich: 


— 
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Sollte ein Staatsſchatzmeiſter verfehlen, verabſäumen oder ſich 
weigern ein Kaſſabuch zu führen, wie es in dieſem Artikel vorge⸗ . 
ſchrieben, oder ſollte er verfehlen, verabſäumen oder ſich weigern j 
in daſſelbe jede Summe Geldes einzutragen, die an ihn kraft 
ſeines Amtes bezahlt werden mag, oder ſollte er abſichtlich falſche 7 
Eintragungen in daſſelbe machen, oder ſollte er verfehlen, verab⸗ ö 
ſäumen oder ſich weigern daſſelbe irgend Jemanden, der es 
durchzuſehen wünſcht, vorzulegen, oder ſollte er irgend Jemanden 
die gewünſchte Durchſicht derſelben während irgend einer ziem⸗ 
lichen Tagesſtunde verweigern, oder ſollte er verfehlen, verabſäu⸗ 
men oder ſich weigern eine ſolche Empfangsbeſcheinigung oder . 
ein Duplicat derſelben, wie in dieſem Artikel vorgeſchrieben, \ 
auszuſtellen, oder ſollte er falſche Empfangsbeſcheinigungen für 
irgend welche von ihm kraft ſeines Amtes entgegengenommene 
Gelder ausſtellen, oder ſollte er verfehlen, verabſäumen oder ſich 
weigern in irgend einem Monat einen ſolchen monatlichen Bericht 
der von ihm kraft ſeines Amtes eingenommenen Gelder, wie 
durch dieſen Artikel vorgeſchrieben, auszufertigen, oder ſollte er 
gefälſchte Berichte darüber ausſtellen, oder ſollte er verfehlen, 
verabſäumen oder ſich weigern, ein „Anweiſungsverzeichniß“, wie 
in dieſem Artikel vorgeſchrieben, zu führen, oder ſollte er verfeh⸗ 
len, verabſäumen oder ſich weigern, eine ſolche Anweiſung zu | 
endoffiren, wie in dieſem Artikel vorgeſchrieben, oder ſollte er 
in dieſem Verzeichniß einen falſchen Eintrag über irgend eine 
Anweiſung machen, oder ſollte er dieſe fälſchlich endoſſiren, oder 
ſollte er verfehlen, verabſäumen oder ſich weigern, irgend Jeman⸗ N 
dem die Durchficht und Unterſuchung eines ſolchen Verzeichniſſes i 
zu einer ziemlichen Tagesſtunde in ſeinem Amtslokale zu geſtat⸗ 
ten, oder ſollte er ſich weigern oder verabſäumen eine derartige - 
Anweiſung zu bezahlen, in der Reihenfolge, in welcher ſie bezahlt 
werden ſollte, oder ſollte er eine ſolche Anweiſung bezahlen, wenn 
nicht genügend Geld im Schatze vorhanden iſt, um alle früher 
vorgezeigten und auf den gleichen Fond ausgeſtellten oder aus 
demſelben zahlbaren Anweiſungen zu decken, —dann ſoll der fo | 
zuwiderhandelnde Schatzmeiſter ſich eines Vergehens ſchuldigs e f 5 
machen und, nach Ueberführung, zum Betrage von nicht weniger ' 
als fünfzig und nicht über tauſend Dollars beſtraft, und gefangen 
gehalten werden, bis dieſe Strafe bezahlt iſt. Auf eine ſolche 1 

! 


(9 
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Se 


Burgſchaft. 


Wfl. 2 


66 Allgemeine Geſetze. 


Ueberführung hin kann das Gericht anordnen, daß ein derartig 
überführter Schatzmeiſter ſeines Amtes entſetzt werde. 
Genehmigt am 11. Februar 1879. 


— 


Ein Geſetz, 


zur Abänderung eines Geſetzes, überſchrieben: „Ein Geſetz, zur Beſtim⸗ 
mung gewiſſer Befugniſſe und Pflichten der Beamten der executiven 
Abtheilung und gewiſſer Regeln bezüglich der Fiscalangelegenheiten 
des Staates in Verbindung hiermit.“ 
Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 


Abſchnitt 1. Das Geſetz, überſchrieben: „Ein Geſetz, 
zur Beſtimmung gewiſſer Befugniſſe und Pflichten der Beamten 
der executiven Abtheilung und gewiſſer Regeln bezüglich der 
Fiscalangelegenheiten des Staates in Verbindung hiermit“ iſt 
andurch in nachbeſchriebener Weiſe abgeändert. 


Abſchnitt 2. Abſchnitt eins des Artikels zwei des oben⸗ 
genannten Geſetzes iſt abgeändert um zu lauten wie folgt: 


Abſchnitt 1. Der Staatsſecretär ſoll ſein Amtslokal am 
Regierungsſitze haben und alle Pflichten erfüllen, die von ihm 
geſetzlich verlangt werden mögen. Alle Geſetze und Beſchlüſſe 
der Territorial⸗ und der Staatsgeſetzgebung, die in's Reine 
geſchriebene Abſchrift der Staatsverfaſſung, und alle Bürgſchaf⸗ 
ten, Bücher, Urkunden, Karten, Verzeichniſſe und öffentliche 
Documente, die bereits in ſeinem Amtslokale hinterlegt ſind 
oder noch hinterlegt werden mögen, ſollen unter ſeiner Obhut 
und in ſeiner Verwahrung ſein. Für getreue Erfüllung ſeiner 
Amtspflichten ſoll er dem Staate Colorado eine Bürgſchaft im 


Betrage von zehntauſend Dollars ſtellen, die vom Gouverneur 


und Generalanwalt zu genehmigen und im Amtslokale des 
Staatsſchatzmeiſters zu hinterlegen iſt. 


Abſchnitt 3. Der Auditor ſoll in allen Fällen, wo die 


Geſetze einen Geldanſpruch gegen den Staat anerkennen aber keine 


geſetzliche Verwilligung zur Bezahlung derſelben gemacht wurde, 
ſolche Anſprüche verrechnen und berichtigen, und wenn ſie vom 
Gouverneur und Generalanwalt genehmigt worden, dem Anſpruch 
Erhebenden, wenn verlangt, unter ſeinem Amtsſiegel eine Be⸗ 
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ſcheinigung über den Betrag deſſelben ausſtellen, worauf er den 
Anſpruch thunlichſt bald der Geſetzgebung vorlegen ſoll. 


Abſchnitt 4. Abſchnitt acht von Artikel ſechs des vorer⸗ Widerruf. 
wähnten Geſetzes ſei und derſelbe iſt andurch widerrufen. 


Genehmigt am 11. Februar 1879. 


Ein Geſetz, 


um Vorkehrungen für die Anſchaffung von erforderlichen Gegenſtänden für 
die geſetzgebenden, executiven und richterlichen Abtheilungen des 
Staates zu treffen, und für die Miethe von Räumlichkeiten für die 
geſetzgebende Verſammlung. 


Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 


Abſchnitt 1. Der Staatsſecretär ſoll fünfzig Tage un⸗ . 


mittelbar vor jeder regelmäßigen Sitzung der geſetzgebendenn 


Verſammlung während vier auf einander folgenden Wochen in 
irgend einer in der Staatshauptſtadt veröffentlichten Zeitung 
Angebote ausſchreiben für die Lieferung der nöthigen Möbel, Wofür. 
Schreibmaterialien, Heizungsmaterial, Licht und anderer Gegen⸗ 
ſtände, die von den geſetzgebenden und executiven Abtheilungen 

des Staates und vom Obergerichtshofe während der nach einer 
ſolchen Ausſchreibung folgenden zwei Jahre, vom nächſten erſten 
Januar an gerechnet, gebraucht werden mögen. 


Abſchnitt 2. Die Angebote find im Amtslokale des Angebote, wo 
Staatsſecretärs einzureichen, bezeichnet: „Angebote für Heizungs" ?n0 
material“, oder „Angebote für Schreibmaterial“, oder Angebote 
für irgend welche andere Gegenſtände, wie dies nun immer der 
Fall ſein mag. Bis zu der in der Ausſchreibung für Oeffnung 
derſelben bezeichneten Stunde ſollen ſie verſiegelt bleiben, und 
nach dieſer Stunde dürfen keine Angebote mehr angenommen 
werden. 


Abſchnitt 3. Zu der für Oeffnung der Angebote bezeich⸗ 
neten Stunde ſoll der Staatsſecretär, in Gegenwart des General- Aufebote. 
anwaltes und des Staatsſchatzmeiſters, oder in Abweſenheit eines 
der genannten Beamten, dann in Gegenwart des Gouverneurs 
und in Gegenwart ſolcher Bieter, die anweſend zu ſein wünſchen, 
die verſchiedenen Angebote öffnen und zu ermitteln ſuchen, wer 


der niedrigſte verantwortliche Bieter für jede Klaſſe der erfor⸗ 


Genehmigung. 


Preisbeſtim⸗ 
mung. 


Angebote ſofort 
auszuſchreiben. 


Räumlichkeiten. 


Dringlichkeits⸗ 
Klausel. 


f 
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derlichen Gegenſtände iſt, worauf der oder die Contrakte für die⸗ 
ſelben ſolchem niedrigſten verantwortlichen Bieter zugeſchlagen 
werden ſollen, der Genehmigung des Gouverneurs und Staats⸗ 
ſchatzmeiſters unterworfen. Indeſſen kann der Staatsſekretär 
jedes Angebot verwerfen, wenn es nach ſeiner Anſicht im Intereſſe 
des Staates liegen ſollte dies zu thun. 

Abſchnitt 4. Der höchſte Preis, der für irgend einen 
unter ſolchem Contrakte oder Contrakten anzuſchaffenden Gegen⸗ 
ſtand bezahlt werden ſoll, darf die am Tage der Oeffnung ſolcher 
Angebote in der Stadt Denver laufenden Engroß⸗Preiſe für 
ſolche Artikel nicht überſteigen. 

Abſchnitt 5. Der Staatsſekretär ſoll alsbald nach Ge⸗ 
nehmigung dieſes Geſetzes in darin beſtimmter Weiſe Angebote 
ausſchreiben und Contrakte für die erforderlichen Gegenſtände 
vergeben. Dieſe Contrakte ſollen in Kraft verbleiben bis zur 
nächſten regelmäßigen Vergebung von Contrakten, wie in dieſem 
Geſetze vorgeſchrieben. g 

Abſchnitt 6. Es iſt dem Staatsſekretär zur Pflicht 
gemacht, paſſende Räumlichkeiten für den Obergerichtshof, die 
geſetzgebenden und executiven Abtheilungen des Staates zu beſchaf⸗ 
fen, und dieſelben mit Mobiliar und anderen erforderlichen 
Gegenſtänden zu verſehen. 

Abſchnitt 7. Da der in Abſchnitt fünf dieſes Geſetzes 
vorgeſchriebene Contrakt möglichſt bald ausgegeben werden ſollte, 
ſo ſoll dieſes Geſetz mit ſeiner Annahme in Kraft treten. 

Genehmigt am 12. Februar 1879. ö 


— 


Ein Geſetz, 


in Bezug auf die Abänderung von Urtheilen und für Begnadigungen 
nach Ueberführung. 

Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 

Abſchnitt 1. Alle Geſuche um Abänderung des Urtheiles 
oder für Begnadigung wegen begangener Verbrechen und nach 
Ueberführung, müſſen von einem Zeugniſſe des Aufſehers des 
Zuchthauſes von genanntem Staate Colorado begleitet ſein, 
worin das Betragen des Bittſtellers während ſeiner Haft im 


— 
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Zuchthauſe genannten Staates Colorado angegeben iſt, nebſt 


ſolch andern Beweiſen von früherem guten Leumunds, wie der- 


Bittſteller ſie beizubringen vermag. 


* 


In jedem betreffenden Falle ſoll der Gouverneur einem guten Gouverneur ſoll 


Leumund vor der Ueberführung und dem guten Betragen wäh⸗ 
rend der Haft im Zuchthauſe des Staates Colorado ſolches 
Gewicht beilegen, wie er es für recht und angemeſſen erachten 
mag mit Berückſichtigung aller Umſtände in jedem einzelnen 
Falle und im Hinblick auf die Reformation des Angeklagten. 

Abſchnitt 2. Alle im Widerſpruch mit Dieſem ſtehenden 
Geſetze oder Theile derſelben ſind anmit widerrufen. 


Genehmigt am 13. Februar 1879. 


— 


Ein Geſetz, 


worin dem Staatsſekretär aufgetragen wird, gewiſſe Geſetze des Territo⸗ 
riums Colorado, die nach Vertagung der gegenwärtigen Sitzung der 
Geſetzgebung in Kraft ſein mögen, zuſammenzuſtellen. 


Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: dr, 


Abſchnitt 1. Der Staatsſekretär iſt anmit ermächtigt 


berückſichtigen. 


Widerruf. 


Staatsſ ekretär 


und beauftragt innerhalb neunzig Tagen nach der Annahme ion Geſetze 


dieſes Geſetzes, folgende Spezialgeſetze des Territoriums Colo⸗ 
rado, die nicht in den allgemeinen Geſetzen des Staates abge⸗ 
druckt ſind, zuſammenzuſtellen, nämlich: Ein Geſetz, zur Reguli⸗ 
rung der für Ackerbauzwecke in den Counties Coſtilla und Conejos 
benutzten Graben. Genehmigt am 5. Februar 1866. Ebenſo 
ein Geſetz, wonach die Beſtimmungen des vorhergehenden Geſetzes 
auf Las Animas County Anwendung finden. Genehmigt am 
9. Februar 1872. Ein Geſetz, zum Schutze der Feldfrüchte in 
den Counties Las Animas, Huerfano, Coſtilla und Conejos. 
Genehmigt am 8. Februar 1870. Ebenſo, ein Geſetz, zur Abän⸗ 
derung eines Geſetzes für den Schutz der Feldfrüchte. Geneh⸗ 
migt am 12. Februar 1874. Ein Geſetz, zur Beſtimmung der 
Pflichten des Countyrathes von Las Animas County in Bezug 
auf die Eintheilung von Stimmbezirken. Genehmigt am 13. 
Februar 1874. Ein Geſetz, in Bezug auf das Verfahren vor 
Friedensrichtern in Las Animas County. Genehmigt am 13. 


zuſammenſtellen 


Druck derſelben. 


Dringlichkeits⸗ 
lauter. 


Hülfsarbeiter. 


Bewilligung. 
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Februar 1874; —falls dieſe Geſetze am Schluſſe der Sitzung der 
gegenwärtigen Geſetzgebung noch in Kraft und Ausübung ſind. 

Abſchnitt 2. Er iſt anmit beauftragt, dieſelben zuſam⸗ 
men mit den in der gegenwärtigen Sitzung angenommenen 
Geſetzen drucken zu laſſen. 

Abſchnitt 3. Da gegenwärtig keine Beſtimmungen in. 
Bezug auf die Reviſion dieſer Geſetze beſtehen, ſo liegt, nach An⸗ 
ſicht dieſer Geſetzgebung, eine Dringlichkeit vor, wonach dieſes 
Geſetz unverweilt in Kraft treten ſoll. Deshalb ſoll dieſes Geſetz 
ſofort nach ſeiner Annahme in Kraft treten. 


Genehmigt am 12. Februar 1879. 


Ein Geſetz, 


um erforderliche Ausgaben für Aushülfe im Amtslokale des Staats⸗ 
Sekretärs zu decken. 

Sei es verordnet durch a Gejetzgebung des 
Staates Colorado: 

Abſchnitt 1. Der Staatsſekretär iſt anmit berechtigt die 
nöthigen Hülfsarbeiter anzuſtellen um die in ſeinen Händen ſich 
befindlichen Amtsakten zu erledigen. Der dazu erforderliche 
Betrag darf die Summe von dreihundert Dollars für das Jahr 
1879 und die Summe von dreihundert Dollars für das Jahr 
1880 nicht überſteigen. 

Ab ſchnitt 2. Aus den im Staatsſchatze vorhandenen 
Geldern, die nicht bereits für andere Zwecke angewieſen ſind, iſt 
die Summe von dreihundert Dollars für das Jahr 1879 und der 
gleiche Betrag für das Jahr 1880 für den in Abſchnitt eins 
dieſes Geſetzes beſtimmten Zweck andurch angewieſen. Der 
Staatsauditor iſt anmit ermächtigt ſeine Zahlungsanweiſung zu 
Gunsten Desjenigen auszuſtellen, der dieſen Dienſt verſieht, 
nachdem er vom Staatsſekretär die Beſcheinigung erhalten hat, 
daß ſolche Arbeit geleiſtet worden iſt. 

Genehmigt am 6. Februar 1879. 


„- 


17 


Allgemeine Geſetze. 71 


Ein Geſetz, 
welches den Staatsſchatzmeiſter berechtigt, gewiſſe Gelder die in den „allge⸗ 
meinen Einkunfts⸗Fond“ gehören, zur Bezahlung von Zinſen auf 
Staatsanweiſungen zu verwenden. 
Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 


Abſchnitt 1. Der Staatsſchatzmeiſter iſt anmit berech⸗ infen auf 
tigt und beauftragt nach Annahme und Genehmigung dieſes fungen dall dar 
Geſetzes Zinſen auf Staatsanweiſungen aus dem allgemeinen ein v ine 
Einkunfts⸗Fond zu bezahlen, in Uebereinſtimmung mit den Vor⸗ mn 
ſchriften beſtehender Geſetze, und den betreffenden Betrag in der 


Zinsrubrik der Schatzamtsbücher einzutragen. 


Abſchnitt 2. Da ſich ein großer Betrag von Geldern, „uisgtiäteits- 
dem allgemeinen Einkunfts⸗Fond angehörend, im Staatsſchatze laufe. 
befindet zur Bezahlung von Staatsanweiſungen, aber nicht fo 
verwendet werden kann bis die Zinſen auf die Anweiſungen 
bezahlt ſind, und da gegenwärtig keine Bewilligung zur Bezahlung 
der Zinſen auf Staatsanweiſungen beſteht, es aber wünſchens⸗ 
werth iſt, alle im Staatsſchatze befindlichen Gelder zur Bezahlung 
der Anweiſungen zu verwenden, um dadurch weitere Zinſen auf 
dieſelben zu erſparen, ſo iſt es die Anſicht dieſer Geſetzgebung, 
daß eine Dringlichkeit vorhanden iſt, wie dies in Abſchnitt neun⸗ 
zehn (19), Artikel fünf (5) der Verfaſſung vorgeſehen; deshalb ſoll 
dieſes Geſetz mit dem Tage ſeiner Annahme in Kraft treten. 
Genehmigt am 16. Januar 1879. 


— 


Ein Gefeß, 


wonach der Staatsſchatzmeiſter alle vom Staatsauditor ausgeſtellten An⸗ 
weiſungen gegenzeichnen und ein Verzeichniß derſelben anlegen ſoll. 


Sei ed verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 


Abſchnitt 1. Der Staatsſchatzmeiſter ſoll alle vom Audi⸗ 
tor ausgeſtellten Anweiſungen gegenzeichnen und ein von den Anveiſungen n 
bereits jetzt geſetzlich vorgeſchriebenen geſondertes Verzeichniß begenzeichnen. 
anlegen, in welches er die Nummern aller ausgeſtellten Anwei⸗ 
ſungen, an wen und wann ausgeſtellt, ſowie den Betrag einer 


jeden Anweiſung einzutragen hat. 
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Abſchnitt 2. Der Staatsauditor ſoll alle von nun an 
von ihm auf den Staatsſchatzmeiſter ausgeſtellten und gezogenen 
Anweiſungen Dieſem vorlegen, der dieſelben, wie in Abſchnitt 
eins dieſes Geſetzes vorgeſchrieben, eintragen ſoll. 


munen Abſchnitt 3. Alle nicht ſo eingetragenen und gegenge⸗ 
wenn ungültig. zeichneten Anweiſungen ſollen werthlos ſein und keinerlei Ver⸗ 
bindlichkeit für den Staat haben. 


Genehmigt am 8. Februar 1879. 


Ein Geſetz, 


zur Abänderung eines Geſetzes, überſchrieben: „Ein Geſetz, um für die 
Bezahlung von Gehalten an Beamte der executiven und richterlichen 
Abtheilungen des Staates Colorado Vorſorge zu treffen.“ 


Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 


Abſchniitt 1. Der erſte Paragraph von Abſchnitt zwei⸗ 
tauſendvierhundertundneunzehn (2419) des Kapitels LX XXIX 
der allgemeinen Geſetze des Staates Colorado ſei und derſelbe 
iſt anmit ſo abgeändert, um zu lauten wie folgt, nämlich: 

Gehalt des © Son „Der Gouverneur ſoll einen jährlichen Gehalt von dreitauſend 
erneut 


Privatfetretars. Dollars beziehen und ſoll zu einem Privatſekretär berechtigt fein, 
deſſen Jahresgehalt fünfzehnhundert Dollars betragen ſoll.“ 
Gehalt des Der Staatsſekretär ſoll einen Jahresgehalt von zweiundzwan⸗ 
und Schreibers. zighundert Dollars beziehen, und ſoll zu einem Schreiber berech- 
tigt ſein mit einem jährlichen Gehalt von zwölfhundert Dollars. 
Dringlichteitt⸗ Abſchnitt 2. Da der Gehalt des Privatſekretärs unter 
Klaufel. dem gegenwärtigen Geſetze unzureichend iſt, ſo beſteht nach Anſicht 
dieſer Geſetzgebung eine Dringlichkeit, und deshalb ſoll dieſes 
Geſetz mit ſeiner Annahme in Kraft treten. 
Genehmigt am 10. Februar 1879. 


— 
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Ein Geſetz, 


zur Abänderung von Abſchnitt zwölf (12) von Kapitel vierunddreißig (34) 
der allgemeinen Geſetze des Staates Colorado, überſchrieben: „Ein 
Geſetz, zur Feſtſtellung und Beſtimmung der Gebühren, welche von 
County⸗, Bezirk⸗ oder anderen Beamten berechnet werden mögen.“ 


Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 

Abſchnitt 1. Der zweiundzwanzigſte Paragraph von 
Abſchnitt zwölf (12) des Kapitels vierunddreißig (34) der allge⸗ Gehühe fir 
meinen Geſetze des Staates Colorado, der jetzt in Worten und vert. 
Zahlen wie folgt lautet: „Für Transport von Gefangenen per 
Meile zehn (10) Cents nebſt wirklichen Auslagen, ausſchließlich 
der nöthigen Eiſenbahn⸗ und Fuhrwerks⸗Fahrgelder,“ iſt anmit 
ſo abgeändert, um zu lauten wie folgt: „Für Transport von 
Gefangenen per Meile fünfzehn (15) Cents nebſt wirklichen Aus⸗ 
lagen, ausſchließlich der nöthigen Eiſenbahn⸗ und Fuhrwerks⸗ 
Fahrgelder.“ | 

Genehmigt am 13. Februar 1879. 


— 


Ein Geſetz, 
zur Abänderung eines Geſetzes in Bezug auf Einzäunungen und Gehäge, 
genehmigt am 22. März 1877. 

Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 

Abſchnitt 1. Abſchnitt eins des genannten Geſetzes iſt 
ſo abgeändert um zu lauten wie folgt: f 

Ein in folgender Weiſe hergeſtellter Zaun ſoll im Staate Colo⸗ 
rado eine geſetzliche Einzäunung ſein: 

Pfoſten und Plankenzäune, aus guten, nicht weniger als vier Was eine geſetz⸗ 
Zoll dicken Pfoſten hergeſtellt, feft in den Grund geſetzt, nicht i menus 
über acht Fuß von einander, mit drei einzölligen, acht Zoll breiten 
Brettern, nicht über acht Zoll von einander, oder vier einzölligen, 
ſechs Zoll breiten Brettern, nicht über ſechs Zoll von einander, 
die mittelſt Nägeln oder anderweitig dauerhaft befeſtigt ſind. 
Ein drei Stangen Zaun, mit guten, am dünnen Ende nicht weni⸗ 
ger als zwei Zoll dicken Stangen, und mit oben beſchriebenen 
Pfoſten, wovon einer an jedem Ende einer jeden Abtheilung, 
und einer in oder nahe der Mitte derſelben ſich befinden muß. 

N (10 


74 Allgemeine Geſetze. 


Ein Zaun von drei Stacheldrähten, oder zwei Stachel und einem 
gewöhnlichen Draht, oder vier gewöhnlichen Drähten, mit min⸗ 
deſtens fünf Zoll dicken und nicht über hundert Fuß von einander 

ſtehenden Pfoſten, und mit nicht über ſechs Fuß auseinander 

ſtehenden Stützen. Jedoch ſoll kein aus Draht hergeſtellter 
Abtheilungs⸗ oder Straßenzaun als geſetzentſprechend gelten, der 
eine geringere Anzahl Drähte als die oben vorgeſchriebene enthält. 
Alle andern aus Brettern, Zaunriegeln, Stangen, Draht, Steinen, 
Hecken oder anderweitigem Material hergeſtellten Zäune, welche 
nachgewieſenermaßen ebenſo ſtark und zum Schutze der Einfrie⸗ 
digung dienlich ſind, wie die erſtgenannten, ſollen ebenfalls als 
geſetzentſprechend gelten. Der in dieſem Abſchnitte angeführte 
gewöhnliche Draht ſoll mindeſtens No. 8 ſein, und alle Drähte 
müſſen ſtets gehörig angezogen gehalten werden können. 

Abſchnitt 2. Keine Einzäunung darf weniger als vier 
Fuß hoch ſein. 

Genehmigt am 13. Februar 1879. 


Wie hoch. 


v2 
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Ein Geſetz, 
um es Zaundiſtrikten zu ermöglichen, ihre Schuldenlaſt zu fundiren. 


Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 


Abſchnitt 1. Den Commiſſären irgend eines Zaundiſtrik⸗ 
tes, der unter den Geſetzen des Territoriums Colorado organiſirt 
wurde, ſoll die geſetzliche Befugniß zuſtehen, die Schuldenlaſt 
eines ſolchen Diſtriktes zu fundiren, wenn ſie in weiter unten 
beſchriebener Weiſe dazu ermächtigt werden. 


Abſchnitt 2. Alle unter Ermächtigung dieſes Geſetzes 
fete mar ausgeſtellten Schuldſcheine ſollen vom Tage ihrer Ausſtellung 
au. an gerechnet bis zu ihrer Einlöſung mit nicht über zehn Prozent 

jährlich verzinsbar ſein. Zehn Jahre vom Tage ihrer Ausſtel⸗ 
lung an gerechnet ſind ſie nach Belieben des Diſtriktes einlösbar; 
zwanzig Jahre nach ſolchem Tage ſind ſie aber abſolut fällig und 
zahlbar. Die Zinſen auf genannte Schuldſcheine müſſen alljähr⸗ 
lich bezahlt werden. Die Zinſen und das Kapital, wenn fällig, 
ſind im Amtslokale des Schatzmeiſters desjenigen Diſtriktes, 
welcher ſolche Schuldſcheine ausſtellt, zahlbar. Derartige Schuld⸗ 
. 


Fundirungsrecht 
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ſcheine ſind mit Zinszetteln zu verſehen, und die Commiſſäre 
ſollen die Form dieſer Schuldſcheine vorſchreiben. 

Abſchnitt 3. Keine unter Ermächtigung dieſes Geſetzes Schuldſcheine. 
ausgegebenen Schuldſcheine dürfen zu einem geringeren Betrage 
als dem Nennwerthe genannter Schuldſcheine nebſt aufgelaufenen 
Zinſen verkauft oder veräußert werden. Die Commiſſäre können f 
indeſſen dieſe Schuldſcheine gegen gültige Anſprüche an genannten Artemis. 
Diſtrikt in der Weiſe umtauſchen, daß ſie einen gleichen Betrag 
an Schuldſcheinen nebſt angelaufenen Zinſen für einen ähnlichen 
Betrag ſolcher Anſprüche ausgeben. Der Erlös aus dem Ver⸗ 
kaufe der unter den Beſtimmungen dieſes Geſetzes ausgegebenen Werivenbung des 
Schuldſcheine ſoll zu dem ausſchließlichen Zwecke benutzt werden, * 
die Schuldenlaſt des Diſtriktes, der ſolche Schuldſcheine ausſtellt, 
zu decken. Kein Theil des genannten Betrages darf zur Deckung 
irgendwelcher nach dem erſten Januar 1879 eingegangener Ver⸗ 
bindlichkeiten benutzt werden. 


Abſchnitt 4. In allen Fällen, wo ein Zaundiſtrikt 
Schuldſcheine unter den Beſtimmungen dieſes Geſetzes ausſtellt, 
iſt es den Commiſſären eines ſolchen Diſtriktes zur Pflicht 
gemacht, alljährlich eine genügend’ große Steuer auf das ſteuer⸗ 
bare Eigenthum des Diſtriktes umzulegen, um die jährlichen 
Zinſen auf genannte Schuldſcheine bezahlen zu können. In dem 
jenem vorausgehenden Jahre, in welchem genannte Schuldſcheine 
zuerſt nach Belieben des Diſtriktes einlösbar ſind, und alljähr⸗ 
lich nachher, bis ſämmtliche dieſer Schuldſcheine eingelöſt ſind, 
ſollen die vorerwähnten Commiſſäre in gleicher Weiſe eine genü⸗ 
gend große Steuer umlegen, um mindeſtens zehn Prozent ſolcher 
Schuldſcheine einlöſen zu können. . 


Alle Steuern zur Bezahlung der Zinſen und des Kapitals mie umzulegen 
vorerwähnter Schuldſcheine find in gleicher Weiſe umzulegen * 3 erheben. 
und zu erheben, wie dies jetzt geſetzlich für die Umlage und Erhe⸗ 
bung von Zaunſteuern vorgeſchrieben iſt. 


Wenn die Commiſſäre irgend eines Zaundiſtriktes verfehlen 
oder verabſäumen, an oder vor dem geſetzlich für die jährliche 
Umlage von Countyſteuern feſtgeſetzten Tage eine Steuer in vor⸗ 
beſchriebener Weiſe umzulegen, dann ſoll der Countyrath des⸗ 
jenigen County, in welchem dieſer Zaundiſtrikt belegen iſt, ſolche 
Steuer umlegen, und der Countyſchatzmeiſter ſoll ſie in gleicher 
Weiſe wie andere Steuern erheben. 


Steuererhebung 


Se der 


teuern. 


Einlöſung der 
Schuldſcheine. 


Bekanntmachung 


Abſtimmung 
über Veraus⸗ 
gabung. 


x 


hobene 
Steuern an wen 
zu bezahlen. 


: 
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Abſchnitt 5. Alle Gelder, die bei dem Schatzmeiſter 
irgend eines Zaundiſtriktes aus Steuern eingehen, die zur 
Bezahlung des Kapitals oder der Zinſen auf vorerwähnte Schuld⸗ 
ſcheine umgelegt wurden, ſollen zur Bezahlung derſelben und zu 
keinem andern Zwecke verwendet werden, bis alle derartigen 
Schuldſcheine vollſtändig abbezahlt ſind. 

Abſchnitt 6. Wenn bei Durchſicht der Bücher und Rech- 
nungen des Schatzmeiſters die Commiſſäre irgend eines Diſtriktes 
ermitteln ſollten, daß genügende Gelder im Einlöſungsfonde 
vorhanden ſind, um Kapital und angelaufene Zinſen ſolcher 
Schuldſcheine vollſtändig abzubezahlen, ſo iſt es ſolchen Commiſ⸗ 
ſären zur Pflicht gemacht, unverzüglich eine ſolche Anzahl dieſer 
Schuldſcheine nebſt angelaufenen Zinſen einzuberufen und zu 
bezahlen, als mit den vorhandenen Geldern gedeckt werden können, 
worauf die Commiſſäre derartig eingelöſte Schuldſcheine und 
alle mit denſelben ausgegebenen, nicht vorher eingelöſten Zins⸗ 
zettel abſtempeln ſollen. Die Schuldſcheine ſollen ſoweit dies 
thunlich iſt, in der Reihenfolge einberufen und eingelöſt werden, 
in welcher ſie ausgegeben wurden. Wenn genannte Commiſſäre 
irgendwelche dieſer Schuldſcheine einzulöſen wünſchen, ſo ſollen 
ſie während dreißig Tagen in einer an oder zunächſt dem County⸗ 
ſitze ihres County erſcheinenden Zeitung eine Bekanntmachung 
veröffentlichen, des Inhaltes, daß gewiſſe Diſtriktſchuldſcheine 
(mit Angabe ihrer Nummern und des Betrages) gegen Vorzei⸗ 
gung eingelöſt werden und daß nach Ablanf dieſer dreißig Tage 
ſolche Schuldſcheine aufhören werden Zinſen zu tragen. 

Abſchnitt 7. Es dürfen unter den Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes keine Schuldſcheine ausgeſtellt werden, ehe die Frage 
einer ſolchen Verausgabung nicht in einer ordentlichen oder 
außerordentlichen Verſammlung ſolchen geſetzlichen Stimmgebern 
des betreffenden Diſtriktes unterbreitet worden, die in dem einer 
ſolchen Verſammlung vorhergehenden Jahre eine Zaunſteuer in 
ſolchem Diſtrikte bezahlt haben. Wenn dann eine Mehrheit 
dieſer geſetzlichen Stimmgeber, die bei einer ſolchen Verſammlung 
anweſend ſind, zu Gunſten der Verausgabung der Schuldſcheine 
ſtimmt, dann ſollen die Diſtriktcommiſſäre ſolche Schuldſcheine 
ohne unnöthigen Zeitverluſt anfertigen und verausgaben. 
A.bſchnitt 8. Alle Gelder, welche unter den Beſtimmun⸗ 
gen dieſes Geſetzes bei dem Countyſchatzmeiſter eingehen, find, 
wie jetzt geſetzlich beſtimmt iſt, an den Schatzmeiſter des betref⸗ 


Pr 
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fenden Zaundiſtriktes zu bezahlen, nachdem der Countryſchatz⸗ 
meiſter die ihm für Eintreibung derſelben geſetzlich zuſtehenden 
Gebühren davon abgezogen hat. Alle Schuldſcheine und Zins⸗ 
zettel, die, wie hierin beſtimmt, eingelöſt oder bezahlt find, ſollen 
von dem Beamten, der ſie einlöſt, abgeſtempelt werden, und nach⸗ 
dem ſie in den Diſtriktsurkunden eingetragen ſind, müſſen ſie von 
den Commiſſären des Diſtriktes in öffentlicher Sitzung zerſtört 
werden. 


Abſchnitt 9. Wenn eine Abſtimmung über die Frage eranntmachung 
der Verausgabung derartiger Schuldſcheine ſtattfinden ſoll, haben der Abſtimmung. 
die Commiſſäre eines ſolchen Diſtriktes in allen in dem betreffen⸗ | 
den Diſtrikte abgehaltenen Verſammlungen, ob dieſelben nun 
allgemeine oder außerordentliche Verſammlungen ſind, bekannt 
zu machen, daß bei einer ſolchen Verſammlung die Frage über 
Verausgabung derartiger Schuldſcheine den geſetzlichen Stimm⸗ 
gebern eines ſolchen Diſtriktes zur Abſtimmung unterbreitet 
werden würde. Dieſe Bekanntmachung ſoll in einer im County 
erſcheinenden wöchentlichen Zeitung während der, einer ſolchen 
Verſammlung vorhergehenden, vier auf einander folgenden 
Wochen veröffentlicht werden. 


Genehmigt am 8. Februar 1879. 


— — 


Ein Geſetz, 


zur Abänderung eines Geſetzes, überſchrieben: „Ein Geſetz, bezüglich der 

Befreiung von freiwilligen Feuerwehrmännern vom Geſchworenen⸗ 

Dienſte und von Bezahlung der Kopfſteuer im Staate Colorado“, und 
zum Widerrufe gewiſſer darauf Bezug habender Geſetze. 


Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 


Abſchnitt 1. Abſchnitt eins (1) von Kapitel ſechsund⸗ 
dreißig (36), nämlich, der allgemeine Abſchnitt zwölfhundertund⸗ 
dreizehn (1213) der allgemeinen Geſetze des Staates Colorado, 
ſei ſo abgeändert um zu lauten wie folgt, nämlich: 


Jeder, der jetzt oder ſpäter ein aktives Mitglied irgend einer 
. 2 „ Löſthmann⸗ 
Feuerſpritzen⸗, Hacken und Leiter⸗, oder Schlauch⸗Compagnie, Inaften vom 
oder einer freiwilligen Organiſation zu Fenerlöſchzwecken ift, dienite und von 
114 f 8 . f Kopffieuer 
welche Organiſation unter Controlle der Municipalbehörden befreit. 


einer Stadt oder einer incorporirten Ortſchaft innerhalb dieſes 
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Staates beſteht, oder welche ſpäter mit Genehmigung und unter 
Aufſicht der Behörden einer Stadt oder Ortſchaft, wie vorer⸗ 
wähnt, organiſirt werden mag, ſoll während des Zeitraumes, in 
welchem er ein aktives Mitglied einer ſolchen Organiſation ver⸗ 
bleibt, vom Geſchworenendienſte und von der Bezahlung einer 
Kopfſteuer befreit ſein. Jeder, der ein aktives Mitglied einer 
derartigen Organiſation in irgend einer Stadt oder Ortſchaft, 
wie vorbemerkt, war und für den Zeitraum von fünf (5) Jahren 
ſeinen Dienſtpflichten als ſolches Mitglied getreulich nachgekom⸗ 
men, ſoll für alle Zeiten vom Geſchworenendienſte und von Bezah⸗ 
lung einer Kopfſteuer befreit ſein. 

Indeſſen ſoll Niemand in vorerwähnter Weiſe befreit werden, 
es ſei denn, daß er eine eidlich erhärtete Beſcheinigung des Ob⸗ 
mannes ſeiner Compagnie vorlege, in welcher angegeben iſt, daß 
der Betreffende während der letztverfloſſenen fünf Jahre ein 
bond fade aktives Mitglied und kein ſogenanntes Ehrenmitglied 


einer regelmäßig organtfirten Feuercompagnie war. Ferner ſoll 


Richterliches 
Verhör. 0 


Niemand vom Geſchworenendienſte befreit werden, der nicht eine 
eidlich erhärtete Beſcheinigung des Obmannes ſeiner Compagnie 
vorlegt, des Inhaltes, daß der darin Genannte wirklich ein 
aktives Mitglied der Compagnie iſt, zu welcher er gehört. Eine 
derartige Beſcheinigung ſoll den darin Genannten zur Befreiung 
vom Geſchworenendienſte berechtigen, ſollte er ſich eine derartige 
Befreiung zu Nutzen zu machen wünſchen. 

Ferner kann der Richter, dem eine ſolche Beſcheinigung vorge⸗ 
legt wird, den Vorzeiger unter Eid bezüglich ſeiner Dienſte als 
Feuerwehrmann verhören. Wenn der Richter ſich darauf hin 
überzeugt, daß der Betreffende wirklich ein aktives Mitglied der 
Löſchmannſchaft iſt, wie es in der Abſicht dieſes Kapitels liegt, 
dann ſoll er ihn vom Geſchworenendienſte entlaſſen. 

Genehmigt am 13. Februar 1879. 


n Ein Geſetz, 
zur Abänderung eines Geſetzes, überſchrieben: „Ein Geſetz, zur Verhütung 
von Feuern auf den Prairien.“ 


Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 


N Staates Colorado: 


Abſchnitt 1. Abſchnitt eins (1) eines Geſetzes, über⸗ 
ſchrieben: „Ein Geſetz zur Verhütung von Feuern auf den Prai⸗ 
rien“ iſt anmit abgeändert um folgendermaßen zu lauten: 


.- 
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Abſchnitt 1. Jede Eiſenbahngeſellſchaft, deren Bahn oder 
ein Theil derſelben innerhalb dieſes Staates im Betrieb iſt, ſoll g nerſchutz 
zwiſchen dem fünfzehnten Juli und dem erſten October eines jeden 
Jahres zu jeder Seite ihres Bahnbettes als einen Feuerſchutz 
einen ununterbrochenen mindeſtens ſechs Fuß breiten Streifen 
Landes pflügen laſſen. Dieſer Streifen Landes ſoll paralell mit 
dem Bahnbette laufen und in ſolch guter und geſchäftsmäßiger 
Weiſe aufgepflügt werden, daß dadurch die auf demſelben vor⸗ 
handene Vegetation dauernd zerſtört und bedeckt wird und der 
Streifen als ein genügender Schutz gegen Weiterverbreitung 
eines Feuers dient. Die äußere Grenze dieſes ſo aufgepflügten 
Landſtreifens muß ſich auf der äußeren Grenze des Wegerechtes 
der Bahngeſellſchaft befinden, oder, wenn durch der Geſellſchaft 
gehörige Ländereien gehend, hundert Fuß auf jeder Seite von 
der Mitte des Bahnbettes aus gerechnet. Indeſſen braucht ein 
ſolcher Feuerſchutz nicht innerhalb der Grenzen einer Ortſchaft fangt.“ ver⸗ 
oder einer Stadt hergeſtellt werden, noch längs der Linie einer 
Eiſenbahn, die durch's Gebirge führt oder über Ländereien, auf 
welchen nicht gepflügt werden könnte. Wenn ferner eine Mehr⸗ 
heit des Countyrathes irgend eines County, durch welches eine 
ſolche Bahn führt, der betreffenden Bahnverwaltung ſchriftlich 
beſcheinigt, daß nach Anſicht des Countyrathes keine Nothwen⸗ 
digkeit für das Pflügen des Feuerſchutzes über irgend einen 
Theil des County, wobei der betreffende Theil möglichſt genau 
angegeben werden muß, vorliegt, jo fol die Bahngeſellſchaft nicht 
gehalten ſein, den Feuerſchutz auf dem ſo bezeichneten Lande zu 
pflügen. 
Genehmigt am 11. Februar 1879, 


Wie herzuſtellen 


Ein Geſetz, 
zur Abänderung eines Geſetzes, überſchrieben: „Ein Geſetz, um für den 
Schutz, die Erhaltung und die Zucht der Fiſche Vorſorge zu treffen, 
u. ſ. w.“, genehmigt am 10. März 1877. 
Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 


Abſchnitt 1. Abſchnitt eins (1) von Kapitel ſiebenund⸗ 
dreißig (37) der allgemeinen Geſetze von Colorado ſei und der⸗ 
ſelbe iſt anmit ſo abgeändert um zu lauten wie folgt, nämlich: 


Geſetzwidriges 
Fiſchen. 


ee in 
offentlichen 
Gewaſſern. 


Schleußen und 
Fiſchdurchgänge 


Verbot. 
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(Abſchnitt 1.) Es ſoll für Jedermann geſetzwidrig fein, 
aus irgend einem der öffentlichen Gewäſſer dieſes Staates 
Forellen oder andere Fiſche herauszunehmen oder zu tödten mit⸗ 
telſt Gift oder durch Anwendung tödtlicher oder betäubender 
Stoffe, oder mittelſt explodirender Subſtanzen, oder durch An⸗ 
bringung von Wehren, Dämmen oder anderer künſtlicher Hemm⸗ 
niſſe. Auch darf keine Bachforelle oder irgend ein anderer 
genießbarer Fiſch mittelſt eines Netzes, eines Schleppnetzes oder 
anderweitiger Vorkehrung, ausgenommen mittelſt Angeln gefan⸗ 
gen werden. Es ſoll geſetzwidrig ſein, Sägeſpähne in irgend 
ein öffentliches Gewäſſer dieſes Staates, in welchem ſich genieß⸗ 
bare Fiſche befinden, auszuſchütten oder in dieſelben laufen 
zu laſſen. Auch dürfen Sägeſpähne nicht innerhalb ſolcher Ent⸗ 
fernung von Gewäſſern abgelagert werden, daß ſie auf irgend 
eine natürliche Weiſe genannten Gewäſſern zugeführt werden 
könnten. 

Abſchnitt 2. Abſchnitt drei (3) von Kapitel ſiebenund⸗ 
dreißig (37) der allgemeinen Geſetze von Colorado, überſchrieben: 
„Fiſche“, iſt anmit ausgeſtrichen, und an Stelle deſſen das Fol⸗ 
gende als Abſchnitt drei (3) des genannten Kapitels geſetzt: 

Irgend eine Perſon oder Perſonen, oder die Beamten und 
Angeſtellten einer Geſellſchaft oder Corporation, welche einen 


Damm, ein Wehr, oder irgend welche andere künſtliche Obſtruktion 


in oder an einem Fluſſe oder Gewäſſer in dieſem Staate anbringt 
oder in Stand hält, ſoll an ſolchem Damm, Wehr oder ander⸗ 
weitiger künſtlicher Obſtruktion eine genügend große Schleuße 
oder einen Fiſchdurchgang herſtellen und in Stand halten, damit 


die Fiſche in ſolchem Gewäſſer frei auf⸗ und abſchwimmen kön⸗ 


nen. Indeſſen ſoll dieſer Abſchnitt keine Anwendung auf ein 
Gewäſſer finden, in welchem keine genießbaren Fiſche enthalten 
ſind, noch auf ein Gewäſſer, deſſen ganzer Umfang zu Berieſe⸗ 
lungszwecken benöthigt wird. 


Abſchnitt 3. Abſchnitt vier (4) von Kapitel ſiebenund⸗ 


dreißig (37) der allgemeinen Geſetze von Colorado ſei und der⸗ 
ſelbe iſt anmit ſo abgeändert um zu lauten wie folgt, nämlich: 
(Abſchnitt 4.) Es ſoll geſetzwidrig ſein, während der 
Monate December, Januar, Februar, März, April, Mai und 
Juni, oder während irgend eines der genannten Monate in irgend 


einem Jahre, in den öffentlichen Gewäſſern dieſes Staates. 


Forellen oder andere genießbare Fiſche zu tödten, herauszuneh⸗ 
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men, oder derartig getödtete oder herausgenommene Fiſche im 
Beſitze zu haben. Wenn Forellen oder andere genießbare 
Fiſche während der oben angegebenen Monate in irgend Jeman⸗ 
dens Beſitze gefunden werden, ſo ſoll dies ima facie Beweis 
der Uebertretung der Beſtimmungen dieſes Abſchnittes ſein. | 
Abſchnitt 4. Abſchnitt fünf (5) von Kapitel ſiebenund⸗ 
dreißig (37) der allgemeinen Geſetze von Colorado ſei und der⸗ 6 
ſelbe iſt anmit ſo abgeändert um zu lauten wie folgt, nämlich: N 
„(Abſchnitt 5.) Jede Perſon oder Perſonen, oder die Be⸗ 
amten oder Angeſtellten irgend einer Geſellſchaft oder Corpora⸗ ö 
tion, welche der Uebertretung irgend einer der Beſtimmungen f 
dieſes Geſetzes überführt worden, machen ſich eines Vergehens e 
ſchuldig und ſollen, wenn deſſen überführt, mit einer Geldbuße 
von nicht unter fünfzig (50) Dollars und nicht über dreihundert 
(300) Dollars beſtraft werden. 
Abſchnitt 5. Der Staat hat alle Auslagen, die aus der 
thatſächlichen Verſendung und Vertheilung von Laich oder jungen Außlagen von 
Fiſchen erwachſen mögen, zu tragen, die dem Staate vom Ver⸗ 
einigten Staaten Fiſchcommiſſär oder von irgend einem Staats⸗ 
Fiſchcommiſſär geſchenkt werden; jedoch dürfen derartige Aus⸗ 
lagen ſich in keinem Jahre über eintauſend Dollars belaufen. Auf 
die beſchworene Angabe des Fiſcheommiſſärs hin ſoll der Staats⸗ 
auditor ſeine Zahlungsanweiſung für den unter dieſem Geſetze 
vorgeſchriebenen Betrag an den Staatsſchatzmeiſter ausſtellen. 


Abſchnitt 6. Es iſt dem Fiſchcommiſſär zur Pflicht 
gemacht, derartigen Laich und junge Fiſche, die ihm unter den ae ung bon 
Beſtimmungen dieſes Geſetzes zugehen mögen, in gleichen Theilen N 
nach den verſchiedenen Gegenden des Staates zu verſenden. 

Abſchnitt 7. Alle Geſetze und Theile von Geſetzen, die gppperur. 
hiermit im Widerſpruche ſtehen, ſind anmit widerrufen. 

Abſchnitt 8. Da die Zeit, in welcher die wohlthätigen 
Beſtimmungen dieſes Geſetzes während der gegenwärtigen Jah⸗ Klausel. 
reszeit noch in Ausführung gebracht werden können, ſich raſch 
ihrem Ende nähert, wodurch die guten Wirkungen hinausge⸗ 
ſchoben werden mögen, ſo liegt eine Dringlichkeit vor, und 
dieſes Geſetz ſoll deshalb mit ſeiner Genehmigung durch den 
Gouverneur in Kraft treten. 


Genehmigt am 7. März 1879. 


(11) 


—— ——— —Eäꝓ . — — — 
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Ein Geſetz, 


in Bezug auf Sequeſtrationen in urkundlichen Gerichten und vor Friedens⸗ 


Sequeſtrirungs⸗ 
Verhandlung. 


Bon der Vor⸗ 
adung. 


richtern auf abgegebene Urtheile hin, und mit Bezug auf Verhand⸗ 
lungen und Verfahren in Sequeſtrationen (Garnishments). 


Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 5 

Abſchnitt 1. Wennimmer ein Urtheil in einem urkund⸗ 
lichen Gerichte oder von einem Friedensrichter in dieſem Staate 
gefällt wurde und der Vollzugsbefehl auf genanntes Urtheil hin 
gegen den oder die Beklagten ausgefertigt und dem betreffenden‘ 
Beamten zugeſtellt wurde, der Beamte aber außer Stande iſt, 
nach fleißiger Umſchau im County Eigenthum des oder der Be⸗ 
klagten in genügender Menge zu finden um das Urtheil zu decken, 
dann ſoll der Beamte auf Verlangen des Klägers, ſeines Sach⸗ 
walters oder Rechtsbeiſtandes ſolche Perſon oder Perſonen, wie 
der Kläger bezeichnen mag, als Sequeſtrirte zum Erſcheinen vor 
dem Gerichte oder Friedensrichter, von dem der Vollzugsbefehl 
ausgegangen, vorladen. Wenn ſie vor ein urkundliches Gericht 
vorgeladen werden, ſoll die Vorladung in gleicher Weiſe erfolgen 
und zu beantworten ſein, wie andere Vorladungen von urkund⸗ 
lichen Gerichten erlaſſen. Wenn von einem Friedensrichter 
erlaſſen, ſoll die Vorladung in gleicher Weiſe erfolgen und zu 
beantworten ſein wie gewöhnliche Vorladungen, die von Friedens⸗ 
richtern erlaſſen werden. Die Vorladung mag ungefähr in 
folgender Weiſe ausgeſtellt werden, nämlich: 


A B „Kläger 
gegen h 


CG — „Beklagten. 
An C F „Sequeſtrirten: 
Es wird Ihnen hiermit kund und zu wiſſen gethan, daß Sie 


in oben angegebener Klageſache als Sequeſtrirter belegt find. 


Es wird Ihnen dadurch zur Pflicht gemacht, keine von Ihnen 
fällige Schuld, oder fällig werdende, an genannten C N 
D zu bezahlen, und alles bewegliche Eigenthum, alle 
Effekten und von genanntem D beanſpruchte 
Gegenſtände in Ihrem Beſitze und unter Ihrer Aufſicht zu halten, 
damit über dieſelben in geſetzlicher Weiſe verfügt werden kann. 
Und es wird Ihnen anmit befohlen, vor (Angabe des Gerichtes 
oder Friedensrichters, wie immer es der Fall ſein mag,) 


zu an dem Tag des Monats ———18— 


En 


— 
j 7 
zu 


* 
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um Uhr (Bor- oder Nachmittags) zu erſcheinen, um irgend 
welche gegen Sie in der Angelegenheit erhobene Einwände zu : 
beantworten. 


— 


— eu 
(Unterzeichnet von dem Beamten.) | | 


Datum —18— 


Abſchnitt 2. Es ſoll nicht nothwendig ſein, daß der | 
Beamte feinen Vollzugsbefehl zuerſt an den Gerichtshof oder den gen Segueſteicte ö 
Friedensrichter zurückberichte, ehe er die Vorladung ausführt. 

Die Einberichtung ſolcher Vorladungen an den Gerichtshof oder 
den Friedensrichter, wie immer dies nun der Fall ſein mag, worin | 
angegeben iſt, daß die darin angegebene Perſon oder Perſonen 

als Sequeſtrirte in richtiger Weiſe vorgeladen worden, ſoll der 

Beginn der Verhandlungen gegen ſolche Sequeſtrirte ſein, und - 
der Gerichtshof oder der Friedensrichter ſoll mit dem oder den 

in ſolcher Weiſe vorgeladenen Sequeſtrirten zum Verhör und 

zur Verhandlung ſchreiten, auf ſpäter beſchriebene Art. 


Abſchnitt 3. Wennimmer eine Perſon unter einem, wie wort des 
in Abſchnitt eins (1) dieſes Geſetzes vorgeſchriebenen Beſchlag⸗ Seaueſtrirten. 
nahmebefehles als Sequeftrirter vorgeladen worden, ſo kann der 
Kläger, ſein Sachwalter oder Rechtsbeiſtand den Beamten an⸗ 
weiſen, zur Zeit der Vorladung oder ſpäter die Antwort des 
Sequeſtrirten entgegenzunehmen; oder wennimmer eine in vor⸗ 
beſchriebener Weiſe als Sequeſtrirter vorgeladene Perſon einer 
weiteren Verantwortlichkeit und ſeines Erſcheinens vor Gericht 
entbunden zu werden wünſcht, ſo mag er dies thun (ausgenom⸗ 
men, wie anderweitig in dieſem Geſetze beſtimmt,) dadurch, daß 
er ſeine Antwort ſchriftlich einreicht und unterzeichnet. 


Abſchnitt 4. In allen in vorhergehendem Abſchnitte 
erwähnten Fällen muß die Antwort des Sequeſtrirten ſchriftlich Eid re 
unter Eid erfolgen. Der Beamte, welcher den Beſchlagnahme⸗ 
befehl ausführt oder die Vorladung an den Sequeſtrirten, ſoll 
den Eid abnehmen und die Antwort auf die Vorladung, worauf 
er ſie ſeinem Bericht über die gemachte Vorladung beizufügen 
hat. Die zu ſtellenden Fragen und der Eid mögen ungefähr 
wie folgt lauten: 


1. Sind Sie in irgend einer Weise an den Beklagten 
C D verſchuldet, entweder durch Eigenthum oder Fragen. 
Baargeld, und iſt die Schuld jetzt fällig? Wenn nicht jetzt, 


— —— ——  mhieren aen — se — —— —-— 


um 


Eidesform. 


Weigerung. 
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wann wird dieſelbe alsdann fällig? Geben Sie alle Einzeln⸗ 
heiten ausführlich an. 

Antwort. 

2. Haben Sie in Ihrem Beſitze, in Ihrer Obhut oder unter 
Ihrer Aufſicht irgend welches Eigenthum, Effekten, Waaren, 
bewegliche Habe, Anſprüche, Guthaben oder anderweitiges von 
dem Beklagten beanſpruchtes Eigenthum, oder an welchem er 
betheiligt iſt? Wenn ſo, geben Sie den Werth deſſelben, ſowie 
alle näheren Einzelnheiten an. 

Antwort. 

3. Haben Sie Kenntniß von irgend welchen an den genannten 
Beklagten ſchuldenden Forderungen, ob fällig oder nicht, oder 
irgend welchem Eigenthum, Effekten, Waaren, beweglicher Habe, 
Anſprüchen, Guthaben oder anderweitig von dem Beklagten 
beanſpruchten Eigenthum, oder an welchem er betheiligt iſt, und 
das ſich jetzt im Beſitze oder unter der Obhut Anderer befindet? 
Wenn ſo, geben Sie die näheren Einzelnheiten an. 


Antwort. 


* 


E 


(Unterſchrift des Sequeſtrirten.) 

Ich (hier iſt der Name des Sequeſtrirten einzufügen) beſchwöre 

(oder bekräftige) feierlich, daß die Antworten auf vorſtehende 

Fragen, von mir unterzeichnet, wahrheitsgetreu ſind, ſo wahr 
mir Gott helfe. 


(Unterſchrift des Sequeſtrirten) 


Unterzeichnet und beſchworen vor mir an dieſem— — Tage 
18 — 


Unnterſchrift des Beamten.) 


Abſchnitt 5. Wenn der Sequeſtrirte fich weigert alle 
obigen Fragen vollſtändig und ohne irgend welche Ausflüchte zu 
beantworten, ſo ſoll er durch den Beamten vorgeladen und aufge⸗ 
fordert werden, vor dem Gerichtshofe oder dem Friedensrichter, 
wie dies in Abſchnitt eins (1) dieſes Geſetzes vorgeſehen, zu 
erſcheinen, und vor dem Gerichtshofe oder Friedensrichter alle 
Fragen, wie ſie in obigem Abſchnitte vorgeſchrieben, und ſolch 
andere Fragen, wie ſie der Gerichtshof oder der Friedensrichter 
für angemeſſen und recht erachten mag, zu beantworten. 
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Abſchnitt 6. Nach Beantwortung der Fragen kann der gas Beantwor— 
Sequeſtrirte den von ihm als dem Beklagten ſchuldenden und . 
fälligen anerkannten Geldbetrag an den Beamten bezahlen, und 
an den Beamten das Eigenthum und die Effekten, die in ſeinem 
Beſitz, ſeiner Aufſicht oder Obhut ſein mögen, ausliefern, worauf 
ihm weiteres Erſcheinen vor Gericht erlaſſen wird, es ſei denn, 
daß er ſpäter wieder vorgeladen werden ſollte. In dieſem Falle 
hat der Beamte dem Sequeſtrirten eine Empfangsbeſcheinigung 
für das erhaltene Geld und Eigenthum auszuſtellen. Wenn der 
Klagefall auf Beſchlagnahme lautet, ſo ſoll der Beamte das 
Eigenthum bis zur endgültigen Entſcheidung der Klage in ſeinem 
Beſitze behalten, außer es würde durch längeres Halten zu 
Grunde gehen. Wenn das Vorgehen auf ein in Abſchnitt eins 
(1) dieſes. Geſetzes vorhergeſehenes Urtheil hin erfolgt, ſoll der 
Beamte das Eigenthum verkaufen, wobei er die in andern Fällen 
gebräuchliche Bekanntmachung zu geben hat. Der Ertrag des 
Verkaufes und die ſolcher Weiſe vom Seqneſtrirten erhaltenen 
Gelder ſoll der Beamte zur Tilgung des gegen den Beklagten in 
ſeinen Händen befindlichen Vollzugsbefehles verwenden. Sollte 
nach Abzug der Sequeſtrirungskoſten und Tilgung des Vollzugs⸗ 
befehles gegen den Beklagten ſich ein Ueberſchuß an Geld oder 
unverkauftem Eigenthum in Händen des Beamten befinden, ſo 
ſoll er daſſelbe unverweilt an den Beklagten bezahlen und aus⸗ 
liefern. 


Abſchnitt 7. Nachdem der Sequeftrirte in irgend einem Einwände. 

Falle ſeine Antwort entweder vor dem Beamten oder dem 

Gerichte abgegeben hat, kann der Kläger, ſein Sachwalter oder 
Rechtsbeiſtand, die ganze Antwort oder einen Theil derſelben in 

Abrede ſtellen, indem er vor dem Gerichtshof oder dem Friedens⸗ 

richter eine beſchworene Ausſage einreicht, in welcher irgend eine 

in ſolcher Antwort angegebene Thatſache in Abrede geſtellt wird. 

(Die beſchworene Ausſage kann auch auf Mittheilung oder guten 
Glauben hin begründet werden.) In ſolchem Falle ſoll eine 
umgehende perſönliche Vorladung erfolgen und dem Sequeftrirten 
zugeſtellt werden (falls derſelbe nicht bereits im Gerichte anwe⸗ 

ſend iſt), worin er aufgefordert wird, vor dem Gerichtshofe oder 
Friedensrichter an dem in der Vorladung bezeichneten Tage zu 
erſcheinen. Ein derartiger gemeinſchaftlicher Fall ſoll ohne wei⸗ 

teren Vortrag gerade ſo wie andere Verhandlungen über Geſetzes⸗ Gemeinfame 
fragen geführt werden, und wenn dann der N des Zee nn 


Gegen ben 


Sequeſtrirten. 


Für den 


Segqueſtrirten. 


Beding 
weiſes Artheit. 


u 


* 


Perſönliche 
Vorladung. 


Endgültiges 
Urtheil. 
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oder des Friedensrichters, oder der Wahrſpruch der Geſchworenen 
gegen den Sequeſtrirten ausfällt, ſo ſoll ein Urtheil gegen ihn in 
gleicher Weiſe erlaſſen werden, als ob er die Thatſache zugegeben, 
nebſt den Koſten eines ſolchen Verfahrens, und die Gelder oder 
das Eigenthum in Händen des Sequeftrirten oder des Beamten 
ſoll vom Gerichte zur Tilgung des vom Kläger gegen den 
Beklagten erlangten Urtheils verwendet werden. Wenn der 
Befund oder Wahrſpruch zu Gunſten des Sequeſtrirten ausfällt, 
ſo hat der Kläger die Koſten in dem Falle zu decken. Wo aber 
der Sequeſtrirte ſeine Schuld an den Beklagten zugeſteht, ſoll er 
nicht für die Koſten verantwortlich ſein. 


Ab ſchnitt 8. Wenn irgend ein Sequeſtrirter ſich gewei⸗ 
gert hat, dem Beamten Antwort zu ſtehen, oder wenn er, wie in 
vorhergehenden Abſchnitten beſtimmt, nachdem er vorgeladen 
wurde zu erſcheinen und ihm die Vorladung, wie in dieſem 
Geſetze vorgeſchrieben, in gehöriger Weiſe zugeſtellt worden, ver⸗ 
abſäumen ſollte, an dem in der Vorladung für ſein Erſcheinen 
beſtimmten Orte zur angegebenen Zeit zu erſcheinen, ſo kann 
gegen einen ſolchen Sequeſtrirten gerichtlich vorgegangen werden 
und ein bedingungsweiſes Urtheil kann gegen ihn zum vollen 
Betrage des Urtheils nebſt Koſten, das gegen den Schuldner in 
der urſprünglichen Klage abgegeben wurde, erlaſſen werden. 
Darauf hin kann das Gericht, dem der Fall zur Verhandlung 
vorliegt, eine perſönliche Vorladung erlaſſen, worin dem Se⸗ 
queſtrirten befohlen wird, ſich an dem in der Vorladung angege⸗ 


benen Tage in genanntem Gerichte einzufinden und den Grund 


anzugeben, weshalb ein ſolches Urtheil nicht endgültig und ent⸗ 


. jcheidend gemacht werden ſollte. Eine derartige perſönliche 


Vorladung fol, wenn von einem Diſtrikt⸗ oder County⸗Gericht 
erlaſſen, innerhalb zwanzig Tagen einberichtet werden und muß 
einem ſolchen Sequeſtrirten mindeſtens zehn Tage, ehe ſie einzu⸗ 
berichten iſt, zugeſtellt werden. Wenn von einem Friedensrichter 
erlaſſen, ſoll fie innerhalb fünf Tagen nach ihrem Erlaß einbe⸗ 
richtet werden, und fie muß dem Sequeſtrirten mindeſtens drei 
Tage vor ihrer Einberichtung zugeſtellt werden. Wenn dann 
ſolch Sequeſtrirter verabſäumen ſollte, an dem in einer ſolchen 
perſönlichen Vorladung beſtimmten Tage vor dem Gerichtshofe 
oder dem Friedensrichter zu erſcheinen, ſo ſoll ein ſolches bedin⸗ 
gungsweiſes Urtheil endgültig und entſcheidend gemacht werden. 
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Abſchnitt 9. Sollte es ſich zeigen, daß irgend welche on San 
Waaren, bewegliche Habe, beanſpruchtes Eigenthum, Guthaben beansprucht. 
oder Effekten in den Händen eines Sequeſtrirten befindlich, von 
irgend jemand Anderem kraft einer Ueberſchreibung durch den Be⸗ 
klagten oder anderweitig beanſprucht werden, ſo ſoll der Gerichts⸗ 
hof oder der Friedensrichter einem ſolchen Anſpruch Erhebenden 
zu erſcheinen und ſeine Rechte zu wahren erlauben. Der Gerichts⸗ 
hof oder Friedensrichter mag den Fall nach ſeinem Ermeſſen, aber 
nicht über fünf Tage, verſchieben, um dem Anſpruch Erhebenden 
ſolche Kenntniß zu geben, wie vom Gerichte beſtimmt werden mag. 

Abſchnitt 10. Wenn der Anſpruch Erhebende fein Er- dendeuch Erbe. 
ſcheinen macht, ſo kann er, ſoweit ſein Beſitzrecht auf das in Frage 
ſtehende Eigenthum in Betracht kommt, als ein an der Klage 
Betheiligter zugelaſſen werden, und mag als ſolcher irgend welche 
Thatſachen, die nicht von dem Sequeſtrirten angegeben oder in 
Abrede geſtellt wurden, vorbringen und beweiſen. Alle derarti⸗ 
gen Behauptungen ſollen in früher hierin beſtimmter Art und 
Weiſe vorgebracht, verhandelt und entſchieden werden. Wenn 
eine ſolche Perſon zu . verabſäumen ſollte, nachdem ihr 
in vorgeſchriebener Weiſe Kenntniß gegeben worden, ſo ſoll ſie 
trotzdem, ſoweit ihr Anſpruch in e kommt, in das Urtheil 
miteingeſchloſſen werden. i 

Abſchnitt 11. Jedem Sequeſtrirten doll das Recht zu⸗ Wan 998 

ſtehen, aus dem in feinen Händen befindlichen Eigenthum, Effekten! den. 
und Guthaben, alle Anſprüche gegen den Kläger und alle An⸗ 
ſprüche gegen den Beklagten abzuziehen, ob nun fällig oder nicht, 
die er eingetrieben haben könnte, wenn er nicht als Sequeſtrirter 
vorgeladen worden wäre, ob dies nun im Wege eines Ausgleichs 
bei einem Prozeſſe, oder bei Urtheilen, oder Vollzugserlaſſen 
zwiſchen ihm und dem Kläger und Beklagten vereinzelt geſchehe. 
Nach Berichtigung aller gegenſeitigen Anſprüche zwiſchen ihm 
und dem Kläger und dem Beklagten, unberichtigte Schadenerſatze 
für zugefügtes Unrecht oder verurſachten Schaden ausgeſchloſſen, 
ſoll er blos für den Reſtverbleib verantwortlich ſein. Indeſſen 
muß der Wahrſpruch oder Befund ſowohl wie das urkundliche 
Urtheil in allen Fällen zeigen, gegen welche Partei ein Ausgleich 
geſtattet wurde, ſowohl wie den Betrag deſſelben, falls ein ſolcher 
erlaubt wurde. 

Abſchnitt 12. Niemand ſoll als Sequeftrirter verant- 
wortlich ſein, weil er einen Wechſel gezogen, angenommen, aus⸗ 


im 


— — ne 


Nicht verant⸗ 
wortlich. 


Anſpruchsfrei. 
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geſtellt oder indoſſirt hat, wenn derſelbe noch nicht fällig iſt und 
ſich in Händen des Klägers befindet, zur Zeit als er ſequeſtrirt 
oder vorgeladen wurde, oder zur Zeit des Urtheilserlaſſes. 


„Abſchnitt 13. Das gegen einen Sequrſtrirten abgegebene 


Urtheil ſoll denſelben von allen Anſprüchen ſeitens des Beklagten 


Auslieferung 
von Waaren, 
u. ſ. w. 


auf Waaren, Effekten und Guthaben befreien, die kraft eines 
ſolchen Urtheils von dem Sequeſtrirten abgeliefert oder verrech⸗ 
net wurden. 

Abſchnitt 14. Wenn eine als Sequeſtrirter vorgeladene 
Perſon entlaſſen wird, ſo ſoll dieſes Urtheil den Beklagten nicht 
verhindern ihn für den gleichen Betrag gerichtlich zu belangen. 

Abſchnitt 15. Wenn ein Erkenntniß gegen irgend einen 
Sequeſtrirten abgegeben wird und es zeigt ſich, daß das dem 
Beklagten zukommende Guthaben noch nicht fällig iſt, ſo ſoll der 
Vollſtreckungsbefehl nicht erlaſſen werden bis das Guthaben 
fällig iſt. 

Abſchnitt 16. Wenn irgend ein Sequeſtrirter ſich im 
Beſitze von irgend welchen Waaren, beweglicher Habe, beanſpruch⸗ 
tem Eigenthum oder Effekten, Geld ausgenommen, befindet, das 


dem Beklagten gehört oder das er an ihn auszuliefern verpflichtet 


Wenn Waaren, 
U. ſ. w., über⸗ 
ſchrieben. 


Wenn anders 
als für Geld 
gehalten. 


iſt, ſo ſoll er es, oder ſoviel davon als erforderlich ſein mag, an 
den Beamten ausliefern, der den im Beſchlagnahmefalle oder im 
Erkenntniß erlaſſenen Vollſtreckungsbefehl in Händen hat, worauf 
der Beamte daſſelbe verkaufen und den Erlös in gleicher Weiſe 
verwenden und verrechnen ſoll, wie im Falle anderer Waaren 
und beweglicher Habe, die im Executionswege verkauft werden. 


Abſchnitt 17. Sollte es ſich herausſtellen, daß derartige 
Waaren, bewegliche Habe, beanſpruchtes Eigenthum oder Effekten, 
in Händen eines Sequeſtrirten, überſchrieben oder verpfändet 
oder in irgend einer Weiſe für Bezahlung einer Schuld an ihn 
haftbar ſind, ſo kann der Kläger unter einem zu dieſem Zwecke 
gemachten Erlaſſe des Gerichtshofes oder Friedensrichters, den 
dem Sequeitrirten ſchuldigen Betrag bezahlen oder anbieten, 
worauf dieſer die Waaren, bewegliche Habe, beanſpruchtes Eigen- 
thum oder Effekten in oben angegebener Weiſe an den mit dem 
Vollſtreckungsbefehle betrauten Beamten ausliefern ſoll. 


Abſchnitt 18. Wenn die Waaren, bewegliche Habe, be⸗ 
anſpruchtes Eigenthum oder Effekten zu irgend einem anderen 
Zwecke gehalten werden, als dem, um Bezahlung von Geld zu 


Allgemeine Geſetze. 89 


ſichern, und wenn die Vereinbarung, die Bedingung, oder was 
immer ſonſt zu geſchehen hat, derart iſt, daß der Kläger es ohne 
Beeinträchtigung Anderer vollführen kann, ſo kann der Gerichts⸗ 
hof oder der Friedensrichter einen Erlaß zur Vollführung durch 
ihn geben. Nach ſolcher Vollführung oder nachdem er ſich dazu 
erboten, ſoll der Sequeſtrirte die Waaren, bewegliche Habe und 
Effekten in vorgeſchriebener Weiſe an den mit dem Vollſtreckungs⸗ 
befehle betrauten Beamten ausliefern. 


Abſchnitt 19. Alle Waaren, bewegliche Habe, bean- 1. f w 
ſpruchtes Eigenthum und Effekten, welche dem Beamten unter wie zu Verfaifei 
irgend einem der beiden vorgehenden Abſchnitte zugehen, ſollen 
in gleicher Weiſe verkauft und veräußert werden, als ob ſie unter 
einem Vollſtreckungsbefehle weggenommen worden wären in 
irgend einer anderen Weiſe, ausgenommen daß der Beamte aus 
dem Erlös des Verkaufes dem Kläger den Betrag zurückerſtatten 
ſoll, den dieſer behufs Auslöſung des Eigenthums an den Se⸗ 
queſtrirten bezahlte, nebſt Zinſen darauf, oder er ſoll den Kläger 
für irgend eine andere von ihm vorgenommene Verrichtung, wie 
ſie vom Gerichtshofe oder Friedensrichter zum Zwecke der Einlö⸗ 
jung des Eigenthums beſtimmt worden ſein mag, ſchadlos halten. 


Abſchnitt 20. Irgend ein Sequeſtrirter, der ſich weigert 
oder verabſäumt irgend welche Waaren, bewegliche Habe, bean- Angsfalfe. 
ſpruchtes Eigenthum oder Effekten, die ſich in ſeinen Händen 
befinden, auszuliefern, wenn er von einem Gerichtshofe, Friedens⸗ 
richter oder Beamten, der ſich im Beſitze eines Vollſtreckungs⸗ 
befehles befindet, auf welchen hin er es in Empfang nehmen kann, 
geſetzlich dazu aufgefordert worden, ſoll, wenn die Verhandlungen 
vor einem urkundlichen Gerichte ſtattfinden, wegen Mißachtung 
deſſelben belangt und beſtraft werden können, oder der Gerichts⸗ 
hof mag ein Erkenntniß zum Betrage des dem Kläger gegebenen 
Urtheils nebſt Koſten erlaſſen und den Vollſtreckungsbefehl auf 
daſſelbe gegen den Sequeſtrirten ausfertigen laſſen. Wenn die 
Verhandlungen vor einem Friedensrichter ſtattfinden, ſo ſoll er 
dem Kläger für nden vollen Betrag des Urtheils und der Koſten, 
die dieſer gegen den Beklagten erlangte, haftbar ſein, und es kann 
ein Erlaß zu dem Zwecke gegen ihn gemacht werden. ö 


Abſchnitt 21. Der Gerichtshof oder Friedensrichter kön⸗ 
nen die Gerichtskoſten in irgend einer Sequeſtration dem Kläger 


anrechnen, oder aus den ſequeſtrirten Effekten oder Guthaben 
(12) 


Gerichtskoſten. 


Gerichtsver⸗ 
fahren. 


Berufungen. 


Was es meint. 


Widerruf. 


Dringlichkeits⸗ 
Klausel. 
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bezahlen laſſen, oder durch den Sequeſtrirten, oder ſie mögen 
dieſelben auf die verſchiedenen Betheiligten vertheilen, wie es 
ihnen angemefjeh und gerecht erſcheinen mag. Der Segueftrirte 
iſt zu Gebühren berechtigt, wenn er ſich nicht ſträubt oder Koſten 
verurſacht, falls ein Urtheil gegen ihn abgegeben wird, zum 
gleichen Betrage wie Zeugen in Civilklagen vor den gleichen 
Gerichten. 


Abſchnitt 22. Alle Verhandlungen unter dieſem Geſetze 
ſollen, wenn dies nicht anderweitig beſtimmt, wie andere Rechts⸗ 
fälle mit oder ohne Zuziehung von Geſchworenen verhandelt 
werden; wenn vor einem urkundlichen Gerichte, dann nach den 
in urkundlichen Gerichtshöfen üblichen Gebräuchen; wenn vor 
einem Friedensrichter, dann in der, in dieſem Gerichte üblichen 
Weiſe. Indeſſen ſoll nichts, was in dieſem Geſetze enthalten iſt, 
ſo ausgelegt werden, als ob die eine oder andere Partei gezwun⸗ 
gen wäre, ſchriftliche Vorträge vor einem Friedensrichter einzu⸗ 
reichen. Wenn in irgend einem Falle die Entſcheidung des 
Gerichtes, des Friedensrichters, oder der Wahrſpruch der Ge⸗ 
ſchworenen gegen den Sequeſtrirten ausfällt, ſo kann das Urtheil 
gegen den Sequeſtrirten zu Gunſten des Beklagten und zum 
Nutzen und Beſten des Klägers abgegeben werden. 


Abſchnitt 23. Gegen das Urtheil oder den endgültigen 
Erlaß eines Gerichtshofes oder Friedensrichters kann von irgend 
einem der Betheiligten an einer Klageſache unter dieſem Geſetze 
Berufung eingelegt werden, in e Weiſe, wie dies in andern 
Fällen zu geſchehen hat. 

Abſchnitt 24. Das Wort „Kläger“, wie es in dieſem 
Geſetze gebraucht wird, ſoll den unter dem Urtheil oder Vollzugs⸗ 
befehl anerkannten Gläubiger meinen; das Wort „Beklagter“, 
den unter Urtheil oder Vollzugsbefehl anerkannten Schuldner; 
und das Wort „Beamter“, den Sheriff, Conſtabler, oder irgend 
einen andern Beamten, der mit Ausführung der Befehle des 
Gerichtshofes oder Friedensrichters betraut iſt. . 


Abſchnitt 25. Alle Geſetze und Theile von Geſetzen, im 
Widerſpruche mit dieſem Geſetze ſtehend, ſeien und dieſelben ſind 
anmit widerrufen. 


Abſchnitt 26. Nach Anſicht der Geſetzgebung beſteht die 
in Abſchnitt neunzehn von Artikel fünf der Verfaſſung vorge⸗ 


— ! 
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ſehene Dringlichkeit; deshalb ſoll dieſes Geſetz unmittelbar nach 
ſeiner Annahme in Kraft treten. 
Genehmigt am 21. Februar 1879. 


— 


Ein Geſetz, 
in Bezug auf Habeas Corpus. 
Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: | 


Abſ chnitt 1. Jedes Countygericht oder jeder County⸗ Habeas Corpus 
richter in dieſem Staate it anmit ermächtigt, einen habeas cor- Gerichten. 
pus Befehl auszuſtellen in allen Fällen, ſolchen ausgenommen, . 
in welchen der Bittſteller unter Anklage eines Verbrechens gehal- 
ten wird oder gefangen iſt, oder in Fällen, wo er auf Urtheil 
- oder Erlaß des Diſtriktgerichtes hin gehalten wird oder gefangen 
iſt. Indeſſen ſoll kein Countygericht oder ein Countyrichter 
einen ſolchen Befehl erlaſſen, wenn das Obergericht oder Diſtrikt⸗ 
gericht, oder irgend ein Richter dieſer Gerichtshöfe, ſich in dem 
County befindet, in welchem der Befehl erlaſſen werden ſoll, oder 
wenn innerhalb dreißig Tagen, vom Tage an gerechnet, an 
welchem ein Geſuch um Erlaſſung eines ſolchen Befehles einge⸗ 
reicht wurde, ein Termin des Ober⸗ oder Diſtriktgerichtes in 
dieſem County abgehalten wird. 


Abſchnitt 2. Wenn irgend ein Countygericht oder ein Wie zu selafien 
Countyrichter einen habeas corpus Befehl erläßt, ſo ſoll er in bein. 
gleicher Weiſe erlaſſen werden, und alle folgenden Verhandlungen 
unter und kraft deſſelben ſollen die gleichen ſein, wie dies jetzt 
durch Geſetz vorgeſchrieben, und ein ſolches Countygericht oder 
ein ſolcher Countyrichter ſoll in dieſen Verhandlungen die gleiche 
Macht beſitzen, wie ſie jetzt geſetzlich dem Obergericht oder 
Diſtriktgerichten, oder den Richtern derſelben, zuſtehen. 

Genehmigt am 14. Februar 1879. 


———— 


Ein Geſetz, 
um die Bildung und Errichtung von einer Staats⸗hiſtoriſchen und natur⸗ 
geſchichtlichen Geſellſchaft zu ermuntern. 
Da die Geſchichte Colorado's bis jetzt eine ungeſchriebene iſt 


und bis jetzt blos in den Ueberlieferungen oder bruchſtückweiſen 


EN 


Organiſation. 


Räumlichkeiten. 


Verwilligung. 
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Manuſcripten von Privatperſonen und der öffentlichen Preſſe 
vorhanden iſt; 

Da ferner die Naturgeſchichte Colorado's, wie ſie in den ver⸗ 
öffentlichten Vorträgen von Naturforſchern und durch aufbe⸗ 
wahrte Exemplare geſchildert wird, blos von Geſellſchaften und 
Muſeen außerhalb dieſes Staates, in dieſem Lande und in Europa 
belegen, zu finden iſt; 

Da ferner die jetzt ſo günſtige Gelegenheit zur Herſtellung 
eines dauernden Andenkens dieſer hauptſächlichſten Elemente 
unſeres Wohlſtandes raſch zu verſchwinden droht, ſo daß in weni⸗ 
gen Jahren ſowohl die Männer, welche die Hauptfiguren ſpielten, 
als auch das Material für Anlage einer Sammlung außer 
unſerem Bereiche ſein werden; 

Da man der Anſicht iſt, daß viele werthvolle hiſtoriſche 
Schriftſtücke ſowohl wie auch Exemplare aus unſerer Natur⸗ 
geſchichte einer entſprechend organiſirten Geſellſchaft übergeben 
werden würden; deshalb, und um zur Hebung dieſer materiellen 
Intereſſen beizutragen und zur Errichtung eines Staatsmuſeums 
zu ermuntern, 

Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: N 

Abſchnitt 1. Wennimmer ſich in dieſem Staate eine 
Staats⸗hiſtoriſche und naturwiſſenſchaftliche Geſellſchaft organi⸗ 
ſirt, beſtehend aus Mitgliedern von Charakter, die Anſehen in 
dieſem Staate genießen, ſo ſoll es den Executivbeamten des 
Staates zur Pflicht gemacht ſein, einer ſolchen Geſellſchaft die 
Räumlichkeiten des Obergerichtshofes oder der Staatsbibliothek 
behufs Abhaltung ihrer Verſammlungen und für andere Zwecke 
zur Verfügung zu ſtellen und ihnen dabei Licht und Heizung zu 
liefern, falls der Gebrauch ſolcher Räumlichkeiten nicht mit der 
regelmäßigen Benutzung für welche ſie beſtimmt ſind, in Wider⸗ 
ſpruch geräth. 

Abſchnitt 2. Aus irgend welchen im Staatsſchatze befind⸗ 
lichen, nicht anderweitig verwilligten Geldern, ſei und iſt anmit 
die Summe von fünfhundert Dollars angewieſen, um genannte 
Geſellſchaft in Erreichung der Zwecke derſelben, wie ſie in der 
obigen Vorrede im Allgemeinen auseinandergeſetzt, zu unter⸗ 
ſtützen. Indeſſen ſoll kein Theil des anmit verwilligten Geldes 
als Entſchädigung an einen Beamten oder ein Mitglied der 
Geſellſchaft bezahlt werden. Der Staatsauditor ſoll ſeine Zah⸗ 
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lungsanweiſung auf den Staatsſchatzmeiſter ausſtellen, wenn ihm 
von der Geſellſchaft zur Zahlung angewieſene, vom Präſidenten 
und Sekretär derſelben beglaubigte und vom Superintendenten 
des öffentlichen Unterrichtes genehmigte Rechnungen vorgelegt 
werden. u. 

Abſchnitt 3. Genannter Geſellſchaft iſt anmit unterfagt, 
Verbindlichkeiten irgend welcher Art einzugehen, die über die an Berinbrig- 
Hand befindlichen und zur Deckung derſelben in ihrem Schatze 
vorhandenen Summe hinausgehen. b 

Abſchnitt 4. Keine der Beſtimmungen dieſes Geſetzes 
ſoll genannter Geſellſchaft zu Gute kommen, ehe ſie nicht durch a 
unumſtößlichen Beſchluß oder Erlaß erklärt hat, daß das Beſitz⸗ Hun. 
recht alles von ihr, entweder durch Kauf, Schenkung oder ander⸗ 
weitig erworbenen Eigenthumes abſolut dem Staate Colorado 
zuſtehen ſoll, worauf derartiges Eigenthum in den Beſitz des 
Staates übergeht. 
Genehmigt am 13. Februar 1879. 


m 


Ein Geſetz, 
in Bezug auf die Gerichtsbarkeit von Countyrichtern und Countygerichten 
in Fällen von Einhaltsbefehlen. 
Seifes verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: a 


Abſchnitt 1. Kein Countygericht oder Countyrichter in 
dieſem Staate ſoll einen Einhaltsbefehl irgend welcher Art erlaſ-Wennz 
ſen, es ſei denn, um Verhandlungen und Klageſachen in dem nn 
Countygerichte einzuhalten und zu controlliren, in welchem der 
Einhaltsbefehl erlaſſen wird, oder in Verhandlungen und Klage⸗ 
ſachen vor Friedensrichtern in Fällen, wo eine Berufung an ein 
ſolches Countygericht eingelegt worden. 

Abſchnitt 2. In Abweſenheit des Diſtriktrichters darf 
kein Einhaltsbefehl auf Erlaß des Countyrichters oder County⸗ des Diſtr tei 
gerichtes aus dem Diſtriktgerichte in irgend einem Falle erlaſſennn 
werden, wodurch in gebieteriſcher Weiſe Abhülfe geſchaffen wer⸗ 
den ſoll, oder um Klageſachen und Verhandlungen in irgend 
einem Diſtriktgerichte zu beſchränken, oder um die Nutznießung 
oder den Betrieb irgend eines Bergwerkes oder Minenanſpruchs 
zu beſchränken. 


SE ee u EN — —— 
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Abſchnitt 3. Alle Geſetze und Theile von Geſetzen, die 
mit den Beſtimmungen dieſes Geſetzes im Widerſpruche ſtehen, 
ſind andurch widerrufen. ö 

Genehmigt am 19. Februar 1879. 


Ein Geſetz, 
zur Errichtung der Colorado Irrenanſtalt und um Vorkehrungen für deren 
Anlage zu treffen. 

Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: a 

Abſchnitt 1. Die Colorado Irrenanſtalt-iſt hiermit zum 
Zwecke der Behandlung und Herſtellung ſolcher Perſonen errich⸗ 
tet, die aus irgend einer Urſache geiſteskrank werden mögen. 

Abſchnitt 2. Die Verwaltung genannter Anſtalt ſoll in 


den Händen eines Superintendenten nnd einer Aufſichtsbehörde 


von drei Commiſſären liegen, die, wie weiter unten beſchrieben, 
gemeinſchaftlich volle Machtbefugniß über die Anſtalt haben 
ſollen. Der Superintendent und die Aufſichtsbehörde ſollen vom 
Gouverneur ernannt werden, indeſſen dürfen keine zwei der 
genannten Commiſſäre aus dem gleichen Gerichtsbezirk ernannt 
werden. Der Superintendent ſoll ſein Amt für ſechs Jahre inne 


haben. Die zuerſt ernannten Commiſſäre ſollen ihr Amt. bezie⸗ 


hungsweiſe für ſechs, vier und zwei Jahre inne haben. Hierauf 
ſoll jeder Commiſſär für den Zeitraum von ſechs Jahren ernannt 
werden, ſo daß immer ein Commiſſär ernannt wird und für den 
vollen Zeitraum von ſechs Jahren im Amte verbleibt. Der 
Superintendent hat dem Staate Bürgſchaft im Betrage von drei⸗ 
tauſend Dollars zu ſtellen für ehrliche und getreue Erfüllung 
aller ihm rechtmäßiger Weiſe vom Geſetze auferlegten Pflichten. 
Der Superintendent muß ein regelmäßig graduirter Arzt ſein 
und hat feine Wohnung in der Anſtalt aufzuſchlagen. Er foll- 
einen Jahresgehalt von zweitauſend Dollars, vierteljährlich zahl⸗ 
bar? beziehen. Die Commiſſäre ſollen jeder einen jährlichen 
Gehalt von ſechshundert Dollars, vierteljährlich zahlbar, beziehen 
und müſſen zur Vornahme der Geſchäfte der Anſtalt jedes Viertel⸗ 
jahr eine regelmäßige Verſammlung in der Anſtalt abhalten. 
Der Superintendent und die Aufſichtsbehörde haben ſolche Ver⸗ 
ordnungen zur Verwaltung der Angelegenheiten der Anſtalt und 
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ihrer Inſaſſen zu erlaſſen und zu veröffentlichen, wie ſie durch 

gemachte Erfahrungen und Beobachtungen als zum Wohle der⸗ 

ſelben dienlich erachtet werden mögen. Es ſteht ihnen die Befug⸗ 

niß zu, alle zur Führung der Geſchäfte der Anſtalt erforderlichen unterbeamte. 
Unterbeamten anzuſtellen. Der Superintendent ſoll alle unter 

den Beſtimmungen dieſes Geſetzes der Anſtalt überwieſenen Per⸗ 

ſonen aufnehmen und entlaſſen. Die Aufſichtsbehörde ſoll nicht 
gehalten fein, als ſolche zu fungiren, bis die. Anſtalt zur Auf⸗ 
nahme von Geiſteskranken hergeſtellt iſt, ausgenommen wie weiter 
unten beſtimmt. Der Superintendent ſoll die Errichtung der 
Anſtaltsgebäulichkeiten beauffichtigen und die Anlagen und Alles 
was zur Anſtalt gehört, ſind unter ſeine Aufſicht geſtellt. Er i 
hat ſein Amt ſofort nach ſeiner Ernennung anzutreten. 


Abſchnitt 3. Die Gehalte aller Beamten und Angeftell= 
ten, die Auslagen für die Anſtalt und alle in Uebereinſtimmung Schatten und“ 
mit dem Geſetze für dieſelbe eingegangenen Verbindlichkeiten So 
ſollen vierteljährlich vom Staatsauditor verrechnet werden, wor- 
auf er Anweiſungen für den Betrag an den Staatsſchatzmeiſter 
ausſtellen ſoll, die aus dem Irrenfond zu bezahlen find. 

Abſchnitt 4. Der Superintendent und Aufſichtsrath ſol⸗ 
len alljährlich vor dem erſten December einen Bericht an den Gouverneur. 
Gouverneur erſtatten, worin der finanzielle Zuſtand der Anſtalt 
angegeben iſt, nebſt der Anzahl, dem Alter, Geſchlechte, dem 
Berufe, dem Wohnorte, der Behandlungsweiſe und dem Beſſe⸗ 
rungszuſtande aller vom Tage der Eröffnung der Anſtalt, oder 
des vorhergehenden Berichtes an gerechnet, aufgenommenen Per⸗ 
ſonen. Ebenſo irgend welche andere Thatſachen oder Vorſchläge, 
die nach ihrer Erfahrung und Beobachtung ſich für das Volk als 
wiſſenswerth erzeigen mögen. Der Gouverneur ſoll dieſe Be⸗ Veröffentlichung 
richte veröffentlichen laſſen und ſie der nächſten geſetzgebenden der Berichte, 
Verſammlung vorlegen. 

Abſchnitt 5. Es iſt anmit dem Gouverneur zur Pflicht 
gemacht, ſofort nach Annahme dieſes Geſetzes den Superinten- Ernennung 
denten und Aufſichtsrath der Colorado Irrenanſtalt zu ernennen, Gonderneur. 
worauf es dieſem Aufſichtsrathe zur Pflicht gemacht iſt, einen 
mindeſtens. vierzig Acker umfaſſenden Platz für genannte Anſtalt 
in oder nahe der Stadt Pueblo, im County Pueblo und Staate . ai 
Colorado, auszuſuchen, vorausgeſetzt, daß die Bürger von Pueblo W in 
dem Staate das Grundſtück für genannte Anſtalt zum Geſchenke 
machen. Der Aufſichtsrath tft ferner ermächtigt, bezüglich der 


Beaufſichtigung. 
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Auslegung und des Baues genannter Anſtalt Ländereien mittelft 
Geſchenk oder anderweitig anzunehmen zum Gebrauche und zur 
Nutznießung des Staates. Das auszuwählende Grundſtück muß 
berieſelungsfähig ſein und darf nicht zu weit von Waſſer von 
guter Beſchaffenheit und genügender Menge entfernt ſein, um 
einen dem erforderlichen Gebrauch entſprechenden Vorrath liefern 
zu können. Wenn ein derartiges Grundſtück ausgeſucht iſt, ſoll 
der Aufſichtsrath dem Gouverneur die darauf bezüglichen That⸗ 


ſachen mittheilen, worauf dieſer möglichſt bald den Beſitztitel im 


Namen des Staates ausfertigen laſſen ſoll. Genannter Aufſichts⸗ 
rath kann ein zeitweiliges Gebäude für ſofortigen Gebrauch 
miethen, bauen oder ankaufen. Die Commiſſäre ſollen für ihre 


hierin angegebenen Dienſte jeder die Summe von hundert Dol⸗ 


Zeitweilige 
Gebaäulichkeiten. 


Irrenſteuer. 


1 


Dringlichkeits⸗ 
Klauſel. 


Widerruf. 


lars erhalten und Meilengelder zum Betrage von zwanzig Cents 
für jede Meile, die ſie in der Auswählung eines ſolchen Grund⸗ 
ſtückes zurückgelegt haben. Sobald das Grundſtück ausgewählt 
und das Beſitzrecht auf den Staat übergetragen iſt, ſoll der 
Superintendent entſprechende Zeichnungen und Pläne für die 
Anlagen und Gebäulichkeiten anfertigen laſſen und ſoll zeitweilige 
Gebäulichkeiten miethen oder aufführen laſſen, die möglichſt bald 
für den Gebrauch eröffnet werden ſollen. 

Abſchnitt 6. Zum Zwecke der Herſtellung und des Unter- 
haltes der andurch geſchaffenen Anſtalt ſoll von allem ſteuerbaren 
Eigenthum im Staate, beweglichem ſowohl wie unbeweglichem, 
eine Steuer von einem Fünftel (1-5) eines Mill von jedem Dol⸗ 
lar umgelegt und erhoben werden. Dieſe Steuer ſoll unter dem 
Namen „Irrenſteuer“ aufgeführt und in gleicher Weiſe umgelegt 
und erhoben werden wie andere Staatseinkünfte. 


Abſchnitt 7. Da die Geiſteskranken dieſes Staates 
gegenwärtig mit großem Koſtenaufwande nach entfernten Orten 


zur Behandlung geſendet werden, wir aber der Anſicht ſind, daß 
durch eine baldige Inkrafttretung dieſes Geſetzes den Zwecken der 
Humanität und dem allgemeinem Wohle des geſammten Volkes 
möglichſt Vorſchub geleiſtet würde, ſo beſteht nach unſerer Anſicht 
eine Dringlichkeit für ſofortige Inkrafttretung dieſes Geſetzes 
nach ſeiner Annahme. 

Abſchnitt 8. Alle Geſetze und Theile von Geſetzen, die 
mit dieſem im Widerſpruche ftehen, gegen daſſelbe verſtoßen oder 
mit demſelben nicht vereinbar ſind, ſeien andurch widerrufen. 

Genehmigt am 8. Februar 1879. 


H 
| 
| 
| 
| 


—— 


— 


Allgemeine Geſetze. ö 97 


Ein Geſetz, 
zur Abänderung von Kapitel LXI der allgemeinen Geſetze, in Bezug auf 
Geiſteskranke. 
Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 
Abſchnitte eins, achtundzwanzig und neunundzwanzig von 
Kapitel LXI der allgemeinen Geſetze ſeien und dieſelben ſind 
andurch widerrufen und das Folgende an Stelle derſelben geſetzt: 
Abſchnitt 1. Abſchnitt eins fol lauten wie folgt, nämlich: 
(Abſchnitt 1.) In allen Fällen, wo eine glaubwürdige ggerufung bon 
Perſon eine gehörig beglaubigte Beſchwerde im Countygerichte don Heiſtes a 
einreicht, worin angegeben wird, daß irgend eine Perſon irrſin⸗ anbei 
nig oder geiſteskrank iſt und daß eine ſolche irrſinnige oder geiſtes⸗ 
kranke Perſon bewegliches oder unbewegliches Eigenthum beſitzt 
und daß fie dermaßen dem Irrſinne oder der Geiſteskrankheit 
verfallen iſt, um es ihr unmöglich zu machen, ſolches Eigenthum 
in angemeſſener und ſicherer Weiſe zu wahren und zu verwalten, 
dann ſoll der Richter des genannten Gerichtes die Einberufung 
von ſechs Geſchworenen anordnen, welche ſich darüber zu verge⸗ 
wiſſern haben, ob genannte Perſon wirklich ſo irrſinnig oder 
geiſteskrank iſt, daß ſie dadurch außer Stande geſetzt wird und 
untauglich iſt ihr Eigenthum zu wahren und zu verwalten. 
Wenn alsdann dieſe Geſchworenen in ihrem Wahrſpruche ange⸗ 
ben, daß eine ſolche Perſon dermaßen irrſinnig oder geiſteskrank 
iſt, daß ſie dadurch außer Stande geſetzt und untauglich iſt, iht 
Eigenthum zu wahren und zu verwalten, ſo iſt es genanntem Verwalters. 
Countygerichte zur Pflicht gemacht, irgend eine paſſende Perſön⸗ 
lichkeit zum Verwalter des betreffenden Eigenthums zu ernennen. 
Abſchnitt 2. Abſchnitt achtundzwanzig ſoll lauten wie 
folgt, nämlich: 1 ö 
(Abſchnitt 28.) In allen Fällen, wo eine glaubwürdige Jeftnafme bon 
Perſon eine gehörig beglaubigte Beſchwerde im Countygerichte e 
einreicht, worin angegeben iſt, daß irgend eine Perſon dermaßen 
irrſinnig oder geiſteskrank iſt, um ihre eigene Perſon oder ihr 
Eigenthum oder Leben oder Eigenthum Anderer zu gefährden, 
falls man fie frei umhergehen läßt, dann ſoll das -Countygericht 
oder der Richter deſſelben im Namen des Volkes unverweilt 
einen Befehl an irgend einen Sheriff oder Conſtabler des genann⸗ 


ten Countygerichtes erlaſſen, worin ihnen aufgetragen wird, eine 
(13) 


a 


> 
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jolche, angeblich geiſteskranke Perſon feſtzunehmen. Dieſer 
Befehl kann durch irgend einen Sheriff oder Conſtabler des 
erwähnten County oder durch irgend eine andere vom Gerichte 
beſonders dazu beauftragte Perſon ausgeführt werden. 
ö Wenn indeſſen ein Sheriff oder Conſtabler innerhalb ſeines 
e County eine derartig geiſteskranke Perſon unbeaufſichtigt antref⸗ 
fen ſollte, jo iſt es ihm zur Pflicht gemacht, dieſelbe auch ohne - 
Gerichtsbefehl feſtzunehmen. Wenn irgend eine angeblich geiſtes⸗ 
kranke Perſon feſtgenommen wird, ſei es mit oder ohne Gerichts⸗ 
befehl, jo iſt ſie ſofort vor das Countygericht oder den Richtern 
deſſelben zu bringen und wenn der angeblich Geiſteskranke es 
wünſcht, ſo ſoll die in Abſchnitt eins (1) vorgeſchriebene Unter⸗ 
ſuchung ſofort abgehalten werden. Der angebliche Geiſteskranke 
iſt bis zum Schluſſe der Unterſuchung im Countygefängniſſe oder 
einem andern paſſenden Platze unterzubringen. Wenn laut 
Wahrſpruch der Geſchworenen bei der Unterſuchung ermittelt 
wird, daß der angebliche Geiſteskranke dermaßen irrſinnig oder 
geiſteskrank iſt, um ſein eigenes Leben oder Eigenthum oder das 
Unteringung Leben oder Eigenthum Anderer zu gefährden, falls man ihn in 
Karen Freiheit ſetzen würde, ſo iſt es die Pflicht des Gerichtes mittelſt 
in den Gerichtsurkunden einzutragenden Erlaſſes einen ſolchen | 
Geiſteskranken dem Countygefängniſſe oder einem andern paſſen⸗ 
| 
| 


. 


den Platze zu überweiſen, wo er zu verbleiben hat bis er durch 
eine Unterſuchung entlaſſen oder bis anderweitig geſetzlich über 
ihn verfügt wird. 


e Wenn indeſſen ſowohl vor als nach der Unterſuchung irgend 
Bertoanbte, ein Verwandter oder Angehöriger eines angeblichen Geiſtes⸗ 
„ kranken beim Countygerichte darum nachſucht und das Gericht 
genügend davon überzeugt iſt, daß der Bittſteller eine taugliche 
und paſſende Perſon iſt, dem man den angeblich Geiſteskranken 
zu zur Beaufſichtigung übergeben kann, jo mag das Countygericht 
anordnen, daß der angebliche Geiſteskranke der Aufſicht eines 
ſolchen Verwandten oder Angehörigen übergeben werde. Ferner 
kann die in Abſchnitt eins (1) angeführte Beſchwerde mit der in 
dieſem Abſchnitte erwähnten vereinigt werden, und wenn dann 
beide dem Gerichte gleichzeitig vorliegen, ſo ſollen in einer Unter⸗ 
ſuchung die in beiden Beſchwerden vorgebrachten Angelegenheiten 

verhandelt und entſchieden werden. 


Abſchnitt 3. Abſchnitt neunundzwanzig ſoll lauten wie 
folgt, nämlich: 


* 
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(Abſchnitt 29.) Es ſoll keine Unterſuchung über einen Z.rladungen 
Geiſteskranken abgehalten werden, ohne daß einem ſolchen Geiſtes⸗ ſuchung. 
kranken mindeſtens zehntägige vorhergehende Anzeige davon 
gemacht worden iſt, ebenſo dem vom Gerichte zu ernennenden 
Vormund ad litem. Dieſe Vorladung iſt vom Countygerichte 
zu erlaſſen und in derſelben die Beſchwerde der Hauptſache nach 
anzuführen, ebenſo Zeit und Ort, wann und wo die Unterſuchung 
abgehalten werden ſoll; ebenſo muß der angeblich Geiſteskranke 
darin aufgefordert werden, der Unterſuchung beizuwohnen, es ſei 
denn, daß er eine derartige Vorladung ablehnt und die Unter⸗ 
ſuchung früher abgehalten zu haben wünſcht. Jede Unterſuchung 
in Sachen der Geiſteskrankheit irgend einer Perſon ſoll im Namen 
des Volkes eingeleitet und geführt werden. Indeſſen darf keine Eines Ber⸗ 
Unterſuchung über die Geiſteskrankheit irgend einer Perſon ein⸗ klagte Gelſtes⸗ 
geleitet werden, die eines Criminalverbrechens bezüchtigt iſt, ohne kante 
daß dem Diſtriktsanwalte oder anderweitigem Beamten, der 
unter dem Geſetze mit der Verfolgung eines ſolchen Verbrechens 
betraut iſt, eine ähnliche Vorladung zugeſtellt worden. Von 
dem in dieſem Kapitel Enthaltenen ſoll nichts ſo ausgelegt wer⸗ 
den, als ob die Anverwandten und Angehörigen eines geiſtes⸗ 
kranken Armen ihrer Verpflichtung für ſeinen Unterhalt enthoben 
wären. Alle Gelder, die von irgend einem County für den 
Unterhalt eines ſolchen Geiſteskranken ausgelegt werden, können unterhalt durch 
unter den Beſtimmungen dieſes Kapitels von Dem oder Denjeni⸗ u.. w. 
gen wiedererlangt werden, die geſetzlich zu ſeinem Unterhalte 
verpflichtet ſind. 

Abſchnitt 4. Nach Anſicht dieſer Geſetzgebung liegt eine z un ei. 
Dringlichkeit vor, deshalb ſoll dieſes Geſetz mit ſeiner Annahme Klauſel. 
in Kraft treten. 


Genehmigt am 14. Februar 1879. 


Ein Geſetz, 
zur Unterdrückung von Unmäßigkeit. 


Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 


Abſchnitt 1. Jeder Ehemann, jede Frau, jedes Kind, eker 
ebenſo Eltern, Vormünder, Arbeitgeber oder anderweitige Per⸗ leit 
ſonen, die in ihrer Perſon, ihrem Eigenthum oder ihren Exiſtenz⸗ 


—— —— — #* — 


Gewohnheits⸗ 
ſäu fer. 


Pr 
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mitteln durch eine betrunkene Perſon oder in Folge der Betrun⸗ 
kenheit irgend einer Perſon geſchädigt wird, ſoll in ſeinem oder 
ihrem Namen zu einer Klage gegen irgend Jemanden berechtigt 
ſein, der durch Verkauf oder Verabreichung von berauſchenden 
Getränken an irgend einen Gewohnheitsſäufer die gänzliche oder 
theilweiſe Berauſchung eines ſolchen Gewohnheitsſäufers verur⸗ 
ſacht hat. Wenn ein Minderjähriges unter dieſem Geſetze 
Schadenerſatz zugeſprochen erhält, ſo ſoll der Betrag entweder 
ihm, ſeinen oder ihren Eltern, Vormund oder Angehörigen aus⸗ 
bezahlt werden, wie es vom Gerichte angeordnet wird. Durch 
ungeſetzlichen Verkauf oder Verabreichung von berauſchenden 


Getränken wie vorbemerkt, verwirkt der Miether oder Bewohner 


Anrecht verluſtig unter einem Miethscontrakte alle Anrechte auf die Gebäulich⸗ 


Anzeige. 


Strafmaß. 


keiten. Indeſſen ſoll keine der vorerwähnten Perſonen verant⸗ 
wortlich gehalten werden, ehe nicht eine gedruckte oder geſchriebene 

Anzeige ihr, oder ihren Agenten oder Angeſtellten, von ſolchem 
Ehemanne, ſolcher Frau, ſolchem Kind oder Eltern, Vormund 
oder Arbeitgeber zugegangen, worin ſie aufgefordert werden, 
keine berauſchenden Getränke an Gewohnheitsſäufer zu verkaufen 
oder zu verabreichen. 


Abſchnitt 2. Wenn Jemand berauſchende Getränke ir⸗ 
gend welcher Art für einen Gewohnheitsſäufer beſchafft oder 
beſchaffen läßt, nachdem er ihm als Gemohnheitsfäufer. bekannt 
iſt, ſo ſoll er, wenn deſſen überführt, um mindeſtens einhundert 
und nicht über dreihundert Dollars beſtraft werden, oder durch 
Gefangenſchaft für einen Zeitraum von nicht weniger als drei 
und nicht über zwölf Monate, oder durch beides, Geldbuße und 
Gefangenſchaft. . 

Genehmigt am 11. Februar 1879. 


Ein Geſetz, 


zur Abänderung des Abſchnittes ſechszehn (16) von Artikel ſieben (7) des 
Kapitels dreiunddreißig (33), und des Abſchnittes vier (4) von Kapitel 
neunundvierzig (49) der allgemeinen Geſetze von Colorado. 


Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 

Abſchnitt 1. Abſchnitt ſechszehn (16) von Artikel ſieben 
(7) des Kapitels dreiunddreißig (33) der allgemeinen Geſetze von 


—— — — 
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Colorado iſt andurch ſo abgeändert, daß er lautet wie folgt, guat < 
nämlich: Abſchnitt 16. Alle von den zuftändigen Behörden des Sen wei 
Staates ausgeſtellten Anweiſungen ſollen nach der Annahme 

dieſes Geſetzes mit acht Prozent jährlich, vom Tage ihrer Vor⸗ 

zeigung an gerechnet, verzinsbar ſein bis zu der in nachfolgendem 

Abſchnitte angegebenen Zeit. 

Abſchnitt 2. Abſchnitt vier (4) von Kapitel neunund- e 
vierzig (49) der allgemeinen Geſetze von Colorado iſt andurch ſo engen e 
abgeändert, daß er lautet wie folgt, nämlich: Abſchnitt 4. County⸗ 
Anweiſungen und anderweitige Schuldverſchreibungen oder 
Schuldbeweiſe (ausgenommen Staatsanweiſungen und Schuld⸗ 
verſchreibungen, die mit acht Prozent jährlich verzinslich ſind,) 
ſollen vom Tage ihrer Vorzeigung an bei dem zuſtändigen 
Schatzamte behufs Bezahlung mit zehn Prozent jährlich verzins⸗ 
lich ſein, bis Geld im Schatze für ihre Bezahlung vorhanden iſt. 

Hievon ſind beſondere, durch Geſetz vorgeſchriebene Fälle ausge⸗ 

nommen. Jeder Countyſchatzmeiſter, dem eine ſolche Anweifung 

behufs Bezahlung vorgelegt wird, hat auf derſelben den Zinsfuß, ae u 
zu dem fie berechtigt ift, und den Tag der Vorzeigung einzutra⸗ agen 
gen und mit feiner amtlichen Unterſchrift zu beglaubigen. 

Abſchnitt 3. Da es dem Staate zum Wohle gereicht, Dringlichteits⸗ 
wenn alle unnöthigen Auslagen zur Verwaltung des Staates Klausel. 
möglichſt bald beſchnitten werden, ſo ſoll dieſes Geſetz mit dem 
Tage ſeiner Annahme in Kraft treten. 


Genehmigt am 24. Januar 1879. 


Ein Gefek, 


um den Verbrauch von Waſſer zu Berieſelungszwecken zu reguliren; um 
das Vorrecht auf daſſelbe feſtzuſtellen, für Deckung der daraus ent⸗ 
ſtehenden Auslagen und für Bezahlung aller Koſten und Auslagen, 
die aus ſolcher Regulirung des Verbrauches erwachſen mögen. 
Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 


Abſchnitt 1. Der Countyrath eines jeden County ſoll in 
ſeiner regelmäßigen Januar⸗Sitzung eines jeden Jahres alle , . 
Geſuche anhören und in Betracht ziehen, welche von Parteien Geſuche hören. 
geſtellt werden mögen, die entweder Waſſer zu Berieſelungs⸗ 
zwecken aus irgend einem Graben oder einem Reſervoir zu kaufen 


—— — — 


Beglaubigung. 


Zeit beſtimmen. 


Perſönli 
erſcheinen. 


,. 


Vorladungen. 
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wünſchen, oder welche Waſſer zu liefern und zu verkaufen wün⸗ 
ſchen, und wovon der ganze oder der obere Theil in dem betref⸗ 
fenden County belegen iſt. Dem Geſuche ſollen ſolche Beglaubi⸗ 
gungen beigegeben ſein, wie der Geſuchſteller es für angemeſſen 
erachten mag, und worin dem Countyrath genügender Grund 
gegeben wird, um den Preis für aus ſolchem Graben oder Reſer⸗ 
voir zu verkaufenden Waſſerbedarf feſtzuſtellen. Wenn der 
Countyrath, nachdem er Einſicht von ſolchen beglaubigten Aus⸗ 
ſagen genommen, oder nachdem die Zeugen dazu ihre Ausſagen 
unter Eid gemacht, zu der Anſicht gelangen ſollte, daß die im 
Geſuche beſchworenen Thatſachen auf guten Glauben hin gemacht 
wurden und daß genügender Grund zu der Annahme vorhanden 
ſei, daß ungerechte Anſätze für den Gebrauch von Waſſer aus 
einem ſolchen Graben oder Reſervoir gemacht werden, oder 
gemacht werden könnten, ſo ſoll er einen Tag beſtimmen, nicht 
früher als vierzig Tage darauf und nicht ſpäter als den dritten 
Tag der regelmäßigen Sitzung des Rathes, wenn alle in ſolchem 
Graben oder Reſervoir oder in Beſchaffung von Waſſer zu 
Berieſelungszwecken direkt oder indirekt betheiligten Parteien 
gehört werden können, ſowie jedes mündliche ſowohl wie ſchrift⸗ 
liche Zeugniß, das, wie ſpäter hier vorgeſchrieben, abgegeben 
worden, in Bezug auf einen ſolchen Graben oder ein ſolches 
Reſervoir, ſowie der Auslagen für Lieferung von Waſſer aus 
demſelben. Alle Perſonen oder Corporationen, die an einem 
ſolchen Graben oder Reſervoir betheiligt ſind, ſowie alle Diejeni⸗ 
gen, welche Waſſer aus denſelben zu beziehen wünſchen, oder 
welche Ländereien beſitzen, die aus denſelben berieſelt werden 
ſollen, haben perſönlich oder durch ihre Sachwalter oder Anwälte 
vor dem betreffenden Countyrathe zu erſcheinen, worauf dieſer 


zur Feſtſtellung des Preiſes für das zu liefernde Waſſer ſchreiten 


ſoll. Indeſſen ſoll der Bittſteller innerhalb zehn Tagen nach 
Feſtſetzung einer ſolchen Tagfahrt eine gehörig beglaubigte Ab⸗ 
ſchrift des Erlaſſes dem Eigenthümer eines ſolchen Grabens oder 
Reſervoirs zuſtellen, falls ſie von einer Perſon geeignet werden, 
oder den Eigenthümern, wenn von mehreren geeignet, oder dem 
Präſidenten, Secretär oder Schatzmeiſter der Geſellſchaft, wenn 
ſie einer Corporation oder Geſellſchaft gehören, die ſolche Beamte 
hat. Wenn der Eigenthümer nicht gefunden werden kann, ſo ſoll 
der Bittſteller eine ſolche Abſchrift in ſeiner Wohnung hinter⸗ 


laſſen bei einer Perſon oder einem Mitglied der Familie, das 


. 5 
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über vierzehn Jahre alt iſt. Wenn ein ſolcher Grabenbeamter 
nicht gefunden werden kann, ſo ſoll er eine derartige Abſchrift in 
dem Geſchäftslokale oder Geſchäftsplatze der Geſellſchaft hinter⸗ 
laſſen, deren Beamter er iſt, oder in ſeiner Wohnnng, falls 
eine ſolche Geſellſchaft kein Geſchäftslokal hat. Wenn ein der⸗ 
artiger Graben von mehreren Perſonen geeignet wird, die aber 
keine incorporirte Geſellſchaft iſt, ſo ſoll es genügen, wenn einer 
Mehrheit derſelben die Bekanntmachung mittelſt Zuſtellung der 
Abſchrift zugeht, und der Bittſteller ſoll durch beſchworene Aus⸗ 
ſage darthun, in welcher Weiſe er die Abſchrift oder Abſchriften 


zugeſtellt. Schriftliche Zeugenausſagen, wie fie in Abſchnitt Zeugenausſagen 


eins (1) erwähnt worden, die vor dem Countyrath zur Verhand⸗ 
lung gebracht werden, ſollen vor irgend einem Beamten im 
Staate abgegeben werden, der geſetzlich zur Aufnahme derſelben 
berechtigt iſt, nachdem der Gegenpartei genügende Kenntniß von 
Ort und Zeit der Aufnahme ſolcher ſchriftlicher Zeugenausſagen 
gegeben worden. 

Abſchnitt 2. Der Countyrath ſoll alle geſetzlichen Zeu⸗ 
genausſagen oder Beweiſe, die von irgend einem der Betheiligten 
vorgebracht werden mögen, wie vorbemerkt, anhören und unter⸗ 
ſuchen, ſowohl bezüglich der Herſtellungskoſten ſolchen Grabens 
oder Reſervoirs, als auch der Koſten und Auslagen für die 
Erhaltung und den Betrieb deſſelben, und aller anderen Umſtände, 
die geeignet ſein mögen, den richtigen Preis und Werth des aus 
demſelben zu liefernden Waſſers zu beeinfluſſen. Der County⸗ 
rath ſoll die Macht beſitzen, Zeugen vorzuladen und ihr Erſchei⸗ 
nen zu erzwingen, welche Vorladungen, wenn nöthig, durch den 
Sheriff des betreffenden County zuzuſtellen ſind; ebenſo kann der 
Countyrath die Beibringung von Büchern und Schriftſtücken, die 
zur Beweisführung erforderlich ſein mögen, in gleicher Weiſe 
und mit derſelben Befugniß erzwingen, wie ſie dem Diſtrikt⸗ 
gerichte zuſteht. Um der Sache völlig gerecht zu werden, oder 
zur größeren Bequemlichkeit der Betheiligten, mögen ſie die Ver⸗ 
handlungen von Zeit zu Zeit ausſetzen. Nachdem der Fall nach 
allen Seiten hin erörtert und alle darauf Bezug habenden Um⸗ 
ſtände und Thatſachen in Betracht gezogen worden, ſoll der 
Countyrath einen Erlaß eintragen, worin der Graben oder das 
Reſervoir mit genügender Genauigkeit beſchrieben und ein gerech⸗ 
ter Preis auf alles aus demſelben zu verkaufende Waſſer geſetzt 
wird. Dieſer Preis ſoll nachher nicht öfters als einmal in zwei 
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Jahren geändert werden. Indeſſen ſollen durch die Feſtſtellung 
eines ſolchen Preiſes die Rechte von Parteien, ihrer geſetzlichen 
Nachfolger oder Bevorrechtigten, die mit der Geſellſchaft, Genoſ⸗ 
ſenſchaft oder Perſon, die einen ſolchen Graben oder Reſervoir 
eignet, oder deren Miethern, Bevorrechtigten oder Nachfolgern 
Vereinbarungen getroffen hatten, nicht beeinträchtigt werden, noch 
die Rechte von ſolchen Eigenthümern, Miethern oder Bevorrech— 
tigten unter ſolchen Vereinbarungen, noch ſoll dadurch in irgend 
welcher Weiſe die Abſchließung eines Contraktes verhindert oder 
beeinträchtigt werden. 


Abſchnitt 3. Irgend Jemand, der für ſich ſelbſt oder 
gemeinſchaftlich mit Anderen Waſſer zu Berieſelungszwecken für 
von ihm oder Andern gehaltene Ländereien aus einem Graben 
oder Reſervoir gekauft und benutzt hat, und der mit ſolcher 
Benutzung nicht aufhörte, um das Waſſer aus einer anderen 


Bezugsquelle zu beziehen, ſoll das Recht haben, das Waſſer auch 
fernerhin in gleicher Menge für ſeine oder ihre Ländereien zu 


kaufen, wenn er den vom Countyrath, wie oben angegeben, feſt⸗ 
geſetzten Betrag bezahlt oder die Bezahlung anbietet; oder falls 
kein Preis von dem Countyrathe feſtgeſetzt worden, dann der 
Betrag, für den die Eigenthümer eines ſolchen Grabens oder 
Reſervoirs zur Zeit Waſſer verkaufen oder während des vorher⸗ 
gehenden Jahres verkauft hatten. Dieſer Abſchnitt ſoll ſich nicht 
auf die Fälle Solcher beziehen, die als Aktieninhaber oder An- 
theilhaber Waſſer bezogen, nachdem ſie ihre Aktien oder ihren 
Antheil verkauft haben oder deſſelben verluſtig gingen, es ſei 
denn, daß ſie ſich mittelſt Contrakt, Uebereinkommen, Einver⸗ 
ſtändniß und Gebrauch zwiſchen ſich und den Eigenthümern eines 
ſolchen Grabens das Recht zur ferneren Benutzung des Waſſers 
ſicherten und dann nicht zum Nachtheil von anderen Käufern von 
Waſſer aus und Theilhaber in dem gleichen Graben. 


Abſchnitt 4. Wenn zu irgend einer Zeit ein Graben 
oder Reſervoir, aus welchem Waſſer zu Berieſelungszwecken 
bezogen wird oder werden ſoll, nicht zum vollen Bedarf von 
Waſſer aus dem natürlichen Strome, aus welchem der Bedarf 
bezogen wird, berechtigt ſein ſollte, ſo ſoll das im Graben oder 
Reſervoir wirklich vorhandene Waſſer unter allen aus einem 
ſolchen Graben oder Reſervoir Waſſer Beziehenden vertheilt wer⸗ 
den, ſowohl unter den Eigenthümern, Aktieninhabern und An⸗ 
theilhabern derſelben, als den Perſonen, welche Waſſer von ihnen 
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kaufen und Denjenigen, welche ihr Waſſer theils als Aktien⸗ 
inhaber, theils durch Kauf erhalten. Und zwar ſoll Jeder ſeinen 
Antheil pro rata nach dem Betrage erhalten, zu welchem er oder 
ſie (falls mehrere gemeinſchaftlich Waſſer beziehen) berechtigt ſein 
mögen, ſo daß der Waſſermangel auf alle Eigenthümer und 
Käufer gleichmäßig fällt, Jeder nach dem Antheil an Waſſer, den 
er erhalten haben würde, wenn kein ſolcher Waſſermangel einge⸗ 
treten wäre. 


Abſchnitt 5. Die jetzt bereits berieſelten Ländereien, 
oder die ſpäter noch berieſelt werden mögen aus Graben, welche Siku, e 
ihren Waſſerbedarf aus nachbenannten Flüſſen oder natürlichen 
Strömen des Staates Colorado beziehen, ſind hiermit zu Berie⸗ 
ſelungsdiſtrikten gemacht und eingetheilt. 8 
Abſchnitt 6. Diſtrikt No. eins ſoll aus allen Ländereien erſter Distrikt. 
beſtehen, die aus Graben berieſelt werden, welche ihr Waſſer aus 
dem South Platte Fluſſe beziehen, von der Mündung des Cache⸗ 
la⸗Poudre bis dahin, wo der South Platte die Staatsgrenze 
zwiſchen Colorado und Nebraska durchſchneidet. 


Abſchnitt 7. Diſtrikt No. zwei ſoll aus allen Ländereien Zweiter Distrikt. 


beſtehen, die aus Graben beriejelt werden, die ihr Waſſer aus 
dem South Platte und ſeinen Nebenflüſſen beziehen, ausgenom⸗ 
men Big Thompſon, St. Vrain und Clear Creek zwiſchen der 
Mündung des Cache⸗la⸗Poudre und der Mündung der Cherry 
Creek. N 


Abſch nitt 8. Diſtrikt No. drei ſoll aus allen Ländereien Dritter Diſtrirt. 
beſtehen, die von Graben berieſelt werden, welche ihr Waſſer aus 
dem Cache⸗la⸗ Poudre und ſeinen Nebenflüſſen beziehen. 


Abſch nitt 9. Diſtrikt No. vier ſoll aus allen Ländereien Vierter Nitrit. 


Een die von Graben berieſelt werden, welche ihr Waſſer aus 
dem Big Thompſon und deſſen Zuflüſſen beziehen. 


Abſchnitt 10. Diſtrikt No. fünf ſoll aus allen Ländereien Zanfter Diſtritt. 


beſtehen, die von Graben berieſelt werden, welche ihr Waſſer aus 
dem St. Vrain Bach und ſeinen Zuflüſſen beziehen, ausgenom⸗ 
men der Boulder Bach und ſeine Zuflüſſe und die Coal Creek. 


Abſchnitt 11. Diſtrikt No. ſechs joll aus allen Ländereien Sechſter diftritt 


beſtehen, die von Graben berieſelt werden, welche ihr Waſſer aus 
dem Boulder Bache und ſeinen Zuflüſſen und der Coal Creek 
beziehen. ö 
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Abſchnitt 12. Diſtrikt No. ſieben ſoll aus allen Lände⸗ 
reien beſtehen, die von Graben berieſelt werden, welche ihr Waſſer 
aus der Clear Creek und ihren Zuflüſſen beziehen. 


Abſchnitt 13. Diſtrikt No. acht ſoll aus allen Ländereien 
beſtehen, die von Graben berieſelt werden, welche ihr Waſſer aus 
der Cherry Creek, der Plum Creek, dem Platte und ſeinen Zu⸗ 
flüſſen beziehen, Bear Creek ausgenommen oberhalb Diſtrikt No. 
zwei und unterhalb der Gabeln von den Nord- und Südarmen 
des South Platte Fluſſes. 


Abſchnitt 14. Diſtrikt No. neun ſoll aus allen Lände⸗ 


reien beſtehen, die von Graben berieſelt werden, welche ihr Waſſer 
aus der Bear Creek und ihren Zuflüſſen erhalten. 


Abſchnitt 15. Diſtrikt No. zehn ſoll aus allen Lände⸗ 
reien beſtehen, die von Graben berieſelt werden, welche ihr Waſſer 
vom Fountain und ſeinen Zuflüſſen beziehen, doch ſoll dieſer 
Diſtrikt ſich nicht über die Grenzen von El Paſo County aus⸗ 
dehnen. 

Andere Berieſelungsdiſtrikte mögen von Zeit zu Zeit durch den 
Gouverneur auf Geſuch dabei betheiligter Perſonen geſchaffen 
werden. 


Abſchnitt 16. Für jeden der oben genannten Diſtrikte 
und für jeden Diſtrikt, der ſpäter geſchaffen werden mag, ſoll es 
einen Waſſerbevollmächtigten geben, der vom Gouverneur zu 
ernennen und von ihm aus einer Anzahl von Perſonen auszu⸗ 
wählen iſt, die ihm von den verſchiedenen Countyräthen, in deren 
Counties ſich die Waſſerdiſtrikte erſtrecken, in Vorſchlag gebracht 
werden mögen. Ein ſo ernannter Waſſerbevollmächtigter hat 
ſein Amt inne zu halten bis ſein Nachfolger ernannt und zum 
Amte qualifizirt iſt. In gleicher Weiſe hat der Gouverneur alle 
durch Tod, Reſignation, fortgeſetzte Abweſenheit aus dem Diſtrikte, 
Wegzug, oder anderweitig erledigt gewordene Stellen, durch Aus⸗ 
wahl und Ernennung wieder zu beſetzen. Der Countyrath kann 
von Zeit zu Zeit Perſonen zur Ernennung für obige Stellen in 
Vorſchlag bringen und der Gouverneur kann jederzeit einen 
Waſſerbevollmächtigten nach ſeinem Ermeſſen abſetzen. 


Abſchnitt 17. Innerhalb zehn Tagen nach ſeiner Ernen⸗ 
nung und ehe er ſeine Amtspflichten übernimmt, ſoll ein ſolcher 
Waſſerbevollmächtigter den von der Verfaſſung dieſes Staates 
vorgeſchriebenen Amtseid ablegen und unterzeichnen. 
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Abſchnitt 18. Es ſoll die Pflicht des Waſſerbevollmäch⸗ gegen. 
tigten ſein, das Waſſer aus den natürlichen Flüſſen und Bächen 
ſeines Diſtriktes in die verſchiedenen Graben zu vertheilen, die 
Waſſer aus ſolchen Flüſſen und Bächen erhalten, und zwar bezie⸗ 
hungsweiſe nach dem Prioritätsrechte eines Jeden. Er ſoll 
ferner die Hauptſchleußen, die am Stromgebiete ſeines Diſtriktes 
angebracht ſein mögen, ganz oder theilweiſe ſchließen, oder durch 
einen eingeſchworenen Hülfsſheriff oder Conſtabler des County, 
in welchem ſolche Schleußen belegen ſind, ſchließen laſſen, die, 
wenn Waſſermangel eintreten ſollte, nicht zu Waſſer berechtigt 
wären, weil Andere unterhalb ihnen am gleichen Waſſergebiet 
Belegene das Prioritätsrecht auf das Waſſer haben. 


Abſchnitt 19. Dem Diſtriktgerichte des betreffenden Befugmiß ber, 
County iſt anmit die ausschließliche Macht gegeben, alle Fragen a 
bezüglich des Vorrechtes- auf Waſſer zwiſchen Grabengeſellſchaften 
und andern Eigenthümern von Graben, die zu Berieſelungs⸗ 
zwecken Waſſer aus dem gleichen Waſſergebiet beziehen, innerhalb 
des gleichen Waſſerdiſtriktes zu erledigen und entſcheiden, ebenſo N 
alle Geſetz⸗ und Rechtsfragen, die daraus entſtehen mögen, oder 
in irgend einer Weiſe damit in Verbindung ſtehen oder darauf 
Bezug haben. Wenn aber ein Waſſerdiſtrikt ſich über zwei oder 
mehrere Counties ausdehnt, ſo ſoll das Diſtriktgericht des County, 
in welchem der erſte regelmäßige Termin nach dem erſten Dcem⸗ 
ber eines jeden Jahres zuerſt ſtattfindet, wie dies unter dem dann 
beſtehenden Geſetze vorgeſchrieben, das betreffende Gericht ſein, 
in welchem die Verhandlungen für die ſpäter vorgeſchriebenen 
Zwecke ſtattfinden ſollen. Wenn aber die Verhandlungen erſt⸗ 
mals durch Eintragung eines Erlaſſes, unter welchem ein 
Schiedsrichter ernannt wird, begonnen wurden, in der ſpäter in 
dieſem Geſetze zu dem Zwecke vorgeſchriebenen Weiſe, ſoll dieſes 
Gericht ausſchließliche Befugniß über die ganze Angelegenheit 
bis zu ihrem endgültigen Austrage haben, ohne daß irgend ein 
Geſetz, welches anderweitige Beſtimmungen enthalten ſollte, dabei 
in Betracht kommen könnte. 

Abſchnitt 20. Der Richter des Diſtriktgerichtes, Pech Schiedsrichter 
zu dem in dieſem Geſetze vorgeſehenen Zwecke Machtbefugniß 
über irgend einen Waſſerdiſtrikt hat, ſoll an oder vor dem fünften 
Juli A. D. 1879 mittelſt vom Schreiber des Diſtriktgerichtes 
einzutragenden Erlaſſes eine paſſende und fähige Perſönlichkeit 
als Schiedsrichter des genannten Gerichtes ernennen um Zeug⸗ 
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niß und Beweiſe in folcheın Waſſerdiſtrikte aufzunehmen. Dieſer 

. Schiedsrichter ſoll einen von ihm unterzeichneten und beim 
Schreiber des Gerichtes hinterlegten ſchriftlichen Eid ablegen, 
dem Juhalte nach gleich dem von Beamten unter dem Geſetze ab⸗ 
zulegenden, worauf ihm eine beglaubigte Abſchrift des Gerichts⸗ 
erlaſſes zuzuſtellen iſt. Er ſoll ſodann unverzüglich durch 
gedruckte Anſchlagezettel, die an mindeſtens zehn öffentlichen 
Plätzen im Waſſerdiſtrikte anzuſchlagen ſind, und ferner durch 
Veröffentlichung während mindeſtens vier Wochen in einer Zei⸗ 
tung in jedem der Counties, die zu ſeinem Waſſerdiſtrikte gehören, 
Ort. und Zeit bekannt machen, wann und wo der Schiedsrichter 
Beweiſe in Bezug auf das Vorrecht zu allen Graben im Diſtrikte 
aufnehmen und beſcheinigen will. Dieſe Bekanntmachung und 
Veröffentlichung in den Zeitungen muß mindeſtens vier Wochen 
vor der zur Aufnahme von Beweiſen feſtgeſetzten Zeit erfolgen, 
und alle in der Sache betheiligten Perſonen müſſen aufgefordert 
werden ſich einzufinden und Beweiſe für ihre Anſprüche beizu⸗ 
bringen. Die Auswahl und Anzahl der Orte ſoll derart ſein, 
wie ſie nach Anſicht des Schiedsrichters für die Bequemlichkeit 
der Bewohner des Diſtriktes die geeignetſte ſein mag. Der 
Schiedsrichter ſoll ſich zu der in der Bekanntmachung feſtgeſetzten 
Zeit an dem angegebenen Platze einfinden und mit der Aufnahme 
von Beweiſen in Bezug auf das Vorrecht eines jeden Diſtrikt⸗ 
grabens oder Reſervoirs beginnen, wie dieſe vorgebracht werden 
mögen. 


2 Abſchnitt 21. Alle betheiligten Perſonen oder Corpora⸗ 
Sefäeinen vor tionen, oder Solche, die ein Intereſſe in einem Graben oder 
einem Reſervoir zu haben vorgeben, ſollen perſönlich oder durch 
ihre Anwälte oder Sachwalter vor dem Schiedsrichter an einem 

oder mehreren der von ihm angegebenen Orte zur beſtimmten 

Zeit zu erſcheinen und ſollen berechtigt ſein, irgend welche und 

alle Beweiſe vorzubringen, die ſie in ihrem Intereſſe als ange⸗ 

bracht erachten mögen. Der Schiedsrichter ſoll die Befugniß 
beſitzen, Eide abzunehmen und Vorladungen für Zeugen und 
Verhaftsvorladungen zu erlaſſen, welche von irgend einem Sheriff, 
Gehülfsſheriff oder Conſtabler oder von irgend jemand Anderem 
ausgeführt werden können, und er kann von dem Zeugen verlan⸗ 

gen, daß er ſich an irgend einem der von ihm, wie Eingangs 
erwähnt, feſtgeſtellten Plätze einfinde. Er kann alle Zeugen 

durch die Partei, welche einen ſolchen Zeugen vorladen ließ, oder 


= 
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deren Anwalt verhören laſſen. Der Zeuge ſoll durch irgend eine 
Partei, welche ein Intereſſe in der vorliegenden Frage zu haben 
vorgibt, einem Kreuzverhör unterworfen werden. Der Schieds⸗ 
richter hat die Zeugenausſagen niederzuſchreiben und ebenſo alle 
Einwände zu verzeichnen, die gegen die Ausſagen eines Zeugen 
oder gegen einen Theil derſelben erhoben werden mögen, nebſt 
dem Grund, der für einen ſolchen Einwand angegeben werden 
mag, und ſoll überhaupt gerade ſo verfahren, wie in andern Fällen 
betreffs Aufnahme von Zeugenausſagen. Er ſoll alle Bücher 
und Schriftſtücke beſcheinigen, die von irgend Jemandem in ſeiner 
eigenen Angelegenheit vorgebracht werden und dieſelben zuſam⸗ 
men mit den in Bezug darauf gemachten Zeugenausſagen einſen⸗ 
den. Im Falle als Beweiſe vorgelegte Bücher und Schriftſtücke 
ſich nicht unter der Controlle deſſen befinden, der ſie als Beweis⸗ 
ſtücke vorzubringen ſucht, ſoll der Schiedsrichter eine getreue 
Abſchrift aller gewünſchten Theile anfertigen und beglaubigen, 
und ſolche Abſchriften nebſt den Beweiſen in Bezug auf die 
Bücher und Schriftſtücke als einen Theil der Beweisſtücke im 
betreffenden Falle einreichen. 


Abſchnitt 22. Wenn der Beweis beigebracht werden ſoll, gemeife zu 
daß die Bekanntmachung von Ort und Zeit für Entgegennahme liefern. 
von ſchriftlichen Zeugniſſen und Beweiſen, wie vorgeſchrieben, 
durch den Schiedsrichter erfolgte, dann hat der Schiedsrichter 
eine beſchworene Ausſage zu machen, worin er eine genaue Ab⸗ 
ſchrift ſolcher Bekanntmachung gibt, wie, wann, für welchen 
Zeitraum und wo dieſelbe angeſchlagen und veröffentlicht worden; 
ebenſo die Beſcheinigung des Herausgebers einer Zeitung, in 
welcher ſie veröffentlicht worden, worin angegeben iſt, wann und 
wie lange dieſelbe veröffentlicht worden und die Anzahl der Ver⸗ 
öffentlichungen in der betreffenden Zeitung. 


Die Druckergebühren für Veröffentlichung dieſer Bekannt⸗ 
machung ſollen die gleichen ſein, wie ſie jetzt bereits geſetzlich feſt⸗ 
geſetzt ſind oder ſpäter geſetzlich erlaubt werden mögen für 
Veröffentlichung von Bekanntmachungen im Falle von Beſchlag⸗ 
nahmen in Counties jener Klaſſe, in welcher die genannte Zeitung 
veröffentlicht werden mag. Die Bezahlung hat durch das 
County zu geſchehen in welchem die Zeitung erſcheint, und ſoll 
vom Countyrathe gutgeheißen werden, wenn der Herausgeber 
eine eidlich erhärtete Beſcheinigung darüber ausſtellt. 
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Abſchnitt 23. Wenn eine Perſon oder Corporation ſich 
mit Willen weigert, irgend welche Bücher oder Schriftſtücke, die 
zur Durchſicht erforderlich ſein mögen, vorzulegen, oder Abſchrif⸗ 
ten derſelben anzufertigen, wenn es in ihrer Macht liegt, es zu 
thun, ſo ſoll ihr bei der endgültigen Entſcheidung des Gerichtes 
kein Zeugniß oder Beweisſtück zu Gute kommen, falls der Richter 
davon überzeugt iſt, daß nach allen vorliegenden Beweiſen die 
Weigerung mit Willen geſchah. 


Abſchnitt 24. Der Schiedsrichter ſoll gleichfalls alle 
Zeugen zu ſeiner eigenen Genugthuung bezüglich aller in Frage 
ſtehender Punkte vernehmen; auch ſoll er, ſoweit dies möglich iſt, 
den Tag ausfindig machen, an welchem mit der Herſtellung eines 
ſolchen Grabens begonnen wurde, nebſt der urſprünglichen Größe 
und Lage deſſelben, dem Datum und Umfang einer jeden Ver- 


größerung, dem Waſſergehalt des Grabens, der Zeit, die zu ' 


ſeiner Herſtellung oder Vergrößerung verwendet wurde, dem 
Eifer, mit welchem die Arbeit betrieben wurde, der Beſchaffenheit 
der Arbeit bezüglich der Schwierigkeiten in der Conſtruktion, 
und ſolch andere Thatſachen, die geeignet ſein mögen um zu zei⸗ 
gen, ob dem Geſetze bei Erlangung des Vorrechtes, das für einen 
ſolchen Graben beanſprucht wird, entſprochen wurde. Auf alle 
ſo erlangte Angaben hin ſoll das Gericht die Vorrechtsreihen⸗ 
folge unter allen Graben feſtſetzen, ebenſo den geſetzlich zuſtehen⸗ 
den Waſſerumfang, ſowohl bei dem urſprünglichen Bau als der 
ſpätern Vergrößerung des Grabens, und die Zeit, wenn die ver⸗ 
ſchiedenen Verwilligungen ſowohl bei der Herſtellung als auch 
bei der Vergrößerung in Kraft treten. 


Abſchnitt 25. Wer zur Zeit, wenn ein ſolcher Schieds⸗ 
richter mit der Entgegennahme von Beweiſen beſchäftigt iſt, die 
Verhandlungen abſichtlich ſtört, oder wer ſich abſichtlich weigert 
oder verabſäumt einer von einem Schiedsrichter erlaſſenen Vor⸗ 
ladung Folge zu leiſten, nachdem ihm die geſetzlichen Gebühren 
für ſein Erſcheinen vor einem ſolchen Schiedsrichter angeboten 
worden, macht ſich einer Mißachtung ſchuldig, und kann auf eid⸗ 
lich eingereichte Beſchwerde des Schiedsrichters oder einer andern 
Perſon hin vor dem Diſtriktgerichte oder dem Richter deſſelben, 
vor das Gericht oder den Richter gebracht und mit ihm wie in 
andern Fällen wegen Mißachtung des Gerichtes verfahren werden. 


Abſchnitt 26. Jeder vorgebrachte Zeuge oder jeder vom 


— 


— 
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Schiedsrichter vorgeladene und vor ihm erſchienene Zeuge ſoll zu Feruhren. 
den gleichen Gebühren und Meilengeldern berechtigt ſein, wie 

Zeugen vor dem Diſtriktgerichte in Counties erſter Klaſſe. 
Dieſe Gebühren ſind von dem Theile, der ſein Zeugniß verlangt, 
zu entrichten. 

Abſchnitt 27. Der Schiedsrichter ſoll alles Zeugniß ent⸗ 
gegennehmen, das angeboten werden mag. Zu dieſem Zwecke 
ſoll er allen Parteien entſprechende Gelegenheit geben gehört zu 
werden und mag, wennimmer die Zeit an einem Platze abgelau⸗ 
fen iſt, die weitere Aufnahme von Zeugenausſagen nach dem 
nächſten Platze vertagen, wie dieſer in der gedruckten Bekannt⸗ 
machung beſtimmt iſt; und am letzten Platze mag er ſo lange 
verweilen, bis alle Zeugenausſagen gemacht ſind, oder aber er 
kann weitere Tagfahrten an einem der früheren Plätze anberau⸗ 
men oder an ſolch andern Plätzen, wie ſie allen Betheiligten am 
gelegenſten ſein mögen, wovon er entſprechende Kenntniß zu 
geben hat. Nach Schluß des Zeugenverhörs ſoll er die Zeugen⸗ 
ausſagen nebſt einem Auszug derſelben zum Gebrauche des 
Gerichtes, nebſt ſeinem Bericht über den Befund in der Ange⸗ 

legenheit einſenden, damit das Gericht erſehen kann, in wie weit 
er den hierin enthaltenen Beſtimmungen nachgekommen. Auch 
ſoll er den Richter, wenn das Gericht nicht in Sitzung iſt, von 
der Einreichung feines Berichtes in Kenntniß ſetzen. 


Abſchnitt 28. Jede Perſon, Geſellſchaft oder Corpora⸗ 8 
tion, die verfehlt, verabſäumt oder ſich weigert vor dem Schieds⸗ erſchienen. 
richter zu erſcheinen an dem von ihm feſtgeſetzten Orte und 
zur beſtimmten Zeit, und Beweiſe für ihre Anſprüche vor dem⸗ 
ſelben vorzubringen, ſoll für immer ihres Rechtes verluſtig 
gehen auf irgend einen Anſpruch auf Vorrecht, jedem andern 
Anſprucherhebenden gegenüber, der vor einem ſolchen Schieds⸗ 
richter erſchien und ſeine Anſprüche geltend machte; es ſei denn, 

daß dem Gerichte oder dem Richter vor welchem die Sache 
ſchwebt, vor endgültigem Austrag derſelben genügende Gründe 
vorgebracht werden, auf welche hin der Richter einen Erlaß an 
alle Betheiligten, die vor dem Schiedsrichter ihr Zeugniß abge⸗ 
geben haben, ergehen läßt, worin die ihnen zu machende Kennt⸗ 
nißnahme zu beſtimmen iſt, um die Zeugenausſagen entgegenzu⸗ 
nehmen. Alle aus einem ſolchen Geſuche erwachſenden Koſten 
ſind durch den Bittſteller zu decken, und das Gericht, oder während 
der Gerichtsferien der Richter, kann jederzeit Bürgſchaft für die 


Vertagung. 


Einreichung. 


Bü tfü 
Kosten f . 
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Deckung der Gerichtskoſten durch eine in gewöhnlicher Form 
ausgeſtellten Koſtenbürgſchaft verlangen, die genügend ſein ſoll, 
um die betreffende Partei für alle Koſten haftbar zu machen und 
die gleiche bindende Kraft haben ſoll, wie Koſtenbürgſchaften in 
andern durch das Geſetz vorgeſchriebenen Fällen. 


Abſchnitt 29. Wenn ein Waſſerdiſtrikt, wie in dieſem 
Geſetze vorgeſchrieben, geſchaffen wird, ſoll der Gouverneur un⸗ 
verweilt den Richter des Diſtriktgerichtes des betreffenden County 
von der Schaffung eines ſolchen Diſtriktes in Kenntniß ſetzen, 
worauf der Richter innerhalb dreißig Tagen nachdem ihm die 
Kenntniß geworden, durch Erlaß einen Schiedsrichter für den 
Diſtrikt ernennen ſoll, worauf die Verhandlungen in gleicher 
Weiſe vor ſich zu gehen haben, wie in Diſtrikten, die direkt unter 
dieſem Geſetze geſchaffen wurden. 

Abſchnictt 30. Das Gericht, oder während der Gerichts 


Gerichtes. g de ferien der Richter deſſelben, ſoll ohne unnöthigen Aufenthalt zur 


Beſcheinigung. 


Prüfung aller Zeugenausſagen ſchreiten und einen Erlaß eintra⸗ 
gen laſſen, in welchem die verſchiedenen Vorrechte der verſchiede⸗ 
nen Graben und Reſervoirs, über welche Zeugen vernommen 
wurden, beſtimmt werden, je nach dem Datum der Herſtellung 
und Vergrößerung derſelben, nebſt Beſtimmung des Waſſer⸗ 
quantums, zu dem ſie in Folge der Herſtellung und Vergrößerung 
berechtigt ſind. Das Gericht, oder während der Gerichtsferien 
der Richter deſſelben, ſoll ferner beſtimmen, daß Jedem, der einen 
ſolchen Graben eignet oder beanſprucht, vom Gerichtsſchreiber, 
nach Hinterlegung einer vom Richter zu beſtimmenden Gebühr, 
eine Beſcheinigung ausgeſtellt wird, worin das Datum und das 
Quantum des ihm in Folge der Anlage und Vergrößerung 
zugeſprochenen Waſſers angegeben ſind. Dieſe Beſcheinigung 
ſoll der Eigenthümer oder Anſpruch Erhebende dem Waſſerbevoll⸗ 
mächtigten vorzeigen, wenn dieſer mit der Ausübung ſeiner 
Pflichten beginnt. Der Waſſerbevollmächtigte ſoll ein Buch 
halten, in welches er einen kurzen Auszug aus dieſen Beſcheini⸗ 
gungen einträgt und ſoll das Buch an feinen Nachfolger ablie- 
fern. Die Beſcheinigung kann auch in den Urkundbüchern des 
County eingetragen werden, in welchem der Graben ſeine Haupt⸗ 
ſchleuße hat, und die Beſcheinigung und die Eintragung oder 
eine Abſchrift derſelben ſollen in irgend einem Klagefalle, in 
welchem ſie in Betracht kommen, als vollgültiger Beweis für das 
darin Enthaltene angeſehen werden. 


— 
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Abſchnitt 31. Vorerwähnter Schiedsrichter ſoll für ſeine ER 
Dienste in Aufnahme von Zeugenausſagen zu den gleichen 
Gebühren berechtigt ſein, die jetzt den Beamten in Counties 
zweiter Klaſſe für die Aufnahme von Zeugenausſagen geſetzlich 
zuſtehen. Für jeden Graben, über welchen Seitens der Eigen⸗ 
thümer oder Beanſprucher Beweiſe vorgebracht worden, ſoll er die 
Summe von fünfundſiebzig Cents für jeden Fuß Breite an der 
Hauptſchleuße deſſelben erhalten. Dieſe Gebühren ſind in allen 
Fällen von der Partei, welche die Beweiſe vorbringt, zu entrich⸗ 
ten, ehe der Schiedsrichter genöthigt ſein ſoll, Bericht über die 
entgegengenommenen Zeugenausſagen an das Gericht zu erſtatten. 

Abſchnitt 32. Das Diſtriktgericht, oder während der Maggbefugniß 
Ferien deſſelben der Richter deſſelben, ſoll die Macht beſitzen, alle des Richters. 
nöthigen Erlaſſe und Beſtimmungen zu treffen, die erforderlich 
ſein mögen um den Abfichten dieſes Geſetzes zu entſprechen, 
ſowohl in Bezug auf die Vorgänge im Gerichte ſelbſt als auch 
auf die Vornahmen und Handlungen des Schiedsrichters, und 
ferner um Jedem, der ſich durch die Handlungen des Schieds⸗ 
richters oder die Erlaſſe des Gerichtes beeinträchtigt glaubt, 
Gelegenheit zur Abhülfe zu geben. Dieſes Geſetz ſoll in allen 
Gerichtshöfen ſo ausgelegt werden, daß die an irgend einer Ver⸗ 
handlung unter demſelben Betheiligten zu einer gerechten Feſt⸗ 
ſtellung ihrer Rechte gelangen. 

Abſchnitt 33. Das Diſtriktgericht, oder während der 
Ferien deſſelben der Richter deſſelben, ſoll die Befugniß Haben, Prreiteiebung. 
wenn genügende Gründe dazu vorliegen, auf allen Betheiligten 
“gleich gerechte Bedingungen hin und in einer ihm paſſenden 
Weiſe, eine bereits unter den Beſtimmungen dieſes Geſetzes 
erlaſſene Entſcheidung bei Seite zu ſetzen und weitere Beweis⸗ 
gründe und Zeugenausſagen entgegenzunehmen, wenn immer es 
aus den von der ſich geſchädigt glaubenden Partei beigebrachten 
Beweiſen hervorgehen ſollte, daß damit dem Rechte Vorſchub 
geleiſtet würde. Indeſſen ſoll kein Fall nach Ablauf von zwei 
Jahren, von der Zeit der Schlußenzſchen dug an gerechnet, wieder 
aufgenommen werden. 

Abſchnitt 34. Ein, zwei oder mehrere Parteien, die ſich 
zu einer Berufung vereinigen wollen, ſollen zu einer Berufung 
von irgend einer Entſcheidung oder Beſtimmung, die unter dieſem 
Geſetze erlaſſen wurde, berechtigt ſein, nachdem ſie Bürgſchaft für 
die Koſten einer ſolchen Berufung hinterlegt haben. Derartige 

(16) 


Berufung. 
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Berufungen ſollen in jeder Beziehung unter die Beſtimmungen 
des Geſetzes in Bezug auf Berufungen kommen, ausgenommen 
daß in Fällen wo dem Obergerichte dieſem genügend erſcheinende 
Gründe vorliegen, es ſolche Erlaſſe und Beſtimmungen treffen 
kann in Bezug auf derartige Berufungen, wie es ihm zur Förde⸗ 
rung der Gerechtigkeit angemeſſen erſcheinen mag. 


Abſchnitt 35. Nichts hierin enthalten ſoll ſo ausgelegt 
werden, als ob dadurch ein Sheriff ermächtigt würde, Gerichts⸗ 
befehle außerhalb ſeines County zu vollziehen, oder einer Urkunde 
in Folge von Bekanntmachung oder anderweitig in irgend einem 
County außer dem, in welches ſie gehört, Kraft zu geben. 


Abſchnitt 36. Die hierin vorgeſchriebenen Waſſerbevoll⸗ 
mächtigten ſollen jeder zu einer Beſoldung von vier Dollars für 
jeden Tag, den ſie thatſächlich den Pflichten ihres Amtes widmen, 
berechtigt ſein, jedoch nicht über fünfzig Tage in jedem einzelnen 
Jahre. Die Bezahlung iſt von dem oder den Counties zu leiſten, 
in welchen der Berieſelungsbezirk belegen iſt. Jeder Waſſer⸗ 
bevollmächtigte ſoll ein genaues und wahrheitsgetreues Verzeich⸗ 
niß über die Zeit führen, die er in Ausführung ſeiner Amts⸗ 
pflichten zugebracht. Hiervon hat er eine eidlich beglaubigte, 
genaue Abſchrift dem Rathe desjenigen County, in welchem ſein 
Diſtrikt belegen ſein mag, vorzulegen, worauf der Rath die Geld⸗ 
verwilligung zu machen hat. Wenn aber der Berieſelungsbezirk 
zwei oder mehrere Counties umfaßt, dann ſoll der Waſſerbevoll⸗ 
mächtigte ſeine in vorgeſchriebener Weiſe beglaubigte Rechnung 
für geleiſtete Dienſte dem Rathe eines jeden County vorlegen, 
in welches ſein Bezirk ſich erſtreckt, und jeder Countyrath ſoll 
einen gleichmäßigen Antheil verwilligen. 


Abſchnitt 37. Wer immer das Waſſer aus einem Fluſſe 
oder Bache zur Berieſelung von Wieſenland, ſei es nun durch 
natürliches Austreten des Waſſers oder anderweitig, benutzt hat, 
der ſoll im Falle der Waſſervorrath abnimmt und er aus irgend 
welchem Grunde ſein Land nicht mehr in der früheren Weiſe 
berieſeln kann, das Recht haben, zur Berieſelung der Wieſe einen 
Graben anzulegen und das Waſſer aus dem Fluſſe oder Bache 
zu entnehmen. Sein Anrecht auf Waſſer durch einen ſolchen 
Graben ſoll mit dem gleichen Vorrechte verknüpft ſein, als ob der 
Graben zur Zeit hergeſtellt worden wäre als ſolches Land von 
ihm zuerſt als Wieſengrund benutzt wurde. 


S S ne 


— 
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Abſchnitt 38. Wer ein Reſervoir zur Aufbewahrung z eervoirs. 
von Waſſer anzulegen und in Stand zu halten beabſichtigt, ſoll 
das Recht haben, aus irgend einem natürlichen Waſſergebiet des 
Staates Waſſer zu entnehmen und irgend welches nicht augen⸗ 
blicklich zu häuslichen oder Berieſelungszwecken nöthige Waſſer 
aufzubewahren; ferner Graben zur Leitung des Waſſers von und 
nach einem ſolchen Reſervoir zu bauen und in Stand zn halten, 
und um Ländereien für ſolche Reſervoirs und Graben in ähn⸗ 
licher Weiſe zu condemniren, wie dies für die Erlangung des 
Wegrechtes für Graben durch Ländereien im Geſetze vorgeſehen 
iſt; indeſſen ſoll kein Reſervoir mit Einfaſſungsmauern oder 
einem Damm, der über zehn Fuß hoch iſt, gebaut werden, ohne 
zuvor die Pläne dafür dem Countyrathe zu unterbreiten in dem 
County, in welchem das Reſervoir belegen iſt, und deſſen Geneh⸗ 
migung einzuholen. 


Abſchnitt 39. Die Eigenthümer eines Reſervoirs können 
das Waſſer aus demſelben in irgend einen natürlichen Fluß oder Baer für 
Bach des Staates ableiten, jedoch nicht in der Weiſe, daß dadurch 
der Waſſerbeſtand deſſelben über die durchſchnittliche Hochwaſſer⸗ 
marke gebracht würde; und ſie können an irgend einem beliebigen 
Punkte das Waſſer wieder entnehmen ohne Rückſicht auf die 
Vorrechte Anderer zu Waſſer aus demſelben. Indeſſen ſoll der 
durch Verdunſtung und Verſandung verloren gehende Betrag in 
Betracht gezogen und von den Berieſelungsbevollmächtigten des 
Diſtriktes berechnet werden, oder wenn kein ſolcher Bevollmäch⸗ 
tigter vorhanden, dann vom Countyrathe desjenigen County, in { 
welchem das Waſſer zum Gebrauche herausgenommen wird. | 


Abſchnitt 40. Die Eigenthümer von Reſervoirs follen 
für allen Schaden verantwortlich fein, der durch Durchſickern Haftbar. 
oder Ueberlaufen von Waſſer aus denſelben entſteht, oder durch 
Ueberſchwemmungen, hervorgerufen durch den Bruch der Ein⸗ 
dammungen ſolcher Reſervoirs. 


Abſchnitt 41. Die Waſſerbevollmächtigten ſollen im 
Dringlichkeitsfalle die Befugniß haben, einen paſſenden Gehülfen Gebülfen. 
anzustellen, der ihnen bei Ausübung ihrer Pflichten zur Seite 
ſteht. Dieſer Gehülfe ſoll den gleichen Amtseid leiſten wie der 
Waſſerbevollmächtigte ſelbſt. Er ſoll ſeine Inſtruktionen befol⸗ 
gen und für jeden im Dienſte verbrachten Tag, ſoweit es nicht 
über fünfundzwanzig ſind, zu drei Dollars berechtigt ſein, die, 


he 
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auf die Beſcheinigung des Waſſerbevollmächtigten hin, in gleicher 


Weiſe zu bezahlen find, wie dies für Bezahlung des Waſſerbevoll⸗ 


mächtigten vorgeſchrieben. 


Abſchnitt 42. Die Waſſerbevollmächtigten ſollen ihre 
Thätigkeit nicht aufnehmen, bis ſie von zwei oder mehreren 
Eigenthümern oder Verwaltern oder Perſonen, die Graben in 
ihren betreffenden Diſtrikten controlliren, ſchriftlich aufgefordert 
werden, unter der Angabe, daß ihr Einſchreiten nothwendig 
geworden. Sie ſollen aber nicht länger im Dienſte bleiben als 
Nothwendigkeit wirklich hierfür beſteht. 

Abſchnitt 43. Die Gebühren des Diſtriktgerichtſchreibers 
für unter dieſem Geſetze geleiſtete Dienſte, ſollen von den dabei 
betheiligten Counties in gleicher Weiſe bezahlt werden, wie die 
Gebühren des Waſſerbevollmächtigten, nachdem ein ſolcher Schrei- 
ber ſeine vom Diſtriktrichter beglaubigte Rechnung an den Rath 
des oder der Counties eingereicht, in welchen der Waſſerbezirk, 
für den die Dienſte geleiſtet worden, belegen iſt. 


Abſchnitt. 44. Wer mit Willen und ohne Befugniß dazu 
zu beſitzen, eine Hauptſchleuße oder Waſſerſtauung öffnet, ſchließt, 
ändert oder ſich dabei einmiſcht, macht ſich eines Vergehens ſchul⸗ 
dig und ſoll, bei Ueberführung deſſelben, um nicht unter fünfzig 
und nicht über dreihundert Dollars beſtraft werden und mit 
Gefängnißſtrafe von nicht über ſechszig Tagen. — 

Abſchnitt 45. Alle Geſetze und Theile von Geſetzen, die 
hiermit im Widerſpruche ſtehen, ſind anmit widerrufen. 

Abſchnitt 46. Da es von großer Wichtigkeit iſt, daß die 
Beſtimmungen dieſes Geſetzes während der kommenden Berieſe⸗ 
lungszeit in Ausführung kommen, ſo iſt es die Anſicht dieſer 
Geſetzgebung, daß eine Dringlichkeit vorliegt, weshalb dieſes 
Geſetz ſofort in Kraft treten ſoll. Es ſoll deshalb ſofort nach 
ſeiner Annahme in Kraft treten. 


Genehmigt am 19. Februar 1879. 
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Ein Geſetz, 


betreffs der Verlegung gewiſſer Gerichtsdiſtrikte, und der Wiedereintheilung 
der Counties in denſelben. 


Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 


Abſchnitt 1. Die verſchiedenen Gerichtsbezirke des Stan- „ 


nder 


tes Colorado ſollen anmit aus folgenden Counties beſtehen, Gerichiäbeniste 


nämlich: 


Erſter Diſtrikt. Boulder, Jefferſon, N Clear 
Creek, Grand, Summit und Routt. 

Zweiter Diſtrikt. Arapahoe, Elbert, Weld, es 
und Larimer. 

Dritter Diſtrikt. Las Animas, Huerfano, Fremont, 
Bent, Pueblo und Cuſter. 

Vierter Diſtrikt. Conejos, Rio Grande, Saguache, 
Lake, Hinsdale, Ouray, San Juan, La Plata, Gunniſon, Park, 
El Paſo und Coſtilla. 

Abſchnitt 2. Es iſt die Anſicht dieſer Geſetzgebung, daß Bringlichteits- 
eine Dringlichkeit beſteht, und es iſt deshalb verordnet, daß dieſes 
Geſetz mit und nach der Genehmigung in Kraft treten ſoll. 

Genehmigt am 30. Januar 1879. 


— 


Ein Geſetz, 


um die Art und Weiſe der Zuſtellung von Vorladungen und anderer 
Erlaſſe von Friedensrichtern feſtzuſetzen. 


Sei es verordnet durch die a ee des 
Staates Colorado: ö 
Abſchnitt 1. Von Friedensrichtern im Staate Colorado 


erlaſſene Vorladungen ſollen in folgender Weiſe zugeſtellt werden: Salam bon; 


orladungen. 


Dadurch, daß man dem Beklagten eine Abſchrift derſelben ein⸗ 
händigt oder eine Abſchrift der Vorladung an dem gewöhnlichen 
Aufenthaltsorte des Beklagken bei einem über fünfzehn Jahre 
alten Mitgliede ſeiner oder ihrer Familie hinterläßt. 


Genehmigt am 12. Februar 1879. 
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Ein Geſetz, 
in Bezug auf die Zeitbeſchränkung von Klagen in Gerichtshöfen. 

Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 

Abſchnitt 1. Jeder Perſon ſoll das Recht zuſtehen, gegen 
welche eine Klage in irgend einem Gerichtshofe dieſes Staates 
anhängig gemacht wurde, in welcher der Grund zur Klage außer⸗ 
halb des Staates belegen iſt, ſei es nun auf einen Contrakt oder 
auf eine Vereinbarung hin, ausdrücklich oder im Einverſtänd⸗ 
niſſe, oder auf ein beſiegeltes Schriftſtück, oder auf ein Urtheil 
oder eine Entſcheidung eines Gerichtes hin, und vor Beginn der 
Klage ſechs Jahre verfloſſen ſind, dieſen Zeitverlauf als Einwand 
gegen das Recht des Klägers zur Einbringung der Klage vorzu⸗ 
bringen und zu verhandeln. 

Abſchnitt 2. Abſchnitt ſechszehn von Kapitel LX der 
allgemeinen Geſetze von 1877 in Bezug auf Zeitbeſchränkung, 
und alle Geſetze, die im Widerſpruche mit dieſem Geſetze ſtehen, 
ſind anmit widerrufen. 

Genehmigt am 14. Februar 1879. 


— 


— 


Ein Geſetz, 
in Bezug auf Freimaurer⸗Genoſſenſchaften. 
Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 
Abſchnitt 1. Irgend eine Freimaurer⸗Genoſſenſchaft, die 
in Uebereinſtimmung mit den Geſetzen, der Conſtitution und den 
Gebräuchen der Freimaurer von der Großloge ihren Freibrief 


erhalten hat, aber keine incorporirte Genoſſenſchaft zu werden 


wünſcht, kann zu ihrem Nutzen und Gebrauch mittelſt Ankaufs, 
Uebertragung, Schenkung oder Vermächtniß, oder anderweitig, 
Grundeigenthum erwerben und auf den Namen und die Nummer 
der genannten Genoſſenſchaft, wie dieſe in den betreffenden Ur⸗ 
kunden der Großloge, unter welcher ſie beſtehen, eingetragen ſind, 
halten. Der vorſitzende Beamte einer ſolchen Genoſſenſchaft 
kann zuſammen mit dem Sekretär derſelben Uebertragungen von 
irgend welchem ihr gehörigen Grundeigenthum machen, wenn er 
von einer Mehrheit der Mitglieder genannter Genoſſenſchaft dazu 


— 
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ermächtigt wurde, unter ſolchen Vorſchriften, wie genannte Frei⸗ 
maurer⸗Genoſſenſchaft oder deren Großloge ſie erlaſſen mag. 
Alle derartigen Uebertragungen müſſen durch das Siegel der 
genannten Genoſſenſchaft beglaubigt ſein. 

Abſchnitt 2. Sollte es zu irgend einer Zeit nothwendig 
werden, die Rechte einer ſolchen Freimaurer⸗Genoſſenſchaft auf e 
bewegliches und unbewegliches Eigenthum zu wahren, ſo kann 
der vorſitzende Beamte derſelben in ſeinem eigenen Namen zum 
Beſten der Freimaurer⸗Genoſſenſchaft, deren Vorſitzer er iſt, in 
irgend einem urkundlichen Gerichte des Staates, deſſem Reſſort 
der Fall anheimfällt, eine Klage einreichen und kann von da 
Berufung an das Obergericht des Staates als Kläger oder 
Beklagter einlegen. 

Abſchnitt 3. Im Falle irgend welches Eigenthum von , gps 
zwei oder mehreren Freimaurer⸗Genoſſenſchaften gemeinſchaftlich dice lage. 
geeignet wird, jo können die vorſitzenden Beamten ſolcher Genoſ⸗ 
ſenſchaften, die gemeinſchaftlich eignen, ſich in einer Klage auf 
ihre eigenen Namen und zu Gunſten der Freimaurerkörperſchaften, 
deren Vorſitzer ſie ſind, einigen. 


Abſchnitt 4. Dieſes Geſetz ſoll ſich ebenſo gut auf den e 


„Unabhängigen Orden der Sonderbaren Brüder“ als auf die 
Freimaurer beziehen. 
Abſchnitt 5. Es iſt hiermit beſtimmt, daß die Dring- ' 


Dringlichkeits⸗ 


lichkeit vorliegt, daß dieſes Geſetz unverweilt in Kraft trete ; Klauſel. 
deshalb ſoll es von ſeiner Annahme an in Kraft ſein. N 
Genehmigt am 14. Februar 1879. 


— 
— —  i 


Ein Geſetz, 


in Bezug auf die Einmuſterung und Organiſation der Staatsmiliz, und in 
welchem die Diſtrikte und die Anzahl und der Rang der Offiziere der⸗ 
ſelben feſtgeſtellt werden und worin die Pflichten der Offiziere dieſer 
Miliz angegeben und beſtimmt ſind. 
Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 
Erſter Artikel. 
Militärdiſtrikte.—Stab des Oberbefehlhabers. 
Abſchnitt 1. Der Staat fol in folgender Weiſe in zwei itar⸗ 
Militärdiviſionen oder Diſtrikte eingetheilt werden, nämlich: Divisionen. 


. 


* 


Generalſtab. 
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Eine Linie ſoll in gerader Richtung von Oſten nach Weſten 
durch den Staat gezogen werden, welche Linie durch die Stadt 
Bradford gehen ſoll. Der Theil des Staates, welcher nördlich 
von dieſer Linie liegt, ſoll die erſte, der Theil ſüdlich davon, 
die zweite Diviſion bilden. 


Abſchnitt 2. Der Gouverneur ſoll Oberbefehlshaber der 
Miliz ſein und durch und mit Zuſtimmung des Senates die 
Gewalt beſitzen, einen Generalmajor und einen oder mehrere 
Brigadegeneräle für jede Diviſion zu ernennen, wie es erforderlich 
ſein mag; ebenſo einen Generaladjutanten mit dem Range eines 
Brigadegenerals; einen Generalinſpektor, der als Generalzahl⸗ 
meiſter fungiren ſoll, letztere beide mit dem Range eines Oberſten. 
Er ſoll ferner die Macht beſitzen, erledigte Stellen in dieſen 
Aemtern zu beſetzen, wenn der Senat nicht in Sitzung iſt. Der 
Oberbefehlshaber ſoll ferner zu zwei Flügeladjutanten mit 
Oberſtenrang und einem Militärſekretär mit Majorsrang berech⸗ 
tigt ſein. 

Zweiter Artikel. 
Einmuſterung. 


Abſchnitt 1. Wer eingemuſtert werden ſoll. 
Abſchnitt 2. Pflichten der Steuerumleger und County⸗ 
ſchreiber mit Bezug hierauf. 
Abſchnitt 3. Wer dem Steuerumleger Kenntniß zu geben 
hat. Strafen im Weigerungsfall. 
Abſchnitt 4. Weigerung oder Verabſäumung des Steuer⸗ 
umlegers. 
Abſchnitt 5. Vergütung für den Steuerumleger. 
Abſchnitt 6. Abſolute Milizfreiheit. 
Abſchnitt 7. Milizfrei ausgenommen während eines 
Krieges. 
Abſchnitt 8. Ausſtellung eines fälſchlichen Untauglich⸗ 
keitsſcheines; Strafe dafür. 
Abſchnitt 9. Abänderung oder Uebertragung eines Un⸗ 
tauglichkeitsſcheines; Strafe dafür. 
Abſchnitt 10. Einmuſterung ſoll in Kraft verbleiben. 
Abſchnitt 1. Jeder fehlerfreie männliche Bürger von 
Colorado und ſolche, die ihre Erklärung abgegeben haben, Bürger 
der Vereinigten Staaten werden zu wollen, die im Alter zwiſchen 
achtzehn und fünfundvierzig Jahren ſtehen, ſollen in die Miliz 


— 
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eingemuſtert und zur Ausübung von Militärpflichten in nachbe⸗ 
ſchriebener Weiſe angehalten werden, ausgenommen geſetzlich 
hiervon befreite Perſonen. 


Abſchnitt 2. Die Steuerumleger in den verſchiedenen 
Counties des Staates ſollen im Jahre achtzehnhundertundneun⸗ Steuerumisger 
undfiebzig und jedes darauf folgende Jahr wenn fie die Steuer ſchreiber behufs 
auf perſönliches Eigenthum umlegen, zwei getrennte Liſten von inmuſterung. 
einmuſterungspflichtigen Perſonen innerhalb ihres betreffenden 
Bezirkes anfertigen, nämlich: eine von Perſonen, die unter den 
Beſtimmungen von Abſchnitt ſieben dieſes Artikels milizpflichtig 
ſind, die andere Liſte von allen andern Perſonen, die zur Ein⸗ 
muſterung herbeizuziehen ſind. Zur Zeit wenn ſie ihre Berichte 
über die Steuerumlage machen, ſollen ſie auch beglaubigte Ab⸗ 
ſchriften ſolcher Liſten an die Schreiber und Recorder ihrer 
betreffenden Counties einreichen, welche dann von dieſen aufzu⸗ 
bewahren ſind. Nach Beibringung genügenden Beweiſes können 
die Schreiber und Recorder dieſe Liſten durch Hinzufügung von 
unerlaubter Weiſe ausgelaſſenen Namen vervollſtändigen oder 
die Namen nicht auf die Liſten Gehöriger ausſtreichen. Vor 
dem erſten Dienſtag nach dem erſten Montag im September 
ſollen ſie an den Generaladjutanten des Staates einen Bericht 
ausfertigen und einſenden, worin die Anzahl einer jeden Klaſſe 
von Perſonen angegeben iſt, die in jedem Towuſhip, jeder Ward 
und jedem Bezirk ihres County eingemuſtert iſt. Der Gouver⸗ 
neur mag, falls nach ſeiner Anſicht die in dieſem Abſchnitte vor⸗ ue a 
geſchriebene Einmuſterung überflüſſig ſein ſollte, die Unterbleibung ar ausſeßen 
derſelben anordnen; ebenſo kann er nach Gutbefinden jede Ein⸗ 
muſterung zu einer andern als der hierin feſtgeſetzten Zeit 
anordnen, falls Nothwendigkeit dafür vorhanden iſt. 


Abſchnitt 3. Die Gaſt⸗- oder Koſthaushalter oder die 
Inhaber oder Inhaberinnen von Miethshäuſern ſollen dem e 
Steuerumleger, innerhalb deſſen Bezirkes ſolche Häuſer belegen 
ſind, auf ſein Erſuchen die Namen ſolcher in ihren Häuſern woh⸗ 
nenden Perſonen angeben, die der Einmuſterung unterworfen 
ſind, und jede derartige Perſon ſoll auf gleiches Erſuchen hin ihr 
Alter und ihren Namen angeben. Falls ein ſolcher Gaſtwirth, 
Inhaber oder Inhaberin, oder anderweitige Perſon ſich weigert 
ſolche Mittheilungen zu machen, ſo verfallen ein ſolcher Gaſtwirth, 
Inhaber oder Inhaberin einer Geldbuße von zwanzig und jede 
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anderweitige Perſon einer Geldbuße von zehn Dollars, welche 
Geldbuße auf Beſchwerde des Steuerumlegers hin einzutreiben iſt. 


Abſchnitt 4. Falls der Steuerumleger ſich weigert oder 
ern des verabjäumt irgend welche ihm in dieſem Artikel vorgeſchriebene 
Steuerumlegers Pflichten zu erfüllen, ſo kann der Gouverneur den Generaladju⸗ 

tanten oder irgend eine andere Perſon mit der Ausführung jeder 
oder aller ſolcher Pflichten beauftragen. Ein Steuerumleger, 
der ſich weigert, oder wiſſentlich verabſäumt, irgend welche ihm 
durch dieſen Artikel auferlegte Pflichten zu erfüllen, ſoll für jede 
ſolche Weigerung oder Verabſäumung an den Staat zu Gunſten 
des Militärfondes nicht weniger als hundert Dollars bezahlen, 
die vor irgend einem urkundlichen Gerichte zu erlangen ſind, und 
er ſoll im Countygefängniſſe feſtgehalten werden, bis ſolche Strafe 
und Koſten bezahlt oder deren Bezahlung durch Bürgſchaft 
geſichert iſt. 

Abſchnitt 5. Steuerumleger und ihre Gehülfen ſollen 
Skegeruneger. als Bezahlung für ihre Dienſte für Vornahme der durch dieſen 

Artikel bedingten Einſchreibung zwei Cents für jeden Namen 
erhalten, der auf den Liſten als der Name einer der Einſchreibung 
unter den Beſtimmungen dieſes Artikels unterworfenen Perſon 
8 aufgeführt iſt. h 
Abſchnitt 6. Nachbenannte Perſonen find gänzlich von 


Gänzlich ausge: der Einmuſterung ausgenommen, nämlich: 


Dienſt. (a) Perſonen in der Armee oder Marine der Vereinigten 


Staaten, und Perſonen, die zur Zeit der Einmuſte⸗ 
rung unter den Vereinigten Staaten Geſetzen vom 
Milizdienſt befreit ſind. 

(b) Solche, die in Folge körperlicher Gebrechen gänzlich 
zum Militärdienſte untauglich find und eine darauf 
bezügliche Beſcheinigung eines achtbaren Arztes oder 
Wundarztes beſitzen, in welcher das Gebrechen be⸗ 
ſchrieben iſt. 

(c) Geiſtesſchwache und Geiſteskranke, und Verbrecher, die 
eines Criminalverbrechens überführt und nicht begna⸗ 
digt wurden. 


(d) Mitglieder religiöſer Körperſchaften, in welchen der 
Militärdienſt unterſagt iſt. 


Abſchnitt 7. Nachbenannte Perſonen ſollen wie in Ab⸗ 
ſchnitt zwei dieſes Artikels vorgeſehen, eingemuſtert werden, ſollen 


S 
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aber vom Milizdienſte frei ſein, ausgenommen im Falle eines In Friedens 
Krieges, eines Aufſtandes oder bewaffneten Einfalles, oder wenn heiten ausge- 
genügender Grund ſolche zu befürchten vorliegt. Wenn aber eine 

ſolche Perſon ſich freiwillig in die organiſirte Miliz einſchreiben 

läßt, ſo ſoll ſie trotz dieſer Ausnahme zum ze in derſelben 
angehalten werden. 


(a) Perſonen, die zur Zeit der E fünf auf ein⸗ 
ander folgende Jahre in der Staatsmiliz gedient 
haben, entweder als Offiziere oder Gemeine, und 
unter dem Geſetze einen ehrenvollen an erhal- 
ten haben. 
(b) Wirklich aktive Mitglieder, die ohne Bezahlung in irgend 
einer Compagnie eines freiwilligen Feuerdeparte⸗ 
ments dienen, das unter und mittelſt Autorität einer 
Municipal⸗Corporation organiſirt worden, und Die⸗ 
jenigen, welche für fünf auf einander folgende Jahre 
gedient haben, ſollen für die folgenden fünf Jahre 
von dieſem Dienſte befreit ſein. Eine ſolche Aus⸗ 
nahme ſoll ſich aber nicht auf aktive Mitglieder einer 
Dampfſpritzen⸗Compagnie beziehen, die über fünf⸗ 5 
undfünfzig Mitglieder zählt, oder auf Haken und 
Leiter⸗Compagnien In über ſechsunddreißig Mit⸗ 
gliedern, oder auf Schlauch⸗Compagnien von über 
fünfundzwanzig Mitgliedern. 
(c) Geiſtliche jedweder religiöſen Genoſſenſchaft. 
(d) Richter der Ober⸗, Kreis⸗, Diſtrikt⸗ und Nachlaſſenſchafts⸗ 
Gerichte. 
(e) Alle Staats⸗ und County⸗Beamten (öffentliche Notare 
ausgenommen) und alle Lehrer, die in öffentlichen 
Anſtalten und öffentlichen Schulen angeſtellt ſind. 


Abſchnitt 8. Ein Wundarzt oder Arzt, der einem Miliz⸗ Ausf telung 
pflichtigen wiſſentlich ein fälſchliches Untauglichkeitszeugniß aus⸗ Anta naalener 
ſtellt, ſoll zum Beſten des Militärfondes für jedes derartige schemes; Share 
Vergehen um fünfzig Dollars beſtraft werden. 

Abſchnitt 9. Wer ein von einem Wundarzte oder Arzte 
ausgeſtelltes Untauglichkeitszeugniß abändert oder an eine ſonſt Be tern 
milizpflichtige Perſon überträgt, oder wer unter einem folchen, gung ein INES, ne, 
nicht für ihn ausgeſtellten Zeugniß Befreiung vom Milizdienſte feines; Strafe, 
beanſprucht, ſoll als der Fälſchung ſchuldig angeſehen und in ent⸗ 
ſprechender Weiſe beſtraft werden. 


2 
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Abſchnitt 10. Bis die in dieſem Artikel vorgeſchriebene 
Einmuſterung vervollſtändigt iſt, fol die jetzt beſtehende Ein⸗ 
muſterung der Miliz in Kraft bleiben! 


* 


Dritter Artikel. 


Organiſation. 


Abſchnitt 1. Zuſammenſtellung der organiſirten Miliz. 
Abſchnitt 2. Bekannt als „Colorado National Garde.“ 
Abſchnitt 3. Alle Organiſationen auf gleichem Fuße. 
Abſchnitt 4. Organiſation der Infanterie. 
Abſchnitt 5. Organiſation der Cavallerie. 
Abſchnitt 6. Organiſation der Artillerie. 


Abſchnitt 7. [0.] Beiträge der Mitglieder. 

Abſchnitt 8. [7.] Einmuſterung. 

Abſchnitt 9. [8.] Einreihung von Recruten. 

Abſchnitt 10. [).] Wahl der Offiziere. 

Abſchnitt 11. [10.] Stab⸗, Linien⸗ und Unteroffiziere. 

Abſchnitt 12. 11.] Offizierspatente, Amtseid, u. ſ. w. 

Abſchnitt 13. [12.] Offiziersrang. 

Abſchnitt 14. [13.] Reſignationen. 

Abſchnitt 15. [14] Wodurch Patente verfallen. 

Abſchnitt 16. [15.] Auflöſung der Truppen durch den 

ö N Gouverneur. 

Abſchnitt 17. [16.] Brigaden und Diviſionen. 

Abſchnitt 18. [17.] Commando der Truppen. 

Abſchnitt 19. [18.] Privilegien und Ausnahmen. 

Abſchnitt 20. [19.] Dienſtzeit, Abſchied, u. ſ. w. 

Abſchnitt 1. Die organiſirte Miliz ſoll aus ſolchen uni⸗ 
n formirten Compagnien, Schwadronen und Batterien beſtehen, 
wie ſie jetzt unter dem Geſetze organiſirt ſind, und ſolch anderen 
Compagnien, Schwadronen und Batterien, wie ſie ſpäter in 
Uebereinſtimmung mit den Vorſchriften dieſes Geſetzes organiſirt 
werden mögen. Dieſe Truppenmacht ſoll aber hundert Compag⸗ 
nien Infanterie, ſechs Batterien Artillerie und zwölf Schwadro⸗ 
nen Cavallerie nicht überſteigen, ausgenommen wie ſpäter hier 
vorgeſchrieben. Die ſich ſpäter organiſirenden Compagnien ſollen 
im Verhältniß zur Bevölkerung und den Bedürfniſſen der einzel⸗ 
nen Counties möglichſt gleichmäßig über den ganzen Staat 
hinweg eingetheilt werden. 
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Abſchnitt 2. Die organiſirte Miliz ſoll unter dem Namen gerannt als 
„Colorado National Garde“ bekannt fein, und kann durch den Bram 1 
Gouverneur in aktiven Dienſt berufen werden um den Civilbeam⸗ 
ten zur Unterdrückung eines Aufruhrs oder eines Aufſtandes 
behülflich zu ſein, oder um einen bewaffneten Einfall zurückzu⸗ 
ſchlagen oder zu verhindern; und in allen Fällen ſoll ſie vor 
der nicht organiſirten Miliz in den Dienſt gerufen werden. 


Abſchnitt 3. Bereits ſchon organiſirte Compagnien, Nie Onganite 
Schwadronen und Batterien ſollen ihre Organiſation beibehalten gleichem Juße. 
und ſollen in gleicher Weiſe regiert, controllirt und einexerzirt 
werden und auf gleicher Stufe ſtehen wie die unter den Vor⸗ 
ſchriften dieſes Geſetzes organiſirten. Jedes Mitglied derſelben 
ſoll aber nach vollendeter dreijähriger Dienſtzeit, vom Tage ſeiner ' 


Einreihung an gerechnet, zu ſeinem Abſchiede berechtigt ſein. 


Abſchnitt 4. Die Infanterie ſoll in folgender Weiſe Or 
organiſirt werden: Jede Compagnie ſoll einen Hauptmann, einen Infanterie 
ersten Lieutenant, einen zweiten Lieutenant, einen Oberfeldwebel, 
vier Feldwebel, acht Corporale, zwei Horniſten und nicht weniger 
als vierundzwanzig und nicht über ſiebzig Gemeine haben. 
Jedes Bataillon ſoll beſtehen aus nicht weniger als zwei und 
nicht über ſechs Compagnien. Ein Bataillon von vier oder 
weniger Compagnien ſoll zu einem Major berechtigt ſein; ein 
Bataillon von fünf oder ſechs Compagnien ſoll zu einem Oberſt⸗ 
Lieutenant und Major berechtigt ſein. Jedes Regiment ſoll aus 
nicht weniger als acht und nicht mehr als zehn Compagnien 
beſtehen, und zu einem Oberſt, einem Oberſtlieutenant und einem 
Major berechtigt ſein. Die Bataillons⸗ und Regiments⸗ 
Stabsoffiziere ſollen aus einem Adjutanten und einem Quartier⸗ 
meiſter, jeweils mit dem Range eines erſten Lieutenants, einem 
Feldprediger, und bei Regimentern, einem Wundarzte mit dem 
Range eines Majors, einem Gehülfsarzte mit dem Range eines 
Hauptmannes, und einem Feldſcheerer mit erſtem Lieutenants⸗ 
range beſtehen. Ein Bataillon von über vier Compagnien iſt 
zu einem Gehülfsarzte und einem Feldſcheerer mit obigem Range 
berechtigt, und ein Bataillon von vier oder weniger Compagnien 
zu einem Gehülfsarzte mit obigem Range. Der Unteroffiziers⸗ 
ſtab eines Bataillons und Regimentes beſteht aus einem Regi⸗ 
mentsfeldwebel, einem Quartiermeiſterfeldwebel, einem Commiſ⸗ 
ſariatsfeldwebel, einem Hoſpitalaufſeher, einem Tambormajor 
und einem Pfeifenmeiſter, ſowie einem Bataillons⸗ oder Regi⸗ 


aniſation der 
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ments⸗Muſikcorps, das nach dem Ermeſſen des commandirenden 
Offiziers einzureihen und zu, organifiren iſt, aber aus nicht mehr 
als achtundzwanzig Muſikern beſtehen darf, von denen der 
Kapellmeiſter den Rang eines Regimentsfeldwebels, und die 
zwei erſten Horniſten den Rang von Feldwebeln einnehmen. 
Abſchnitt 5. Jede Schwadron Cavallerie ſoll aus einem 
Drganifation der Hauptmann, einem erſten Lieutenant, einem zweiten Lieutenant, 
einem Oberfeldwebel, fünf Feldwebeln, acht Corporalen, zwei 
Trompetern, einem Hufſchmied, zwei Rohſchmieden, einem Satt⸗ 
ler, und nicht weniger als zwanzig und nicht über achtzig Gemei⸗ 
nen beſtehen. Jedes Bataillon von vier Compagnien ſoll zu 
einem Major und ſolchem Bataillonsſtabe, Linien- und Unter⸗ 
offizieren berechtigt ſein, wie dies für Infanterie⸗Organiſationen 
von gleicher Größe in Abſchnitt vier dieſes Artikels vorgeſchrieben. 
aa Abſchnitt 6. Jede Batterie von zwei Geſchützen foll 
Organiſation der ; i „ . 
Artillerie, beſtehen aus einem Hauptmanne, einem erſten Lieutenant, einem 
Feldſcheerer mit Lieutenantsrang, einem Oberfeldwebel, einem 
Quartiermeiſter⸗Feldwebel, zwei Feldwebeln, vier Corporalen, 
einem Trompeter, einem Hufſchmied, zwei Feuerwerkern, und 
nicht unter zwanzig oder über vierzig Gemeinen. Jede Batterie 
von vier Geſchützen ſoll beſtehen aus einem Hauptmann, einem 
: eriten Lieutenant, einem zweiten Lieutenant, einem Gehülfsarzt 
mit Hauptmannsrang, einem Oberfeldwebel, einem Quartier⸗ 
meiſter⸗Feldwebel, vier Feldwebeln, acht Corporalen, zwei Trom⸗ 
petern, zwei Feuerwerkern, einem Hufſchmied, einem Sattler und 
nicht unter vierzig oder über achtzig Gemeinen. Jede Batterie 
von ſechs Geſchützen ſoll beſtehen aus einem Hauptmann, einem 
erſten Lieutenant erſten und zweiten. Grades, einem zweiten 
Lieutenant erſten und zweiten Grades, einem Hülfsarzt mit 
Hauptmannsrang, einem Oberfeldwebel, einem Quartiermeiſter⸗ 
Feldwebel, ſechs Feldwebeln, zwölf Corporalen, zwei Trompetern, 
zwei Feuerwerkern, zwei Hufſchmieden, einem Sattler und nicht 
unter ſechszig noch über hundertundzwanzig Gemeinen. 
e Abſchnitt 7. Eine Compagie, Schwadron oder Batterie 
kann auf Erſuchen einer Anzahl militärpflichtiger Perſonen, die 
nicht geringer ſein darf als die für die vorgeſchlagene Organiſa⸗ 
tion erforderliche niedrigſte Zahl, organiſirt werden. Ein 
ſolches Geſuch muß an den Gouverneur eingereicht werden, der, 
ſollte nach ſeinem Dafürhalten die in Vorſchlag gebrachte Orga⸗ 
niſation entſprechend zuſammengeſetzt und ihre Lage eine paſſende 
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ſein, ſie ſelbſt aber verwendbar gemacht werden können, das 


Geſuch an einen von ihm zu dieſem Zwecke beſtimmten Offizier 


verweiſen ſoll. Dieſer hat die Geſuchſteller anzuweiſen ſich zu 
einer paſſenden Zeit zu verſammeln, ſie dann zu inſpiziren und 
in den Staatsdienſt aufzunehmen für die Dauer von drei Jahren 
oder bis früher verabſchiedet, wobei er darauf zu ſehen hat, daß 
nicht weniger als die für die Organiſation erforderliche niedrigſte 
Zahl der Geſuchſteller oder ſolch Anderer, die ihm paſſend für den 
Dienſt erſcheinen mögen, eingereiht werden. Er ſoll dann die 
ſo Eingereihten auffordern, die mit Offizierspatenten zu ver⸗ 
ſehenden Perſonen mittelſt Stimmzetteln zu erwählen, worauf er 
dem Gouverneur eine Muſterungsliſte der Organiſation, von den 
ſo eingereihten Perſonen unterzeichnet, zuſtellen ſoll, nebſt einer 
beglaubigten Angabe über die Wahl der Offiziere, wobei die 
Erwählten namhaft zu machen ſind; und die ſolcher Weiſe in 
Dienſt aufgenommenen Perſonen ſind alsdann als rechtmäßig 
eingemuſtert zu betrachten. 


Abſchnitt 8. Nach der Organiſation einer Compagnie 


Einreihung von 


Schwadron, Batterie oder Kapelle, können Recruten in dieſelben Recruten. 


aufgenommen werden, die dann ihre Namen auf der vom Gene⸗ 
raladjutanten zu dieſem Zwecke zu liefernden Muſterungsliſte 
einzutragen haben. Dieſe Eintragung ihrer Namen ſoll als 
geſetzliche Einmuſterung betrachtet werden. Jeder Muſterungs⸗ 
offizier ſoll zur Abnahme des bei der Einmuſterung erforderlichen 
Eides ermächtigt ſein. 

Abſchnitt 9. Stabsoffiziere von Bataillonen oder Regi⸗ 


mentern ſollen durch die Linienoffiziere ihrer Organiſationen Wahl der 


mittelſt Stimmzetteln für die Dauer von drei Jahren erwählt 
werden, oder bis früher verabſchiedet. Linienoffiziere ſollen in 
gleicher Weiſe durch die Mitglieder ihrer betreffenden Compag⸗ 
nien, Schwadronen und Batterien für den gleichen Zeitraum 
erwählt werden. In jedem Falle iſt eine Mehrheit aller bei 
einer Wahl abgegebenen Stimmen zur Erwählung erforderlich. 

Abſchnitt 10. Die Stabsoffiziere und die Unteroffiziere 


des Stabes, der Kapellmeiſter und die Feldwebel des Muſik⸗ und u 


D sier Er 


corps von. jedem Bataillon und Regiment, und die Unteroffiziere 
von jeder Compagnie, Schwadron und Batterie ſollen durch 
die commandirenden Offiziere ihrer betreffenden Organiſationen 
ernannt werden. Jeder Unteroffizier ſoll ein von ſeinem Com⸗ 
pagnie⸗, Schwadron⸗, oder Batterie⸗Commandeur unterzeichnetes 


iziere. 
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Anſtellungsdecret erhalten; wird er aber einem Bataillon oder 
Regiment zugetheilt, ſo wird dieſes Anſtellungsdecret auf Em⸗ 
pfehlung ſeines Compagnie⸗Commandeurs vom Hauptquartier 
ſolcher Organiſation ausgeſtellt und vom Commandeur und 
Adjutanten deſſelben unterzeichnet. N 


Abſchnitt 11. Alle Offizierspatente ſollen unter dem 
Siegel der Generaladjutantur ausgeſtellt werden, vom Gouver⸗ 
eur unterzeichnet und vom Generaladjutanten gegengezeichnet. 
Ein mit ſeinem Patente verſehener Offizier ſoll innerhalb zehn 
Tagen nach Empfang deſſelben folgenden Eid oder Bekräftigung 
an Eidesſtatt ablegen und unterzeichnen: „Ich, 
ſchwöre (oder bekräftige) feierlich meine unverbrüchliche Treue 
gegen die Vereinigten Staaten und den Staat Colorado; daß ich 
demſelben ehrlich und treu gegen alle ihre Feinde und Gegner, 
wer immer dieſelben ſein mögen, dienen will; daß ich die Befehle 
des Präſidenten der Vereinigten Staaten, des Gouverneurs 
dieſes Staates, und meiner vorgeſetzten Offiziere beachten und 


befolgen will, in Uebereinſtimmung mit den Vorſchriften und 


Prüfung. 


Offiziersrang. 


Artikeln für die Regierung der Armeen der Vereinigten Staaten 
und dieſes Staates.“ Dieſer Eid iſt vor einem zur Eidesab- 
nahme berechtigten Offiziere abzulegen, welcher ſodann die Ab- 
nahme des Eides auf dem Offizierspatente zu verzeichnen und die 
Eides⸗ (oder Bekräftigungs⸗) Abſchrift, in entſprechender Weiſe 
beſiegelt und beglaubigt, an den Generaladjutanten einzuſenden 
hat, der ſie den Akten in ſeinem Amtslokale einverleiben ſoll. 
Indeſſen ſoll kein Compagnieoffizier ſein Patent erhalten ohne 
Beſcheinigung des Generalinſpektors oder einer vom Oberbefehls⸗ 
haber dazu beſtimmten Behörde, die ihn in Bezug auf ſeine 
Tauglichkeiten und Fähigkeiten einer eingehenden Prüfung zu 
unterwerfen hat. Den erwählten Offizieren ſollen drei Monate, 
vom Tage ihrer Wahl an gerechnet, Zeit gegeben werden um ſich 
auf eine ſolche Prüfung vorzubereiten. Die Stellen von Offi⸗ 
zieren, die verabſäumen ſich zur Prüfung zu melden, oder die bei 
derſelben durchfallen, ſollen für erledigt erklärt und eine Wahl 
zur Beſetzung derſelben angeordnet werden. Für die Ausferti⸗ 
gung von Offizierspatenten unter den Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes darf nichts in Anrechnung gebracht oder Bezahlung dafür 
angenommen werden. 

Abſchnitt 12. Der Rang aller jetzt im Dienſte ſtehenden 
oder ſpäter zu ernennenden Offizieren ſoll vom Tage der Aus⸗ 
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ſtellung ihres Patentes an datiren, und Offiziere, die ununter⸗ 
brochen im gleichen Grade für länger als einen Termin gedient 
haben, entweder durch Wiedererwählung oder Wiederernennung, 
ſollen ihren Rang vom Tage ihres e in dem betref⸗ 
fenden Grade an datiren. 

Abſchnitt 13. Die Reſignation von Offizieren ſoll an Reſignationen. 
den Gouverneur gerichtet und auf dem regelmäßigen militäriſchen 
Geſchäſtswege an den Generaladjutanten eingereicht werden. 
Commandirende Offiziere haben, ehe ſie die Reſignationen weiter 
befördern, auf denſelben ihre Gutheißung oder Mißbilligung zu 
verzeichnen, nebſt allen auf den Fall Bezug habenden Thatſachen. 

Kein ſeine Reſignation einreichender Offizier ſoll als aus dem 
Dienſt entlaſſen betrachtet werden, bis l Reſignation ange⸗ 
nommen worden iſt. 5 

Abſchnitt 14. Ein Offizier, der aus dem County weg⸗ Mentee 
zieht, in welchem ſich fein Commando befindet, oder der ſich ohne falen. 
Urlaub des commandirenden Offiziers für ſechs Monate von 
ſeinem Commando entfernt, ſoll ſo betrachtet werden, als ob er 
ſeine Stelle aufgegeben hätte und es ſoll unverzüglich eine Neu⸗ 
wahl zur Beſetzung der erledigten Stelle angeordnet werden. 

Abſchnitt 15. Wennimmer eine Compagnie, eine Schwa⸗ Aufloſung der 
dron oder Batterie unter die Hälfte der Minimalzahl an Stärke ben Bouverei, 

erabſinkt, oder durch allgemeine Inſubordination, durch Zwiſtig⸗ 
keiten oder anderweitige Urſachen demoraliſirt und untauglich 
wird und ihre Auflöſung deshalb im Intereſſe des Dienſtes 
nothwendig wird, fo kann der Gouverneur fie auflöſen und die 
Offiziere aus dem Dienſte muſtern laſſen. Allein kein Mitglied 
einer Compagnie, Schwadron oder Batterie ſoll einen unehren⸗ 
vollen Abſchied erhalten, ausgenommen durch vorhergehende 
Unterſuchung und Ueberführung vor einem Kriegsgerichte oder 
in anderer geſetzlicher Weiſe. 

Abſchnitt 16. Die „Nationalgarde“, wenn in aktivem Heute 
Dienſt, kann durch den Oberbefehlshaber in Brigaden und Divi⸗ 
ſionen eingetheilt werden. 

Abſchnitt 17. Das Commando jeder Militärmacht, die Gommanbo ber 
unter den Beſtimmungen dieſes Geſetzes in Dienſt gerufen wird, 
ſoll dem im Range älteſten Offizier zuſtehen, wenn nicht ander⸗ 
weitig durch den Oberbefehlshaber beſonders verfügt worden. 

Abſchnitt 18. Aktive Mitglieder aller Compagnien, Gelvilsgien und 


Am) 
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Dienftzeit, 
Abſchied. 
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Schwadronen und Batterien. ſollen während der Zeit ſie Mit⸗ 
glieder ſind, von Arbeit an den öffentlichen Straßen und vom 
Geſchworenendienſte befreit ſein. 


Abſchnitt 19. Jeder Offizier und 1 1 Soldat 
ſoll für den Zeitraum von drei Jahren zum Dienſte verpflichtet 
ſein, es ſei denn, daß er vorher das fünfundvierzigſte Jahr 
erreiche oder dienſtuntauglich oder in gehöriger Weiſe verab⸗ 
ſchiedet werde. Nach Ablauf der Dienſtzeit eines eingemuſterten 
Soldaten ſoll ihm der Commandant ſeiner Compagnie, Schwa⸗ 
dron oder Batterie auf ſein Verlangen hin einen Abſchied aus⸗ 
ſtellen und dem Generaladjutanten eine Abſchrift deſſelben auf 
dem entſprechenden Militärgeſchäftswege zuſtellen. Auf Ver⸗ 
langen ſoll der Generaladjutant mit Genehmigung des Gouver⸗ 
neurs jedem Offiziere, deſſen Dienſtzeit abgelaufen, einen Abſchied 
zuſtellen, auf welchem der Grund der Verabſchiedung und die 
Dienſtzeit angegeben iſt. 

Vierter Artikel. 
Generalſtab— Offiziere und ihre Pflichten. 


Abſchnitt 1. Generaladjutant; Amtsdauer; Pflichten; 
Siegel. 
Abſchnitt 2. Gehülfs⸗Generaladjutant; Zahl; Rang. 
i (Generaladjutant; weitere Pflichten.) 
Abſchnitt 3. Generalinſpektor; Amtsdauer; Pflichten; 
N Bürgſchaft. (Gehülfs⸗Generaladjutant.) 
Abſchnitt 4. Gehülfs⸗Generalinſpektor; Zahl; Rang; 
(Generalinſpektor; Amtszeit; Pflichten.) 
Abſchnitt 5. Bürgſchaft von Zahlbeamten. (Gehülfs⸗ 
Generalinſpektor; Zahl; Rang.) 
A bſchnitt 6. Eintragebücher, wie anzuſchaffen. (Bürg⸗ 
ſchaft von Zahlbeamten.) 
Abſchnitt 7. Schreiber; Amtslokale; Lagerhäuſer. (Ein⸗ 
tragebücher, wie anzuschaffen.) N 
Abſchnitt 8. Unterbeamte ;. Zahl und Rang. (Schrei⸗ 
ber; Amtslokale; Lagerhäuſer.) 
Abſchnitt 9. Generalauditor; ; Rang und Pflichten. 
Abſchnitt 10. Auditoren; Zahl und Rang. (Gehalte 
des e und General⸗ 
inſpektors in Friedenszeiten.) 
Abſchnitt 11. Sold in Friedenszeiten. (Kein Abſchnitt 
elf in dieſem Artikel.) 
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Abſ chnitt 1. Der Generaladjutant ſoll ſein Amt für BURTON 


zwei Jahre inne haben oder bis fein Nachfolger ernannt und tn; a 
zum Amte qualifizirt iſt, falls er nicht ſchon früher wegen ſchlech⸗ Siegel 6 


ter Aufführung abgeſetzt wird, oder im Falle eine Erledigung 
eines Amtes durch regelrecht angenommene Reſignation eintritt. 
Er hat alle Befehle des Oberbefehlshabers zu vertheilen. Alle 
ſchriftlichen Mittheilungen von den Staatstruppen an den Ober⸗ 
befehlshaber ſollen durch ſeine Hände gehen. Wenn dazu aufge⸗ 
fordert, ſoll er allen Revuen der Staatstruppen beiwohnen, oder 
wennimmer er in Ausführung ſeiner Militärpflichten dazu befoh⸗ 
len wird. Er hat ſolchen Befehlen des Oberbefehlshabers zu 
gehorchen oder dieſe zu erlaſſen, wie der Oberbefehlshaber ſie in 
Militärangelegenheiten geben mag, und er ſoll zur Benutzung 
des Staatswappens als ſeines Amtsſiegels berechtigt ſein, welchem 
Siegel die Worte „Staat Colorado“ und „Generaladjutantur“ 
beizufügen ſind. Alljährlich ſoll er einen in drei Exemplaren 
ausgefertigten Bericht über die geſammte Staatsmiliz verfaſſen, 
wovon er vor dem fünfzehnten December ein Exemplar dem 
Oberbefehlshaber einhändigen ſoll; ein Exemplar ſoll er vor dem 
erſten darauf folgenden Januar dem Präſidenten der Vereinigten 
Staaten einſenden und ein Exemplar in u Amtslokale auf- 
bewahren. 


Abſchnitt 2, Der Generaladjutant ſoll in gutem Zustand 


Generaladju⸗ 


erhalten und auf die Erhaltung und Aufbewahrung aller Feld⸗ Pl Pflichten 


ſtücke, Waffen, Ordinanzjtüde, Monturen, Munition, Flaggen, 
Fahnen und militäriſche Reliquien, die Staatseigenthum ſind, 
ſehen, und ſoll jederzeit, den Anordnungen des Oberbefehlshabers 
unterworfen, mit der Controlle und Vertheilung derſelben betraut 
ſein. Er ſoll nach Anweiſung der Militärbehörde, unter den 


beſt zu erzielenden Bedingungen alle Waffen, Munition, Mon⸗ 


turen und Kriegsausrüſtungen jeder Art, die Staatseigenthum 
ſind, veräußern, die als unbrauchbar für den Staat erachtet wer⸗ 
den mögen, und ſoll den Ertrag ſolcher Verkäufe zum Beſten des 
Militärfondes an den Staatsſchatz einliefern. Jedes zweite 
Jahr ſoll er an den Oberbefehlshaber einen Bericht einreichen, 
worin der wirkliche Zuſtand der unter ſeiner Aufſicht ſtehenden 
Armeevorräthe und der über dieſelben getroffenen Verfügungen 
angegeben ſind. 


Abſchnitt 3. Außer dem Chef dieſes Departements ſoll Gehülfsgeneral⸗ 


| 


1 


ein Gehülfsgeneraladjutant mit Oberſtlieutenantsrang ernannt tante. 
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werden, der in Abweſenheit des Generaladjutanten deſſen Stelle 
zu verſehen hat, und ferner ein Gehülfsgeneraladjutant mit 
Hauptmannsrang für jeden im Dienſte ſtehenden Brigadegeneral. 
Generalinſpen. Abſchnitt 4. Der Generalinſpektor ſoll fein Amt für 
Pflichten ei zwei Jahre inne haben und bis fein Nachfolger ernannt und zum 
N Amte qualifizirt iſt, ausgenommen wenn er wegen ſchlechten Ver⸗ 
haltens aus dem Amte entfernt wird, oder im Falle ſein Amt 
durch ſeine in richtiger Form angenommene Reſignation erledigt 
wird. Er ſoll unter Anweiſung des Oberbefehlshabers min⸗ 
deſtens einmal jährlich jedes Regiment, Bataillon, Compagnie, 
Schwadron, Batterie und Muſikcorps der Colorado National- 
garde einer genauen Inſpektion unterwerfen, wobei er beſonders 
auf die Disciplin, das Exercitium, das militäriſche Ausſehen, 
die Waffen, Uniformen und die allgemeine Tüchtigkeit der Trup⸗ 
penkörper zu ſehen hat. Er ſoll die vom Oberbefehlshaber 
beſtimmten Lagerplätze beſuchen und hat dabei die Aufſicht und 
Direktion über die für die verſchiedenen Truppenkörper vorge⸗ 
ſchriebenen Exercitien und Manöver. Er hat die Waffenkam⸗ 
mern, Waffen, Monturen, Lager⸗Geräthſchaften und andere 
Armeevorräthe zu jeder vom Oberbefehlshaber angeordneten Zeit 
zu inſpiziren. Er hat die Aufſicht über die Schießübungen im 
Staate, und hat zu beſtimmen, in welcher Weiſe dieſelben vorge⸗ 
nommen werden ſollen. Mit Genehmigung des Oberbefehls⸗ 
habers können Auslagen für die Erhaltung von Schießſtänden 
und zur Hebung der Schießübungen der Nationalgarde gemacht 
werden. Am Schluſſe jeder Inſpektionsreiſe und nach Auf⸗ 
hebung eines jeden Lagers hat er einen Bericht an den Ober⸗ 
befehlshaber über ſolche Angelegenheiten einzureichen, die unter 
ſeine Beobachtung gekommen oder für ihn zu wiſſen wichtig ſind, 
und alljährlich ſoll er vor dem erſten December dem Gouverneur 
einen Bericht über ſeine Amtsthätigkeit einreichen. Er ſoll als 
Generalzahlmeiſter fungiren und als ſolcher Bürgſchaft im 
Betrage von fünftauſend Dollars für getreue Erfüllung ſeiner 

Amtspflichten geben. N 
Gehülfsgeneral A bſchnitt 5. Außer dem Chef dieſes Departements ſoll 
Rang. Zahl ein Gehülfsgeneralinſpektor mit Hanptmannsrang für den Stab 
eines jeden im Dienſte befindlichen Brigadegenerals vorhanden 

ſein. 

Abſchnitt 6. Der Generaladjutant ſoll von allen Zahl⸗ 


en und Vertheilungsbeamten feines Departements und allen andern 


— 
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Beamten, die Staatseigenthum unter ihrer Aufficht haben, 
Bürgſchaft verlangen in einem von der Staatsmilitärbehörde zu 
beſtimmenden Betrag, die vom Oberbefehlshaber zu genehmigen 
und in einer in den allgemeinen Vorſchriften und Erlaſſen zu 
beſtimmenden Weiſe abzufaſſen ſind. Dieſe Bürgſchaften, wenn 
von der Staatsmilitärbehörde genehmigt, ſollen in der General⸗ 
adjutantur hinterlegt werden. 

Abſchnitt 7. Der Generaladjutant ſoll auf Erſuchen die eintragepächer, 
verſchiedenen Departements mit den erforderlichen Anſchlagezet⸗ wie anzuschaffen. 
teln, Eintragebüchern, Patentformularen, Ein- und Ausmuſte⸗ 
rungsliſten und anderen Papieren auf Staatskoſten verſorgen, die 
durch Geſetz und Vorſchriften erforderlich gemacht ſein mögen. 

Der Generaladjutant mag aufgefordert werden, Bürgſchaft für 
die getreue Erfüllung ſeiner Amtspflichten in ſolchem Betrage zu 
ſtellen, wie dies vom Oberbefehlshaber angeordnet wird. 

Abſchnitt 8. Der Gouverneur kann zur Anſtellung von Schreiber, 
Schreibern, zur Miethung von Amtslokalen, zum Ankauf von Lagerhäuser 
Feuerungsmaterial, Beleuchtung, Schreibmaterial und Büchern 
für den Militärdienſt zum Gebrauch der Departements⸗Chefs, 
Recrutirungsoffiziere, u. ſ. w., auf Empfehlung der Staatsmili⸗ 
tärbehörde hin, ermächtigen. Ebenſo kann er zur Miethe von 
Lagerräumen behufs Unterbringung der Armeevorräthe ermäch⸗ 
tigen, an ſolchem Orte oder ſolchen Orten, wie er beſtimmen 
mag, bis der Staat ſich im Beſitze eines Arſenals oder von 
Magazinen befindet. 


Abſchnitt 9. Der Generalanwalt des Staates ſoll Gene⸗ Generataubitor, 


ralauditor der Nationalgarde mit Oberſtenrang fein. Er toll Bichten. 
ſeine Amtspflichten laut den Vorſchriften und Erlaſſen, die in 
Bezug darauf gemacht werden mögen, verwalten. 

Abſchnitt 10. In Friedenszeiten ſoll die jährliche Ver⸗ halte der 
gütung des Generaladjutanten ſich auf eintauſend Dollars, des Beneralahnr- 
Generalinſpektors auf hundertundfünfzig Dollars belaufen, die Sueralinipel- 
vierteljährlich aus dem Militärfond zu bezahlen iſt. Friedenszeiten. 

Fünfter Artikel. ö 
Der Militärfond. 
Abſchnitt 1: Militärkopfſteuer; Betrag; wie umzulegen 
und einzutreiben; Befreiung davon. 
Abſchnitt 2. Pflichten des Countyſchatzmeiſters. 
Abſchnitt 3. Wie zu halten und zu vertheilen. (Ueber⸗ 
tragung des Kopfſteuerfondes an den 
Militärfond.) 
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— Abſchnitt 4. Jetzt fällige Fonds ſofort einzuſenden. 
(Strafe für Uebertretung von Abſchnitt 
drei.) 

Abſchnitt 5. Steuereinnahmen. Nichtbezahlung bringt 

Verluſt des Wahlrechtes. (Rechnungen 
und Anſprüche, wie zu bezahlen.) 

Abſchnitt 6. Strafe für Uebertretung dieſes Artikels. 

(Kein Abſchnitt ſechs in dieſem Artikel.) 
Neitntüntopf: Abſchnitt 1. Um die Beſtimmungen dieſes Geſetzes in 
Kraft zu ſetzen und einen Militärfond zu ſchaffen, ſoll eine jähr⸗ 
liche Kopfſteuer von fünfzig Cents auf jeden männlichen, über 
einundzwanzig Jahre alten Einwohner dieſes Staates umgelegt 
werden. Ausgenommen hiervon ſind aktive Mitglieder der 
Nationalgarde und andere durch das Geſetz davon befreite Per- 
ſonen. Dieſe Kopfſteuer ſoll in gleicher Weiſe umgelegt und 
eingetrieben werden, wie dies jetzt für die Umlage und Eintrei⸗ 
bung anderer Staatskopfſteuern vorgeſchrieben iſt oder vorge⸗ 
ſchrieben werden mag. | 
a Abſchnitt 2. Das durch obige Kopfſteuer eingetriebene 
weiſtern. . Geld ſoll vom Countyſchatzmeiſter abgeſondert von allen andern 
Fonds gehalten und von ihm vierteljährlich an den Staatsſchatz⸗ 
meiſter abgeliefert werden, der daſſelbe dem Militärfond zu Gute 
ſchreiben ſoll. 
1155 Abbſchnitt 3. Alle jetzt in Händen des Staats⸗ oder der 
des ort lener- Countyſchatzmeiſter befindlichen, dem Kopfſteuerfond zu Gute 
ae geſchriebenen Gelder, ſollen dem oben geſchaffenen Militärfond 
zu Gute geſchrieben werden. Jetzt in Händen der Countyſchatz⸗ 
meiſter befindliche derartige Gelder ſollen von ihnen ſofort an 
den Staatsſchatzmeiſter -ingejendet werden. 

Abſchnitt 4. Wenn ein Countyſchatzmeiſter ſich Weigert 
ee ng oder verabſäumt, an den Staatsſchatzmeiſter alle dem Militär⸗ 
von Abſchntte . fond, wie vorgeſchrieben, zugehörigen Gelder einzuliefern, fo 

macht er ſich dadurch eines ſchweren Vergehens ſchuldig und ſoll, 
im Falle deſſelben überführt, um nicht weniger als fünfzig noch 
1 mehr als fünfhundert Dollars beſtraft werden und das Gericht 


kann die Abſetzung des Schatzmeiſters anordnen. 
Abſchnitt 5. Alle Rechnungen oder Anſprüche, die aus 
ene und dem Militärfond zu bezahlen ſind, ſind auf Anweiſung des 
he Generaladjutanten und vom Gouverneur als Oberbefehlshaber 


genehmigt, auszuzahlen. 
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Sechſter Artirel. 
Disciplin und Verwaltung. 
Abſchnitt 1. Unter welchen Geſetzen und Vorſchriften 
' zu verwalten. N 
Abſchni tt 2. Die Militärbehörde macht Vorſchriften; 
der Gouverneur genehmigt ſie; zu 
drucken, zu vertheilen, zu revidiren, 


u. ſ. w. 
Abſchnitt 3. Allgemeines Kriegsgericht. 
Abſchnitt 4. Kriegsgericht. 
Abſchnitt 5. Zeugen haben zu erſcheinen. 
Abſchnäitt 6. Wenn Vater, Herrſchaft oder Vormund 
für Beiträge verantwortlich. 
Abſchnitt 7. Einzutreiben im Namen des Staates. 
Abſchnitt 8. Strafklagen. 
Abſchnitt 9. Strafen und Beiträge, an wen zu bezahlen. 


Abiſchnitt 1. Compagnien, Schwadronen, Batterien, unter welchen 


Muſikcorps, Bataillonen und Regimenter ſollen durch das Mili⸗ 1 
tärgeſetz des Staates regiert werden, durch den Militärcoder, die 
Befehle des Gouverneurs und die Regeln, Kriegsgeſetze und her⸗ 
kömmlichen Gebräuche in der Vereinigten Staaten Armee, ſoweit 

dies zuläſſig iſt. In ihren Exercitien und Ceremonien ſollen ſie 

ſich der in jener Armee beſtehenden Tactic anſchließen. 


Abſchnitt 2. Die Staatsmilitärbehörde ſoll ſolche nicht die Militär 

mit dem Geſetze im Widerſpruch ſtehende Vorſchriften machen, Lorſchriften; 
die geeignet fein mögen, die Disciplin und Tüchtigkeit der Sruc“ ng; 
Nationalgarde zu heben. Sie ſoll einen Militärcodex ausar⸗ 
beiten und dem Oberbefehlshaber zur Genehmigung vorlegen, 
für die Verwaltung und Regulirung der Nationalgarde. Dieſer 
Codex ſoll, wenn genehmigt, einen Theil dieſes Geſetzes bilden. 
Er ſoll gedruckt und an die verſchiedenen Organiſationen vertheilt 
werden, und an Stelle aller Compagnie⸗, Schwadron⸗, Batterie-, 
Bataillon- und Regiments⸗Conſtitutionen und Nebengeſetze treten 
und dieſelben aufheben, ſolcher ausgenommen, die durch den 
Codex erlaubt ſein mögen. Der Gouverneur kann, wenn immer 
es nach ſeiner Anſicht nothwendig ſein ſollte, den Militärrath 
mit einer Durchſicht und Vervollſtändigung des Codex betrauen 
und zur Berathung ſolch anderer militäriſcher Fragen, wie das 
Wohl des Dienſtes es erfordern mag. 


en — — ——-— ——ů— 
—— an, Tem 


— — — —— 
— — — — — — — — — —— ſ— 


an 


Lu 2 


136 Allgemeine Geſetze. 


gftgemeines Abſchnitt 3. Der Gouverneur kann Kriegsgerichte ein⸗ 

Kriegsgericht. ſetzen zur Unterſuchung von Anklagen und Angaben gegen Offi⸗ 
ziere und Soldaten der Nationalgarde, und die Verhandlungen 
eines ſolchen Kriegsgerichtes ſolben den Vorſchriften, Kriegs⸗ 
geſetzen und dem Verfahren für Verwaltung der Vereinigten 
Staaten Armee angepaßt werden, ſoweit dies thunlich iſt. Bei 
Einſetzung eines Kriegsgerichtes hat der Gouverneur einen Audi⸗ 
tor und Profoßen für daſſelbe zu beſtellen. Die Verhandlungen 
ſind dem Generalauditor zu unterbreiten. 


Abſchnitt 4. Regiments⸗, Bataillons⸗ und Compagnie⸗ 
kriegsgericzte. Kriegsgerichte können auf Befehl der betreffenden Commandeure 
und von dem nächſt vorgeſetzten Offiziere genehmigt, eingeſetzt 
werden, unter ſolchen Beſtimmungen, wie die Staatsmilitär⸗ 
behörde ſie erlaſſen mag. Die Verhandlungen, u. ſ. w., ſind an 
den Generaladjutanten zur Einſicht des Generalauditors einzu⸗ 
ſenden. 


Abſchnitt 5. Der Vorſitzer eines Kriegsgerichtes kann 
Beugen ben n Vorladungen erlaſſen, das Erſcheinen von Zeugen erzwingen 
und eine Eidesverweigerung beſtrafen, wie dies in Civilver⸗ 

nn vorgeſehen iſt. 
magen fr Get ſchnitt 6. Für eine auferlegte Geldbuße oder für zu 
Delta Berni 11 7 5 Beiträge im Falle eines Minderjährigen ſollen, wenn 
ig: ein ſolcher Minderjähriger mit Zuſtimmung feines Vaters, feiner 
Herrſchaft oder ſeines Vormundes ſich anwerben ließ, der Vater 
zuſammen mit dem Sohne, die Herrſchaft mit dem Lehrling und 
der Vormund mit dem Mündel für den Betrag, den er für den 
Mündel in Händen hat, einzeln und zuſammen verantwortlich 

gehalten werden. 
Einzutreiben im A bſchnitt 7. Beiträge, die unter den Nebengeſeten einer 
Staates Organiſation erhoben werden, können auf dem Wege der Civil⸗ 
klage eingetrieben werden. Alle Geldbußen ſind im Namen des 
Staates aufzulegen. Alle Klagen behufs Eintreibung von 
Geldbußen oder Beiträgen ſollen im Namen des Staates Colo⸗ 
rado und zu Gunſten der Compagnie, Schwadron oder Batterie 
eingeleitet werden. 


Strafklagen. Abſchnitt 8. Wenn von einem Kriegsgerichte Geldbußen 
auferlegt werden und ſie ſind nicht innerhalb zehn Tagen bezahlt, 
nachdem das Urtheil vom Generalauditor gutgeheißen und an 
den Commandeur zurückgeſendet worden iſt, ſo ſoll ein Verzeich⸗ 
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niß der Geldbußen mit Angabe der Rückſtändigen dem Friedens⸗ 
richter in dem Townſhip eingehändigt werden, in welchem die 
Rückſtändigen wohnhaft ſind, der ſodann gegen jeden ſo Rück⸗ 
ſtändigen ein Erkenntniß abgeben ſoll nebſt Gerichtskoſten, ohne 
vorherige Vorladung. Dann ſoll der Friedensrichter an den 
Conſtabler des betreffenden Township einen Vollzugsbefehl erlaf- 
ſen, worauf hin dieſer das Geld einzutreiben hat. Der ſo einge⸗ 
triebene Betrag iſt vom Friedensrichter nach Abzug der Gerichts⸗ 
koſten zu verwenden, wie in nachfolgendem Abſchnitte beſtimmt. 


Abſchnitt 9. Von Kriegsgerichten auferlegte Geldbußen Strafen und 
und Beiträge ſollen, wenn eingetrieben, an den Schatzmeiſter der zu bezahlen 
betreffenden Compagnie, Schwadron oder Batterie zur Nutz⸗ 
nießung der Organiſation bezahlt werden. Alle andern Strafen 
ſollen, wenn eingetrieben, in den Schatz des betreffenden County 
einbezahlt und dem Staatsmilitärfond gutgeſchrieben werden. 

Siebenter Artikel. 


Uniform, Exercitium, u. ſ. w., un d Sold. 


Abſchnitt 1. Uniform der General- und Generalſtabs⸗ 
Offiziere. 

Abſchnitt 2. Paradeuniform der Nationalgarde. 

Abſchnitt 3. Staatsvergütung für Uniformen. (Strafe 
für Verluſt, u. ſ. w., von Staatsuni⸗ 
formen.) 

Abſchnitt 4. Strafe für Verluſt, u. ſ. w., von Staats⸗ 

uniformen. (Offiziere haben ihre eigene 

Uniform zu ſtellen.) 

Abſchnitt 5. Offiziere haben ihre eigene Uniform zu 

a ſtellen. (Wann in Uniform zu er⸗ 


ſcheinen.) 
Abſchnitt 6. Wann in Uniform zu erſcheinen. (Exer⸗ 
citium.) . 


Abſchnitt 7. Exercitium. (Inſpektion.) 
Abſchnitt 8. Inſpektion. (Feldlager.) 
Abſchnitt 9. Feldlager. (Dienft, u. |. w., während des 
| Feldlagers.) 
Abſchnitt 10. Dienſt, u. ſ. w., während des Feldlagers. 
(Jährliche Bezahlung aus dem Staats⸗ 
ſchatz.) : 


(18) 
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Abſchnitt 11. Jährliche Bezahlung aus dem Staats⸗ 
ſchatz. (Sold, wenn im aktiven Dienſt.) 

Abſchnitt 12. Sold, wenn im aktiven Dienſt. (Sold 
während des Feldlagers.) 

Abſchnitt 13. Sold während des Feldlagers. (Sold⸗ 

ö anſprüche, wie zu bezahlen.) 

Abſchnitt 14. Soldanſprüche, wie zu bezahlen. (Trans⸗ 
portation, u. ſ. w., wenn vom Staate 
bezahlt, wenn anderweitig bezahlt, und 
wie.) 

Abſchnitt 15. Transportation, wenn vom Staate be⸗ 
zahlt, wenn anderweitig bezahlt, und 
wie. (Waffenkammer und Exercier⸗ 
platz geſtellt und Auslagen dafür be⸗ 
zahlt, wie.) ö 

Abſchnitt 16. Waffenkammer und Exercierplatz geſtellt 
und Auslagen dafür bezahlt, wie. 
(Sold von Departementschefs im akti⸗ 

ven Dienſt.) 

Abſchnitt 17. Sold von Departementschefs im aktiven 
Dienſt. (Kein Abſchnitt ſiebzehn in 
dieſem Artieel vorhanden.) 


Abſchnitt 1. Die Paradeuniform der Generaloffiziere, 
Chefs von Stabsdepartements und den Generalſtabsoffizieren 
ſoll die gleiche ſein wie ſie für genannte Offiziere in der Ver⸗ 
einigten Staaten Armee vorgeſchrieben. 


Abſchnitt 2. Die Colorado Nationalgarde ſoll vom 
Generaladjutanten mit ähnlichen Uniformen ver ſehen werden wie 
ſie für die bezüglichen Waffengattungen der Vereinigten Staaten 
Armee vorgeſchrieben ſind, mit Ausnahme der Knöpfe, Kuppeln 
und Patrontaſchenplatten, auf denen das Monogram „C. N. G.“ 
anzubringen iſt, nach dem jetzt in der Generaladjutantur vorlie⸗ 
genden Muſter. Der Generaladjutant ſoll durch Anzeigen zur 
Einſendung von Angeboten für Lieferung von Uniformen, wie 
dieſe benöthigt werden mögen, auffordern. Dieſe Angebote ſind 


in Gegenwart der Militärbehörde zu öffnen, die dem General⸗ 


adjutanten dann anweiſen ſoll, welches von den Angeboten er 
annehmen ſoll, oder was er zu thun hat, falls alle Angebote ver⸗ 
worfen werden. Die ſo bezahlten Uniformen ſollen dem Staate 
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gehören und ſind von den commandirenden Offizieren der betref⸗ 
fenden Compagnien zu verrechnen. 


A b ] chnitt 3. Wer immer eine ihm fo gelieferte Uniform Strafe für. 


oder einen Theil derſelben verliert, zerſtört, zerſtückelt oder auf Uniformffücen. 


die Seite ſchafft, ſoll nach Befund des Kriegsgerichtes beſtraft 
werden. 


Abſchnitt 4. Offiziere haben ihre Waffen, Uniform und tg rann 


Ausrüſtung ſelbſt zu ſtellen. 
Abſchnitt 5. Die „Nationalgarde“ des Staates ſoll Wann in 


unter den Beſtimmungen dieſes Artikels bis zum erſten Mai erscheine. 
A. D. 1880 uniformirt ſein. 

Abſchnitt 6. Mindeſtens einmal monatlich ſoll ein Com⸗ Exereittum. 
pagnie⸗, Schwadron⸗ und Batterie-Erereitium ſtattfinden und ein 
Batterie⸗(Bataillon⸗) Exercitium jedes Bataillons oder Regi⸗ 
mentes mindeſtens einmal jährlich, zur Zeit und an einem Orte, 
beſt geeignet hierzu. 

Abſchnitt 7. Der Generalinſpektor oder ein in ſeinem Inspektion. 
Auftrage fungirender Offizier ſoll jede Compagnie, Schwadron 
und Batterie zweimal jährlich öffentlich inſpiziren, einmal in 
ihrer Waffenkammer und dieſe ſelbſt; das andere Mal im Feld⸗ 
lager oder zu einer andern paſſenden Zeit. 


Abſ chnitt 8. Zwiſchen dem erſten Mai und dem erſten zerprager. 
Oktober kann ein Feldlager jeder nicht einzereihten Compagnie, 
und jeder Schwadron und Batterie, jedes Bataillons und Regi⸗ 
mentes abgehalten werden, das nicht unter vier und nicht über 
ſechs Tage dauert. Die Feldlager ſind zu ſolcher Zeit und an 
ſolchen Orten zu beziehen, wie es von den commandirenden Offi⸗ 
zieren angeordnet werden mag und wovon dem Generaladjutauten 
in jedem Falle Kenntniß zu geben iſt. Der commandirende 
Offizier hat jedem Compagnie⸗Commandanten mindeſtens zwei 
Wochen vor einem Bataillons⸗ oder Regiments⸗ Feldlager davon 
Kenntniß zu geben. . 
Abſchnitt 9. Während eines Feldlagers ſoll der Feld⸗ Dienft im 
dienft ſoviel wie möglich eingehalten werden, und die Offiziere 
und Mannſchaften ſollen ſich dabei nach den Vorſchriften, Ge⸗ 
bräuchen und dem Verhalten der Vereinigten Staaten Armee 
richten. Der commandirende Offizier kann gewiſſe Grenzen 
abſtecken laſſen, jedoch keine öffentlichen Straßen mit eingeſchloſ⸗ 
ſen, innerhalb welche ſich kein Zuſchauer ohne Erlaubniß begeben 
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darf. Werimmer ſich trotz Verbotes innerhalb ſolcher Grenzen 
begiebt, oder wer mit Erlaubniß zugelaſſen, ſich innerhalb der⸗ 
ſelben unanſtändig aufführt, oder wer einem Poſten, der auf 
Wache ſteht um unbefugtes Eindringen oder unanſtändiges 
Betragen zu verhindern, Widerſtand leiſtet, kann durch den com⸗ 


mandirenden Offizier oder auf deſſen Befehl hin verhaftet und 


vor den Friedensrichter des betreffenden Towuſhip gebracht wer⸗ 
den, und, wenn des Vergehens überführt, ſo ſoll er zu einer Geld⸗ 
buße von nicht unter zehn und nicht über fünfzig Dollars und 


zur Bezahlung der Gerichtskoſten verurtheilt werden und ſo lange 


in Gewahrſam bleiben, bis Geldbuße und Koſten bezahlt ſind. 
Alle derartige Geldbußen ſind dem Militärfond gutzuſchreiben. 
Abſchnitt 10. Jede Infanterie⸗Compagnie, jede Caval⸗ 


Nane Bezaß- ⸗lerie Schwadron und jede Batterie von zwei Geſchützen ſoll all⸗ 


Stantst Haß. 


Sold wenn in 


aktivem Dienft. 


jährlich aus dem Staatsſchatze hundert Dollars für Inſtandhal⸗ 
tung ihrer Waffen und andere zufällige Auslagen beziehen, welche 
Summe an den Schatzmeiſter der Compagnie, Schwadron oder 
Batterie auf ein von ihm geſtelltes und von ſeinem Commandeur 
und dem Gouverneur genehmigtes Geſuch ausbezahlt werden ſoll. 
Der Gouverneur ſoll ſeine Genehmigung aber erſt dann geben, 
nachdem alle in Abſchnitt acht, Artikel acht dieſes Geſetzes vor⸗ 
geſchriebenen Berichte und Liſten bei dem Generaladjutanten 
eingelaufen ſind. Wenn die zu dieſem Zwecke verwilligte Summe 
unzureichend iſt für einen vollen Betrag an jede Organiſation, 
ſo ſoll der Generaladjutant eine pro rata Send an die 
verſchiedenen Organiſationen vornehmen. 


Abſchnitt 11. Offiziere und Soldaten, die auf Befehl 
des Gouverneurs, oder eines Sheriffs, Mayors oder Richters 
im Dienſte ſtehen, um einen Aufruhr oder Aufſtand oder einen 
bewaffneten Einfall zu verhindern, zu unterdrücken oder zurück⸗ 
zuſchlagen, ſollen nach folgendem Anſatz für einen Zeitraum von 
nicht über ſieben auf einander folgenden Tagen beſoldet werden 
und nach dieſer Zeit nach dem in der Vereinigten Staaten Armee 
für Offiziere und Soldaten des gleichen Grades beſtehenden An⸗ 
ſatz: Jeder Generaloffizier ſechs Dollars täglich; jeder Feldoffi⸗ 
zier und Arzt fünf Dollars täglich; jeder Linien⸗ und Stabs⸗ 
offizier nicht über Hauptmannsrang, vier Dollars täglich, und 
jeder Soldat zwei Dollars täglich. Die nöthige Transportation 
und ärztliche Behandlung, Vorräthe und Quartiere ſollen für ſie 
beſchafft werden und ebenſo Verpflegung für die Soldaten; auch 


+ 
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fol eine angemeſſene Verwilligung für die nöthigen Thiere 
gemacht werden. 


Abſchnitt 12. Während des in Abſchnitt neun, Artikel Fold wahrend 
ſieben dieſes Geſetzes vorgeſchriebenen Feldlagers ſoll jeder Offi⸗ ER 
zier zwei und jeder Soldat einen Dollar täglich erhalten und für 
jeden Tag, an welchem eine Schwadron Cavallerie oder eine 
Batterie Artillerie zur Parade oder in's Feld ausrückt, wie es in 
genanntem Abſchnitt vorgeſchrieben, was aber zehn Tage im 
ganzen Jahre nicht überſchreiten darf, ſollen zwei Dollars für N 
jedes ſo nothwendigerweiſe im Dienſte verwendete Pferd bewil⸗ i 
ligt werden, wobei nicht über vierzig Pferde auf eine Schwadron 
Cavallerie, einundzwanzig auf eine Batterie mit zwei, vierzig 
auf eine Batterie mit vier und achtundfünfzig auf eine Batterie 

mit ſechs Geſchützen gerechnet werden dürfen. 


Abſchnitt 13. Die in vorſtehendem Abſchnitte vorgeſe⸗ Soldauſpruche, 
henen Bezahlungen ſollen vom Generalinſpektor aus dem Staats- wie zu bezablen. 
militärfonde gemacht werden. Kein Beleg für ſolche Bezahlung 
ſoll anerkannt werden, bis er vom betreffenden commandirenden 
Offizier als richtig beſcheinigt worden und bis er von der Staats⸗ 
militärbehörde genehmigt wurde. Die Zahlliſten der Compag⸗ 
nien, Schwadronen und Batterien, ſowie der Feld⸗ und Stabs⸗ 
offiziere, der Stabsunteroffiziere und der Muſikcorps von 
Regimentern und Bataillonen ſollen von den commandirenden 
Offizieren ſolcher Organiſationen eingereicht und beglaubigt 
werden. N 

Abſchnitt 14. Belege für Transportation, Verpflegung, Zranzportation, 
ärztliche Behandlung (wenn nicht durch einen im Dienfte ſtehen⸗ Staate bezahlt. 
den Arzt geleiſtet), Arzneien, Quartiere und für Benutzung von 
Pferden für Truppen, die unter Befehl des Oberbefehlshabers 
dienen, ſollen an den Generaladjutanten eingereicht werden, und 
ſind von ihm zu bezahlen, nachdem ſie von der Staatsmilitär⸗ 
behörde gutgeheißen und vom Gouverneur genehmigt worden. 
Alle Auslagen (Sold, u. ſ. w.) von Truppen, die unter Anruf 
einer County- oder Municipalbehörde dienen, müſſen von ſolchen 
Corporationen gedeckt werden aus Geldern im Schatze, die nicht 
dem Militärfond angehören, oder aus Geldern, die ſpäter mittelſt 
einer direkten Steuer auf bewegliches und unbewegliches Eigen⸗ 
thum innerhalb der Grenzen genannter Corporation erhoben 
werden mögen. 
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Abſchnitt 15. Der Countyrath eines jeden County, in 
welchem Mitglieder einer Compagnie, Schwadron oder Batterie 
wohnen, hat für eine derartige Organiſation eine paſſende Waf⸗ 
fenkammer und Exercierplatz zu beſchaffen, die von einem vom 
Generalinſpektor dazu bezeichneten Offizier zu inſpiziren und 
nach ſeinem Ermeſſen herzuſtellen ſind. Die Auslagen dafür 
ſind aus dem Staatsmilitärfond zu beſtreiten. 


A biſchnitt 16. Chefs von Stabsdepartements ſollen, wenn 
in aktivem Dienſt unter den Beſtimmungen von Abſchnitt zwölf 
dieſes Artikels, beſoldet werden. 


Abſchnitt 
Abſchnitt 


Abſchnitt 
Abſchnitt 


Abſchnitt 
Abſchnitt 


Abſchnitt 


Abſchnitt 


Abſchnitt 


Abſchnitt 
Abſchnitt 


1. 


2. 


Achter Artikel. 
Verſchiedenes. 


Staatsmilitärbehörde, wie zuſammenge⸗ 
ſetzt; Pflichten, u. ſ. w. 
Miliz, wenn aufgefordert den Civilbehör⸗ 
den beizuſtehen. (Pflichten der Mili⸗ 
tärbehörde.) 


Muß dem Aufruf der Civilbehörden Folge 


leiſten. (Nationalgarde, wie erhalten.) 

Mannſchaften, wie vorzuladen. (Muß 
dem Aufruf der e Folge 
leiſten.) 

Strafen für ac 

Formulare, Bücher, u. ſ. w., von wem zu 
liefern. (Mannſchaften, wie vorzu⸗ 
laden.) 

Adjutanten und Oberfeldwebel ſollen die 
Berichte eintragen. (Strafe für Unge⸗ 
horſam.) 

Vierteljährliche Berichte. (Formulare, 
Bücher, u. ſ. w., von wem zu liefern.) 

Gewiſſe Berichte verlangt. (Adjutanten 
und Oberfeldwebel haben Berichte ein⸗ 
zutragen.) 


10. Schatzmeiſter der Organiſation hat Bürg⸗ 


ſchaft zu ſtellen. (Jährliche Berichte.) 


11. Abſchriften dieſes Geſetzes zu drucken und 


zu vertheilen. (Gewiſſe Berichte ver⸗ 
langt.) 


Ab ſchnitt 12. 
Abſchnitt 13. 
Abſchnitt 14. 


Abſchnitt 15. 
Abſchnitt 16. 


Abſchnitt 17. 
Abſchnitt 18. 


Abſchnitt 19. 
Abſchnitt 20. 


Abſchnitt 21. 


Abſchnitt 22. 


Abſchnitt 23. 


Abſchnitt 24. 


— 


(Abſchnitt 25. 
(Abſchnitt 26. 


Gbſchnitt 97. 


(Abſchnitt 28. 
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Strafe auf Einbruch in Militärlager- 
häuſer. (Schatzmeiſter der Organiſa⸗ 
tion hat Bürgſchaft zu ſtellen.) 

Bürgſchaft des Zahlmeiſters. (Abſchrif⸗ 
ten dieſes Geſetzes zu drucken und zu 
vertheilen.) 

Transportation nach Feldlagern, u. |. w., 
wie zu bezahlen. (Strafe auf Einbruch 
in Militärlagerhäuſer.) 


Vergütung für Paraden. (Bürgſchaft | 


des Zahlmeiſters.) | 

Vergütung bei Abhaltung von Kriegsge⸗ 
richten. (Transportation nach Feld⸗ 
lagern, u. ſ. w., wie zu bezahlen.) 

Verhaftsfreiheit. (Vergütung für Para⸗ 
den.) 

Frei von Straßengeldern. (Vergütung 
bei Abhaltung von Kriegsgerichten.) 

Ausnahmen. (Verhaftsfreiheit.) 

Wiedererlangung von Militäreigenthum. 
(Frei von Straßengeldern.) 

Ungeſetzliche bewaffnete Verſammlungen. 
(Ausnahmen.) 

Strafe für Betheiligung an oder Unter⸗ 
ſtützung derſelben. (Wiedererlangung 
von Militäreigenthum.) 

Widerruf. (Ungeſetzliche bewaffnete Ver⸗ 
ſammlungen.) 

Dringlichkeitsklauſel. (Strafe für Be⸗ 
theiligung an oder Unterſtützung der⸗ 
ſelben.) 

Widerruf.) 

Fürſorge für Offiziere, Soldaten, u. ſ. w., 
wenn verwundet oder dienſtuntauglich.) 

Wenn verwundet oder dienſtuntauglich 
gemacht unter Befehl von Sheriff oder 
Mayor.) 

Ausgaben für Einreihung aus dem Mi⸗ 
litärfond zu bezahlen.) 


— —ũ—ẽ———— — — 


rr 


a 


Staatsmilitär⸗ 
behörde; wie 
zu ammengeſetzt. 


Pflichten der 
en oe. 


Nationalgarde, 
wie erhalten. 


Muß Ye 


Aufruf der 
Civilbehörde 2 
Folge leiſten. 


Strafen 85 
Ungehorſam. 
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(Ab ſchnitt 29. Beſchränkung der Ausgaben.) 

(Abſchnitt 30. Dringlichkeitsklauſel.) 

Abſchnitt 1. Der Oberbefehlshaber, der Generaladju⸗ 
tant, der Generalinſpektor, der Generalauditor und der im Range 
älteſte Brigadegeneral ſollen eine Militärbehörde bilden, die ſich 
auf Befehl des Oberbefehlshabers oder wenn das allgemeine 
Wohl dies erfordern mag, verſammeln ſoll. 


Abſchnitt 2. Es ſoll die Pflicht des Militärrathes ſein, 


‚alle ihm vom Oberbefehlshaber unterbreiteten Angelegenheiten, 


die auf die Organiſation, Tüchtigkeit, Disciplin, Ausrüſtung, 
Munition, Uniformen, Waffen und Exercierkammern und Para⸗ 
den der Nationalgarde und Miliz Bezug haben, in Betracht zu 
ziehen und ihm mit ihrem Rath und Beiſtand zur Seite zu ſtehen. 


Abſchnitt 3. Der Oberbefehlshaber ſoll die Colorado 
Nationalgarde durch Organiſirung neuer Compagnien, Schwa⸗ 


dronen, Batterien und Muſikcorps in gutem Stande erhalten 


und durch Auflöſung von unbrauchbaren Compagnien, Schwa⸗ 
dronen, Batterien und Muſikcorps, wie er dies jeweils für nöthig 
erachten mag. Das Disciplinſyſtem, das Exercitum und die 
Verwaltung ſoll, wo dies in dieſem Geſetz nicht anderweitig 
vorgeſchrieben, dem in der Vereinigten Staaten Armee beſtehen⸗ 
den möglichſt angepaßt werden. 

Abſchnitt 4. Wenn in irgend einem County ein Tumult, 
ein Aufruhr oder ein Aufſtand ausgebrochen iſt, oder ſich eine 
Anzahl Leute in der Abſicht zuſammengeſchaart haben, ein Ver⸗ 
brechen zu begehen, oder gegen Perſonen oder Eigenthum Gewalt 
anzuwenden, oder den Geſetzen des Staates gewaltſamen Wider⸗ 
ſtand entgegenzuſetzen, und die Civilbehörden außer Stande ſind 
dies zu unterdrücken, oder ſie gegründete Befürchtung hegen ſo 
außer Stande zu ſein, dann ſoll der Oberbefehlshaber, oder wäh⸗ 
rend der Abweſenheit des Oberbefehlshabers aus dem County 
der Sheriff des betreffenden County, ſeinen Aufruf an den com⸗ 
mandirenden Offizier von irgend einem Regiment, einer Batail⸗ 
lon, einer Compagnie, einer Schwadron oder Batterie erlaſſen, 
ſein Commando, oder irgend einen angegebenen Theil deſſelben, 
zur angegebenen Zeit nach einem beſtimmten Punkt zur Unter⸗ 
ſtützung der Civilbehörden zu bringen 

Abſchnitt 5. Der Offizier, an den dieſer Aufruf gerich⸗ 
tet iſt, fol ſofort die darin angegebene Truppenmacht zur ange⸗ 
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gebenen Zeit an den beſtimmten Punkt zur Parade beordern. a 
Wenn er ſich weigert oder es verabſäumt, oder wenn irgend ein 
Offizier verabſäumt oder ſich weigert der Aufforderung Folge zu 
leiſten, oder eines im Verlauf derſelben gegebenen Befehles, ſo 
ſoll er kafſirt und ferner noch durch eine Geldbuße von nicht 
unter hundert und nicht über tauſend Dollars beſtraft werden, N 
oder durch Gefangenſchaft von nicht über ſechs Monaten, oder . i 
durch Beides, nach dem Ermeſſen des Kriegsgerichtes. Oder 7 
wenn Jemand einem Offizier oder Soldaten räth oder ihn zu s 
überreden ſucht zu verabſäumen oder ſich zu weigern an dem \ 
bezeichneten Platze zu erſcheinen oder dem Befehl Folge zu leiſten, | 
ſoll er, wenn deſſen überführt, nicht über ſechs Monate Gefangen⸗ 
ſchaft erhalten, oder zu einer Geldbuße von nicht über tauſend 
Dollars verurtheilt werden, oder. zu beiden, je nach Ermeſſen des 
Gerichtes. Alle unter dieſem Abſchnitt auferlegten Geldbußen 
ſollen dem Staatsmilitärfond zu Gute kommen. 

Abſchn itt 6. Wennimmer der commandirende Offizier Mannfäaften, 
einer Compagnie, Schwadron oder Batterie fein Commando zu ungen 
ſolchem Dienſte antreten läßt, ſo kann er Soldaten damit beauſ⸗ 4 
tragen, die einer ſolchen Organiſation Angehörigen von Ort und 5 

Zeit der Zuſammenkunft in Kenntniß zu ſetzen, die dann jeden b 
Einzelnen perſönlich davon benachrichtigen ſollen, oder in ſeiner d 2 
Wohnung eine von ſolchen Soldaten unterzeichnete geſchriebene a 
oder gedruckte Nachricht zu hinterlaſſen haben, was als genügende 0 
Aufforderung zu betrachten iſt. 5 1 


Abſchnitt 7. Jeder Soldat, der ſich weigert oder 1 Stonfen für, 
ſäumt ſolche Aufforderung zu geben, wenn jo dazu befohlen, und l 
jeder Offizier oder Soldat, dem, wie in vorſtehendem Abſchnitte 
angegeben, eine Aufforderung zugegangen, der ſich weigert oder 
verabſäumt derſelben unverweilt zu entſprechen, ſoll, je nach 
Beſtimmung des Kriegsgerichtes, einer Geldbuße von nicht weni⸗ 
ger als zehn und nicht mehr als hundert Dollars verfallen, welche 
Gelder, wenn eingetrieben, dem Staatsmilitärfond gutgeſchrieben 
werden ſollen. 


»Abſchnitt 8. Der Generaladjutant hat die Befehlshaber o mulare, 
der Regimenter, Bataillone, Schwadronen, Batterien und nicht Bücher, u. . w. 
eingetheilten Compagnien mit Formularen für Muſterliſten, : 
Bürgſchaften und all die verſchiedenen von ihnen verlangten 1 
Berichte zu verſehen. Er ſoll ihnen von Zeit zu Zeit erklären, i 
- (19) 


* 
—— Pr 
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wie dieſe Berichte auszufertigen ſind, und er hat ſolche allgemeine 
Beſtimmungen zu erlaſſen, die geeignet ſein mögen, eine gleich⸗ 
mäßige Ausfertigung derſelben herbeizuführen und ſolch prak⸗ 
tiſche Erläuterungen zu geben, die zur Vervollſtändigung und 
ſyſtematiſchen Herſtellung der Organiſation erforderlich ſein 
mögen. Er ſoll die Papiere, Bücher und Akten des Departe⸗ 
ments in einem vom Staate dazu beſtimmten Amtslokale aufbe⸗ 
wahren und dem Gouverneur jeweils vor Zuſammentritt der 
Geſetzgebung einen Bericht über alle Vorkommniſſe in ſeinem 
Departement unterbreiten. 

Abſchnitt 9. Regiments⸗ und Bataillonsadjutanten und 


Ber Berichte zu Oberfeldwebel von Schwadronen, Batterien und Compagnien 


ährliche 
erichte. 


r 


ſollen in dazu beſtimmte Bücher alle erftatteten Berichte eintra⸗ 
gen und ſolch anderweitige Pflichten erfüllen, die ihnen jeweils 
vom Befehlshaber der Organiſation übertragen werden mögen. 
Im Falle ihrer Abweſenheit ſollen paſſende Perſonen zur Aus⸗ 
führung dieſer Pflichten ernannt werden. 

Abſchnitt 10. Der Befehlshaber jeder Compagnie, 
Schwadron oder Batterie ſoll alljährlich im März dem General⸗ 
adjutanten eine Muſterliſte ſeiner Compagnie einſenden, und zehn 
Tage nach jeder geſetzlich vorgeſchriebenen Parade und jedem 
Feldlager ſoll er dem Regiments- oder Bataillons⸗Commandanten 
einen Bericht über den Zuſtand ſeiner Compagnie einreichen mit 
Angabe der Stärke, der Zahl der Waffen, Uniformen, Aus⸗ 
rüſtungen und Munition. Der Befehlshaber jedes Regimentes 
oder Bataillons ſoll einen ähnlichen Bericht abfaſſen, nebſt einer 
Liſte der Offiziere, und ſie innerhalb zwanzig Tagen nach jedem 
Feldlager oder Parade an den Brigadegeneral einſenden, der 
dann einen gleichen Bericht nebſt einer Liſte der Offiziere all⸗ 
jährlich vor dem erſten December für die Brigade an den Gene⸗ 
raladjutanten einzuſenden hat. Der Generaladjutant kann die 
Einſendung ſolch weiterer Muſterliſten und Berichte verlangen, 
wie er es für nöthig erachten mag. 

Abſchnitt 11. Jeder Offizier und jede andere Perſon, 


Berſchte ebene unter deren Aufſicht oder Controlle ſich Militäreigenthum des 


Staates befindet, oder dem Militärfond zugehörige Gelder, oder 
die mit der Transportation oder Verpflegung der Staatsmiliz 
betraut ſind, ſollen von Zeit zu Zeit in ſolcher Form und an 
ſolche Departements Bericht erſtatten, wie dies vorgeſchrieben 


werden mag. 


+ 
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Abſchnitt 12. Wer Geld einer Militärorganifation in Bürpteiaft bes 
feinem Gewahrſam hat, ſoll Bürgſchaft im doppelten Betrag der 
Summe leiſten, die möglicherweiſe jemals für eine ſolche Orga⸗ 
niſation i n ſeine Hände gerathen könnte, in keinem Falle aber 
von weniger als hundert Dollars mit zwei guten und genügenden 
Bürgen, die von dem Friedensrichter des betreffenden Tomnfhip 
gntzuheißen find, die an den Staat Colorado zu Gunſten einer 
ſolchen Organiſation für getreue und ehrliche Verwaltung ſeiner 
Pflichten und gewiſſenhafte Verwahrung und Vertheilung der 
Gelder unter den und laut der Nebengeſetze, ausgefertigt ſein muß. 


Abſchnitt 13. Der Gouverneur ſoll von Zeit zu Zeit ane um 
eine ſolche Anzahl Abdrücke dieſes Geſetzes machen und durch yertietung 
den Generaladjutanten an die „Nationalgarde“ N laſſen, 
wie er dies für nöthig erachten mag. 


Abſchnitt 14. Wer zur oe oder Nachtzeit in ein Strafe auf; 
Gebäude einbricht, in welchem Militärvorräthe des Staates oder 
der Vereinigten Staaten aufbewahrt werden, macht ſich eines 
Einbruches ſchuldig und ſoll demgemäß beſtraft werden. 


Abſchnitt 15. Die Gehülfs⸗Generalinſpektoren ſollen gangene 
Bürgſchaft leiten, jeder im Betrage von fünfzehnhundert Dollars 
für getreue Erfüllung ihrer Pflichten als Zahlmeiſter der „Natio- 
nalgarde.“ 


Abſchnitt 16. Transportation nach und von den jähr- Transportation, 
lichen Feldlagern, Verpflegung, Arzneien und Munition, die bei wenn zi bezahlen 
ſolchen Feldlagern gebraucht worden, ſollen aus dem Staatsmili⸗ 
tärfond bezahlt werden. 


Abſchnitt 17. Alle Compagnien, Schwadronen und Lergütung für 
Batterien find zu Sold für Paraden berechtigt, wenn dieſe unter n. 
geſetzlicher Autorität ſtattfinden. Dabei darf aber die Zahl der 
ſo zu beſoldenden Tage, die im Feldlager zugebrachten mit einge⸗ 
rechnet, alljährlich zehn nicht überſteigen. 

Abſchnitt 18. Offiziere, die vom General- oder Brigade⸗ Bergütung bei 
Hauptquartier zu Kriegsgerichten befohlen wurden, oder zu den⸗ . 
ſelben vorgeladene Zeugen, ſind unter Abſchnitt zwölf, Artikel 
ſieben dieſes Geſetzes zu Bezahlung berechtigt und zu Meilengel⸗ 
dern für die Hin⸗ und Herreiſe. 

Abſchnitt 19. Niemand, der dem Militärverbande des Verhaftsfrei. 
Staates angehört, darf auf eine Civilklage hin verhaftet wer⸗ 
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den, wenn er in dienstlichen Obliegenheiten an Ort und Stelle, 
oder auf dem Wege dahin, oder von da zurück iſt. 


Abſchnitt 20. Alle Perſonen, die dem Militärverbande 
ei o des Staates angehören, und die nach einer Parade, einem Feld- 
traßengeldern. Jager, einem Exercitium oder einer Verſammlung, wo ſie geſetz⸗ 

lich zu erſcheinen haben, unterwegs ſind, oder von dort zurück⸗ 
kehren, ſind für ſich, ihr Gefährte und die Militärvorräthe des 
Staates von der Bezahlung aller Wege- oder Brückengelder 
befreit. 

Abſchnitt 21. Jedes Mitglied der Colorado National⸗ 
bei obi garde iſt während ſeiner Dienſtzeit vom Geſchworenendienſte 

dient. enen ßefreit, und wer drei Jahre gedient hat und ehrenvoll verabſchie⸗ 
det wurde, ſoll für immer vom zwangsweiſen Geſchworenen⸗ 
dienſte befreit ſein. 

Abſchnitt 22. Wer unrechtlicher Weiſe irgend welches 

Wiedererlan- Militäreigenthum des Staates kauft, zurückbehält, unter feiner 
Milſtäreigen⸗ Aufſicht oder in feinem Beſitze hat, und auf entſprechendes Ver⸗ 
. langen hin ſich weigert daſſelbe an irgend einen Offizier auszu⸗ 
liefern, der berechtigt iſt es in Beſitz zu nehmen, ſetzt ſich einer 
Klage für Wiedererlangung ſolchen Militäreigenthumes aus und 
einer Geldbuße von nicht unter zehn noch über hundert Dollars. 


Abſchnitt 23. Es ſoll für jede andere Organiſation als 
ungeſetzliche die organiſirte Nationalgarde oder Miliz, oder die Truppen der 
. Vereinigten Staaten ungeſetzlich ſein eine Militärcompagnie zu 

gründen, oder in irgend einer Stadt oder Ortſchaft dieſes Staa⸗ 
tes öffentlich mit Waffen auszurücken, ohne vom Gouverneur 
Erlaubniß dazu erhalten zu haben, die aber jederzeit widerrufen 
werden kann. Es ſoll auch für jede Stadt oder Ortſchaft unge⸗ 
ſetzlich ſein, Geld aufzubringen oder zu verwilligen zum Zwecke 
der Bewaffnung, Ausrüſtung, Uniformirung oder irgendwie 
zur Erhaltung oder Unterſtützung oder zur Beſchaffung von 
Waffen und Exercierſälen einer ſolchen Organiſation. 

Abſchnitt 24. Wer den Beſtimmungen des vorſtehenden 
Strafe für Abſchnittes zuwiderhandelt oder zu einer ſolchen unberechtigten 
denselben. g an Organiſation gehört, oder in Waffen mit ihr ausrückt, ſoll mit 

einer Geldbuße von nicht über zehn Dollars oder Gefangenſchaft 
von nicht über ſechs Monaten beſtraft werden. 

Abſchnitt 25. Kapitel fünfundſechszig (65) der allge⸗ 
Widerrun. meinen Geſetze von Colorado iſt hiermit widerrufen. 
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Abſchnitt 26. Für jeden Offizier oder Soldaten ver- Fürforge für 


wundet oder dienſtuntauglich gemacht, und die Wittwe und Soldaten. 
Kinder jedes Offiziers und Soldaten, der im Dienſte des Staates 
getödtet wurde, ſoll die Geſetzgebung in entſprechender Weiſe 


Sorge tragen. 


Abſchnitt 27. Für jeden Offizier oder Soldaten, der im eser deere 
Dienſte und unter den Befehlen des Sheriff eines County oder 
des Mayors einer Stadt verwundet oder dienſtuntauglich wurde, 
ſoll Sorge und Vorkehrung getroffen werden, woſür das betref⸗ 
fende County, in welchem die Dienſte geleiſtet wurden, die 
Koſten zu decken hat. 

Abſchnitt 28. Die in Abſchnitt zwei dieſes Geſetzes an⸗ Aus dem 
geordnete Einmuſterung der Miliz ſoll auf Koſten des Militär- bezahlen. 5 
fonds geſchehen, und der Schatzmeiſter eines jeden County ſoll 
den erforderlichen Betrag für die zu machende Einmuſterung aus 


dem eingetriebenen Milizfond abziehen. 


Abſchnitt 29. Es dürfen keine andern Verbindlichkeiten Beichräntung 
unter dieſem Geſetze eingegangen werden, dies aus dem Milizfond 
zu bezahlen ſind, als ſolche, die aus dem Ausrücken der Truppen 
zum aktiven Dienſt entſtehen. Die Militärbehörde hat dar⸗ 
auf zu ſehen, daß die Beſtimmungen dieſes . nicht 
übertreten werden. 


Abſchnitt 30. Da die Zuſtimmung des Senates für gin uchkeitz 
gewiſſe unter dieſem Geſetze zu machenden Ernennungen erfor- Aauſel. 
derlich iſt, und es zum Wohle des Dienſtes gereicht, ſo ſoll a 
Geſetz mit feiner Annahme in Kraft treten. 


Genehmigt am 8. Februar 1879. 


Ein Geſetz, 
in Bezug auf die Auslegung und Vertretung von „Placer“ Minen Anſprüchen. 


Sei es verordnet durch die Geſetz gebung des 
Staates Colorado: 
Abſchmitt 1. Der,. Entdecker eines „Placer“ Anſpruchs Eintragung von 
foll innerhalb dreißig Tagen, vom Tage der Entdeckung an me 
gerechnet, ſeinen Anſpruch auf dieſelbe im Amtslokale des Recor⸗ 
ders jenes County einſchreiben laſſen, in welchem der Minenan⸗ 
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ſpruch belegen iſt, und zwar mittelſt einer Auslegungs⸗Beſcheini⸗ 
gung, welche Folgendes enthalten ſoll: 
Erſtens: Den Namen des Minenanſpruchs, wobei er als 


Dosen ein „Placer“ Minenanſpruch bezeichnet wird. 


tragsbeſcheini⸗ 
gung. 


Auslegung des 
Anſprüches. 


Fäbrliche Aus 

lagen in Arbeit 
oder Verbeſſe⸗ 

rungen. 


Zweitens: Den Namen des Auslegers. 

Drittens: Das Datum der Auslegung. 

Viertens: Die Anzahl der beanſpruchten Acker oder 
Fuß; und 

Fünftens: Eine Beſchreibung des Minenanſpruchs durch 
Angabe ſolcher natürlicher Gegenſtände oder dauernder Land⸗ 
marken, wodurch ein derartiger Anſpruch bezeichnet werden kann. 


Ehe eine derartige Auslegung⸗Beſcheingung eingeſchrieben 
wird, hat der Entdecker ſeinen Anſpruchstheil in folgender Weiſe 
auszulegen: N 

Erſtens: Dadurch, daß er auf dem betreffenden Anſpruchs⸗ 
theil eine deutliche Tafel oder Bekanntmachung anbringt, welche 
den Namen des Minenanſpruches, den Namen des Auslegers, 
das Datum der Entdeckung und die Anzahl der beanſpruchten 
Acker oder Fuß enthält. 

Zweitens: Dadurch, daß er die Grenzen deſſelben auf 
der Oberfläche durch dauerhafte, in den Grund eingeſchlagene 
Pfoſten bezeichnet, wovon ein Pfoſten ſich an jeder Ecke des 
Minenanſpruches befinden muß. 

Ab ſchnitt 2. Auf jedem „Placer“ Minenanſpruch von 
hundertundſechszig oder mehr Ackern, der bereits früher ausgelegt 
wurde oder ſpäter noch ausgelegt werden mag, müſſen, bis ein 
Patent für denſelben erlangt worden iſt, vor dem erſten Auguſt 
1879, und alle folgenden Jahre vor dem erſten Auguſt, hundert 


Dollars werth Arbeit gethan oder Verbeſſerungen angebracht 


werden. An allen „Placer“ Minenanſprüchen, die weniger als 
hundertundſechszig Acker enthalten, ſollen die Auslagen ſich all⸗ 
jährlich im Verhältniß von hundert Dollars auf hundertundſechs⸗ 
zig Acker belaufen. An allen „Placer“ Minenanſprüchen, die 
weniger als zwanzig Acker enthalten, ſollen die Auslagen ſich 
alljährlich auf nicht weniger als zwölf Dollars belaufen. Wenn 
indeſſen zwei oder mehrere Anſprüche an einander grenzen, welche 
von ein und derſelben Perſon geeignet werden, können die hierin 


für jeden Minenanſpruch vorgeſchriebenen Auslagen auf irgend 


einem derſelben gemacht werden. Wenn verabſäumt wird ſich 
dieſen Bedingungen zu unterwerfen, ſo ſollen der oder die Minen⸗ 


— 
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anſprüche, an denen die Auslagen nicht gemacht wurden, zur Neuauslegung. 
Neuauslegung offen ſtehen, in gleicher Weiſe, als ob noch nie 
eine Auslegung deſſelben gemacht worden wäre; vorausgeſetzt 
jedoch, daß der urſprüngliche Ausleger, ſeine Erben, Rechtsnach⸗ 
folger oder geſetzliche Vertreter nicht bereits nach ſolcher Verab⸗ 
ſäumung und ehe die Neuauslegung erfolgt iſt, ihre Arbeit auf 
dem Minenanſpruch wieder aufgenommen haben. Die vorer⸗ 
wähnten Auslagen können auch durch den Bau oder die Ausbef- 
ſerung von Graben, um Waſſer nach ſolchen Anſprüchen zu leiten, 
gemacht werden, oder durch anderweitige Minenverbeſſerungen, 
die zur Bearbeitung eines ſolchen Anſpruches ! nöthig werden 
mögen. 

Wenn einer von mehreren Miteigenthümern verabſäumt, ſei⸗ Wenn Miteigen⸗ 
nen Antheil an den hierin vorgeſchriebenen Auslagen zu tragen, ſünmen n. 
ſo können die Miteigenthümer, welche die Arbeit gethan oder die 
Verbeſſerungen gemacht haben, nach Ablauf des Jahres, nämlich 
für früher gemächte Auslegungen, am erſten Auguſt 1879, und 
für ſpäter gemachte, ein Jahr nach dem Datum der Auslegung, 
einem ſolchen rückſtändigen Miteigenthümer ſchriftliche Anzeige 
perſönlich einhändigen, oder wenn er ein Nichteinwohner des 
Staates iſt, mittelſt Veröffentlichung der Anzeige in einer dem Leröffentlichung 

— Anſpruche zunächſt erſcheinenden Zeitung. Dieſe Veröffent⸗ 
lichung hat mindeſtens je einmal wöchentlich während neunzig 
Tagen zu erfolgen, und dem Miteigenthümer iſt, wenn ſeine 
Adreſſe bekannt ſein ſollte, ein Exemplar der Zeitung durch die 
Poſt zuzuſenden. Wenn ein ſolcher Säumiger nach Ablauf von 
neunzig Tagen, nachdem ihm ſolche Anzeige ſchriftlich zugeſtellt 
worden, oder vom Tage der erſten Veröffentlichung an gerechnet, 
ferner verabſäumt oder ſich weigert, ſeinen unter dieſem Abſchnitte 
vorgeſchriebenen Antheil an den Auslagen beizuſteuern, ſo ſoll 
ſein Antheil an dem Anſpruche ſeinen Miteigenthümern, welche 
die erforderlichen Auslagen gemacht haben, zufallen. 

Vorſtehender Entwurf wurde durch den Gouverneur am 12. 

März 1879 im Amtslokale des Staatsſekretärs hinterlegt, ohne 
die Unterſchrift des Gouverneurs empfangen zu haben, und 
erhielt geſetzliche Gültigkeit in Uebereinſtimmung mit Abſchnitt 
elf von Artikel vier der Verfaſſung des Staates Colorado. 
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Ein Geſetz, 


wodurch der Staat Colorado den Vereinigten Staaten ſeine Zuſtimmung 
zur Erwerbung von Ländereien innerhalb des Staates für öffent⸗ 
liche Zwecke gibt. 
Sei ed verordnet durch die Serelsge hang des 
Staates Colorado: 
Abſchnitt 1. Der Regierung der Vereinigten Staaten 


Jaſtinnnung zur iſt anmit vom Staate Colorado die Zuſtimmung gegeben, unter 
ae re den Geſetzen dieſes Staates mittelft Kaufes ein geſetzliches An⸗ 


Ländereien dur 


di 
Staaten. gen recht auf irgend welche Ländereien in der Stadt Denver oder 


Steuerfreiheit. 


Gerichtsbarkeit 
vorbehalten. 


Strafe. 


Umgegend in dieſem Staate zu erwerben, die nicht bereits für 
öffentlichen Gebrauch beſtimmt ſind, und deren Beſitzrecht ſich am 
Tage der Anuahme dieſes Geſetzes in Privathänden befindet, zu 
dem Zwecke, um auf denſelben Gebäulichkeiten zu errichten, und 
dieſe durch das Kriegsminiſterium der Vereinigten Staaten als 

einen Verbindungspoſten zwiſchen den verſchiedenen Punkten für 
geographiſche Vermeſſungen weſtlich vom einhundertſten Längen⸗ 
grade zu benutzen, in Uebereinſtimmung mit den Geſetzen und 
der Verfaſſung der Vereinigten Staaten. Die dermaßen erwor⸗ 
benen Ländereien und die darauf errichteten oder zu errichtenden 
Gebäulichkeiten oder Verbeſſerungen ſollen von Steuern, die von 
dem Staate Colorado oder von irgend einer andern Behörde, die 
durch Ermächtigung des Staates beſteht, auferlegt werden, für 
ewige Zeiten entbunden ſein. ö 

Abſchnitt 2. Der Staat behält ſich jedoch das Recht vor, 
auf den unter dieſem Geſetze durch die Vereinigten Staaten 
erworbenen Anweſen in Civil⸗ und Criminalfällen Gerichtsbar⸗ 
keit auszuüben. 

Genehmigt am 23. Januar 1879. 


— 


Ein Geſetz, 
ö zum Schutze der Landſchaft gegen Verunſtaltung durch Anzeigen, u. ſ. w., 
und zur Strafbeſtimmung gegen Zuwiderhandelnde. 

Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: N 
Abſchnitt 1. Irgend Jemand, der einen Stein oder 
Felſen, oder eine Brücke, einen Baum oder den Erdboden durch 
Anbringung, mittelſt Druck oder Malerei, oder auf irgend eine 
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andere Weiſe, von Buchſtaben oder Zeichen verunſtaltet, welche zu 
Anzeigezwecken dienen, oder auf den Verkauf oder die Herſtellung 
irgend welchen Eigenthumes oder Gegenſtandes, auf ein Hand⸗ 
werk, ein Geſchäft, eine Schauſtellung, ein Vergnügen oder 
einen Vergnügungsplatz, oder auf ſonſt irgend Etwas Bezug 
haben, und irgend Jemand, der direkt oder undirekt dieſe Verun⸗ 
ſtaltung veranlaßt oder dabei mitwirkt, macht ſich eines Ver⸗ 
gehens ſchuldig. Wenn deſſelben überführt, ſo ſoll er für jedes 
einzelne Vergehen mit einer Geldbuße von mindeſtens fünfzig 
(50) und nicht über dreihundert (300) Dollars in jedem einzelnen 
Falle beſtraft werden; oder durch Gefangenſchaſt von mindeſtens 
einem (1) und von nicht über ſechs (6) Monaten, oder aber durch 
Beides, Geldbuße und Gefangenſchaft. 


Abſchnitt 2. Fernerhin ſoll Derſelbe zu einer Schaden⸗ daftbarreit. 
erſatzklage haftbar gehalten werden, ſowohl vor als nach obiger 
Ueberführung, von irgend einer Perſon, dem Staate Colorado 
oder den Vereinigten Staaten, die irgend welche Ländereien oder 
Anweſen beſitzen, auf welchen ſolche Verunſtaltung ſtattgefunden 
hat. In einer ſolchen Klage kann Schadenerſatz von mindeſtens 
zehn (10) Dollars erlangt werden, nebſt dem fünffachen Betrag 
des thatſächlich angerichteten Schadens. 

Dieſes Geſetz ſoll keine Anwendung finden auf irgend ein Wort, zeicttanwendbar⸗ 
einen Buchſtaben oder ein Zeichen, das auf einen Verkauf, eine 
Herſtellung, ein Handwerk, ein Geſchäft, eine Ausſtellung oder 
ein Vergnügen Bezug hat, welches auf den Ländereien oder auf 
dem Anweſen ſelbſt betrieben oder abgehalten wird und von den 
betreffenden Eigenthümern, oder deren Miethern, oder der zu 
dieſem Zwecke von ihnen dazu Angeſtellten, gemalt, gedruckt oder 
angebracht wird. 

Abſchnitt 3. Nebſt der bereits in Abſchnitt eins dieſes Ehunthrather. 
Geſetzes beſtimmten Strafe hat der Countyrath desjenigen 
County, in welchem eine derartige Anzeige ſich befindet, dieſelbe 
entfernen zu laſſen und zu Gunſten des County eine Klage gegen 
die Eigenthümer, Inhaber oder Geſchäftsführer anhängig zu 
machen, denen der Gegenſtand, das Gefchäft, Handwerk, die Aus⸗ 
ſtellung, oder das Vergnügen, oder jedweder andere Gegenſtand 
zugehört, auf den ſolche Worte, Buchſtaben oder Zeichen, gedruckt, 
gemalt oder, wie vorbemerkt, angebracht, Bezug haben mögen; 
und zwar für den vollen Betrag der Auslagen für Entfernung 
berjelben und für die Koſten und Auslagen in der Klageſache. 


Beweis. 


Strafe für 
Tamensmiß- 
brauch. 
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Abſchnitt 4. Die Thatſache, daß eine ſolche Verunſtal⸗ 
tung von einem Eigenthümer, Inhaber oder ſeinem Geſchäfts⸗ 
führer begangen, veranlaßt oder zu derſelben ermächtigt worden, 
ſoll in jeder in dieſem Falle eingereichten Klage als geſetzlich 
erwieſen erachtet werden, gegen ſolchen Eigenthümer, Inhaber 
oder deſſen Geſchäftsführer, dadurch, daß ſolche Worte, Buch⸗ 
ſtaben oder Zeichen, gemalt, gedruckt oder, wie vorbemerkt, ange⸗ 
bracht, von irgend Jemandem geſehen worden ſind. 

Abſchnitt 5. Sollte Jemand in einer ſolchen ungeſetz⸗ 
lichen Anzeige den Namen eines Andern böswilligerweiſe ohne 
deſſen Ermächtigung gebrauchen, ſo ſoll er Demjenigen, deſſen 
Namen er in dieſer Weiſe gebraucht hat, für den dreifachen 
Betrag des Schadens verantwortlich ſein, den er ihm dadurch 
zugefügt hat, und er ſoll ſich gleichzeitig eines Vergehens ſchuldig 


machen, das, nach erfolgter Ueberführung, mit der doppelten 


Berichte, wann 
einzureichen. 


Druck derſelben. 


Strafe von Geldbuße und Gefängnißhaft, wie dies in Abſchnitt 
eins dieſes Geſetzes vorgeſchrieben, belegt werden ſoll. 
Genehmigt am 27. Januar 1879. 


Ein Geſetz, 
zur Abänderung von Kapitel LXXII (72) der allgemeinen Geſetze. 


Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 

Abſchnitt 1. Kapitel zweiundſiebzig (72) der allgemeinen 
Geſetze iſt anmit in der Weiſe abgeändert um zu lauten wie 
folgt, nämlich: 

Alle Beamte, die unter irgend einem Staatsgeſetze Berichte an 
den Gouverneur oder an die Geſetzgebung einzureichen haben, 
ſollen dieſe an oder vor dem, der regelmäßigen Sitzung der 
Geſetzgebung vorhergehenden zehnten December dem Gouverneur 
einhändigen. Dem Staatsſekretär iſt es zur Pflicht gemacht, 
dieſe Berichte unverzüglich der mit den Staatsdruckſachen betrau⸗ 
ten Perſon behufs Veröffentlichung zu übergeben, den Druck 
derſelben zu beaufſichtigen und darauf zu ſehen, daß die Arbeit 
in paſſender Weiſe gethan wird. Von jedem Berichte genannter 
Beamten ſind zweihundertundfünfzig (250) Exemplare für den 
Gebrauch der geſetzgebenden Verſammlung und der Staatsbeam⸗ 
ten zu drucken. 

Genehmigt am 11. Februar 1879. 
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Ein Geſetz, 


behufs Abänderung von Kapitel LX XIV (74) der allgemeinen Geſetze von 
1877, in Bezug auf die Theilung von Liegenſchaften. 

Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 

Abſchnitt 1. Wenn die Theilung einer Liegenſchaft vor⸗ Siegenfehaftz- 
genommen wird, jo ſoll es den vom Gerichte zu dieſem Zwecke 
ernannten Bevollmächtigten zur Aufgabe gemacht ſein, dieſelbe 
in ſolcher Weiſe zu vertheilen, wie es am vortheilhaftetſten und 
der Billigkeit entſprechendſten erſcheinen mag, wobei beſondere 
Rückſicht auf die Verbeſſerungen, die Lage und die Beſchaffenheit 
der verſchiedenen Theile einer ſolchen Liegenſchaft oder ſolcher 
Liegenſchaften zu nehmen iſt. 

Abſchnitt 2. Wenn im Geſuche um eine Theilung von Sun ne 
zwei oder mehreren Stücken Grundeigenthums nachgeſucht wird, j 
jo kann das ganze Anrecht in und auf die verſchiedenen Stücke 
einer Partei, nach dem beſten Urtheile u meſſen der genann⸗ en 
ten Bevollmächtigten, in einem oder mehreren der genannten 
Landſtücke ihr zugetheilt werden, wie die Intereſſen der genaͤnn⸗ 
ten Partei dies verlangen mögen. 

Abſchnitt 3. Alle Geſetze oder Theile von Geſetzen, mit Widerruf. 
dieſem Geſetze im Widerſpruch, ſind anmit widerrufen. 

Genehmigt am 14. Februar 1879. 


* 


——— 


Ein Geſetz, 


zur en von Abſchnitt zwei (2) eines Geſetzes, überſchrieben: „Ein 

Geſetz, um Vorkehrungen für den Unterhalt, die Verwaltung und 

Bewachung des Zuchthauſes zu treffen; ebenſo für die Art und Weiſe 

der Ernennung von Beamten und der Feſtſetzung ihrer Gehalte, und 
zum Widerruf verſchiedener darauf bezüglicher Geſetze.“ 

Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 


Staates Colorado: 
(Abſchnitt 1.) Genannter Abſchnitt zwei lautet in ange 
änderter Form wie folgt, nämlich: 
Abſchnitt 2. Die Verwaltung des Zuchthauſes ſoll in Ernennung ber 
Händen eines aus drei Perſonen beſtehenden Verwaltungs⸗ 
rathes ruhen, der durch den Gouverneur auf Anrathen und 
mit Zuſtimmung des Senates zu ernennen iſt, und wovon keine 
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zwei im gleichen Gerichtsbezirke wohnhaft ſein dürfen. Dieſe 
Commiſſäre ſollen ihr Amt für ſechs Jahre inne haben und bis 
ihre Nachfolger in entſprechender Weiſe zum Amte qualifizirt 
ſind, es ſei denn, daß der Gouverneur ſie wegen Pflichtverſäum⸗ 
niß oder ſchlechten Betragens früher abſetzt. Je zwei Commiſ⸗ 
ſäre ſollen ein Quorum zur Erledigung von Geſchäften bilden. 

(Abſchnitt 2.) Die erſte aus genannten Commiſſären 
beſtehende Behörde, die in Uebereinſtimmung mit dieſem Geſetze 
ernannt wird, ſoll in folgender Weiſe ernannt werden, nämlich: 
Ein Commiſſär für den Zeitraum von zwei Jahren, einer für 
den Zeitraum von vier Jahren und einer für den Zeitraum von 
ſechs Jahren. Wenn der Gouverneur ſolche Ernennungen macht, 
ſoll er den Zeitraum angeben, für welchen der Betreffende das 
Amt zu verwalten hat, und nach Ablauf dieſes Zeitraumes ſollen 
alle Ernennungen, wie oben beſtimmt, für einen Zeitraum von 
ſechs Jahren gemacht werden. 

(Abſchnitt 3.) Da die Ernennung dieſer Commiſſäre 
demnächſt gemacht werden muß, ſo liegt nach Anſicht dieſer 
Geſetzgebung eine Dringlichkeit vor, und deshalb ſoll dieſes Geſetz 
mit ſeiner Annahme in Kraft treten. 

Genehmigt am 8. Februar 1879. 


Ein Geſetz, 
zur Abänderung von Abſchnitt eins (1) des Kapitels ſiebenundſiebzig (77) 
der allgemeinen Geſetze von Colorado, überſchrieben: „Zuchthaus.“ 

Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: — 

Abſchnitt 1. Abſchnitt eins (1) von Kapitel ſiebenund⸗ 
ſiebzig (77) der allgemeinen Geſetze von Colorado, überſchrieben: 
„Zuchthaus“, ſei und derſelbe iſt anmit in der Weiſe abgeänder 
um zu lauten wie folgt, nämlich: 

Jeder Sträfling, der jetzt im Zuchthauſe untergebracht iſt oder 
ſpäter dort untergebracht werden mag, und der die ihm auferleg⸗ 
ten Pflichten getreulich erfüllt hat oder während ſeiner oder ihrer 
Gefangenſchaft daſelbſt ſie getreulich erfüllt, ſoll zu einem Zeiter⸗ 
laß feiner oder ihrer ihnen auferlegten. Strafe für die betreffen⸗ 
den Jahre berechtigt ſein oder verhältnißmäßig für den Theil 
eines Jahres, wenn der Bruchtheil eines Jahres im Straf⸗ 
urtheile enthalten iſt, nämlich: 


Im 
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! 
Für das erſte Jahr zu einem Monat; für das zweite Jahr zu Wie vier. 


zwei Monaten; für das dritte Jahr zu drei Monaten; für das 


vierte Jahr zu vier Monaten; für das fünfte Jahr zu fünf 


Monaten; für das ſechſte und jedes folgende Jahr zu ſechs Mo⸗ 


naten. Wenn indeſſen ein Sträfling aus dem Zuchthauſe ent⸗ Verlust. 


ſpringen oder aus demſelben zu entſpringen verſuchen ſollte, ſo 
ſoll er jeden Zeiterlaß einbüßen und verlieren, von der Zeitdauer 
ſeiner Verurtheilung, zu welchem er oder ſie unter den Beſtim⸗ 
mungen dieſes Abſchnittes zur Zeit des Entſpringens oder des 
verſuchten Entſpringens berechtigt geweſen ſein mag. 
Genehmigt am 8. Februar 1879. 3 
© 


Ein Geſetz, 


zur Abänderung von Abſchnitt zweiundvierzig (42) eines Geſetzes, über⸗ 
ſchrieben: „Ein Geſetz, um für die Führung, Leitung und Polizei des 
Zuchthauſes Vorkehrungen zu treffen; ebenſo für die Art und Weiſe 
der Anſtellung der Beamten und Feſtſetzung ihrer Gehalte, und zum 
Widerruf verſchiedener hierauf Bezug habender Geſetze;“ und ſoll 
vorgenannter Abſchnitt folgendermaßen lauten, nämlich: 


Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 


„(Abſchnitt 1) Abſchnitt 42. Der Zuchthausver⸗ Eingiefung von 


walter ſoll die den Sträflingen ſchuldigen Löhne einziehen und 
alle andern Gelder, die dem Zuchthauſe fällig oder zugehörig ſind, 
ausgenommen die vom Staate gemachten Verwilligungen. Er 
ſoll dieſe Gelder an den Staatsſchatzmeiſter zum Beſten des 
Zuchthausfondes einbezahlen, wober er ſich eine in Duplicat qus⸗ 
geſtellte Empfangsbeſcheinigung geben laſſen ſoll, wovon er ein 
Exemplar an den Sekretär des Aufſichtsrathes einreichen ſoll. 
Alle in dieſer Weiſe an genannten Schatzmeiſter einbezahlten 
Gelder können, auf entſprechende Belege der Aufſichtsbehörde hin, 


aus dem Schatze gezogen und zur Deckung nöthiger Auslagen Ausbezahlung. 


verwendet werden, in gleicher e wie vom Staate regelrecht 
verwilligte Gelder. 


Genehmigt am 13. Februar 1879. 4 
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Ein Geſetz, . 
welches den Friedensrichtern Gerichtsbarkeit in Einlöſungsklagen gibt und 
das Verfahren bei denſelben vorſchreibt. 

Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 

Abſchnitt 1. Den Friedensrichtern ſoll behufs Wieder⸗ 
erlangung von beſonderem beweglichen Eigenthum im Werthe 
von nicht über dreihundert Dollars Gerichtsbarkeit zuſtehen, wie 
hier vorgeſchrieben. 5 

Abſchnitt 2. Der Kläger, ſein Sachwalter oder Rechts⸗ 
beiſtand ſoll eine beglaubigte Ausſage im Amtslokale des Frie⸗ 
densrichters hinterlegen, woraus hervorgeht: 

Erſtens: Daß der Kläger der Eigenthümer des beanſpruch⸗ 
ten und genau bezeichneten Eigenthumes iſt oder geſetzlich zum 
Beſitze deſſelben berechtigt iſt. 

Zweitens: Daß das Eigenthum unrechtmäßigerweiſe durch 
nen Beklagten zurückgehalten wird. 

Drittens: Der angebliche Grund der Zurückhaltung des⸗ 
ſelben, nach ſeinem beſten Glauben und Wiſſen und nach ihm 
gewordenen Mittheilungen. 

Viertens: Daß das Eigenthum nicht als Steuer, Bejteue- 
rung oder Strafe, in Uebereinſtimmung mit einem Geſetze, weg⸗ 
genommen worden, noch unter einem Vollſtreckungsbefehl oder 
einer Beſchlagnahme gegen und auf das Eigenthum des Klägers, 
oder, wenn in dieſer Weiſe weggenommen, daß es unter dem 


Geſetze von einer ſolchen Wegnahme befreit iſt. 


Fünftens: Der wirkliche Werth dieſes Eigenthumes. 

Abſchnitt 3. Der Kläger hat gleichfalls bei dem Frie⸗ 
densrichter eine Bürgſchaft in mindeſtens dem doppelten Betrage 
des Werthes von dem Eigenthum, das er wieder zu erlangen 
wünſcht, zu hinterlegen, die von einem oder mehreren guten und 
genügenden Bürgen unterzeichnet ſein muß, des Inhaltes, daß 
der Kläger die Klage pünktlich verfolgen und alle Koſten und 
jeden Schadenerſatz bezahlen ſoll, die gegen ihn erkannt werden 
mögen, und wenn das Eigenthum ihm ausgeliefert wird, daß er 
daſſelbe dem 1 zurückſtellen will, wenn die Zurückgabe 
deſſelben angeordnet werden ſollte. 

Abſchnitt 4. Nachdem die beſchworene Ausſage und die 
Bürgſchaft pünktlich hinterlegt worden, ſoll der Friedensrichter 
einen Befehl an einen Conſtabler erlaſſen, worin er dieſen beauf⸗ 


Allgemeine Geſetze. 159 


tragt, ſofort die in der beſchworenen Ausſage des Klägers ange- 
gebenen Waaren und bewegliche Habe weg- und in ſeinen Beſitz 
zu nehmen, woimmer er ſie in ſeinem County finden möge, und 
ferner, daß er den Beklagten vorladen ſoll, an einem bezeichneten 
Orte zur angegebenen Zeit zu erſcheinen, innerhalb nicht weniger 
als fünf Tage und nicht mehr als fünfzehn Tage vom Datum 
der Ausſtellung des genannten Befehles an. 2 


Abſchnitt 5. Der Conſtabler hat den Befehl in der Weiſe Vontziehu 
zu vollziehen, daß er die in demſelben bezeichneten Waaren und 
bewegliche Habe in ſeinen Beſitz nimmt. Er ſoll gleichfalls eine 
Abſchrift des Befehles an den Beklagten abliefern oder eine Ab⸗ 
ſchrift in ſeiner gewöhnlichen Wohnung bei einer Perſon im 
Alter von über zwölf Jahren hinterlaſſen; auch ſoll er auf 
genanntem Befehle die Zeit und die Art und Weiſe der Ausfüh⸗ 
rung deſſelben, ſowie irgend welche von ihm angenommene Bürg⸗ 
ſchaft einberichten. 


Abſchnitt 6. Wenn der Beklagte innerhalb vierund⸗ Sen e 
zwanzig Stunden nachdem ihm eine Abſchrift des Gerichtsbefeh⸗ 
les zugeſtellt worden, eine Bürgſchaft von zwei oder mehreren 
genügenden Bürgen unterzeichnet und in nicht weniger als dem 
doppelten Betrage des Werthes des Eigenthumes, wie in der 
beſchworenen Ausſage des Klägers angegeben, an den Kläger 
ausſtellt, des Inhaltes, daß der Beklagte das Eigenthum an den 
Kläger ausliefern will, wenn eine ſolche Auslieferung angeordnet 
wird, und daß er alle Koſten und jeglichen Schadenerſatz bezahlen 
will, der in dieſem Falle gegen ihn zuerkannt werden mag, dann 
ſoll der Conſtabler dem Beklagten das Eigenthum zurückſtellen. 
Wenn eine derartige Bürgſchaft nicht innerhalb vierundzwanzig 
Stunden nach Zuſtellung des Gerichtsbefehles geleiſtet wird, ſoll 
der Conſtabler das Eigenthum an den Kläger abliefern. z 


Abſchnitt 7. Sollten der Friedenscichter oder Conſtabler Ungenägenbe 
in irgend einem Falle eine ungenügende Bürgſchaft annehmen, an 
jo ſoll ein ſolcher Friedensrichter oder Conſtabler unter feiner 
amtlichen Bürgſchaft für jeden Schaden verantwortlich ſein, der 
irgend einer der Parteien in Folge der ungenügenden Bürgſchaft 
erwachſen mag. 

Abſchnitt 8. Der Werth des Eigenthumes ſoll dem Perthangabe. 
Beklagten gegenüber nicht höher angeſchlagen werden als er in 
der beſchworenen Ausſage des Klägers angegeben iſt. 


Urtheil gegen 
den Kläger. 


Entſcheidung des 
Richters, 0 


Urtheil für den 
Klager. 


. 


Schadenerſatz⸗ 
Berfahren. 
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Abſchnitt 9. Wenn das Eigenthum dem Kläger ausge⸗ 
folgt wurde und er verabſäumt alsdann den Fall bis zum end⸗ 
gültigen Austrage zu verfolgen, ſo ſoll der Friedensrichter lauf 
Verlangen des Beklagten oder ſeines Anwaltes, den Werth des 
Eigeuthumes ermitteln und ein Urtheil gegen den Kläger und 
die Bürgen auf deſſen Bürgſchaft auf Rückgabe des Eigenthumes 
abgeben, oder, im Falle das Eigenthum nicht zurückgegeben wer⸗ 
den kann, dann für den Werthbetrag deſſelben, den durch die 
Vorenthaltung verurſachten Schaden und die Klagekoſten. 


Abſchnitt 10. In allen Fällen wo das Eigenthum an 
den Kläger ausgeliefert worden, der Friedensrichter aber zu 
Gunſten des Beklagten entſcheidet, ſoll er gleichfalls entſcheiden: 
Erſtens, ob der Beklagte beim Beginn der Klage zu dem Eigen⸗ 
thume berechtigt war; Zweitens, ob dem Beklagten das Beſitz⸗ 
recht des Eigenthums beim Beginn der Klage zuſtand. Wenn 
der erſte Punkt zu Gunſten des Beklagten entſchieden wird, ſoll 
er über den Werth des Eigenthumes gleichfalls entſcheiden; oder 
wenn der zweite Punkt zu Gunſten des Beklagten entſchieden 
wird, ſoll er gleichfalls über den Werth des Beſitzes des Eigen 
thumes entſcheiden; ebenſo ſoll er ſolchen Schadenerſatz für Vor⸗ 
enthaltung des Eigenthums anſetzen, wie er es für recht und 
angemeſſen erachten mag. Der Friedensrichter hat die Entſchei⸗ 
dungen in ſeinem Gerichtsverzeichniſſe einzutragen und ſein Ur⸗ 
theil in Uebereinſtimmung mit denſelben abzugeben. 


Abſchnitt 11. In allen Fällen, wo das Eigenthum an 
den Kläger ausgeliefert wurde und der Friedensrichter entſcheidet 
bei der Verhandlung zu Gunſten des Klägers, ſoll er ſein Urtheil 
dahin abgeben, daß der Kläger im Beſitze des Eigenthumes ver⸗ 
bleibe, nebſt dem Schadenerſatz für die ungeſetzliche Vorenthal⸗ 
tung deſſelben durch den Beklagten und den Klagekoſten. 

Abſchn itt 12. Wenn das beanſpruchte Eigenthum nicht 
weggenommen wurde, ſo kann das Verfahren als ein blos auf 
Schadenerſatz begonnenes verhandelt werden, in welchem Falle 
der Kläger zu ſolchem Schadenerſatz berechtigt Bu ſoll, wie dies 


“ angemefjen und gerecht ſein mag. 


Ausführung des 
Gerichtsbefehles 


Abſchnitt 13. Bei Ausführung des S 
kann der Conſtabler in irgend ein Gebäude oder eine Einzäu⸗ 
nung einbrechen, in welchen das beanſpruchte Eigenthum oder ein 
Theil deſſelben verſteckt iſt, jedoch erſt dann, nachdem ihm Einlaß 
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in ein ſolches Gebäude oder eine ſolche Einzäunung und die Aus⸗ 
lieferung des Eigenthumes verweigert worden, nachdem er das⸗ 
ſelbe gefordert hat. Wenn jedoch das in einem an einen ſolchen bee Senn Händen 
Conſtablex gerichteten Einlöſungsbefehl beſchriebene Eigenthum N 
ſich kraft eines von einem urkundlichen Gerichte dieſes Staates 
eingeleiteten Verfahrens in Händen eines Sheriff oder andern 
Beamten befindet, dann ſoll ein ſolcher Conſtabler ſolches Eigen⸗ 
thum nicht mit Beſchlag belegen und wegnehmen. Er ſoll viel⸗ 
mehr die Thatſache einberichten, daß ſolches Eigenthum ſich in 
Händen eines Sheriff oder andern Beamten (mit Angabe des 
Namens) unter Angabe des betreffenden Verfahrens befindet und 
dieſer Bericht des Conſtablers, auf genannten Einlöſungsbefehl 
hin, ſoll als eine genügende Ausführung deſſelben angeſehen 
werden. 

Abſchnitt 14. Wennimmer der Friedensrichter durch Benn Eigen, 
die beſchworene Ausſage des Klägers oder anderweitig davon 
überzeugt wird, daß der Beklagte oder ſonſt Jemand das wieder⸗ 
zuerlangende Eigenthum wiſſentlich verſteckt hat, oder, wenn 
unter ſeiner Obhut, daſſelbe dem Beamten auszuliefern ſich wei⸗ 
gert, ſo kann der Friedensrichter ſolchen Beklagten oder ſonſtige 
Perſon dem Gefängniß überweiſen, bis er oder ſie angeben, wo 
das Eigenthum ſich befindet oder bis ſie daſſelbe an den Beamten 
ausliefern. 


Abſchnitt 15. In allen Gerichtsverfahren, die unter er Wesen 
dieſem Geſetze entſtehen, follen die Betheiligten zu einer Ver⸗ renen. 
handlung vor Geſchworenen berechtigt ſein, unter den gleichen 
Bedingungen, unter welchen Verhandlungen vor Geſchworenen 
in andern Fällen vor einem Friedensrichter ſtattfinden. Wenn a 
die Verhandlung vor Geſchworenen ſtattfindet, ſoll der Friedens⸗ 
richter die Geſchworenen anhalten, in ihrem Wahrſpruche die f 
gleichen Thatſachen anzugeben und einzuberichten, welche er unter 
Abſchnitt zehn (10) dieſes Geſetzes anzugeben hat. Der Frie⸗ 
densrichter ſoll dieſen Wahrſpruch in ſein Gerichtsverzeichniß 
eintragen und ein Urtheil in Uebereinſtimmung mit demſelben ns 
abgeben. nu \ 

A b ſ chnitt 16. In Fällen, wo das Eigenthum an den gonzugsnefeit. 
Kläger ausgefolgt wurde und der Friedensrichter ein Urtheil zu 
Gunſten des Klägers für Schadenerſatz wegen Vorenthaltung des 
Eigenthums fällt, ſoll er einen Vollzugsbefehl gegen den Beklagten 
für ben Betrag des Schadenerſatzes und die Gerichtskoſten erlaſſen. 
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Erſtattung des 
Werthbetrags. 


Urtheil für 
Beſitzwerth. 


Berufung. 


Dringlichkeits⸗ 
Klauſel. : 
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Abſchnitt 17. In Fällen, wo das Eigenthum von dem 
Beklagten zurückgehalten wird und der Friedensrichter ein Ur⸗ 
theil zu Gunſten des Klägers abgibt, ſoll er einen Vollzugsbefehl 
erlaſſen, worin er dem Conſtabler beauftragt, das Eigenthum in 
ſeinen Beſitz zu nehmen und daſſelbe an den Kläger auszuliefern; 
oder wenn eine ſolche Auslieferung nicht erfolgen kann, dann 
ſoll er den vom Friedensrichter oder den Geſchworenen feſtgeſetz⸗ 
ten Werthbetrag des Eigenthumes von dem Beklagten eintreiben 
und die Vollſtreckung deſſelben ſoll ſich ebenfalls auf den Betrag 
des Schadenerſatzes für Vorenthaltung des Eigenthumes und auf 
die Gerichtskoſten erſtrecken. 


Abſchnitt 18. In Fällen, wo das Eigenthum an den 
Kläger abgeliefert wurde und der Friedensrichter entſcheidet, daß 
beim Beginne der Klage der Beklagte zum Beſitze des Eigenthu⸗ 
mes berechtigt war, ſolches Beſitzrecht aber ſeitdem erloſchen und 
daß zur Zeii der Verhandlung der Kläger das Eigenthumsrecht 
beſaß, dann und in dieſem Falle ſoll das Eigenthum im Beſitze 
des Klägers verbleiben und das Urtheil ſoll für den Werth des 
Beſitzes des Eigenthumes, wie vom Friedensrichter erkannt und 
für die Gerichtskoſten gefällt werden, wofür ein Vollzugsbefehl 
auszuſtellen iſt. 


Abſchnitt 19. In allen Fällen unter dieſem Geſetze ſoll 
den Betheiligten das Berufungsrecht in gleicher Weiſe und unter 
den gleichen Bedingungen zuſtehen, wie dies in andern vor einem 
Friedensrichter verhandelten Fällen vorgeſehen iſt. ö 


Abſchnitt 20. Da die erſte geſetzgebende Verſammlung 
dieſes Staates durch ein Verſehen das Geſetz, welches den Frie⸗ 
densrichtern Gerichtsbarkeit in Einlöſungsangelegenheiten gibt, 
widerrufen hat, wodurch den Bürgern dieſes Staates fortwährend 
ſehr viel Umſtändlichkeiten und Verluſte entſtehen, ſo iſt es die 
Anſicht dieſer Geſetzgebung, daß eine Dringlichkeit vorliegt, 
wonach dieſes Geſetz ſofort in Kraft treten ſollte. Deßhalb ſoll 
dieſes Geſetz unmittelbar nach ſeiner Annahme in Kraft treten. 


Genehmigt am 8. Februar 1879. 
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N Ein Geſetz, 
zur Abänderung eines Geſetzes, überſchrieben: „Ein Geſetz, um Vorkehrun⸗ 
gen für die Umlegung und Eintreibung der Steuern zu treffen und 
behufs Widerrufs gewiſſer darauf Bezug habender Geſetze,“ genehmigt 
am 20. März 1877. 

Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 

Abſchnitt 1. Daß Abſchnitt vierundvierzig (44) des ge⸗ 
nannten Geſetzes anmit in der Weiſe abgeändert ſei und abge⸗ 
ändert iſt, um zu lauten wie folgt, nämlich: 

Alljährlich an oder vor dem erſten September ſoll der Auditor Feri iel 
dem Schreiber eines jeden County eine Angabe über etwa gemachte 
Abänderungen in den Umlagen zuſtellen mit Bezeichnung des 
Staatsſteueranſatzes, der in dem betreffenden County umzulegen 
und zu erheben iſt. Dieſer Anſatz darf aber drei Mills vom 
Dollar des abgeſchätzten Werthes nicht überſteigen. Wenn die 
Steuerbehörde keinen andern Anſatz macht, oder wenn die Be⸗ S 
hörde aus irgend einem Grunde nicht in Sitzung tritt, oder dem 
Countyſchreiber keine Angabe über den von ihr gemachten Anſatz 
zugeht, dann ſoll der oben angegebene Anſatz als der zu erhebende 
angeſehen werden. Wenn der Schreiber eines jeden County die 
unter dieſem Geſetze vorgeſchriebene Steuerliſte ausfertigt, ſoll er 
unter der entſprechenden Rubrik eine zu vorbenanntem Anſatz 
berechnete Staatsſteuer berechnen und eintragen. Indeſſen ſoll 
die Staatsſteuer für die Jahre 1879 und 1880 zu Staatszwecken Anſatz für 1879 
zu vier Mills am Dollar veranſchlagt werden, falls die Aus- 
gleichungsbehörde den Anſatz nicht erniedrigt. 

Wenn ein Schreiber verabſäumt die hierin beſtimmten Pflich⸗ Strafe. 
ten zu erfüllen, ſo kann er in irgend einem Betrage von nicht 
unter fünfhundert und nicht über dreitauſend Dollars beſtraft 
werden, welche Strafe auf Schuldklage hin vor einem zuſtändigen 
Gerichtshofe im Namen des Volkes des Staates Colorado 
erlangt werden kann. 

Abſchnitt 2. Daß Abſchnitt ſechsundvierzig (46) des 
genannten Geſetzes anmit in der Weiſe abgeändert ſei und abge⸗ 
ändert iſt, um zu lauten wie folgt, nämlich: 

Der Schreiber ſoll thunlichſt bald nach Erhebung der Steuern Steuerliſte. 
in einem vom County zu dieſem Zwecke angeſchafften Buche eine 
Steuerliſte anlegen, und zwar in alphabetiſcher Reihenfolge, mit 
Rubriken für die Namen der Eigenthümer, Beſchreibung und 
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Werth des unbeweglichen und Werth des beweglichen Eigenthums, 
Geſammtbetrag der Steuern, rückſtändige Steuern und Bemer⸗ 
kungen. Am Schluſſe des Steuerbuches ſoll der Countyſchreiber 
den Geſammtbetrag der erhobenen Steuern den verſchiedenen 


Fonds pro rata gutſchreiben. Dieſe Steuerliſte mag in folgender 
Form ausgefertigt werden: 
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Abſchnitt 3. Daß Abſchnitt achtundvierzig (48) des ge⸗ 
nannten Geſetzes anmit in der Weiſe abgeändert ſei und abge⸗ 
ändert iſt, um zu lauten wie folgt, nämlich: 

Nachdem dem Schatzmeiſter die Steuerliſte mit dem Erlaß zur 
Eintreibung der Steuern zugeſtellt worden, ſoll er mit der Ein⸗ 
treibung der ſo umgelegten Steuer beginnen, und die Steuerliſte 
und der Erlaß ſollen als ſeine Autorität und Rechtfertigung 
gegenüber irgend welchen Ungeſetzlichkeiten bei den Verhandlun⸗ 
gen vor Entgegennahme der Liſte gelten. Er ſoll am letzten Tage 
eines jeden Monats den Geſammtbetrag der während des Monats 
eingetriebenen Steuern den verſchiedenen Fonds pro rata gut⸗ 
ſchreiben. 

Abſchnitt 4. Daß Abſchnitt neunundſechszig (69) des 
genannten Geſetzes anmit in der Weiſe abgeändert ſei und abge⸗ 
ändert iſt, um zu lauten wie folgt, nämlich: 

An dem in der Verkaufsbekanntmachung beſtimmten Tage ſoll 
der Countyſchatzmeiſter mit dem Verkaufe ſolcher Ländereien und 
Stadtbauplätze beginnen, auf welche die Steuern und Forderun⸗ 
gen nicht entrichtet wurden und er ſoll mit dem Verkaufe von Tag 
zu Tag fortfahren (Sonntags ausgenommen), bis jedes Stück 
Land verkauft iſt, oder ſo viel davon, als erforderlich ſein mag, 
um die Steuern und Forderungen nebſt allen entſtandenen Koſten 
und Strafen zu decken, die auf demſelben laſten. Wenn kein 
Angebot auf ein ſo angebotenes Stück Land gemacht wird, ſo ſoll 
der Schatzmeiſter zeitweilig vom Verkaufe abſtehen und es beim 
Beginne des Verkaufes am folgenden Tage wieder ausbieten, 
bis alle Landſtücke verkauft ſind oder bis der Schatzmeiſter ſich 
davon überzeugt haben ſollte, daß keine weiteren Verkäufe mehr 
gemacht werden können. Dann iſt es ihm zur Pflicht gemacht, 
alle nicht verkauften Landſtücke und Stadtbauplätze im Namen 
des County für den darauf laſtenden Betrag von ſolchen Steuern, 
Zinſen und Koſten einzubieten. Nachdem er in dieſer Weiſe 
irgend ein Stück Land oder einen Stadtbauplatz für das County 
erſtanden hat, ſoll er dem County eine Kaufsbeſcheinigung aus⸗ 
ſtellen, wie dies in Abſchnitt achtundſiebzig (78) dieſes Geſetzes 
vorgeſehen. Irgend Jemand kann zu irgend einer Zeit inner⸗ 
halb drei Jahren vom Tage der Ausſtellung einer ſolchen Kaufs⸗ 
beſcheinigung an gerechnet, beim Schatzmeiſter eines ſolchen 
County den auf eine ſolche Beſcheinigung fälligen und unbezahl⸗ 
ten Geſammtbetrag nebſt Zinſen vom Tage der Ausſtellung der 
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Beſcheinigung an gerechnet, hinterlegen, worauf der Countyſchrei⸗ 

ber ihm die Kaufsbeſcheinigung überſchreiben ſoll und der Schatz⸗ Enn vom, 
meiſter ſoll einer ſolchen Perſon eine Empfangsbeſcheinigung für 

alle von ihr entrichteten Steuern und Zinſen ausſtellen, worauf 

eine ſolche Perſon in alle Rechte und Privilegien eintritt, gerade 

ſo als ob ſie der urſprüngliche Käufer beim Steuerverkaufe gewe⸗ 

ſen wäre. Steuern, die auf Ländereien umgelegt wurden, welche Rüdftandıge 

unter den Beſtimmungen dieſes Abſchnittes vom County eingelöft zahlbar“ n 

worden, ſind erſt dann zahlbar, wenn das County durch Verkauf 

oder Wiedereinlöſung ſolcher Ländereien in den Beſitz u Betra- 


ges gelangt tft. 


Abſchnitt 5. Daß Abſchnitt neunzig (90) des genannten 
Geſetzes anmit in der Weiſe abgeändert ſei und abgeändert iſt, 
um zu lauten wie folgt, nämlich: 


Um Ländereien von Minderjährigen, Schwachſinnigen oder ginlöſung von 
geiſteskranken Perſonen einzulöſen, nachdem der Steuerbeſitztitel enden a“ 
ausgeſtellt worden, ſoll ein folder Minderjähriger, Geiſtes⸗ . 
ſchwacher oder Geiſteskranker, oder Jemand an ſeiner Statt, an 
den Countyſchatzmeiſter die Summe bezahlen, für welche ſolche 
Ländereien verkauft wurden, nebſt den Koſten für Ausfertigung 
und Eintragung des Steuerbeſitztitels, zuſchläglich fünfundzwan⸗ 
zig Prozent auf denſelben, nebſt Intereſſen darauf, vom Ver⸗ 
kaufstage an zu fünfundzwanzig Prozent per Jahr berechnet, 
ſowie aller andern Steuern, Koſten und Forderungen, die zur 
Zeit ſolcher Wiedereinlöſung auf dem Lande laſten mögen, die 
nach der Zeit, zu welcher das Land für darauf haftende Steuern 
verkauft wurde, umgelegt wurden, und die von Demjenigen, an 
den das Land verkauft wurde, oder von einem, durch ihn An⸗ 
ſpruch darauf Habenden, bezahlt wurden, nebſt Zinſen darauf im 
Betrage von fünfundzwanzig Prozent jährlich, vom Tage ſolcher 
Bezahlung an gerechnet, ſoweit wie ſolche Zahlungen aus den 
Büchern und Urkunden im Amtslokale eines ſolchen Schatz⸗ 
meiſters erſichtlich ſind. Sollte Derjenige, an welchen ſolche 
Ländereien verkauft wurden, oder ein unter ihm Anſpruch darauf 
Erhebender, Verbeſſerungen gemacht haben, die zur Bebauung 
des Landes oder um Viehzucht auf demſelben zu betreiben, noth⸗ 
wendig waren, ſo hat Der, welcher das Land einlöſt, für ſolche 
Verbeſſerungen zu bezahlen, deren Werth durch drei vom County⸗ 
rath zu ernennende unparteiiſche Perſonen abzuſchätzen iſt. In⸗ 
deſſen dürfen ſolche Verbeſſerungen den Werth von fünfhundert 
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Dollars auf jede achtzig oder hundertundſechszig Acker große 
, Landſtücke nicht überſteigen. Für alle in dieſer Weiſe einbe- 
zahlten Gelder ſoll der Schatzineiſter eine Einlöſungsbeſcheinigung 
an die betreffende Perſon ausſtellen, welche die Zahlung leiſtet. 
Von der Zeit der hier vorbeſtimmten Einlöſung an gerechnet, 
ſoll der beim Verkaufe ausgeſtellte Beſitztitel gegenüber einem 
ſolchen Minderjährigen, Geiſtesſchwachen oder Geiſteskranken, 
oder Aller, die unter ihm ein Beſitzrecht beanſpruchen, ungültig 
ſein. 
Genehmigt am 19. Februar 1879. 


Ein Geſetz, 
um Vorkehrungen für die Art und Weiſe der Eintreibung und Verrechnung 
von Geldern zu treffen, die für Staatsanſtalten erhoben werden. 

Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 

Abſchnitt 1. Alle, alljährlich für Staatsanſtalten erho- 
bene Steuern ſollen vom Schreiber eines jeden County in dieſem 
Staate unter einer Rubrik aufgeführt und auf der Steuerliſte 
unter der Ueberſchrift „Staatsanſtalten“ in einer Spalte einge⸗ 
tragen werden. 

Abſchnitt 2. Der Schatzmeiſter eines jeden County ſoll 
nen. zu verrech alle Steuern für Staatsanſtalten als ſolche erheben und dafür 

beſcheinigen. Es ſoll dem Schatzmeiſter eines jeden County zur 
Pflicht gemacht ſein, am Ende eines jeden Monats die Gelder für 
Staatsanſtalten zu vertheilen, jeder Staatsanſtalt ihren bezüg⸗ 
lichen Betrag zuzutheilen und denſelben dem Staatsſchatzmeiſter 
gutzuſchreiben. 

Genehmigt am 4. Februar 1879. 


— 


Wie einzutragen 


Ein Geſetz, ” 
welches diefCountiesgf ermächtigt, gewiſſe, nicht einzutreibende Steuern zu 
ſtreichen. 


Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 


Streichung rür⸗ Abſchnitt 1. Alle Steuern irgendwelcher Art, die in 
Steuern. irgend einem County dieſes Staates umgelegt wurden und für 
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einen Zeitraum von ſechs Jahren rückſtändig waren, können vom 
Countyrathe der betreffenden Counties geſtrichen werden, wenn 
der Countyrath die Ueberzeugung hegt, daß ſolche Steuern nicht 
eingetrieben werden können. 


Abſchnitt 2. Es iſt dem Countyrathe zur Pflicht gemacht, Berict an 


wenn Steuern, wie in Abſchnitt eins vorgeſehen, geſtrichen wer⸗ 
den, dieſelben dem Staatsauditor zur Anzeige zu bringen, wor⸗ 
auf dieſer dem County den Betrag ſo geſtrichener EN 
gutſchreiben ſoll. 


Genehmigt am 12. Februar 1879. 


— — 


Ein Geſetz, 
zur Abänderung des Kapitels drei (3) der allgemeinen Geſetze des Staates 
Colorado, übexſchrieben: „Em Geſetz, zur Beſchaffung eines Fondes 
für den Bau und die Erhaltung der Ackerbauſchule von Colorado.“ 
Sei e3 verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 
(Abſchnitt 1.) Abſchnitt eins (1) des genannten me 
155 (3) iſt in folgender Weiſe abgeändert: 


aatsauditor. 


Abſchuitzt 1. Von allem ſteuerbaren Eigenthum inner⸗ Betrag ber 


halb dieſes Staates, beweglichem ſowohl wie unbeweglichen, iſt un 


in den Jahren 1879 und 1880 folgende Steuer behufs des Baues 
und der Erhaltung der Ackerbauſchule zu veranſchlagen umd zu 
erheben, nämlich:k der fünfte Theil eines Tauſendſtels von jedem 
einzelnen, Dollar unter der Bezeichnung der Ackerbauſchulſteuer. 
Dieſelbe iſt in der gleichen Weiſe und gleichzeitig zu veranſchla⸗ 
gen und einzutreiben, wie dies jetzt oder ſſpäter behufs der Ver⸗ 
anſchlagung und Eintreibung der Staatseinkünfte geſetzlich vor⸗ 
geſchrieben iſt oder beſtimmt werden mag. 


Abschnitt 2.9 ( Abſchnitt drei (3) des vorerwähnten Kapi⸗ Verwendung des 


tels iſt anmit in ‚folgender Weiſe abgeändert: Der hierdurch ® 
geſchaffene Fond iſtßausſchließlich zur Erhaltung der Ackerbau⸗ 
ſchule dieſesz Staates und zurz Errichtung ſolcher Gebäude zu 
verwenden, wie dies von der- Staatsackerbauſchul⸗Behörde für 
nöthig erachtet werden mag. 

Genehmigt am 3. Februar 1879. 
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Ein Geſetz, 
um Einkünfte zum Unterhalt der Bergbauſchule in Golden zu ſchaffen und 
zum Widerrufe von Abſchnitt zwölf (12) des Kapitels einundneunzig 
(91) der allgemeinen Geſetze. 
Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 
Abſchnitt 1. Für die Jahre 1879 und 1880 ſoll auf 
alles ſteuerpflichtige Eigenthum in dieſem Staate, beweglichem 
ſowohl wie unbeweglichem, in jedem der genannten Jahre die 
folgende Steuer zum Unterhalte der in Golden befindlichen Berg⸗ 
bauſchule umgelegt und erhoben werden, nämlich: Ein Fünftel 
(1-5) pro Mill von jedem Dollar des jährlich abgeſchätzten 
Werthes von ſolchem Eigenthum, unter dem Namen „Bergbau⸗ 
ſchulſteuer.“ Dieſelbe ſoll in Baargeld zu entrichten und all⸗ 
jährlich in gleicher Weiſe und zu gleicher Zeit umzulegen und zu 
erheben ſein, wie dies jetzt beſtimmt iſt oder ſpäter für die Um⸗ 
lage und Erhebung der Staatseinkünfte beſtimmt werden mag. 
Wie zu ver. A bſchnitt 2. Die durch genannte Steuer erhobenen Gel⸗ 
wenden. der ſollen zu keinen andern als den in genanntem Kapitel der 
allgemeinen Geſetze bezeichneten Zwecken verwendet werden. 
Der Staatsſchatzmeiſter hat dieſelben in der unter Abſchnitt vier⸗ 
zehn (14), Kapitel einundneunzig (91) der allgemeinen Geſetze 
vorgeſchriebenen Weiſe auszubezahlen. 

Abſchnitt 3. Abſchnitt zwölf (12) von Kapitel einund⸗ 
neunzig (91) der allgemeinen Geſetze dieſes Staates iſt anmit 
widerrufen. 

Genehmigt am 8. Februar 1879. 


Steuererhebung 


—— 


Ein Geſetz, 
zur Abänderung von Kapitel achtundachtzig (88) der allgemeinen Geſetze, 
überſchrieben: „Ein Geſetz, in Bezug auf Straßen undzLandſtraßen.“ 

Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 

Abſchnitt 1. Abſchnitt dreiundzwanzig (23), von Kapitel 
achtundachtzig (88) der allgemeinen Geſetze iſt anmit ſo abgeändert 
um zu lauten wie folgt: 

Abſchnitt 23. Der Countyrath der betreffenden Counties 


ſtener zu 5 . . — 522 
kann eine Eigenthumsſteuer zu Straßenzwecken erheben, die einen 


ſten 
Straß enzwecen. 
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Dollar vom Hundert nicht überſteigen darf und die in gleicher 
Weiſe und zur nämlichen Zeit umgelegt und erhoben werden ſoll, 
in welcher alljährlich andere Eigenthumsſteuern umgelegt und 
erhoben werden. Indeſſen darf kein innerhalb incorporirten 
Ortſchaften und Städten belegenes Eigenthum einer ſolchen 
Steuer unterworfen werden. 


Abſchnitt 2. Abſchnitt vierundzwanzig (24) von Kapitel 
achtundachtzig (88) der allgemeinen Geſetze iſt anmit ſo abge⸗ 
ändert um zu lauten wie folgt: 

Abſchnitt 24. Jeder körperlich geſunde Mann im Alter Steuerpflichtige. 
zwiſchen einundzwanzig und fünfzig Jahren ſoll alljährlich an 
den Straßenaufſeher des Diſtriktes in welchem er wohnt, 
eine Straßenſteuer von drei Dollars bezahlen, oder an Stelle 
derſelben zwei Tage Arbeit auf den öffentlichen Straßen verrich⸗ 
ten, wennimmer er vom Straßenaufſeher, wie hierin beſtimmt, 
dazu aufgefordert wird. Wenn Jemand, der unter dieſem Ab- Lerabſäumung. 
ſchnitte eine Straßenſteuer zu entrichten, oder an Stelle derſelben 
Arkeit zu verrichten hat, verabſäumt, alljährlich vor dem erſten 
November ſolche Bezahlung zu leiſten oder die Arbeit zu verrich⸗ 
ten, ſo ſoll der Straßenaufſeher ein derartiges Verſäumniß dem 
Countyſchatzmeiſter des betreffenden County zur Anzeige bringen, 
der dann ermächtigt und beauftragt iſt den rückſtändigen Betrag 
von dem Säumigen in gleicher Weiſe wie andere Steuern einzu⸗ 
treiben und denſelben an den Straßenaufſeher desjenigen Straßen⸗ 
bezirkes, in welchem er fällig und zahlbar iſt, abzuliefern. In⸗ 
deſſen kann ein ſolcher Straßenaufſeher eine derartige Steuer gr. 
jederzeit vor dem erſten November alljährlich, wie unter dem 
Geſetze dazu ermächtigt, eintreiben. Die Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes ſollen ſich jedoch nicht auf incorporirte Städte oder Ort⸗ 
ſchaften erſtrecken. 

Abſchnitt 3. Wenn Jemand eine Landſtraße verlegt Verlegung alter 
oder eine neue Straße in irgend einem County dieſes Staates heuer Sreahen, 
vermeſſen und ausgelegt zu haben wünſcht, jo ſoll er ein darauf 
bezügliches Geſuch beim Countyrathe einreichen, in welchem 5 
Geſuche die beabſichtigte Verlegung mit Angabe des Ausgangs⸗ 
und Endepunktes beſchrieben iſt. Dieſes Geſuch muß von min⸗ 
deſtens zehn Perſonen unterzeichnet ſein, welche innerhalb zwei 
Meilen von dem Theile der Straße wohnen, den man zu verlegen N 1 
beabſichtigt. Die Bittſteller haben beim Countyſchreiber eine 5 
genügende, vom Countyrathe zu beſtimmende Summe zur Deckung 
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der Auslagen für Beſichtigung der beabſichtigten Straße zu 
hinterlegen. Falls das Geſuch der Bittſteller abgewieſen werden 
ſollte, ſo fällt dieſe Summe dem Countyſtraßenfond anheim, 
andernfalls ſoll ſie an den Hinterlegenden zurückerſtattet werden. 
Wenn eine ſolche Straße oder in Vorſchlag gebrachte Straße ſich 
an der Grenze von zwei Counties befindet, ſo muß bei den 
Countyräthen dieſerzbeiden Counties darum nachgeſucht werden 


und die Zuſtimmung beider Räthe ſoll zur Herſtellung derſelben 


erforderlich ſein. In ſolchen Fällen ſoll jedes County einen 
beſtimmten Theil der Straße öffnen und im Stande halten und 
die Eintheilung ſoll durch gegenſeitiges Uebereinkommen der 
beiden Räthe erfolgen. Indeſſen kann der Countyrath auch von 
der Hinterlegung des Baarbetrages, die, wie vorbeſchrieben, bei 
der Erreichung des Geſuches gemacht werden muß, Abſtand neh⸗ 
men und mag an Stelle deſſen eine gute und genügende Bürg⸗ 
ſchaft annehmen, worin die Betreffenden ſich verpflichten, die 
vorerwähnten Auslagen zu erſtatten, falls dieſelben von den Bitt⸗ 
ſtellern zu tragen ſein ſollten. 5 

Genehmigt am 18.3 Februar 1879. 


— 


— 


Ein Geſetz, 
zur Abänderung eines Geſetzes, überſchrieben: „Ein Geſetz, zur Errichtung 
und zum Unterhalte eines Freiſchulſyſtems.“ Genehmigt am 20. 
März 1877. 

Sei ſes verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 

Abſchnitt 1. Abſchnitt neun (9) des genannten bene 
(nämlich Abſchnitt 2455 der allgemeinen Geſetze von 1877) iſt in 
der Weiſe abgeändert, daß er wie folgt lautet: 

„Abſchnitt 9. Er iſt mit der allgemeinen Aufſicht über 
ſämmtliche County⸗Superintendenten, ſowie über alle öffentlichen 


Schulen des Staates betraut. Er hat ſolche Formulare, Schul⸗ 


regiſter und Bücher vorzubereiten, drucken zu laſſen und an die 
Lehrer und alle Beamten, die mit Ausführung der Geſetze in 
Bezug auf das öffentliche Schulweſen beauftragt ſind, zu verthei⸗ 
len, wie dieſelben zur Ausübung ihrer Pflichten erforderlich ſein 
mögen. Er ſoll aber kein Verlagsrecht ſolcher Formulare ſich 
ſichern, noch darf er direkt oder indirekt Vortheil aus dem Ver⸗ 
kauf derſelben ziehen. Alle Schulregiſter und Bücher, die in 


) 


* 
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dieſer Weiſe für den Gebrauch der Lehrer und Schulbeamten Sıeferungen an 
angeſchafft werden, find den betreffenden Counties zum Koſten⸗ Staatsfonb ab- 


preis anzurechnen, und der County⸗Schulſuperintendent hat für 
dieſelben zu beſcheinigen und fie unter die Diſtrikte ſeines County's 


nach Bedarf zu vertheilen. Der jedem County ſo angerechnete 


Betrag iſt von der Summe abzuziehen, die ſolchem County bei 
der halbjährlichen Eintheilung des Staatsſchulfondes zukommt. 
Der Superintendent des öffentlichen Unterrichtes hat dem Staats⸗ 
ſchatzmeiſter den Geſammtbetrag der ſo zu machenden Abzüge zu 
beſcheinigen, worauf der Schatzmeiſter den genannten Betrag 


behufs Eintheilung aus dem Schulfond in den allgemeinen Fond 
übertragen ſoll. 


die öffentlichen Schulen Bezug habenden Geſetze in Pamphletform 

drucken zu laſſen und als Anhang dazu Formulare zur Ausferti⸗ 

gung von Berichten und zur Führung der Schulgeſchäfte, und 

ſoll je ein Exemplar derſelben an Schulbeamte und Schul- und 
Staatsbibliothekenzabliefern. Dieſe Druckarbeiten ſind auf eine 

vom Auditor ausgeſtellte Zahlungsanweiſung aus dem Druckfond 

zu bezahlen, nachdem die bezüglichen Rechnungen von dem 

Superintendenten des öffentlichen Unterrichts genehmigt und 
vom Staatsſekretär beglaubigt worden ſind.“ 


Abſchnitt 2. Abſchnitt fünfzehn (15) des erwähnten 
Geſetzes (nämlich Abſchnitt 2461 der allgemeinen Sr it in 
der Weiſe abgeändert, daß er wie folgt lautet: 


zuziehen 


Der Superintendent des öffentlichen Unterrichtes hat die auf; Wente | 


chulgeſetze. 


= 
— 


* 


„Abſchnitt 15. Am letzten Freitage im Februar, Mai, gieteügetie 


August und November eines jeden Jahres hat er alle Perſonen, 
welche ſich einer Lehrerprüfung zu unterziehen wünſchen, in 
einem paſſenden Lokale am Countyſitz zu treffen, nach vorange⸗ 
gangener Bekanntmachung i in einer Zeitung des County, oder im 
Falle keine Zeitung im County veröffentlicht werden ſollte, hat 
er ſolche Bekanntmachung auf eine ihm zweckentſprechende Weiſe 
zu erlaſſen. Zu der ſo beſtimmten Zeit hat er alle dieſe Bewerber 
in folgenden Fächern zu prüfen, nämlich: Rechtſchreiben, Leſen, 
Schreiben, Rechnen, engliſche Grammatik, Geographie, Geſchichte 
der Vereinigten Staaten einſchließlich der Verfaſſung der Ver⸗ 
einigten Staaten, Phyſiologie, Geſundheitslehre, Anfangsgründe 
der Naturwiſſenſchaft, theoretiſche und praktiſche Lehrmethode 
und Schulgeſetze des Staates. Falls der Bewerber an einer 
höheren Schule Unterricht zu ertheilen hat, ſo hat die Prüfung 
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auch ſolche weitere Unterrichtsgegenſtände zu umfaſſen, wie die⸗ 
ſelben in ſolcher Schule gelehrt werden. Wenn er ſich von der 
Lehrfähigkeit und dem guten moraliſchen Charakter des Bewerbers 
überzeugt hat, hat er ihm eine Beſcheinigung auszuſtellen, wie 
dies in nachfolgendem Abſchnitte beſtimmt iſt. Im Falle der 
Bewerber jedoch bei einer andern als der regelmäßigen viertel⸗ 
jährlichen Prüfung ein Examen beſteht, ſo iſt 3a blos eine zeit- 
weilige Beſcheinigung zuzufertigen.“ | 
Abſchnitt 3. Abſchnitt achtzehn (18) des genannten Ge⸗ 
ſetzes (nämlich Abſchnitt 2464 der allgemeinen Geſetze) iſt in der 
Weiſe abgeändert, daß er wie folgt lautet: 

gage „Abſchnitt 18. Der County Superintendent ſoll all⸗ 
ericht jährlich am erſten Dienſtag im Oktober einen Bericht an den 
Staatsſuperintendenten für das mit dem vorhergehenden einund⸗ 
dreißigſten Auguſt abgelaufene Schuljahr einſenden. Dieſer 
Bericht hat einen Auszug der Berichte zu enthalten, die ihm von 
den Sekretären ſeiner Diſtrikte zugegangen ſind, nebſt einer An⸗ 
gabe der finanziellen Verhältniſſe ſeines Amtes und fonftiger 
Angelegenheiten, wie ſie vom Staatsſuperintendenten verlangt 
werden mögen, oder wie er ſelbſt es für nöthig erachten mag um 
den wirklichen Zuſtand der unter ſeiner Aufſicht ſtehenden 
Schulen darzulegen. Von allen derartigen Berichten hat er eine 

Abſchrift in ſeinem Amtslokale zu behalten.“ 


Abſchnitt 4. Abſchnitt zwanzig (20) des genannten Ge⸗ 
ſetzes (nämlich Abſchnitt 2466 der allgemeinen Geſetze) iſt in der 
Weiſe abgeändert, daß er wie folgt lautet: 

„Abſchnitt 20. Es iſt dem Countyſuperintendenten zur 
Pflicht gemacht, eine gewiſſenhafte Aufſicht über die Schulen in 
ſeinem County zu führen. Er hat jede Schule einmal viertel- 
jährlich zu beſuchen, wenn ſie gehalten wird; er hat darauf zu 
ſehen, daß Seitens der Lehrer und Schulbeamten den Beſtim⸗ 
Revibirung der mungen dieſes Geſetzes nachgekommen wird; er hat die Rech⸗ 
Rechnunge bücher nungsbücher der Diſtriktbeamten zu prüfen und darauf zu ſehen, 

daß dieſelben regelmäßig geführt und alle Diſtriktgelder gehörig 
verrechnet werden; er hat ein gut gebundenes Buch zu halten 
zur Verzeichnung ſeiner Amtsthätigkeit und ſolch anderer Vor⸗ 
kommniſſe, die unter dem Geſetz eingetragen werden müſſen; 
er hat den geſetzlichen Inſtruktionen des Staatsſuperintendenten 
Folge zu leiſten und alljährlich an oder vor dem erſten Montag 
kung. tar, jm Juli ſeine Bücher und den Bericht über den finanziellen Zu⸗ 


Lehrerſcheine. 


Schulviſitation. 
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ſtand ſeines Amtes dem Countyrath vorzulegen und dieſen Bericht 
beim oder vor Schluß des Schuljahres in einer innerhalb ſeines 
County herausgegebenen Zeitung veröffentlichen zu laſſen.“ 
Abſchnitt 5. Abſchnitt ſiebenundzwanzig (27) des ge⸗ 
nannten Geſetzes (nämlich Abſchnitt 2473 der allgemeinen Geſetze) 
iſt in der Weiſe abgeändert, daß er wie folgt lautet: 
„Abſchnitt 27. Wenn aus Theilen eines oder mehrerer weer Biſtarkte. 
alten Diſtrikte ein neuer Diſtrikt hergeſtellt werden ſoll, ſo haben 
die Eltern oder Vormünder von mindeſtens zehn im Schulalter 
ſich befindlichen Kindern, die innerhalb der Grenzen des ſo zu 
ſchaffenden neuen Diſtriktes wohnen, den Countyſuperintendenten 
ſchriftlich darum zu erſuchen. In dieſer Schrift ſind die Grenzen | 
des zu jchaffenden-Diftriktes-und die Namen aller im Schulalter | 
| 


ſich befindlichen Kinder, die zur Zeit in dem fo zu ſchaffenden 
Diſtrikte wohnen, anzuführen. Die ſo abgefaßte Namensliſte 
ſoll an Stelle des Cenſus für genannten Diſtrikt treten, bis der 
nächſte regelmäßige Schulcenſus aufgenommen wird. Sollte der 
Countyſuperintendent auf dieſer Liſte und gleichfalls auf anderen 
Cenſusliſten für das laufende Jahr Namen finden, von denen er 
weiß, daß die ſo benannten Kinder bona fide Einwohner des zu 
ſchaffenden Diſtriktes ſind, ſo hat er dieſe Namen aus den Liſten 
der alten Diſtrikte zu ſtreichen nachdem die Organiſation des 
neuen Diſtriktes vervollſtändigt iſt. 

Der Countyſuperintendent hat irgend einen der Bittſteller, der Berufung von 
ein geſetzlicher Stimmgeber iſt, zu beauftragen, jeden Stimmgeber, e 
der innerhalb des zu ſchaffenden Diſtriktes wohnt, perſönlich 
wenn thunlich, davon in Kenntniß zu ſetzen und durch Anfchlag- 
an drei öffentlichen Plätzen im genannten Diſtrikt bekannt zu 
machen, daß ein derartiges Geſuch gemacht worden iſt und daß 
eine Verſammlung abgehalten werden wird, wobei er Ort und 
Zeit dieſer Verſammlung angibt, um über die Frage der vorge⸗ 
ſchlagenen Neneintheilung zu entſcheiden. 

Bewohner eines nicht eingetheilten Gebietes können jederzeit men Diftikte m 
einen Schuldiſtrikt ohne vorgegangenes Geſuch organiſiren, falls ten Gebieten. 
eine Mehrheit der geſetzlichen Stimmgeber, die innerhalb des in 
Ausſicht genommenen Diſtriktes wohnen, ſich in einer Verſamm⸗ 
lung, von der allen anwohnenden Stimmgebern Kenntniß gegeben 
worden iſt, dahin entſcheiden.] Dieſe Verſammlung iſt in der 
durch das Geſetz vorgeſchriebenen Weiſe zum Zwecke der Organi⸗ 
ſation neuer Diſtrikte zu führen. Der Sekretär hat nebſt der 
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Abſchrift der Verhandlungen, wie dies durch das Geſetz vorge⸗ 
ſchrieben, dem Countyſuperintendenten eine beglaubigte Lifte 
aller im Schulalter ſtehenden Kinder einzuſenden, die am Tage 
der Organiſation des genannten Diſtriktes in demſelben wohnten. 
Dieſe Liſte ſoll als die Cenſusliſte dieſes Diſtriktes bis zur Auf⸗ 
nahme des nächſten regelmäßigen Cenſus gelten.“ 

Abſchnitt 6. Abſchnitt neunundzwanzig (29) des genann⸗ 
ten Geſetzes (nämlich Abſchnitt 2475 der allgemeinen Geſetze) iſt 
in der Weiſe abgeändert, daß er wie folgt lautet: 


Segeiigung ben  # Abſchnitt 29. Zwei oder mehr an einander grenzende 


Diſtrikten. 


- Grenzabandes 
rung. 


Geſetzlichkeit der 


Organiſation. 


Diſtrikte können zu einem einzigen Diſtrikte vereinigt werden. 
Zum Zwecke der Herſtellung dieſer Vereinigung ſoll jeder Diſtrikt 
in einer zu dieſem Zwecke geſetzlich berufenen Verſammlung durch 
Abſtimmung entſcheiden, ob eine Mehrzahl der ſo verſammelten 
gejegfichen Stimmgeber zu Gunſten einer ſolchen Vereinigung iſt 
oder nicht. Die dafür ſind haben mit „Ja“, die dagegen ſind 
mit „Nein“ zu ſtimmen. Wenn eine Mehrheit der vorhandenen 
Stimmgeber in jedem Diſtrikte ſich für eine Vereinigung erklärt, 
ſo hat nach erfolgter zehntägiger öffentlicher Bekanntmachung eine 
allgemeine Verſammlung ſtattzufinden, in welcher die Organiſa⸗ 
tion durch die Wahl von Beamten und durch andere nothwendige 
Verhandlungen erledigt wird, in gleicher Weiſe, wie dies betreffs 
der Organiſation von Diſtrikten in Abſchnitt achtundzwanzig (28) 
dieſes Geſetzes vorgeſchrieben iſt. Ein Theil eines nicht organi⸗ 
ſirten Gebietes kann einem Schuldiſtrikte einverleibt werden oder 
ein Theil eines Diſtriktes mag von ſolchem Diſtrikte abgetrennt 
und durch den Countyſuperintendenten einem angrenzenden 
Diſtrikte einverleibt werden, falls eine Mehrheit der geſetzlichen 
Stimmgeber, die innerhalb des ſo einzuverleibenden Gebietes 
wohnen, darum nachſuchen.“ ‚ 
Abſchnitt 7. Abſchnitt zweiundvierzig (42) des genann⸗ 
ten Geſetzes (nämlich Abſchnitt 2488 der allgemeinen Gejebe) iſt 
in der Weiſe abgeändert, daß er wie folgt lautet: 
» „Abſchnitt 42. Jeder Schuldiſtrikt in dieſem Staate, 
welcher gegenwärtig die Vorrechte eines Schuldiſtriktes genießt 
und deſſen geſetzliche Bildung oder Organiſation nicht geſetzlich 
abgeſprochen worden iſt, der ferner einen auf hertömmliche 
Weiſe geſchaffenen und qualifizirten Schulrath beſitzt, und wenn 
ſolcher Diſtrikt regelmäßigen und geſetzlichen Beſtand ſeit einem 
Jahre gehabt hat, ſo iſt er anmit als ein zu Recht beſtehender 
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Diſtrikt anerkannt; und alle Diſtriktbeamte verbleiben im Amte 
bis ihre Nachfolger qualifizirt haben. Wenn aus dem jährlichen 
Cenſus eines Diſtriktes erſichtlich iſt, daß die Schulbevölkerung 
des Diſtriktes ſich auf Eintauſend (1000) oder mehr belauft, ſo Aenderung von 
iſt der Schulrath dieſes Diſtriktes bei der nächſten jährlichen Kae. ee 
Wahl auf ſechs (6) Mitglieder zu erhöhen, nach vorhergegangener 
vierwöchentlicher Bekanntmachung in einer im Diſtrikte ver⸗ 
öffentlichten Zeitung, und zwar durch die Wahl von zwei Mit⸗ 
gliedern für drei (3) Jahre, einem Mitglied für zwei (2) Jahre 
und einem Mitglied für ein (1) Jahr. Die ſo erwählten Mit⸗ 
glieder bilden zuſammen mit den Direktoren, deren Amtszeit noch 
nicht abgelaufen, den neuen Schulrath, der ſein Amt in der vom 
Geſetze für Schulräthe von Diſtrikten erſter Klaſſe vorgeſchriebe⸗ 
nen Weiſe vertreten ſoll.“ N 

Abſchnitt 8. Abſchnitt dreiundfünfzig (53) des genannten 
Geſetzes (nämlich Abſchnitt 2499 der allgemeinen Geſetze) iſt in 
der Weiſe abgeändert, daß er wie folgt lautet: 

„Abſchnitt 53. Der Sekretär ſoll ehe er ſein Amt antritt, Bürgichaft bes 
eine Brasch im Betrage von fünfhundert (500) Dollars mit b 
zwei Bürgen in Diſtrikten der erſten und zweiten Klaſſe hinter⸗ 
legen; in Diſtrikten dritter Klaſſe im Betrage von einhundert 
(100) Dollars. Dieſe Bürgſchaft macht ihm die treue Erfüllung 
ſeiner Amtspflichten und die Ablieferung alles Diſtrikteigenthu⸗ 
mes, das zu ſeinem Amte gehört, an ſeinen Nachfolger zur 
Bedingung, und zwar, innerhalb zehn Tagen nachdem daſſelbe 
von einem qualifizirten Nachfolger ihm abverlangt worden tft. 
Dieſe Bürgſchaft iſt von dem Countyſuperintendenten zu geneh⸗ 
migen und bei ihm zu hinterlegen. 

Der Sekretär hat alle Verhandlungen des Schulrathes und der Sfichten des 
Diſtriktverſammlungen in verſchiedene zu dieſem Zwecke zu füh⸗ 
rende Bücher einzutragen; er hat Abſchriften aller Berichte, die 
er an den Staats- oder Countyſuperintendenten macht, aufzube⸗ 
wahren, ebenſo alle Papiere, die ihm von anderen Schulbeamten 
betreffs der Geſchäfte des Diſtriktes übermittelt werden. Er hat 
ferner alle Wechſel oder Anweiſungen, die vom Präſidenten aus⸗ 
geſtellt ſind, gegenzuzeichnen. Er hat ein Regiſter aller auf den 
County⸗ oder Diſtriktſchatzmeiſter gezogenen Anweiſungen zu 
führen, worin er die Nummer der Anweiſung, Datum und Betrag 
einträgt und zu weſſen Gunſten und zu welchem Zwecke ausge⸗ 

W Von Zeit zu Zeit hat er dem Diſtriktſchatzmeiſter eine 
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Abſchrift dieſes Regiſters zu liefern. Sofort nach der Erwählung 
eines oder mehrerer Direktoren hat er dem Countyſuperintenden⸗ 
ten einen Bericht zu erſtatten, worin der Name und die Adreſſe 
des Präſidenten, Sekretärs und ee des Schulrathes 
verzeichnet ſein muß. 

Alljährlich zwiſchen dem zwanzigſten (20.) Juni und dem zehn⸗ 
ten (10.) Juli hat der Sekretär, oder ein von ihm dazu Ange⸗ 
ſtellter, einen Cenſus aller Perſonen im Alter zwiſchen ſechs (6) 
und einundzwanzig (21) Jahren anzufertigen, die am vorgenann⸗ 
ten zwanzigſten er Juni bona fide Bewohner des Diſtriktes 
waren. 

Die ſo eingetragenen Namen ſind alphabetiſch zu ordnen und 
nach Geſchlechtern zu trennen, und ebenſo ſoll dabei angegeben 
werden, wer über ſechszehn (16) und wer unter ſechszehn (16) 
Jahre alt iſt. Der Verfaſſer der Cenſusliſte hat die Richtigkeit 
derſelben zu beſchwören. Iſt der Verfaſſer ein Anderer als der 
Sekretär ſelbſt, ſo iſt dieſe Cenſusliſte vom Sekretär zu beſchei⸗ 
nigen und vor Schluß des laufenden Schuljahres an den County⸗ 
Superintendenten einzuſenden. In Diſtrikten erſter und zweiter 
Klaſſe iſt eine Abſchrift davon dem Oberlehrer oder Superinten⸗ 
denten des Diſtriktes zuzuſtellen und in allen Fällen muß eine 
Abſchrift im Amtslokale des Sekretärs aufbewahrt werden.“ 

Abſchnitt 9. Abſchnitt vierundfünfzig (54) des genannten 
Geſetzes (nämlich Abſchnitt 2500 der allgemeinen Geſetze) iſt aus⸗ 
geſtrichen und an deſſen Stelle das Folgende geſetzt: 

„Abſchnitt 54. Die Cenſusliſten der verſchiedenen 


den Diſtrikte ſind von dem Countyſuperintendenten genau durchzu⸗ 


ſehen und zu vergleichen. Wenn der Name ein und derſelben 
Perſon auf mehr als einer dieſer Liſten erſcheint, jo ſoll er dieſen 
Namen von allen Liſten entfernen, derjenigen des Diſtriktes aus⸗ 
genommen, in welchem die betreffende Perſon am vorhergehenden 
zwanzigſten (20.) Inni thatſächlich gewohnt hat. Der Wohnort 
einer im Schulalter ſtehenden unverheiratheteng Perſon ſoll in 
allen Fällen mit dem thatſächlichen Wohnort ihrer Eltern oder 
Vormünder identiſch fein. Wenn der Countyſuperintendent auf 
irgend einer Cenſusliſte die Namen von Perſonen vorfindet, von 
denen er vermuthet, daß ſie keine thatſächlichen Einwohner des 
betreffenden Diſtriktes ſind, ſo ſoll er den Sekretär, der ihm die 
Liſte beglaubigt hatte, davon in Kenntniß ſetzen. Wenn der 
Sekretär innerhalb der nächſtfolgenden fünfzehn. (15) Tage, nach⸗ 
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dem er ſolche Kenntniß erhalten, außer Stande iſt die Richtigkeit 
der Liſte nachzuweiſen, ſo ſollen die Weskeſfenden Namen von 
ſolcher Liſte geſtrichen werden. 

Bei Aufnahme des jährlichen Cenſus ſoll der Sekretär ſich alle weitere tanıit- 
Mühe geben die Anzahl von Perſonen im Alter von über fe 
zehn (16) Jahren zu ermitteln, die im Diſtrikte wohnen und 
welche weder leſen noch ſchreiben können. Dabei hat er die An⸗ 
zahl von männlichen und weiblichen Perſonen anzugeben und 
ebenſo die Anzahl derer unter einundzwanzig (21) Jahren und 
derer über einundzwanzig (21) Jahren. Ebenſo ſoll er die Zahl 
der Taubſtummen ſeines Diſtrikts ermitteln, die im Alter 
zwiſchen vier (4) und zweiundzwanzig (22) Jahren ſtehen. Dieſe 
ſtatiſtiſchen Angaben ſollen ſeinem jährlichen Berichte an den 
Countyſuperintendenten einverleibt werden.“ 

Abſchnitt 10. Abſchnitt ſiebenundfünfzig (57) des ge⸗ 
nannten Geſetzes (nämlich Abſchnitt 2503 der allgeneinen Geſetze) 
iſt in der Weiſe abgeändert, daß er wie folgt lautet: 

„Abſchnitt 57. Es ſoll die Pflicht des Schatzmeiſters Sener 
ſein, alle Gelder in Empfang zu nehmen und aufzubewahren, die Shrsmeitters, 
ihm vom Countyſchatzmeiſter oder anderweitig für ſeinen Diſtrikt 
zugehen, und dieſelben nur auf Anweiſung des Präſidenten, 
gegengezeichnet vom Sekretär, auszubezahlen. Ueber alle der⸗ 
artige Einnahmen und Ausgaben ſoll er in einem eigens zu dieſem 
Zwecke gehaltenen Buche Eintragungen machen. Am Schluſſe 
eines jeden Schuljahres und zu jeder andern Zeit, wenn vom 
Schulrathe dazu aufgefordert, ſoll er einen Rechenſchaftsbericht 
ſeines Diſtriktes vorlegen, wie derſelbe aus den Büchern in ſeinem 
Amtslokale hervorgeht. Im Falle ſeiner Unterlaſſung ſeinen Strafen. 
Amtspflichten nachzukommen, wenn vom Schulrathe dazu aufge⸗ 
fordert, oder im Falle der Weigerung oder Vernachläſſigung an 
ſeinen geſetzlichen Amtsnachfolger alle Gelder, Bücher oder alles 
andere Eigenthum des Diſtriktes abzuliefern, welches ſich in ſei⸗ 
nen Händen oder unter ſeiner Aufficht befindet, innerhalb zehn 
(10) Tagen nachdem ſein Nachfolger es ihm abverlangt, ſollen 
ſeine Bürgen haftbar gehalten werden und ſollen allen Verluſt, _ 
der dem Diſtrikte durch ſolche Vernachläſſigung oder Unterlaſſung 
entſteht, gutmachen.“ 

Abſchnitt 11. Abſchnitt ſiebenundachtzig (87) des ge⸗ 
nannten Geſetzes, (nämlich Abſchnitt 2533 der allgemeinen Geſetze 
von 1877) iſt in der Weiſe abgeändert, daß er wie folgt lautet: 
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Abſchnitt 87. Von der Entſcheidung des Countyſuper⸗ 
intendenten kann Berufung an die Erziehungsbehörde des Staa⸗ 
tes eingelegt werden, in gleicher Weiſe, wenn thunlich, wie es in 
dieſem Geſetze für Berufung vom Schulrath des Diſtrikts an den 
Countyſuperintendenten vorgeſehen iſt. Dabei ſoll jedoch die 
Staats⸗Erziehungsbehörde dem Countyſuperintendenten dreißig 
(30) Tage vor Verhandlung dieſer Berufung Kenntniß geben 
und in gleicher-Weiſe auch Demjenigen, der die Berufung einge⸗ 
legt hat. Die Entſcheidung der Staats⸗Erziehungsbehörde, oder 
einer Mehrheit derſelben, iſt durch den Präſidenten der Behörde 
abzugeben und ſoll, wenn getroffen, endgültig ſein. Wenn jedoch 
ein ſich bei einer regelmäßigen vierteljährlichen Prüfung um 
einen Lehrerſchein Bewerbender an der Entſcheidung des County⸗ 
ſuperintendenten Anſtoß nimmt und wenn dann dieſe Entſchei⸗ 
dung des Countyſuperintendenten umgeſtoßen wird, dann ſoll die 
Staats⸗Erziehungsbehörde dem Berufenden einen Lehrerſchein 
ausſtellen; derſelbe ſoll für den Zeitraum eines Jahres Gültig⸗ 
keit haben und ferner ſoll derſelbe ebenſo gültig ſein als ob er 
von dem Countyſuperintendenten, gegen den Berufung eingelegt 
wurde, ausgeſtellt worden wäre.“ 7 

Abſchnitt 12. Da nach Anſicht dieſer Geſetzgebung eine 
Dringlichkeit vorhanden iſt, ſo ſoll dieſes Geſetz mit dem Tage 
ſeiner Genehmigung in Kraft treten. 

Genehmigt am 4. Februar 1879. 


— 


Ein Geſetz, 
welches Schuldiſtrikte berechtigt, ihre Schuldſcheine wieder zu fundiren. 

Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 

Abſchnitt 1. Der Schulrath oder Erziehungsrath irgend 
eines mit einer autoriſirten Schuld belaſteten Schuldiſtriktes 
ſoll das Recht haben mit Zuſtimmung der Inhaber dieſer 
Schuldſcheine ſolche Schuldenlaſt wieder zu fundiren, und zwar 
mit Schuldſcheinen von nicht geringerem Zinsfuß und nicht 
längerer Zeitdauer als die eingelöſten Schuldſcheine. Die ſo 
ausgegebenen neuen Schuldſcheine, die an Stelle der einzulöſenden 
Diſtriktſchuldſcheine treten, ſollen nach einem vom Schulrath zu 
beſtimmenden Zinsfuß ausgeſtellt werden, der ſich aber nicht über 
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acht Prozent jährlich belaufen darf. Sie jollen nach Wunſch des 
Diſtriktraths einlösbar fein, und zwar innerhalb zwanzig (20): Joi ſchenn angie 
Jahren und zahlbar innerhalb dreißig (30) Jahren, vom Tage 3 um dreißig 
ihrer Ausstellung an gerechnet. Der Tag, nach welchem die 

neuen Schuldſcheine einlösbar ſind, ſoll in denſelben deutlich 


geſchrieben oder gedruckt enthalten ſein. 
Abſchnitt 2. Alle Beſtimmungen der jetzt ſich in Kraft Das Vorgehen 


befindlichen Geſetze des Staates Colorado, die auf die Pflichten bon u, e 

der Diſtrikt⸗ und Countybeamten betreffs der Verausgabung und 

Bezahlung von Diſtriktſchuldſcheinen Bezug haben und ebenfalls N 

auf die Beſteuerung und Eintreibung der zur Bezahlung von | 
Zinſen und Kapital ſolcher Schuldſcheine, ſollen auch ebenſo und | 

in gleicher Weiſe auf die Verausgabung und Bezahlung von 

ſolchen Schuldſcheinen Anwendung finden, die unter den Beſtim⸗ 

mungen dieſes Geſetzes ausgegeben werden, die Beſtimmung N 

ausgenommen, welche die Zeit angibt, wenn zur Bezahlung des 3 

urſprünglichen Betrags der Schuldſcheine erforderliche Steuer | 

auferlegt und eingezogen werden ſoll, da dies in Nachſtehendem 

beſtimmt iſt. 


Abſchnitt 3. In den der erſten Verfallzeit dieſer Schuld ⸗ Steuer zur Ein⸗ 
ſcheine vorhergehenden Jahre und zu der für die Erhebung der Shhulbſchemen. 
Countyſteuern geſetzlich beſtimmten Zeit, und in jedem darauf 
folgenden Jahre bis der volle Betrag der ausſtehenden Schuld⸗ 
ſcheine eingelöſt iſt, ſoll der Countyrath eines jeden County, in 
welchem Schuldſcheine unter den Beſtimmungen dieſes Geſetzes 
ausgegeben wurden, eine genügend große Steuerumlage machen, 
um mindeſtens zehn (10) Prozent und nicht über zwanzig (20) 
Prozent des urſprünglichen Betrages dieſer Schuldſcheine bezah⸗ 
len zu können. Der Countyſchatzmeiſter hat dieſen Betrag gleich 
andern Steuern einzutreiben und, wenn eingetrieben, an den 
Diſtrikkſchatzmeiſter abzuliefern, wie dies bereits geſetzlich be⸗ 
ſtimmt iſt. 

Abſchnitt 4. Unter den Beſtimmungen dieſes Geſetzes Angemeine 
dürfen keine Schuldſcheine ausgeſtellt werden, bis die Frage der Alımmung. 
Wiederfundirung den geſetzlichen Stimmgebern des Diſtriktes 
unterbreitet und von ihnen gutgeheißen wurde, wie dies jetzt 
geſetzlich vorgeſchrieben iſt oder vorgeſchrieben werden mag, 
wobei die Stimmgeber „Für Wiederfundirung“ oder „Gegen 
Wiederfundirung“ zu ſtimmen haben, anſtatt „Für Schuloſceie 

oder „Gegen Schuldſcheine“. 
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Abſchnitt 5. Da die gegenwärtige fundirte Schuld ver⸗ 
ſchiedener Schuldiſtrikte, die unter dieſes Geſetz fallen, jetzt ver⸗ 
fallen und zahlbar iſt, ſo beſteht eine Dringlichkeit, und deshalb 
ſoll dieſes Geſetz mit ſeiner Genehmigung in Kraft treten. 

Genehmigt am 23. Januar 1879. 


—— — 


Ein Geſetz, 
welches beſtimmt, was ein Privatſiegel fein ſoll. 

Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 

Abſchnitt 1. Jedes Schriftſtück, deſſen Verfaſſer an 
Stelle eines Siegels ein Zeichen beifügt, hat in jeder Beziehung 

die gleiche Kraft und geſezliche Verbindlichkeit, als ob daſſelbe 

beſiegelt wäre. 

Genehmigt am 25. Januar 1879. 


\ 


Ein Geſetz, 
in Bezug auf die Befugniſſe und Pflichten der Staatsbehörde der Land⸗ 
commiſſäre und die Verwaltung der Staatsländereien und vorſchriftlich 
der Pflichten des Sekretärs dieſer Behörde. 
Sei es verordnet durch die een des 
Staates Colorado: 
Abſchnitt 1. Das Staats-Landcommiſſariat iſt andurch 
ermächtigt, einen Sekretär anzuſtellen, jedoch nicht aus den Reihen 
der Mitglieder dieſer Behörde, deſſen Gehalt auf zwölfhundert 


Dollars jährlich feſtgeſetzt iſt. Dieſer Sekretär hat bezüglich der 


Landangelegenheiten des Staates ſolche Pflichten zu erfüllen, 
wie ſie ihm von der betreffenden Behörde vorgeſchrieben werden 
mögen. Der Staatsſekretär hat ſein Amtslokal, das ſich in der 
Staatsbibliothek zu befinden hat, mit dem erforderlichen Mobiliar 
auszuſtatten. Dieſer Sekretär ſoll unter Anweiſung des Staats⸗ 
bibliothekars unmittelbare Aufſicht über die Staatsbibliothek 
haben. 

Abſchnitt 2. Nebſt den oben angegebenen Amtspflichten 
ſoll er auch noch unter Anweiſung des Landcommiſſariats als 
Einwanderungsagent fungiren und alle auf die verſchiedenen 


— 
— 
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Intereſſen des Staates Bezug habenden ſtatiſtiſchen Berichte ſam⸗ 

meln und zum Zwecke der Veröffentlichung und unentgeltlichen 
Vertheilung zuſammenſtellen, wie genanntes Commiſſariat an⸗ 
ordnen und aus ihm zur Verfügung ſtehenden Mitteln veröffent⸗ 

lichen mag. 

Abſchnitt z. Das Staats⸗Landcommiſſariat kann ander⸗ Aushülfe. 

weitige Schreiber beſchäftigen wenn erforderlich, jedoch dürfen 

die zu dieſem Zwecke vom Staate zu deckenden Auslagen ſich 

nicht über fünfhundert (500) Dollars jährlich belaufen. 


Abſchnitt 4. Alle vom Congreſſe der Vereinigten Staa⸗ Schulland dem 
ten zur Unterſtützung der öffentlichen Schulen verwilligten und zogen. 
als Sektionen ſechszehn (16) und ſechsunddreißig (36) bekannten 
Ländereien, nebſt allen an Stelle genannter Sektionen vorbehal⸗ 
tenen Ländereien ſind anmit dem Verkaufe entzogen und deren 
Veräußerung iſt verboten; indeſſen können ſie, wie dies jetzt 
geſetzlich vorgeſchrieben, nach Belieben des Staats⸗Landcommiſ⸗ 
ſariats veräußert werden. ö 

Bei einem öffentlichen Verkaufe von Staats- oder Schullände⸗ 
reien darf kein Angebot unter dem von der Abſchätzungsbehörde 
feſtgeſetzten Preiſe angenommen werden. Wenn derartige Län⸗ 
dereien verkauft werden, auf welchen der Miether derſelben Ver⸗ 
beſſerungen gemacht hat, oder wenn Verbeſſerungen auf derarti⸗ 
gen Ländereien zur Zeit vorhanden waren, als ſie in die Hände 
des Staats⸗Landcommiſſariats übergingen, dann ſoll der Käufer, 
wenn ein Anderer als der Eigenthümer genannter Verbeſſerungen 
am Verkaufstage den Betrag des abgeſchätzten Werthes erwähn⸗ 
ter Verbeſſerungen an den Staats- oder Countyſchatzmeiſter, wie 
dies nun der Fall ſein mag, entrichten, worauf erwähnter Schatz⸗ 
meiſter den Betrag an den Eigenthümer ſolcher Verbeſſerungen 
ausbezahlen ſoll. 

Abſchnitt 5. Das Staats⸗Landcommiſſariat kann irgend ermethung 
welchen Theil der Staatsländereien unter ſolchen Bedingungen fandereien. 
auf. beſtimmte Zeit vermiethen, wie dies jetzt geſetzlich für ähnliche ö 
Vermiethung der Schulländereien vorgeſchrieben iſt. Zu dieſem 
Zwecke ſoll das Staats⸗Landcommiſſariat ſolche Staats- und 
Schulländereien abſchätzen laſſen. 

Abſchnitt 6. Wenn Staats⸗ oder Schulländereien ſo ertsbetrag. 
vermiethet werden, ſoll es für nicht über fünf Jahre geſchehen, 
und ſie müſſen alle fünf Jahre wieder abgeſchätzt werden. Der 
Miether hat den jährlichen Miethsbetrag an den Staatsſchatz⸗ 


Abſchätzung. 


— ————— e 


ur 
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meiſter zu entrichten, der ihm eine Empfangsbeſcheinigung dafür 
auf dem Miethscontrakte auszuſtellen hat. Gleichzeitig hat er 


eine zweite Empfangsbeſcheinigung bei dem Staatsauditor zu 


Mineralland. 


Miethsbeträge, 


hinterlegen. 

Wenn indeſſen Bau- oder Kalkſteine, Kohlen oder anderes 
Mineral auf Staats- oder Schulländereien gefunden wird, fo 
kann derartiges Land in paſſenden Abtheilungen für einen länge⸗ 
ren Zeitraum als fünf Jahre vermiethet werden, unter der 
Bedingung, daß dem Staate ein Entgelt in ſolchem Betrage ent⸗ 
richtet werden ſoll von dem Erträgniß oder der Erzeugung eines 
derartigen Steinbruches oder Bergwerkes, wie das Staats⸗Land⸗ 
commiſſariat es feſtſetzen mag. 

Abſchnitt 7. Alle Miethsbeträge für Staats- oder Schul⸗ 


wie zu behandeln ländereien, die jetzt oder ſpäter in den Staatsſchatz einzufließen 


Pflichten des 
Countyſchul— 
ſuperinten⸗ 
denten. 


haben, ſollen allerwegen in gleicher Weiſe behandelt werden, wie 
dies bereits jetzt geſetzlich für Unterbringung der aus dem Ver⸗ 
kaufe von Staatsländereien erwachſenden Geldern vorgeſehen iſt. 

Abſchnitt 8. Es iſt dem Countyſchulſuperintendenten 
eines jeden County zur Pflicht gemacht, mittelſt geſchriebener 
oder gedruckter Bekanntmachung alle Perſonen, welche ſich auf 
Staatsländereien niedergelaſſen haben, ohne Abſchließung eines 
Miethscontraktes, aufzufordern, die Ländereien innerhalb ſechszig 
Tagen nach Empfang der Bekanntmachung zu verlaſſen. Sollten 


die Betreffenden aus irgend welchem Grunde verabſäumen, der⸗ 


artige Ländereien innerhalb der feſtgeſetzten Zeit zu verlaſſen, ſo 
machen ſie ſich dadurch einer geſetzwidrigen Beſitzergreifung ſchul⸗ 
dig. Wenn indeſſen ein auf irgend welchen Staatsländereien 
thatſächlich Anſäſſiger auf denſelben Verbeſſerungen angebracht 
hat, ſo ſoll ihm das Vorrecht ſie zu miethen zuſtehen; er muß 
aber in dieſem Falle den Miethscontrakt vor Ablauf der oben 


“ vorgefchriebenen ſechszig Tage abſchließen. 


Geſetzwidrige 
Beſitzergreifung 


Abſchnitt 9. Gegen Jeden, der ſich in angegebener 
Weiſe geſetzwidriger Beſitzergreifung von Staatsländereien ſchul⸗ 
dig macht, ſoll zur Wiedererlangung derſelben gerichtlich einge— 
ſchritten werden im Namen des Volkes des Staates Colorado, 
und in gleicher Weiſe, wie dies in ähnlichen Fällen unter dem zu 
dieſem Zwecke erlaſſenen Geſetze zu geſchehen hat. Wenn ein ſo 
Anſäſſiger der geſetzwidrigen Beſitzergreifung ſchuldig befunden 
wird, ſoll er zur Bezahlung der Gerichtskoſten und einer ange⸗ 
meſſenen Anwaltsgebühr für den den Staat in dieſem Falle ver⸗ 
tretenden Anwalt verurtheilt werden. 
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Abſchnitt 10. Wenn vom Countyſuperintendenten der Bftichten ber 
Schulen dazu aufgefordert, iſt es den Countyanwälten innerhalb“ 
der Counties, worin ſolche ungeſetzliche Beſitzergreifung ſtattge⸗ 
funden haben mag, zur Pflicht gemacht, Diejenigen, welche ſich 
einer derartigen geſetzwidrigen Beſitzergreifung ſolcher Staats⸗ 
ländereien ſchuldig gemacht haben, gerichtlich zu belangen. 


. 


Die Rechnungen aller Countyſuperintendenten für Dienſte, die Gountyfuperz | 


fie zur Wahrung der Intereſſen der Staatsländereien geleiſtet zu ein 


haben, jollen an die Staatsbehörde eingereicht und, wenn von 
dieſer Behörde genehmigt, vom Staate in gleicher Weiſe bezahlt 
werden wie andere Auslagen, die aus der Vermeſſung und dem 
Verkaufe der Staatsländereien entſtehen. 

Abſchnitt 11. Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes ſollen Xusfegung des 
fo ausgelegt werden, daß unter demſelben alle Ländereien einge- 
ſchloſſen ſind, die ſchon früher durch Schenkung des Congreſſes 
der Vereinigten Staaten an dieſen Staat zu irgend welchen 
Zwecken übergingen, oder die ihm ſpäter noch geſchenkt werden 
mögen. 

Abſchnitt 12. Da nach Anſicht dieſer Geſetzgebung eine Deingfiiteits 
Dringlichkeit vorliegt, wie fie in Abſchnitt neunzehn (19) von 
Artikel fünf (5) der Verfaſſung dieſes Staates vorgeſehen wurde, 
ſo ſoll dieſes Geſetz mit ſeiner Genehmigung in Kraft treten. 


Abſchnitt 13. Der Countyrath eines jeden County Bertauf von 
dieſes Staates kann, wenn nach feinem Ermeffen-e8 dem Wohle 
ſeiner Bürger dienlich ſein würde, bei dem Staats⸗Landcommiſ⸗ 
ſariat darum nachſuchen, daß gewiſſe Striche Landes oder Theile 
von Ländereien (mit genauer Angabe ſolcher Stücke Landes oder 
Theilen von Ländereien), die vor der Vermeſſung der Staats⸗ 
ländereien dem Staate von der Bundesregierung geſchenkt und 
von Bürgern der Vereinigten Staaten bezogen und verbeſſert 
wurden, abgeſchätzt und verkauft werden. Das Landcommiſſa⸗ 
riat ſoll darauf hin drei unparteiiſche Grundeigenthumsbeſitzer Abschatzung. 
in einem ſolchen County ernennen, die ſolche Stücke Landes oder 
Theile von Ländereien abzuſchätzen haben und ebenſo den Werth 
der auf jedem derſelben etwa vorhandenen Verbeſſerungen. Die 
Abſchätzer ſollen eine beſchworene Beſcheinigung ſolcher Ab⸗ 
ſchätzung an das Staats⸗Landcommiſſariat einſenden, worauf 
dieſes, falls es den Verkauf für angemeſſen erachten ſollte, den⸗ 
ſelben anordnen ſoll, und dieſe Ländereien ſind alsdann in der 
jetz geſetzlic vorgeſchriebenen Weiſe zu verkaufen. Indeſſen ſoll 


— — 


buntyanwalte. 
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dieſes Geſetz ſich nicht auf den Verkauf von Schulländereien 
erſtrecken, auch dürfen nicht über einhundertundſechszig (160) 
Acker an ein und dieſelbe Perſon verkauft werden. 


Genehmigt am 10. Februar 1879. 


— — 


Ein Geſetz, 
zur Annahme der Beſtimmungen des folgenden Geſetzes: „Ein Geſetz, 
welches den verſchiedenen Staaten und Territorien, welche Ackerbau⸗ 
und Gewerbeſchulen errichten, öffentliche Ländereien bewilligt“, erlaſ⸗ 
ſen durch den Senat und das Repräſentantenhaus der Vereinigten 
Staaten von Amerita als Congreß verſammelt. Genehmigt am 2. 
Juli 1862. 

Inſofern als der Staat Colorado Vorkehrungen für den Un⸗ 
terhalt einer ſchon errichteten Ackerbauſchule innerhalb ſeiner 
Grenzen getroffen hat, deshalb 

Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 

Abſchnitt 1. Daß in Uebereinſtimmung mit den Beſtim⸗ 
mungen eines Congreßgeſetzes der Vereinigten Staaten, nämlich: 
„Ein Geſetz, welches den verſchiedenen Staaten und Territorien, 
welche Ackerbau⸗ und Gewerbeſchulen errichten, öffentliche Län⸗ 
dereien bewilligt“, genehmigt am 2. Juli A. D. 1862, der Staat 
ſeine Zuſtimmung zu den Vorſchriften und den Abänderungen 
des genannten Geſetzes hiermit gibt und die in genanntem Geſetze 
erwähnten Schenkungen ſind hierdurch angenommen, mit allen 
darauf Bezug habenden Beſtimmungen. 

\ : Abſchnitt 2. Da bis jetzt noch feine Vorkehrung für die 

Dringlichkeit⸗ ,.- . . . 

klauſel. Annahme und Zuſtimmung zu den Beſtimmungen des genaunten 
Geſeges getroffen wurde und da es nothwendig iſt, daß die in 
genanntem Geſetze bezeichneten Ländereien ſobald als möglich 
ausgeſucht werden, ſo iſt dieſe Geſetzgebung der Anſicht, daß die 
Tringlichkeit vorhanden iſt, daß dieſes Geſetz ſofort in Kraft 
trete; deßhalb ſoll daſſelbe mit ſeiner Annahme in Kraft treten. 

e Ab ſchnitt 3. Der Gouverneur des Staates ſoll dem 

Praſidenten. Fräſidenten der Vereinigten Staaten und dem Miniſter des 
Innern in der Stadt Waſhington, im Diſtrikte Columbia, eine 
beglaubigte Abſchrift dieſes Geſetzes unter dem Siegel des Staa⸗ 
tes übermitteln. 


Genehmigt am 27. Januar 1879. 


Annahme. 
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Ein Geſetz, 
zur Abänderung eines Geſetzes für das Brandmarken, Hüten und Beauf⸗ 
ſichtigen von Vieh und um gewiſſe darauf bezügliche Geſetze zu wider⸗ 
rufen. i 
. . . | 
Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 4 
Staates Colorado: \ 


A bſchnitt 1. Die anmit geſchaffenen Diſtrikte ſollen 
“round up” Diſtrikte genannt werden und in folgender Weiſe 
begrenzt ſein: N 

Abſchnitt 2. Diſtrikt Nummer eins: Beginnend an «rſter Diſtrikte 
einem Punkte, wo die Staatsgrenze den Arkanſas Fluß durch⸗ 
ſchneidet; dann genannten Fluß aufwärts zur Mündung des 
Purgatoire; dann letzteren Fluß aufwärts nach Smith's Canon; 
dann genannte Schlucht hinauf bis an deren oberes Ende; dann 
den Carrijo Bach hinunter bis zur Staatsgrenze; dann öſtlich 
nach der ſüdöſtlichen Ecke des Staates und von da nördlich nach 
dem Ausgangspunkte. 


Abſchnitt 3. Diſtrikt Nummer zwei: Beginnend an der Zweiter Diſtrikt. 

Mündung des Purgatoire, dann den Arkanſas aufwärts nach 
der Mündung des St. Charles; dann den letzteren Fluß auf⸗ 
wärts nach der Oſtgrenze von Cuſter County; dann ſüdlich nach 
der Nordgrenze von Huerfano County; dann in weſtlicher Rich⸗ 
tung genannter Grenze entlang nach der weſtlichen Grenze des 
County; dann genannter Grenze entlang nach der nördlichen 
Grenze von Las Ammas County; dann der letzteren Grenze ent⸗ 
lang nach dem Purgatoire; dann dieſen Fluß hinunter nach dem 
Ausgangspunkte. 


Abſchnitt 4. Diſtrikt Nummer drei: Beginnend an der Dritter Distrikt. 
Mündung des St. Charles, dann den Arkanſas hinauf nach der 
Grape Creek; dann dem öſtlichen Abhange der Wet Mountains 
entlang nach dem St. Charles; dann genannten Fluß hinunter 
nach dem Ausgangspunkte. 


Abſchnitt 5. Diſtrikt Nummer vier: Beginnend an der vierter Diftritt. 
ſüdöſtlichen Ecke von. Cuſter County, dann der ſüdlichen und 
weſtlichen Grenze des genannten County entlang zur Grenze von 
Fremont County; dann der weſtlichen Grenze des letzteren 
County entlang nach dem Arkanſas Fluſſe; dann den Arkanſas | 
hinunter nach Grape Creek; dann der Grenze von Diſtrikt Num⸗ | 
mer drei entlang nach dem Ausgangspunkte. 
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9 Abſchnitt 6. Diſtrikt Nummer fünf ſoll auf den Theil 
von Las Animas County beſchränkt ſein, der weſtlich von dem 
Punkte liegt, wo der Carrijo Bach die ſüdliche Grenze des 
Staates 5 

Sechſter N Abſchnitt 7. Diſtrikt Nummer ſechs Beginnend, wo die 
Oſtgrenze von Pueblo County den Arkanſas kreuzt, dann genann⸗ 
ten Fluß hinauf nach Canon City; dann in nördlicher Richtung 
dem Fuße des Gebirges entlang nach der nördlichen Grenze von 
El Paſo County; dann öſtlich genannter Grenze entlang nach 


5 der nordöſtlichen Ecke des County; dann ſüdlich nach dem Aus⸗ 
gangspunkte. 
e Abſchnitt 8. Diſtrikt Nummer ſieben: Beginnend an der 


in nordöſtlichen Ecke von El Paſo County, dann ſüdlich nach dem 
a Arkanſas; dann genannten Fluß hinunter nach der öſtlichen 
Grenze des Staates; dann nördlich nach der Höhenſcheide 
zwiſchen dem Republican und Big Sandy; dann weſtlich genann⸗ 
ter Höhenſcheide entlang nach Cedar Point; dann nach River 
Bend; dann den Sandy hinauf nach dem Ausgangspunkte. 
Achter Dirt. Abſchnitt 9. Diſtrikt Nummer acht: Beginnend bei 
River Bend, dann weſtlich der Kanſas Pacific Eiſenbahn entlang 
nach dem Platte; dann genannten Fluß hinauf nach dem Gebirge; 
dann in ſüdlicher Richtung dem Fuße des Gebirges entlang nach 
der nördlichen Grenze von El Paſo County; dann öſtlich genann⸗ 
ter Grenze entlang zu den Quellen des Sandy; dann den Sandy 
hinunter nach dem Ausgangspunkte. 

Abſchnitt 10, Diſtrikt Nuumer neun: Beginnend am 
Platte, an der Mündung von Sand Creek; dann den Plattefluß 
hinunter nach der Mündung des Bijou; dann den Bijou hinauf 
nach Deer Trail; dann in weſtlicher Richtung der Kanſas 
Pacific Ei fende entlang nach Sand Creek; dann dieſen Bach 
hinunter nach dem Ausgangspunkte. 

e Abſchnitt 11. Diſtrikt Nummer zehn: Beginnend an 
der Mündung des Bijou; dann genannten Bach hinauf nach 
Deer Trail; dann in einer geraden Linie nach Agate Station; 
dann nach Cedar Point; dann dem Höhenzuge zwiſchen dem 
Republican und Big Sandy entlang nach der Oſtgrenze des 
Staates; dann nördlich genannter Grenze entlang nach dem 
Platte; dann genannten Fluß hinauf nach dem Ausgangspunkte. 

Abſchnitt 12. Diſtrikt Nummer elf: Beginnend an der 

Mündung von Lodge Pole Creek in den Platte; dann dieſen 


Neunter Diſtrikt 


Elfter Diſtrikt. 
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Fluß hinauf nach der Mündung des Cache la Poudre; dann den 
Cache la Poudre hinauf nach der nördlichen Grenze des Staates; 
dann öſtlich genannter Grenze entlang nach dem Ausgangspunkte. 


Abſchnitt 13. Diſtrikt Nummer zwölf: Beginnend an Zwölfter Diftritt 
der Mündung des Cache la Poudre, dann den Plattefluß hinauf 
nach Hughes; dann der Boulder Valley Eiſenbahn entlang nach 
Boulder City; dann dem Fuße des Gebirges entlang nach dem 
Cache la Poudre; dann genannten Fluß hinunter nach dem 
Ausgangspunkte. 


Abſchnitt 14. Diſtrikt Nummer dreizehn: Beginnend er 

bei Canon City, dann dem öſtlichen Fuße des Gebirges entlang 
nach der erſten Correctionslinie ſüdlich; dann mit genannter 
Linie weſtlich zur Weſtgrenze von Park County; dann dieſer 
Grenze entlang nach der Grenze von Fremont County; dann der 
Weſtgrenze dieſes County entlang nach einem Punkte, wo ſie 
den Arkanſas Fluß durchſchneidet; dann genannten Fluß hin⸗ 
unter nach dem Ausgangspunkte. 


Abſchnitt 15. Diſtrikt Nummer vierzehn umfaßt das Bierzehnter 
innerhalb der Grenzen von Lake County belegene Gebiet. 


Abſchnitt 16. Diſtrikt Nummer fünfzehn umfaßt den⸗ Funttebnter ZA 
jenigen Theil des San Luis Thales, der nördlich vom Rio m 
Grande Fluſſe und der Denver und Rio Grande Eiſenbahn bele⸗ 
gen iſt. 

Abſchnitt 17. Diſtrikt Nummer ſchszehn ſoll in folgen⸗ Setter 
der Weiſe begrenzt ſein: Beginnend zu Del Norte; dann den 
Rio. Grande hinunter nach Alamoſa; dann der Denver und Rio 
Grande Eiſenbahn entlang nach der Oſtgrenze von Coſtilla 
County; dann ſüdlich genannter Grenze entlang nach der Staats⸗ 
grenze; dann weſtlich genannter Staatsgrenze entlang nach der 
weſtlichen Grenze von Conejos County; dann nördlich genannter 
Grenze entlang bis zur Nordgrenze des County; dann in gerader 
Linie nach Del Norte. 


Abſchnitt 18. Alljährlich an oder vor dem erſten März genen. von 
ſoll der Gouverneur für jeden Diſtrikt drei Commiſſäre ernennen, 
unter dem Namen “round up” Commiſſäre, welche thatſächliche ö 
Eigenthümer von Vieh ſind, das ſich innerhalb des Diſtriktes, = 
für den fie ernannt wurden, umhertreibt. Dieſe Commiſſäre, 
oder eine Mehrheit derſelben, ſollen befugt ſein und es iſt ihnen 
zur Pſticht gemacht, alljährlich an oder vor dem erſten April ein 


— — ————— — 
= 


Aufſeher. 


Aufſeher 
Gehalze. 


Inſpektions⸗ 
Commiſſare. 


PR 


Viehinſpektoren. 
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Programm für den jährlichen Frühjahrs round up” zu ent⸗ 
werfen, die Zeit für den Beginn deſſelben feſtzuſetzen, den Auf⸗ 
ſeher zu ernennen und denſelben wegen Unfähigkeit, Dienſtver⸗ 
nachläſſigung oder anderer ihnen genügend erſcheinender Gründe 
zu entlaſſen. 

Abſchnitt 19. Die Aufſeher von “round ups” ſollen 
jeder drei Dollars täglich für jeden wirklich im Dienſte verbrach⸗ 
ten Tag erhalten, für welchen Betrag der Auditor ſeine Anwei⸗ 
ſung ausſtellen ſoll, nachdem ihm eine von zwei oder mehreren 
der betreffenden “round up” Commiſſäre unterzeichnete Beſchei⸗ 
nigung vorgelegt worden, in welcher die Anzahl der Dienfttage, 
die Nummer des Diſtriktes, in welchem der Dienſt geleiſtet wor⸗ 
den und die Angabe, daß ſolche Dienste beim Frühjahrs “round 
up” geleiſtet wurden, enthalten iſt, worauf der Schatzmeiſter die 
Anweiſung aus dem hierin vorgeſchriebenen round up“ und 
Inſpektionsfond bezahlen ſoll. Indeſſen darf die Geſammtſumme 
von Lohn an Aufſeher in keinem Falle in irgend einem Diſtrikte 
hundertundfünfzig Dollars in irgend einem Jahre überſteigen. 


Abſchnitt 20. Alljährlich an oder vor dem erſten Mai 
ſoll der Gouverneur drei Commiſſäre aus verſchiedenen Theilen 
des Staates ernennen unter dem Namen eines Rathes von 
Inſpektions⸗Commiſſären. Niemand, der nicht der wirkliche 
Eigenthümer von Vieh iſt, das ſich auf öffentlichen Ländereien 
befindet, ſoll zu Dienſten an dieſem Rathe wählbar ſein. Dieſe 
Commiſſäre ſollen jeder einen Eid auf getreue Pflichterfüllung 
als ſolche Commiſſäre ablegen und unterzeichnen, welcher Eid im 
Amtslokale des Staatsſekretärs zu hinterlegen iſt. Eine Mehr⸗ 
heit des Rathes ſoll ein Ouorum behufs Geſchäftserledigung 
bilden. N 

Abſchnitt 21. Es iſt dieſem Rathe zur Pflicht gemacht, 
paſſende Viehinſpektoren, aber niemals mehr als ſechs derſelben, 
zu ernennen und denſelben ſolche Plätze innerhalb oder außerhalb 
des Staates anzuweiſen, die nach ſeiner Anſicht die geeignetſten 
ſein mögen, um das ungeſetzliche Schlachten und Verſenden von 
Vieh gründlich zu verhindern. Auch ſollen die Commiſſäre 
jedem Inſpektor eine Liſte aller Brandmarken zuſtellen, die ihnen 
zu dieſem Zwecke übergeben und von Einwohnern des Staates 
geeignet werden. Alle Inſpektoren, wenn derartig im Dienſte, 
ſollen ſolch billigen Regeln und Vorſchriften unterworfen ſein, 
wie der Rath ſie erlaſſen mag, und ſie können jederzeit vom 
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Rathe entlaffen werden. Dieſe Inſpektoren follen jeder fünf⸗ Debatten 
undachtzig Dollars monatlich während ihrer wirklich im Dienſte 
verbrachten Zeit erhalten, wofür der Auditor ſeine Anweiſung 

auf von der Inſpektions⸗Commiſſion beglaubigte Rechnungen 

hin ausſtellen und der Schatzmeiſter dieſelbe aus dem round 

up” und Inſpektionsfond bezahlen ſoll. 


Abſchnitt 22. Für das Jahr 1879 ſoll von dem 1195 Steuerbetrag. 


ſchätzten Werthe des geſammten Hornviehes in dieſem Staate 
eine Steuer von zwei Mill vom Dollar erhoben und eingetrieben 
werden, und in jedem folgenden Jahre ein Mill vom Dollar 
deſſelben, unter dem Namen einer “round up” und Inſpektions⸗ 
ſteuer. Dieſe Steuer ſoll in gleicher Weiſe und gleichzeitig 
umgelegt und erhoben werden, wie dies jetzt geſetzlich für Umlage 
und Erhebung der SERIE feſtgeſetzt iſt oder feſtgeſetzt 
werden mag. 

Abſchnitt 23. Den Countyſchatzmeiſtern der verſchiede⸗ Geſonderter 
nen Counties iſt es zur Pflicht gemacht, den ſo geſchaffenen Fond N 
geſondert aufzubewahren und denſelben monatlich an den Staats⸗ 
ſchatzmeiſter abzuliefern, der ihn als“ round up” und Inſpek⸗ 
tionsfond aufführen ſoll. 

Abſchnitt 24. Wer eine Anzahl Schaafe oder eine Schaaftrank⸗ 
Schaafheerde eignet oder hält, wovon irgend ein Theil mit der beiten. 
Krätze oder einer andern anſteckenden Krankheit, denen Schaafe 
unterworfen ſind, behaftet iſt, ſoll für den vollen Betrag des 
Schadens haftbar ſein, der andern Schaafzüchtern oder Eigenthü⸗ 
mern dadurch erwachſen mag, daß eine ſolche kranke Schaafheerde, 
oder irgend ein Theil derſelben, während in dieſem kranken Zu⸗ 
ſtande, von ihrem eigenen Waideplatze weggetrieben wurde oder 
daß man ſie am Weglaufen von dort nicht verhinderte. , 

Abſchnitt 25. Abſchnitt 2592 der allgemeinen Geſetze Widerruf. 
und irgend welche andere Geſetze oder Theile von Geſetzen, die 
hiermit im Widerſpruch ſtehen, ſind andurch widerrufen. 


Abſchnitt 26. Da die Zeit herannaht um für die Früh⸗ Beingfıhteits 


jahr? “round ups” Vorkehrungen zu treffen, jo ſoll dieſes Geſetz Haufe 
mit feiner Annahme in Kraft treten. 
Genehmigt am 6. Februar 1879. 
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Ein Geſetz, 
zum Schutze der Waideländereien in Colorado gegen Viehheerden von 
Nicht⸗Anſäſſigen. 
Sei ſes verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 
Abſchnitt 1. Nicht⸗Einwohner dieſes Staates ſollen be⸗ 
rechtigt ſein Rindvieh, Pferde, Mauleſel, Eſel oder Schaafe in 
irgend einem County dieſes Staates für den Zeitraum eines 
Jahres waiden zu laſſen, nachdem ſolche Nicht⸗Einwohner vorher 
an den Schatzmeiſter des betreffenden County's, wo die Heerden 
zur Waide gebracht oder gehalten werden, für jedes Stück fünfzig 
Cents erlegt haben; mit der Beſtimmung jedoch, daß blos zwan⸗ 
zig Cents für das Waiderecht eines jeden Schaafes erhoben wer⸗ 
den ſoll; und mit der weiteren Beſtimmung, daß vorerwähnte 
fünfzig und zwanzig Cents als die einzige erhebbare Steuer auf 
genanntes Vieh betrachtet werden ſoll, ſowohl für County⸗, 
als Schul⸗ oder Staatszwecke, während des Zeitraumes an und 
vor dem erſten Mai eines jeden Jahres. 


Abſchnitt 2. Es iſt hiermit jedem nicht im Staate an⸗ 
ſäſſigen Eigenthümer oder Inhaber, oder deſſen Verwalter, ſolchen 
im vorhergehenden Abſchnitt erwähnten Viehs zur Pflicht ge⸗ 
macht, falls dieſelben beabſichtigen in irgend einem County dieſes 
Staates Vieh in angegebener Weiſe zur Waide zu bringen, eine 
eigenhändig unterzeichnete Beſcheinigung auszuſtellen, worin 
dieſer Eigenthümer oder deſſen Verwalter die Anzahl der Thiere 
angibt und dabei namhaft macht ob Hornvieh, Pferde, Mauleſel, 
Eſel oder Schaafe, mit Angabe des Eigenthumszeichens, wenn 
ſolches vorhanden. Solche Beſcheinigung iſt bei dem Recorder 
des betreffenden County's zu hinterlegen, in welchem genanntes 
Vieh zur Waide gebracht und gehalten werden ſoll. Dieſe 
Beſcheinigung mag in folgender Form ausgeſtellt werden: 
Staat Colorado, } 


— et 


County. 

Der Unterzeichnete, Eigenthümer (oder Verwalter, wie es nun 
der Fall ſein mag) des nachbenannten Viehs, beabſichtigt daſſelbe 
innerhalb des obgenannten County's zur Waide zu bringen und 
zu halten, nämlich (hier iſt eine Beſchreibung des Viehs, deſſen 
Anzahl und der Eigenth umszeichen, falls ſolche vorhanden, zu 
geben) und zwar vom A. D. 18 bis zum 


A. D. 18—. 
5 (Unterſchrift.) 
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Solche Beſcheinigung mag durch den Ausſteller bei dem 
County⸗Recorder geſetzlich beglaubigt werden. Dieſe Beglaubi⸗ 
gung, auf dem Schriftſtück ſelbſt ausgeführt, mag in folgender 
Form ausgeſtellt ſein: 

Vorſtehende Beſcheinigung wurde von dem Unterzeichneten Deka 
geſetzlich beglaubigt am A. D. 18—. Beglaubigung. 


x 


— Recorder für County. A 
Abſchnitt 3. Es iſt dem Recorder zur Pflicht gemacht, dess. 

nachdem ſolche Beſcheinigung bei ihm geſetzlich beglaubigt und 

hinterlegt worden iſt, ein Inhaltsverzeichniß derſelben in ſeinem 

Amtslokale zu halten, das zur allgemeinen Beſichtigung aufliegen 

ſoll, wie dies jetzt bereits geſetzlich in andern Fällen vorgeſchrie⸗ 

ben iſt. Innerhalb zehn Tagen nach Hinterlegung ſolcher geſchrift der 

Beſcheinigung ſoll der Recorder eine eigenhändig unterzeichnete deu Cong n 

Abſchrift derſelben beglaubigt dem Countyſchatzmeiſter überlie⸗ ſhabmeiſter. 

fern. Der Schatzmeiſter ſoll hierauf ſofort einen Auszug der eintragung 

obgenannten Beſcheinigung auf der in ſeinen Händen ſich befind⸗ i 

lichen Steuerliſte des laufenden Jahres eintragen. Innerhalb ſalligen Steuer. 

der folgenden zwanzig Tage hat er das ſo fällige Geld von dem 

oder den Eigenthümern oder den Inhabern, ſolchen Viehes einzu⸗ 

treiben, falls daſſelbe nicht bereits bezahlt ſein ſollte, und zwar 

mittelſt Beſchlagnahme und Verkaufs des betreffenden Viehes, ie einzu 

oder eines genügenden Theiles deſſelben, um den ſchuldigen reiben. 

Betrag nebſt allen daraus entſtehenden Koſten zu decken. Dieſe 

Eintreibung hat in gleicher Weiſe zu erfolgen, wie dies bereits 

geſetzlich behufs Eintreibung der jährlichen Steuer auf beweg⸗ 

liches Eigenthum vorgeſchrieben iſt, und zwar ohne weitere Notiz 

zu geben. Nach Empfangnahme ſolchen Geldes hat der Schatz⸗ eg 

meiſter den betreffenden Betrag nach Verhältniß anderer Steuern ben. 

dem bezüglichen Staats⸗, County⸗, Schul- und Straßenfond 

gutzuſchreiben. f 
Abſchnitt 4. Der County Recorder hat in feiner Eigen- yunteagung in 

ſchaft als Countyſchreiber den auf jede bei ihm hinterlegte en 

Beſcheinigung fälligen Betrag in dem jährlichen von ihm an den Neri. 

Countyſchatzmeiſter abgelieferten, Steuerbericht einzutragen. Für 

jede ſo eingetragene Beſcheinigung iſt der Countyſchreiber zu Sporteln fur 

einem Dollar Sporteln berechtigt, welche Summe von dem Ein⸗Schahmeiſter 

geber zu entrichten iſt. Dieſer Betrag iſt als vollſtändige Deckung 

a ul, daraus zukommenden Sporteln anzuſehen. Der County⸗ 


u — — — — — 
— a 
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ſchatzmeiſter iſt zu denſelben Sporteln berechtigt, die ihm geſetz⸗ 
lich für ſeine Dienſte bei Eintreibung von Steuern zukommen. 
Skcafe für nner Abſchnitt 5. Jeder nicht anſäſſige Eigenthümer von 
Taubtes Waiden. Vieh, wie im erſten Abſchnitt dieſes Geſetzes bezeichnet, oder 
deſſen Verwalter, der ſein Vieh in irzend einem County dieſes 
Staates halten und waiden läßt, ohne zuvor ſolche beglaubigte 
Beſcheinigung hinterlegt und den oben vorgeſchriebenen Betrag 
per Kopf bezahlt zu haben, hat eine Strafe von zwei Dollars per 
Kopf für jedes ſo gehaltene und gewaidete Stück Vieh zu erlegen; 
hiervon ſind Schaafe ausgenommen, auf die eine Strafe von 
Eintreibung und fünfzig Cents per Kopf zu entrichten iſt. Dieſe Kopfgelder ſind 
Strafe. ber auf dem Wege der Schuldklage im Namen des County's, in 
welchem dieſes Vieh ſo gehalten und gewaidet wurde, einzutrei⸗ 
ben. Drei Viertheile des Betrages kommen dem betreffenden 
County, der übrige Viertheil dem Staate zu Gute. 
Anſtrengung der 


Abſchnitt 6. Es iſt dem Countyrath eines jeden County's 
Rtane, Bu) den zur Pflicht gemacht, in welchem Vieh, das einem Nichtanſäſſigen 
zugehört, gehalten und gewaidet wird und der vernachläſſigte den 
Beſtimmungen dieſes Geſetzes nachzukommen, im Namen des 
County's gegen einen ſolchen nichtanſäſſigen Eigenthümer eine 
Klage anzuſtrengen, nachdem ſolchem Countyrath von irgend 
Jemandem mündlich oder ſchriftlich über ein derartiges Vor⸗ 
gehen Kenntniß gegeben worden. Solche Klage muß in der in 
vorhergehendem Abſchnitt vorgeſchriebenen Weiſe vor einer zu⸗ 
ſtändigen Gerichtsbehörde eingereicht werden; falls aber der oder 
gellat werben bie Eigenthümer ſolchen Viehes den Countyrath nicht bekannt 
am. ſein ſollten, jo ſoll die Klage gegen den Verwalter eines ſolchen 
„nicht anſäſſigen Eigenthümers genannter Thiere, oder überhaupt 
gegen Jeden der mit Wart und Pfleg ſolchen Viehes betraut iſt, 
angeſtrengt werden. Wenn einem derartigen Verwalter oder 
dem, der mit der Wart und Pfleg des Viehes betraut iſt, eine 
gerichtliche Vorladung zugeſtellt wird, ſo ſoll das die gleiche 
Gültigteit haben, als ob ſolche Vorladung dem Eigenthümer 

ſolchen Viehes ſelbſt zugefertigt worden wäre. 
Abſchnitt 7. Wennimmer ein nicht anſäſſiger Eigenthü⸗ 


in Falle becbnch⸗mer, deſſen Verwalter oder der mit Wart und Pfleg von Vieh, 


bun des Biehes. das Nichtanſäſſigen zugehört, während ein derartiges Gerichts⸗ 
verfahren in der Schwebe iſt, das Vieh aus dem County weg⸗ 
treibt, in der Abſicht, daſſelbe aus dem Staate zu bringen und um 


ebenfalls der Bezahlung der in Abſchnitt fünf dieſes Geſetzes feſt⸗ 
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geſtellten Geldbuße aus dem Wege zu gehen, ſo kann eine gericht⸗ 
liche Beſchlagnahme erfolgen, falls einer oder mehrere der County⸗ 
räthe, oder ſonſt irgend Jemand, eine beſchworene Angabe über 
eine dermaßen beabſichtigte Entfernung des Viehes macht. Das 
Gerichtsverfahren ſoll behufs Eintreibung ſolcher Geldbuße oder. 
Steuer und der ſtattgefundenen Beſchlagnahme das gleiche ſein, 
wie in andern derartigen Fällen. 


Abſchnitt 8. Bei einem ſolchen Gerichtsverfahren iſt es Sicherheit un⸗ 
dem County oder der im Namen des County auftretenden Perſon ber Weſchlas 
oder Perſonen erlaſſen, die durch das allgemeine Geſetz in Fällen“ e. 
von Beſchlagnahmen erforderliche Sicherheit zu ſtellen; allein 
dadurch ſoll in keinem Falle der geſchädigte Theil ſeines Rechtes 
verluſtig gehen, gegen das County auf Tragung aller Koſten, die 
aus einem ſolchen Verfahren erwachſen mögen, klagbar zu werden, 
und ferner auf Entſchädigung, die ihm in Folge rechtswidriger 
Beſchlagnahme von Seiten eines ſolchen County zuſtehen mögen, 
wenn eine Schädigung durch unrechtmäßige Beſchlagnahme ver⸗ 


urſacht worden iſt. 


Abſchnitt 9. Wenn ein nicht anſäſſiger Eigenthümer Wegtreibung des 
oder fein Verwalter das Vieh aus dem County, in welchem das- Auen nach dem 
ſelbe, in Uebereinſtimmung mit den Vorſchriften dieſes Geſetzes, andern Conntg. 
gehalten und gewaidet wurde, nach einem andern County dieſes 
Staates zur Waide zu bringen beabſichtigt, ſo ſoll ihnen dafür 
keine weitere Summe berechnet werden. Dagegen haben ſie aber 
eine beglaubigte Abſchrift der bei dem Recorder des Connty, in 
welchem das Vieh gewaidet worden, hinterlegten Beſcheinigung 

dem Recorder jenes County, nach welchem das Vieh gebracht 
werden ſoll, einzuhändigen. 


Genehmigt am 1. Februar 1879. 


= + 


Ein Geſetz, 


zur Abänderung eines Geſetzes, überſchrieben: „Ein Geſetz, um für die 
Ernennung von Schaafinſpektoren Vorſorge zu treffen.“ 
Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 
Abſchnitt 1. Abſchnitt zwei (2) iſt ausgeſtrichen und 
das Folgende als Abſchnitt zwei (2) an deſſen Stelle geſetzt: 


* * 
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ET Es iſt dem Schaafinſpektor zur Pflicht gemacht, wennimmer 
aaſenſpektors es zu feiner Kenntniß kommt oder ihm angezeigt wird, daß irgend 
welche Schaafe innerhalb ſeines Bezirkes mit der Krätze oder 
einer andern gefährlichen anſteckenden Krankheit behaftet ſind, 
genannte Heerde zu beſichtigen und das Ergebniß ſeiner Beſichti⸗ 
gung ſchriftlich an den Countyſchreiber ſeines County einzube⸗ 
richten. Der Countyſchreiber hat dieſen Bericht behufs Einſicht. 
durch den Countyrath oder anderweitig daran Betheiligte einzu⸗ 
tragen. Wenn die Schaafheerde wirklich erkrankt iſt, ſo hat er 
ſie alle zwei Wochen wieder zu beſichtigen und das Ergebniß der 
Beſichtigung ſowohl wie die Behandlungsweiſe der Erkrankten, 
falls ſolche vorgenommen wird, in gleicher Weiſe ſchriftlich ein— 
zuberichten, bis die Krankheit als gehoben einberichtet wird. 
Wenn indeſſen die ſo erkrankte Schaafheerde, wie weiter unten 
beſtimmt, ſechs Meilen außerhalb des Waideplatzes anderer 
Schaafe gebracht wird, dann ſoll der Inſpektor blos alle drei 
Monate eine Beſichtigung vornehmen. 


Abſchnitt 2. Abſchnitt drei (3) iſt ausgeſtrichen und das 
Folgende an Stelle von Abſchnitt drei (3) geſetzt: 
Beſichtigung und Wenn eine Schaafheerde nach dieſem Staate gebracht wird, 
. hat der Eigenthümer derſelben oder deſſen Verwalter ſofort den 
Inſpektor des County behufs Beſichtigung derſelben davon in 
Kenntniß zu ſetzen, worauf der Inſpektor, wie in Abſchnitt zwei 
vorgeſchrieben, ſie beſichtigen und darüber Bericht erſtatten ſoll. 
Wenn der Eigenthümer oder deſſen Verwalter aus irgend welchem 
Grunde verabſäumt, ſeine Heerde zur Beſichtigung anzumelden, 
Bas f 0 verfällt er für jedes einzelne derartige Vergehen einer Geld⸗ 
anmeldung. buße von einhundert Dollars, die von irgend einem Gerichte mit 
entſprechender Gerichtsbarkeit auferlegt werden kann. Dieſe 
Geldbuße, wenn eingetrieben, ſoll in den Countyſchatz zum Beſten 
des Schaafinſpektor⸗Fondes einbezahlt werden. Jedes für eine 
derartige Geldbuße abgegebene Urtheil ſoll als geſetzliches An⸗ 
recht auf eine ſolche Heerde gelten. 
Abſchnitt 3. Abſelmitt neun (9) iſt ausgeſtrichen und das 
Folgende als Abſchnitt neun (9) an Stelle deſſelben geſetzt: 
Gebühren des Der Inſpektor ſoll für ſeine Dienſte für jeden nöthiger Weiſe 
Schaafinſpettors dienſtlich zugebrachten T Tag vier Dollars erhalten. Für die 
erſte Beſichtigung ſoll er eine weitere Gebühr von einem halben 
Cent für jedes Schaaf erhalten, wenn die beſichtigte Heerde ſich 
auf fünfhundert oder weniger Schaafe beläuft, und für die Beſich⸗ 


* 
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tigung größerer Heerden zwei Dollars und fünfzig Cents für die 
erſten fünfhundert und einen Viertel Cent per Stück für den Reſt 
genannter Heerde, welcher Betrag von dem Eigenthümer oder 
deſſen Verwalter zu entrichten iſt. Ferner zwei Cents per Zeile 
von zehn Worten für jeden amtlichen Bericht oder jedes Aktenſtück. 

Wenn indeſſen Jemand verſchiedene, getrennt waidende Schaaf⸗ 
heerden hält, wovon einzelne Heerden nicht mit Krätze behaftet 
ſind, ſo ſoll der Eigenthümer blos zur Bezahlung einer Beſichti⸗ 
gungsgebühr für die ſo behaftete Heerde oder Heerden verpflichtet 
ſein. Wenn ferner eine Beſichtigung ſtattfindet, aus welcher Schriftliche 
hervorgeht, daß keine Krankheit unter den Schaafen exiſtirt, fo eſchemsuns. 
ſoll der Inſpektor dem Eigenthümer eine ſchriftliche Beſcheinigung 
hierüber ausſtellen und für dieſe Beſichtigung, wie in Abſchnitt 
fünfzehn beſtimmt, bezahlt werden. Der Inſpektor ſoll in 
ſolchen Fällen, die er einer Geſetzübertretung wegen zur Anzeige 
bringt, von allen Geldbußen und Strafen zehn Prozent erhalten 
und ſein Intereſſe an dem Ausgange der Klage ſoll ihm in ſeiner 
Eigenſchaft als Zeuge keinen Abbruch thun. Alle Geldbußen 
und Strafen, wenn nicht wie hierin anderweitig beſtimmt, find an Zerwendung der 
den Countyſchatzmeiſter als ein Theil des Schaafbeſichtigungs⸗edbußen. 
Fondes des County abzuliefern. 


Abſchnitt 4. Es iſt dem Inſpektor ferner zur Pflicht Angemeine 
gemacht, alljährlich zwiſchen dem zehnten Auguſt und zehnten Veſichtiaung. 
December jede Schaafheerde innerhalb ſeines Countp's zu beſich⸗ 
tigen und über den Befund des Zuſtandes derſelben bezüglich der 
Krätze oder anderer bösartiger, anſteckender Krankheiten einen 
ſchriftlichen Bericht zu erſtatten. Wenn er über das Vorhanden⸗ 
ſein einer derartigen Krankheit berichtet, ſoll er dafür in der in 
Abſchnitt neun beſtimmten Weiſe bezahlt werden, und wenn ſein 
Bericht dahin lautet, daß keine Krankheit vorhanden iſt, dann 
ſoll er wie in Abſchnitt fünfzehn beſtimmt, bezahlt werden. 

Abſchnitt 5. Abſchnitt zwölf (12) iſt ausgeſtrichen und 
an Stelle deſſelben das Folgende als Abſchnitt zwölf (12) ein⸗ 
gefügt: 

Wenn ein Schaafinſpektor mit Vorwiſſen und willentlich Strafe fur 
irgend welche Schafe als mit einer Krankheit behaftet fälſchlich; aa ag 
zur Anzeige bringt, ſo ſoll er einer Geldbuße verfallen im zehn⸗ 
fachen Betrage der von ihm für Beſichtigung derſelben berechneten 
Gebühren; wenn er aber abſichtlich und fälſchlicher Weiſe irgend 
welche von ihm beſichtigte Schaafe, die wirklich mit Krankheiten 


Abſetzung des 
Inſpektors. 


Wenn diej 
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behaftet ſind, als krankheitsfrei einberichtet, ſo ſoll er für jedes 
derartige Vergehen einer Geldbuße von nicht über dreihundert 
Dollars verfallen. 

Abſchnitt 13. (Abſchnitt 6.) Wenn ein Schaafinſpektor 
irgend welcher der in Abſchnitt zwölf vorgeſehenen Vergehen 
ſchuldig befunden wird, oder wenn auf ſchriftliche Beſchwerde 
von irgend welchen drei Schaafzüchtern im County der County⸗ 
rath, nachdem er den Inſpektor über die Angelegenheit vernom⸗ 
men, zu der Anſicht gelangt, daß der Inſpektor unfähig iſt, ſeine 
Amtspflichten mit Verſtändniß und tüchtiger Weiſe zu verſehen, 
oder wenn der Countyrath Kenntniß davon hat, oder es ihm zur 
Anzeige gebracht wird, daß der Inſpektor abſichtlich oder aus 
Gleichgültigkeit die erforderliche Beſichtigung vorzunehmen ver⸗ 
abſäumte, oder daß er unnöthiger Weiſe Beſichtigungen vorge⸗ 
nommen blos um ſich Gebühren zu ſichern, oder daß er ſich in 
ſeinen Berichten durch Begünſtigungen oder Vorurtheil beein⸗ 
fluſſen ließ, oder daß er aus irgend einem Grunde verfehlte, ſeine 
Amtspflichten in gehöriger Weiſe zu erfüllen, dann ſoll es die 
Pflicht des genannten Countyrathes ſein, dieſe Inſpektors⸗Stelle 
für erledigt zu erklären und eine neue Ernennung zu machen. 


Abſchnitt 14. (Abſchnitt 7.) Jeder Eigenthümer von 


e nrit Krätze oder andern bösartigen anſteckenden Krankheiten 


ſind, wo 
behandeln. 


Strafe. 


Steuer. 


behafteten Schaafen, ſoll die erkrankten Schaafe auf ſeinem eige⸗ 
nen Anweſen waſchen oder anderweitig behandeln. Wenn er 
indeſſen mehr als eine Waide oder eine Anzahl von Waideplätzen 
beſitzt und die erkrankten Schaafe ſich nicht auf dem Waideplatze 
befinden, wo ſeine Schaafwaſchanſtalt angebracht iſt, oder wo ſich 
ſeine Vorrichtungen zur Behandlung der Krankheit befinden, ſo 
ſteht ihm das Recht zu, über dazwiſchen liegende Waideplätze 
hinwegzutreiben. Dabei hat er aber die Eigenthümer oder die 
auf ſolchen Waideplätzen Anſäſſigen zu befragen, über welchen 
Theil ihm hinwegzutreiben geſtattet werde und in keinem Falle 
ſoll er in die Hürde eines Andern eintreiben oder ſeine erkrankten 
Schaafe nach den Trögen oder der gewöhnlichen Tränke eines 
Andern bringen, ohne vorerſt die ſchriftliche oder mündliche Ein⸗ 
willigung eines ſolchen Eigenthümers erlangt zu haben. Für 
jede Verletzung der hierin enthaltenen Beſtimmungen ſoll er 
einer Geldbuße von nicht über einhundert Dollars verfallen. 
Abſchnitt 15. (Abſchnitt 8.) Alljährlich ſoll in jedem 
County eine Steuer von nicht mehr als einem Mill vom Dollar 
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des abgeſchätzten Werthes der Schaafe innerhalb des County 
umgelegt und erhoben werden, die wie andere allgemeine Steuern 
zu erheben iſt. Dieſe Steuer nebſt den hierin feſtgeſetzten Geld⸗ 
bußen ſoll den Schaafinſpektors⸗Fond des County bilden, der 
blos zur Bezahlung der geſetzlichen, Gebühren des Schaafinſpek⸗ 
tors zu verwenden iſt. Der Countyſchatzmeiſter ſoll dieſe Gebüh⸗ Gebühren bes 
ren erſt dann bezahlen, nachdem ſie vom Countyrathe in gleicher 
Weiſe und Form wie andere Anſprüche gegen das County geprüft 
und verwilligt worden ſind. Aus genanntem Fonde ſind dem 
Schaafinſpektor nicht über drei Dollars täglich für jeden 
wirklich bei ſeiner alljährlich zwiſchen dem zehnten Auguſt und 
zehnten December vorzunehmenden Rundſchau verbrachten Tag 
zu bezahlen. Ferner ſoll er drei Dollars täglich erhalten für 
jeden bei der unter Abſchnitt zwei und drei vorgeſehenen Beſich⸗ 
tigung wirklich verbrachten Tag, und wenn er berichtet, daß that⸗ 
ſächlich keine Krankheit vorhanden. Indeſſen ſoll dieſes Geſetz 
den Abſchnitt elf des Geſetzes, zu welchem dieſes zuſätzlich iſt, 
nicht berühren oder widerrufen. 

Genehmigt am 20. Februar 1879. 


Ein Geſetz, 
zur Abänderung der Abſchnitte zweitauſend fünfhundert drei und ſiebzig 
(zwei und ſiebzig) und zweitauſend fünfhundert drei und achtzig der 
allgemeinen Geſetze. 
Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 


Abſchnitt 1. Abſchnitt zweitauſend fünfhundert drei und⸗ 
ſiebzig (zwei und ſiebzig) der allgemeinen Geſetze dieſes Staates iſt 
hiermit durch Hinzufügung des Folgenden abgeändert: 

Wenn irgend ein Stück Vieh, das durch die Züge einer Eiſen⸗ Jenn unde⸗ 
bahngeſellſchaft verletzt oder getödtet wird und an dem ſich keine getavtet wird, 

- Zeichen oder Brandmarken befinden, oder an dem ſich Zeichen bezahlen. 

oder Brandmarken befinden, welche ſolcher Geſellſchaft unbekannt 
ſind, ſo hat dieſelbe innerhalb dreißig Tagen nach ſolcher Ver⸗ 
letzung oder Tödtung den Werthbetrag des Viehes unter der jetzt 
geſetzlich beſtehenden Preisliſte an den Schatzmeiſter des Dijtrif- 
verbandes der Viehzüchter zu entrichten, in dem Diſtrikte, in N 
welchem das betreffende Stück Vieh ſolchermaßen verletzt oder 
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getödtet wurde, falls der betreffende Eigenthümer nicht vor Ab⸗ 
lauf der genannten dreißig Tage ermittelt werden ſollte. Wo 
kein ſolcher Verband von Viehzüchtern beſteht, ſoll das Geld an 
den Schatzmeiſter des betreffenden County zum Beſten des Schul⸗ 
fondes dieſes County einbezahlt werden. 


Abſchnitt 2. Dem Schatzmeiſter eines ſolchen Diſtrikt⸗ 
verbandes iſt es zur Pflicht gemacht, ſolche Gelder entgegenzu⸗ 
nehmen und der Eiſenbahngeſellſchaft dafür eine Empfangsbe⸗ 
ſcheinigung auszuſtellen. Eine derartige Empfangsbeſcheinigung 
ſoll die Eiſenbahngeſellſſtaft gegen jede Klage ſicher ſtellen, die 
wegen ſolcher Verletzung oder Tödtung gegen ſie eingebracht 
werden mag. Einem ſolchen Schatzmeiſter iſt es ferner zur 
Pflicht gemacht, einen ſolchen Betrag während ſechs Monaten 
aufzubewahren und ihn an den Eigenthümer eines ſolchen Stück 
Viehes auszubezahlen, falls derſelbe während dieſer Zeit ermit⸗ 
telt werden ſollte; wenn aber der Eigenthümer deſſelben nicht 
ermittelt werden kann, dann ſoll in dieſem Falle nach Ablauf der 
ſechs Monate genannter an ſolchen Schatzmeiſter bezahlter Betrag 
dem allgemeinen Fond eines ſolchen Diſtriktverbandes gutge⸗ 
ſchrieben werden. 


Abſchnitt 3. Abſchnitt fünfundzwanzighundert und drei 
und achtzig der allgemeinen Geſetze des Staates ſei und derſelbe 


iſt anmit widerrufen und an Stelle deſſelben das Folgende erlaſ⸗ 


ſen, nämlich: 

Alles Hornvieh, das ſich in dieſem Staate ohne eine Mutter 
umhertreibt und an welchem weder Ohrenzeichen noch Brand— 
marken vorhanden find, iſt als herrenloſes Vieh (“ mavorick ”) 
zu betrachten und kann von dem Hauptmann oder Aufſeher eines 
geſetzlichen "round up,” aufgenommen und zu ſolcher Zeit an 
joiyın Orten und in der Weiſe verkauft werden, wie der Vor⸗ 
ſtand des Diſtriktverbandes der Viehzüchter des Diſtriktes, in 
welchem ſolch herrenloſes Vieh aufgenommen wird, beſtimmeu 
mag. Der aus ſolchem Verkaufe erlöſte Betrag ſoll an den 
Schatzmeiſter eines ſolchen Diſtriktverbandes einbezahlt werden. 
Sollte ſich innerhalb der auf ſolchen Verkauf nächſtfolgenden ſechs 
Monate der rechtmäßige Eigenthümer eines ſo verkauften Stück 
Viehes finden, ſein Eigenthumsrecht beweiſen und den Betrag 
beanſpruchen, jo ſoll es die Pflicht viefes Schatzmeiſters fein, 
ſofort den für ein ſolches herrenloſes Stück Vieh erhaltenen 
Betrag an deſſen Eigenthümer zu entrichten. Wenn aber ein 


* 
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ſolch herrenloſes Stück Vieh nicht identifizirt und das Eigen⸗ 
thumsrecht während der genannten ſechs Monate nachgewieſen 
wird, dann iſt es dem Schatzmeiſter zur Pflicht gemacht, den für 
daſſelbe erhaltenen Betrag dem allgemeinen Fond eines ſolchen 
Verbandes gutzuſchreiben. Der Hauptmann oder Aufſeher eines 
geſetzlichen round up”, der unter den Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes irgend welches Vieh verkauft, darf den Verkauf blos 
gegen Baargeld abſchließen und hat innerhalb zehn Tagen nach 
ſolchem Verkaufe den Ertrag deſſelben an den betreffenden Schatz⸗ 
meiſter abzuliefern. Derjenige, welcher bei einem ſolchen Ver⸗ Kaufbrief. 
kaufe herrenloſes Vieh erſteht, ſoll vom Hauuptmann oder Auf⸗ 
jeher in deſſen Eigenſchaft als ſolcher Hauptmann oder Aufſeher 
einen Kaufbrief dafür erhalten, in welchem das ſo verkaufte Stück 
Vieh beſchrieben und der dafür bezahlte Preis angegeben iſt. 
Durch dieſen Kaufbrief wird an den Käufer das Beſitzrecht auf 
ſolches herrenloſes Vieh übertragen. 

Genehmigt am 12. Februar 1879. 


Ein Geſetz, = 
um für das Waiden von Schaafböcken Vorkehrungen zu treffen. 

Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 

Abſchnitt 1. Jedem Eigenthümer oder Verwalter eines Beaufſichtigung 
Eigenthümers von Vollblut⸗Schaafböcken oder Schaafböcken 
irgend welcher Sorte iſt es zur Pflicht gemacht, dieſelben zu 
heerden oder in der Hürde zu halten. Jeder Eigenthümer oder 
Verwalter, der ſich weigert den Beſtimmungen dieſes Geſetzes 
Folge zu leiſten, ſoll einer Geldbuße von mindeſtens fünfund⸗ Geldbuße. 
zwanzig und nicht über einhundert Dollars verfallen. 


Abſchnitt 2. Jede Geldbuße, die durch Verletzung von in in ten zn 
Abſchnitte eins dieſes Geſetzes entſteht, ſoll in den Schulfond des⸗ 
jenigen County al werden, in N die e 
ſtattgefunden. 

Genehmigt am 6. Februar 1879. 


(26) 


. 
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Ein Geſetz, 
in Bezug auf Hengſte, Eſelhengſte, Bullen, Schaafböcke und Eber. 
Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 
Abſchnitt 1. Die Inhaber von Hengſten, Eſelhengſten, 
Bullen, Schaafböcken und Ebern in dieſem Staate ſind zu einem 
Anrechte auf das Erzeugniß dieſer für den Zeitraum eines Jah⸗ 


Kies, von der Geburt an gerechnet, als Bezahlung für geleiſtete 


Unbefugte Ver⸗ 
ſendung von 
Texas Vieh. 


Straſe. 


Dienſte dieſer Hengſte, Eſelhengſte, Bullen, Schaafböcke und 
Eber berechtigt. 

Abſchnitt 2. Dieſes Geſetz findet keine Anwendung auf 
bona fide Käufer, falls dieſelben von ſolchem Anrechte nicht in 
Kenntniß geſetzt ſind. 

Genehmigt am 31. Januar 1879. 


Ein Geſetz, 
zum Schutze des Viehes vor der unter dem Namen „Texas Fieber“ 
bekannten Krankheit. 

Sei es perordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: ö 

Abſchnitt 1. Es ſoll Niemanden erlaubt ſein, Vieh nach 
dieſem Staate zu bringen aus dem Staate Texas oder dem 
Indianer Territorium, oder das während der vorhergehenden 
ſechs Monate aus dem Staate Texas oder dem Indianer Terri⸗ 
torium gebracht wurde. Dieſes Verbot erſtreckt ſich auf den 
Zeitraum zwiſchen dem erſten Mai und dem erſten September 
eines jeden Jahres. Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes ſollen 
jedoch keine Anwendung auf ſolche Perſonen finden, die ſolches 
Vieh auf der gewöhnlichen Heerstraße und raſch und ohne uns 
nöthigen Zeitverlust durch den Staat treiben oder verſenden. 

Abſchnitt 2. Wer die Beſtimmungen des erſten Abſchnit⸗ 
tes dieſes Geſetzes verletzt, ſoll ſich eines Vergehens ſchuldig 
machen und ſoll, im Ueberführungsfalle, um mindeſtens tauſend 
und nicht über dreitauſend Dollars beſtraft werden. 

Genehmigt am 12. Februar 1879. 


A 
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Ein Geſetz, 


um für die Veröffentlichung, den Ankauf und die Vertheilung der Entſchei⸗ 
dungen des Obergerichtshofes des Staates Colorado Vorkehrungen 
zu treffen. 


Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 


Abſchnitt 1. Die Entſcheidungen des Obergerichtshofes Beröfenttiuung 
des Staates Colorado follen in Bänden von annähernd dem dungen er 
Formate veröffentlicht werden, in welchem jetzt Band eins, zwei 
und drei der Colorado Berichte veroffentlicht find und jollen 


nicht weniger als je ſechshundert und funfzig Seiten enthalten. 


Abſchnitt 2. Der Berichterſtatter ſoll in den von nun unter Aufſicht 
an zu veroſfentlichenden Banden der Eutſcheidungen des Ober- pofes e gerichts⸗ 
gerichtsyoſes, ven vierten Band ausgenommen, teinerlei petuniare 
Intereſſeu yuuen, bie Veroſſenttichung OU vielmehr unter Auf⸗ 
jucht ber Richter ves Obergerichtshoſes und bes Verichterſtatters 
mutelſt Coutratt erfolgen, ver vom Gouverneur, Staatsſetreiar 
und Generalanwalt zu vergeben ist, bie anbulch behufs Vergebung 
eines solchen Eontraxtes Namens ves Staates zu einer Commil⸗ Contrakt. 
ſion ernaunt ind, um mit einer Dver mehreren Personen, vie ſuch 
verbindlich machen, jur den Zeitraum von zehn Jahren geuaunte 
Eutſcheidungen zu veröffenuumen und zu verkaufen, unter den 
für den Staat und das Volt günſtigſten Bedingungen und zu 
einem Anſatze von nicht über vier Dollars für jeden Band von 
ſechshundert und fünfzig Seiten, einen Contrakt abzuſchließen. 

— Abſchnitt 3. Der Staatsſekretär ſoll alsbald nachdem Staatsſerretär 
dieſes Geſetz in Kraft getreten iſt, in mindeſtens zwei Zeitungen augſchreiben. 
von allgemeiner Verbreitung, die in der Stadt Denver gedruckt 
und veröffentlicht werden, während dreißig (30) Tagen eine 
Ausſchreibung für Einreichung von Angeboten für die Veröffent⸗ 
lichung genannter Entſcheidungen erlaſſen. In dieſer Ausſchrei⸗ 
bung ſollen Tag und Stunde angegeben ſein, wann genannte 
Angebote geöffnet werden ſollen. Dem erwähnten Gouverneur, 
Staatsſekretär und Generalanwalt iſt es zur Pflicht gemacht, 
alle Angebote für die Veröffentlichung genannter Entſcheidungen, 
die bei ihnen an oder vor der für Oeffnung derſelben feſtgeſetzten 
Zeit gemacht und eingereicht werden mögen, in Erwägung zu 
ziehen und den Contrakt an den oder die Bieter zu vergeben, die BergeSung des 


ſich verpflichten, die Entſcheidungen unter den für den Staat undd 
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das Volk annehmbarſten Bedingungen zu veröffentlichen und zu 
verkaufen, zu einem Anſatze von nicht über vier Dollars den 
Band. 


Abſchnitt 4. In dem Contrakte müſſen der oder die 
Veröffentlicher angehalten werden, jeden Band in gutem Geſetz⸗ 
buchformate, ſtarkem Einbande, auf gutes Buchpapier gedruckt, 
in „Small Pica“ und „Brevier“ Schrift, einfach durchſchoſſen 
geſetzt, zu drucken und zu veröffentlichen, wobei die Oualität des 
Papieres und des Einbandes denen von Band eins, zwei und 
drei der Colorado Berichte gleichkommen muß und die Arbeit 
innerhalb ſechszig Tagen, von der Zeit an gerechnet, in welcher 
das Manuſcript eines jeden Bandes vom Berichterſtatter abge⸗ 
liefert wird, auszuführen iſt. Ferner, daß der oder die Ver⸗ 
öffentlicher dem Staate einhundert und fünfzig Exemplare eines 
jeden Bandes zu dem im Contrakte feſtgeſetzten Preiſe abliefern 
wollen; daß eine genügend große Anzahl von Exemplaren eines 
jeden Bandes vorräthig und zum Verkaufe gehalten werden ſoll 
zu dem im Contrakte feſtgeſetzten Prerſe, um die während der 
folgenden zehn Jahre entſtehende Nachfrage nach denſelben zu 
decken und daß Bürgſchaft für Erfüllung des Contraktes im 
Betrage von zehntauſend Dollars gegeben werde, welche Bürg⸗ 
ſchaft vom Staatsſekretär zu genehmigen und bei ihm zu hinter⸗ 
legen iſt. f 

Abſchnitt 5. Nach erfolgter Veröffentlichung eines jeden 
Bandes genannter Entjcheidungen ſoll der Staatsſekretär zum 
Staatsgebrauche einhundert und fünfzig Exemplare dieſes Ban⸗ 
des zu dem im Contrakte angegebenen und nicht über vier Dollars 
per Band betragenden Preiſe ankaufen. Sobald ſie ihm zuge⸗ 
ſtellt werden, hat er ſie in folgender Weiſe zu vertheilen: 

An jede Staats- und Territorial⸗Bibliothek und an die Con⸗ 
greß⸗Bibliothek zwei Exemplare; an jeden Richter des Ver⸗ 


einigten Staaten Obergerichtshofes und an jeden der Vereinigten 


Staaten Kreis- und Diſtriktsrichter für dieſen Staat ein Exem⸗ 
plar; an jeden Richter des Obergerichtshofes, der Diſtrikt⸗ und 
Countygerichte, ein Exemplar; an den Berichterjt” er des Ober⸗ 
gerichtshofes, zehn Exemplare. Die übrigen Exemplare, falls 
ſolche vorhanden ſein ſollten, hat er in der Staatsbibliothek 
unterzubringen zum Gebrauche der im Obergerichtshofe praktizi⸗ 
renden Anwälte und der Mitglieder der geſetzgebenden Verſamm⸗ 
lung, wenn dieſe in Sitzung iſt. 


z 
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Abſchni it t 6. Der Staatsſekretär hat jeden an die Beam⸗ Gtantseigen- 
ten dieſes Staates vertheilten Band (die an den Berichterſtatter 
ausgegebenen ausgenommen), mit dem Namen des County, nach 
welchem und der amtlichen Stellung des Beamten, an den ſie 
geſendet werden, in unauslöſchlicher Tinte zu bezeichnen. Der⸗ 
gleichen Bücher verbleiben Staatseigenthum und müſſen von den 
Beamten, welche ſie empfangen, an ihre Amtsnachfolger ausge⸗ 
liefert werden. 8 


Genehmigt am 18. Februar 1879. 


2 
— 


Ein Geſetz, 


um einen Gehalt für den Berichterſtatter der Entfceidungen des Ober⸗ 
gerichtshofes zu ſchaffen. 

Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 

Abſchnitt 1. An und nach dem erſten Februar 1879, Gehalt.: 
oder ſpäter, ſobald die zur Herſtellung von Band IV der Colorado 
Berichte erforderlichen Entſcheidungen gefällt ſind, ſoll der Be⸗ 
richterſtatter der Entſcheidungen des Obergerichtshofes dieſes 
Staates einen jährlichen Gehalt von ſiebenhundert und fünfzig 

Dollars⸗ beziehen, vierteljährlich zahlbar, aus dem gleichen Fonde 
und in gleicher Weiſe, in welcher die Gehalte der Staatsbeamten 
bezahlt werden. 

-Abſchnitt 2. Da kein Geſetz beſteht, welches Vorkehrung z ane reits 
für Bezahlung des Berichterſtatters der Entſcheidungen des Ober⸗ 
gerichtshofes trifft, ſo liegt, nach Anſicht dieſer Geſetzgebung, 
die Dringlichkeit vor, wie dies in Abſchnitt neunzehn, Artikel 
fünf der Conſtitution vorgeſehen. Deshalb ſoll dieſes Geſetz 
an und nach feiner Annahme und Genehmigung durch den Gou⸗ 
verneur in Kraft treten. 


Genehmigt am 18. Februar 1879. 
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Ein Geſetz, 
zur Abänderung eines Geſetzes, überſchrieben: „Ein Geſetz, in Bezug auf 
Municipal⸗Corporationen (Gemeinweſen).“ 

Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 

Abſchnitt 1. Genanntes Geſetz iſt abgeändert durch Hin⸗ 
zufügung des Folgenden als Abſchnitte hundert und fünf, hundert 
und ſechs, hundert und ſieben, hundert und acht, hundert und 
neun, hundert und zehn und hundert und elf, beziehungsweiſe: 

Abſchnitt 105. Wennimmer eine Stadt oder Ortſchaft 
ihre alte Organiſation aufgibt und ſich unter dieſem Geſetze 
incorporirt, ſo iſt es dem Countyſchatzmeiſter zur Pflicht gemacht, 
alle Steuern ſolcher Stadt oder Ortſchaft, die zur Zeit einer 
ſolchen Incorporation fällig oder rückſtändig geworden find, in 
gleicher Weiſe wie andere Steuern einzutreiben. In allen 
Fällen, wo vor ſolcher Wiederincorporirung Cigenthum für an 
ſolche Stadt oder Ortſchaft fällige Steuern verkauft wurde und 
daſſelbe weder vor der Neumcorporation eingelöſt noch der Kauf⸗ 
brief darüber ausgeſtellt wurde, ſoll es die Pflicht des County⸗ 
ſchatzmeiſters ſein, in Bezug auf die Wiedereinlöſung ſolchen 
Eigenthumes, die Eintreibung der auf demſelben lajienden Steuern 
und die Ausfertigung des Kaufbriefes für daſſelbe in jeder 
Beziehung gerade ſo zu handeln, als ob das Eigenthum nach 
ſolcher Neuincocporation verkauft worden wäre. Die Beſtim⸗ 
mungen dieſes Abſchnittes ſollen ſich auf alle Städte und Ort⸗ 
ſchaften erſtrecken, die ſich vor Annahme dieſes Geſetzes neu 
incorporiren ließen. 


Abſchnitt 106. Wennimmer ſich eine Stadt oder Ort⸗ 
ſchaft unter dieſem Geſetze incorporirt, oder wennimmer eine 
ſchon früher incorporirte Stadt oder Ortſchaft ſich unter dieſem 
Geſetze neu organiſirt, nachdem die Zeit für die alljährliche Um⸗ 
lage der Steuern ſchon verfloſſen iſt, ſo kann der Stadtrath oder 
der Rath der Vertrauensmänner einer ſolchen Stadt oder einer 
ſolchen Ortſchaft durch Verordnung oder Beſchluß für Umlage 
der Steuern auf das ſteuerbare Eigenthum innerhalb der Corpo⸗ 
rationsgrenzen ſolcher Stadt oder Ortſchaft Vorkehrung treffen. 
Wenn die Steuerabſchätzung gemacht und vom Stadtrathe oder 
den Vertrauensmännern gutgeheißen worden iſt, ſo können dieſe 
zur Umlage der nöthigen Steuern für das Fiscaljahr ſchreiten. 
Der Schreiber einer ſolchen Stadt oder Ortſchaft ſoll dem 
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Countyſchreiber eine beſcheinigte Steuerliſte zuſtellen, worauf 
dieſer fie auf der jetzt unter Abſchnitt ſechs und vierzig (46) dieſes 
Geſetzes vorgeſchriebenen Steuerliſte für das laufende Jahr ein⸗ 
tragen ſoll. Der Countyſchatzmeiſter ſoll hierauf mit der Ein⸗ 
treibung ſolcher Steuer beginnen und dabei in jeder Hinſicht in 
gleicher Weiſe verfahren, wie dies jetzt geſetzlich für die Eintrei⸗ 
bung von Steuern in Städten und Ortſchaften vorgeſchrieben iſt. 
Für eine ſolche Stadt oder Ortſchaft ſoll es nicht nothwendig 
ſein, die unter Abſchnitt acht und zwanzig (28) dieſes Geſetzes 
vorgeſchriebene jährliche Verwilligungs⸗Verordnung anzunehmen. 
Indeſſen ſoll dieſer Abſchnitt ſich blos auf die Abſchätzung und 
Erhebung von Steuern für das erſte Fiscaljahr nach ſolcher In⸗ 
g corporation oder Neuorganiſation beziehen. 

Abſchnitt 107. Nach der unter dieſem Geſetze erfolgten Stadträthe. 
Incorporation ſollen in Städten zweiter Rangordnung zwei 
Stadträthe aus jeder Ward erwählt werden, deren betreffende 
Amtszeit der Stadtrath durch das Loos zu beſtimmen hat, ſo daß 
der Amtstermin des einen Mitgliedes jeder Ward zwei Jahre, 
des andern ein Jahr beträgt. Hierauf ſoll alljährlich von jeder 
Ward ein Stadtrath erwählt werden, wie dies in Abſchnitt neun 
und ſiebzig (79) dieſes Geſetzes vorgeſchrieben iſt. N 

Abſchwitt 108. Dem Stadtrathe von Städten und dem Befuaniſſe des 
Rathe der Vertrauensmänner von Ortſchaften ſollen folgende Strdtratbes. 
weitere Befugniſſe zuſtehen: 

Erſtens: Er kann die Einfangung und den ſummariſchen 
Verkauf von Pferden, Hornvieh, Schaafen, Ziegen, 
Schweinen und Gänſen, die in Verletzung irgend einer 
Verordnung frei innerhalb nr Stadt oder Ortſchaft 

Kumherlaufen, anordnen. 

Zweitens: Er kann alljährlich von jedem körperlich 
geſunden Manne im Alter zwiſchenzein und zwanzig 
und ſechszig Jahren, der ein Bürger ſolcher Stadt 
oder Ortſchaft iſt, eine Kopfſteuer auflegen und erheben, 
oder an Stelle derſelben ihn zur Verrichtung gewiſſer 
Arbeiten anhalten. Indeſſen darf eine derartige Steuer 
den Betrag von drei Dollars per Kopf nicht über⸗ 
ſchreiten. 

Drittens: Er kann zur Entgegennahme von Bürg⸗ 
ſchaften ermächtigen, wennimmer Jemand wegen Ueber⸗ 
tretung einer Stadtverordnung verhaftet worden und 
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eine Vertagung oder Verſchiebung der Verhandlung 
ſtattfindet. Wenn eine derartige Bürgſchaft angenom⸗ 
men wird, ſoll ſie von gleicher Verbindlichkeit und 
Gültigkeit ſein, wie dies für Bürgſchaften unter den 
Criminalgeſetzen von Colorado vorgeſchrieben iſt. 

Viertens: Er kann durch Tod, Abſetzung oder Reſig⸗ 
nation erledigte Aemter eines Vertrauensmannes oder 
Stadtrathes mittelſt Ernennung beſetzen, wobei der⸗ 
jenige der erfolgreiche Bewerber ſein ſoll, dem eine 
Mehrheit der Stimmen zufällt. Indeſſen darf ein 
derart Ernannter ſein Amt blos bis zur nächſten jähr⸗ 
lichen Wahl inne haben, wenn die erledigte Stelle wie 
in andern Fällen durch Wahl beſetzt werden ſoll. 

Fünftens: Er kann alljährlich durch Verordnung eine eine 
Frontſteuer von allen Bauplätzen erheben, die an 
Haupt⸗Waſſerröhren fronten, in Ortſchaften und Städ⸗ 
ten, wo die Waſſerwerke von ſolchen Ortſchaften oder 
Städten geeignet werden. 


Abſchnitt 109. In allen Klagen, die wegen Uebertretung 
einer Verordnung zur Erlangung von Geldbußen oder Strafen 
eingereicht werden, ſoll es genügen, wenn in der Beſchwerdeſchrift 
oder der beſchworenen Ausſage die Nummer des Abſchnittes und 
die Ueberſchrift der übertretenen Verordnung, nebſt Angabe des 
Datums ihrer Annahme, angegeben ſind, ohne daß genannter 
Abſchnitt oder die Verordnung wörtlich oder ihrem Inhalte nach 
angeführt werden muß. 

Abſchnitt 110. Jede vor dem dritten Tage des Monats 
Juli 1877 incorporirte Stadt oder Ortſchaft, die ihre derartige 
Organiſation beizuhalten wünſcht, ſoll in Ausübung der Befug⸗ 
niſſe oder der Einhaltung der ihr unter dem ſpeziellen Freibriefe 
oder den allgemeinen Geſetzen, unter welchen ſie incorporirt iſt, 
auferlegten Pſtichten in jeder Hinſicht jo vorangehen, wie es 
unter ſolch ſpeziellen Freibriefen oder den allgemeinen Geſetzen 
vorgeſchrieben iſt. 

Abſchnitt 111. In allen Fällen, wo eine Stadt oder 
Ortſchaft, die vor dem dritten Tage des Monats Juli A. D. 1877 
incorporirt war, ſei es nun unter einem ſpeziellen Freibriefe 
oder den allgemeinen Geſetzen, ſich unter dieſem Geſetze neu orga⸗ 
niſiren ſollte, jo ſollen alle Nebengeſetze und Verordnungen, die 
in ſolcher Stadt oder Ortſchaft vor ſolcher Neuorganiſation an⸗ 
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genommen und in Kraft waren, zu allen Zwecken in Kraft und 
Ausführung bleiben, bis ſie von dem unter der neuen Orga⸗ 
niſation erwählten Stadtrathe oder dem Rathe der Vertrauens⸗ 
männer verändert, abgeändert oder widerrufen worden ſind. 


Abſchnitt 2. Nach Anſicht dieſer Geſetzgebung liegt eine Zang eres 
Dringlichkeit vor, deshalb ſoll dieſes Geſetz mit ſeiner Annahme * 
in Kraft treten. 


Genehmigt am 12. Februar 1879. 


Ein Geſetz, 

zur Abänderungfeines Geſetzes, überſchrieben: „Ein Geſetz in Bezug auf 
Municipal⸗Corporationen (Gemeinweſen).“ Genehmigt am 4. April 
1877. N 

Sei es verordnet durch die . des 
Staates Colorado: 

Abſchnitt 1. Daß Abſchnitt hundert und eins (101) ei eines 
Geſetzes, überſchrieben: „Ein Geſetz, in Bezug auf Municipal⸗ 
Corporationen“, genehmigt am 4. April 1877, abgeändert ſei 
und hiermit abgeändert iſt um zu lauten wie folgt: 


Abſchnitt 101. Wenn irgend ein Stück Land in Ueber⸗ Eis bon 

einſtimmung mit den Vorſchriften eines Congreßgeſetzes oder * 
eines Geſetzes von Colorado als ein Stadtgebiet ausgelegt und 
eingetragen und eine Karte deſſelben angefertigt und hinterlegt 
worden, von den Einwohnern oder Eigenthümern des Landes 
aber keine Stadtorganiſation unter den Geſetzen von Colorado 
zu Stande gebracht wurde, ſo kann das Land mit Zuſtimmung 
aller ſolcher Einwohner oder Eigenthümer aufgegeben und nach 
Ermeſſen ſolcher Einwohner oder Eigenthümer veräußert werden. 
Es muß aber eine von der Mehrzahl der Einwohner oder Stimm⸗ 
geber unterzeichnete und beſcheinigte Angabe beim Schreiber des 
County, in welchem das Land belegen, hinterlegt werden, worin 
die Thatſache der augesung eines ſolchen Stadtgebietes feſtge⸗ 
ſetzt iſt. 

Wenn irgend ein Stück Landes als Stadtgebiet eingetra⸗ Then 
gen iſt oder als Anſchluß an ein Stadtgebiet einverleibt wurde, de. 
ſo kann irgend ein Theil deſſelben aufgegeben werden mit ſchrift⸗ 
licher Zuſtimmung aller Eigenthümer des betreffenden Land⸗ 

1 das man aufzugeben beabſichtigt; vorausgeſetzt, daß die 
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Stadt nicht vorher ſchon zum Beſten eines ſolchen Stück Landes 
Baarauslagen gemacht oder Verbindlichkeiten für auf demſelben 
gemachte Verbeſſerungen eingegangen iſt und daß das Land ganz 
oder theilweiſe außerhalb der Stadtgrenzen liegt und daß, wenn 
ſo aufgegeben, eine von den Eigenthümern unterzeichnete Angabe, 
in welcher die Thatſache der Aufgabe verzeichnet iſt, nebſt einer 
genauen Karte und Beſchreibung des ſo aufzugebenden Theiles 
im Amtslokale des Schreibers und Recorders des County, in 
welchem die Stadt belegen iſt, hinterlegt wird. 
Genehmigt am 18. Februar 1879. 
” Pe 
Ein Geſetz, E 
um es Städten und Ortſchaften zu ermöglichen, Greven und Kanäle zur 
Verſorgung mit Waſſer für Berieſelungs⸗ und andere Zwecke anzu⸗ 
kaufen und zu miethen. 

Sei es verordnet durchdie Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 

Abſchnitt 1. Jede incorporirte Ortſchaft oder Stadt in 
dieſem Staate ſoll ermächtigt ſein, irgend welchen Kanal oder 
Graben, der bereits hergeſtellt iſt oder ſpäter noch hergeſtellt 
werden mag, anzukaufen oder zu miethen, und ebenſo alle Rechte, 
Privilegien und Gerechtſame irgend welcher Perſon oder Perſo⸗ 
nen oder Geſellſchaften, welche dieſe Graben oder Kanäle eignen 
oder Antheil oder Anrechte an denſelben haben, und dieſelben in 
gleicher Weiſe in Beſitz und Betrieb zu halten, wie ſolche Perſo⸗ 
nen oder Geſellſchaften, von denen ſie gekauft oder gemiethet 
wurden, es andernfalls thun möchten; vorausgeſetzt, daß ein 
ſolcher Kauf- oder Miethscontrakt zu dem Zwecke abgeſchloſſen 
wird um durch dieſen Graben oder Kanal Waſſer zum Gebrauche 
der Bevölkerung genannter Stadt oder Ortſchaft zu beſchaffen. 
Ferner muß eine Mehrheit der berechtigten Stimmgeber ſolcher 
Stadt oder Ortſchaft bei einer regelmäßigen zur Erwählung von 
Stadtbeamten abgehaltenen Wahl zu ä eines derartigen 
Ankaufes ſtimmen. 


Abſchnitt 2. Jede Ortſchaft oder Stadt, die einen der⸗ 
artigen Ankauf oder Miethscontrakt abſchließt, ſoll damit alle 
Verbindlichkeiten und anderweitige Pflichten übernehmen, die 
geſetzlich auf dem Eigenthümer oder den Eigenthümern eines 
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ſolchen Grabens oder Kanales laſten, von denen dieſe an gekauft 
oder gemiethet wurden. Der Stadt oder Ortſchaft ſoll die 
Befugniß zuſtehen, derartige Gräben oder Kanäle oder irgend 
welche damit in Verbindung ſtehende Waſſerleitungen, Eindäm⸗ 
mung oder Schleuße in Stand zu halten, zu verbeſſern oder zu 
vergrößern. Zu ſolchen Zwecken können Steuern umgelegt und 
erhoben werden, in gleicher Weiſe, wie andere Steuern geſetzlich 
umgelegt und erhoben werden. Die Verwaltung eines ſolchen 
Grabens oder Kanales ſoll unter der als des Rathes der 
Vertrauensmänner ſolcher Ortſchaft oder des Stadtrathes ſolcher 
Stadt ſtehen, wie dies nun der Fall ſein mag. 


Abſchnitt 3. Da nach Anſicht dieſer Geſetzgebung eine Deingticteite 
Dringlichkeit vorliegt, weil gewiſſe Städte und Ortſchaften die Tariel. 
unter dieſem Geſetze gewährten Vorrechte ſofort beſitzen ſollten, 


Steuern. 


N ſo ſoll dieſes Geſetz mit ſeiner Annahme in Kraft treten. 


Genehmigt am 19. Februar 1879. 


Ein Geſetz, 
zur Abänderung eines Geſetzes, überſchrieben: „Ein Geſetz, um das Geſetz, 
unter welchem die Stadt Denver incorporirt wurde und die verſchiede⸗ 
nen anderen Geſetze zuſätzlich deſſelben, in ein Geſetz' zuſammenzufaſſen 
und zur Revidirung und Abänderung deſſelben“, um es dem Stadtrath 
zu ermöglichen, ein Abzugstanalſyſtem herzuſtellen. 
Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 
Abſchnitt 1. Dem Stadtrath der Stadt Denver ſteht Yefupnif bes 
die Befugniß zu, ein Abzugskanalſyſtem herzuſtellen und zus 
erhalten, welches in drei Klaſſen eingetheilt werden ſoll, nämlich: 


Oeffentliche“, „Diſtrikt⸗ und „Privat-“ Abzugskanäle. 


Abſchnitt 2. Oeffentliche Abzugskanäle ſollen an oder deſentiche 
gleichlaufend mit Wazee Straße hergeſtellt werden, zu ſolcher Abzugstanäle. 
Zeit, in ſolcher Ausdehnung, von ſolchem Umfange und Material 


und unter ſolchen Vorſchriften, wie der Stadtrath fie mittelſt 


Verordnung erlaſſen mag. Zu bereits vorhandenen oder noch 
herzuſtellenden Abzugskanälen ſollen ſolche Zweigkanäle herge- Zweigtanäle. 
ſtellt werden, wie genannter Stadtrath es für thunlich erachten 
mag. Indeſſen ſoll kein Abzugskanal ſchräg durch Privateigen⸗ 
thum hergeſtellt werden, wenn derſelbe gleichlaufend mit den 
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Grenzen ſolchen Eigenthumes gebaut werden kann; noch foll 
irgend ein öffentlicher Abzugskanal durch Privateigenthum hin⸗ 
durch hergeſtellt werden, wenn derſelbe einer Straße, einer Gaſſe 


oder eines öffentlichen Weges entlang gebaut werden kann. 


Verwilligung. 


Diſtriktkanäle. 


Auf Erſuchen der 
Grundeigen⸗ 
thümer. 


Spezialſteuer. 


Wie einzu⸗ 
treiben. 


Aus den öffentlichen Einkünften ſoll eine Verwilligung gemacht 
werden um die Herſtellungskoſten eines jeden * Abzugs⸗ 
kanales au decken. 


Abſchnitt 3. Innerhalb der durch Verordnung vom 
Stadtrathe vorgeſchriebenen Grenzen eines Diſtriktes ſollen 
Diſtrikt⸗Abzugskanäle in der Weiſe hergeſtellt werden, daß ſie 
ſich mit den öffentlichen Abzugskanälen oder einem natürlichen 
Ableitungskanale verbinden. Derartige Diſtrikte ſollen durch 
den Stadtrath mittelſt Verordnung zu irgend einer Zeit vor der 
Herſtellung ſolcher Abzugskanäle abgetheilt, erweitert oder ver⸗ 
ändert werden. 


Der Stadtrath ſoll in irgend einem Diſtrikte Abzugskanäle her⸗ 
ſtellen laſſen, wenn eine Mehrheit der innerhalb eines ſolchen 
Diſtriktes wohnenden Grundeigenthumsbeſitzer darum nachſucht, 
oder wennimmer der Geſundheitsrath es aus Geſundheitsrück⸗ 
ſichten für nothwendig erachtet und eine darauf bezügliche Em⸗ 
pfehlung vom Stadtrathe gebilligt wird. Die Beſchaffenheit, der 
Umfang. und das Material eines ſolchen Abzugskanales ſollen 
durch Verordnung vorgeſchrieben und mögen in gleicher Weiſe 
abgeändert, verkleinert, vergrößert oder verlängert werden. Ein 
ſolcher Abzugskanal ſoll mit allen erforderlichen Nebenkanälen, 
Einflüſſen, Schlupflöchern und anderem Zubehör verſehen wer⸗ 
den. Sobald ein Diſtrikt⸗Abzugskanal mit ſeinen Einflüſſen, 
Schlupflöchern und anderem Zubehör völlig hergeſtellt iſt, ſoll 
der Stadtrath den Stadtingenieur veranlaſſen, die Geſammtkoſten 
deſſelben auszurechnen, worauf der ſtädtiſche Steuerumleger den 
Betrag als eine Spezialſteuer auf das ſämmtliche in bezüglichem 
Diſtrikte befindliche Grundeigenthum ohne Rückſicht auf darauf 
befindliche Verbeſſerungen umlegen ſoll, im Verhältniß zu dem 
betreffenden Flächeninhalt, den es ausſchließlich der öffentlichen 
Wege zum Flächeninhalte des ganzen Diſtriktes hat. Der 
Stadtrath foll eine beglaubigte Rechnung einer ſolchen Umlage 
gegen jeden Bauplatz im Diſtrikte auf den Namen des Eigenthü⸗ 
mers lautend, wenn derſelbe bekannt iſt, ausfertigen laſſen und 
dieſe Steuerrechnung ſoll in gleicher Weiſe eingetrieben und 
bezahlt werden, wie alle anderen ſtädtiſchen Steuern. 
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Abſchnitt 4. Privat⸗Abzugskanäle, die mit den Diſtrikt⸗ privatabzugs⸗ 
Abzugskanälen in Verbindung ftehen, ſollen unter ſolchen Be" 
ſchränkungen und Beſtimmungen hergeſtellt werden, wie es der 
Stadtrath durch allgemeine oder beſondere Verordnung vorſchrei⸗ 

ben mag, jedoch dürfen der Stadt aus dem Baue, der Reparatur 

und der Reinigung derſelben keine Koſten erwachſen. 

Der Stadtingenieur fol in allen Fällen, dringend nöthige goſtenvoran⸗ 
Reparaturen ausgenommen, unter Anweiſung des Stadtrathes . 
einen Koſtenvoranſchlag für irgend welche in Ausſicht genommene 
Arbeiten ausarbeiten und dem Stadtrathe unterbreiten, worauf 
dieſer Angebote ausſchreiben und die Arbeiten mittelſt Contrakt Angebote. 
an den niedrigſten, verantwortlichen Bieter vergeben ſoll. Wenn 
Arbeiten in irgend einer anderen Weiſe vergeben werden, ſoll es 
als ungeſetzlich und ungültig angeſehen werden. 

Es darf kein Bürge auf irgend einer Bürgſchaft angenommen Forge und 
werden, der nicht Steuerzahler iſt und Eigenthum im Werthe haften. 
aller ſeiner Verbindlichkeiten beſitzt, die er auf Bürgſchaften der 
Stadt gegenüber eingegangen hat; auch ſoll unter dieſem Ab⸗ 
ſchnitte kein Contrakt abgeſchloſſen werden ohne Bürgſchaft für 
ſeine getreue Erfüllung, von mindeſtens zwei genügenden Bürgen 
unterzeichnet und von genanntem Stadtrathe genehmigt. 

Jede ſ Verordnung, unter welcher Arbeiten angeordnet werden, verwiligung. 
muß eine beſondere Verwilligung aus den entſprechenden Ein⸗ 
künften und Fonds enthalten, die ſich auf einen Koſtenvoran⸗ 
ſchlag für die Geſammtkoſten jeder Straße, eines Theiles einer 
Straße oder anderer Gegenſtände beziehungsweiſe ſtützt, und 
jeder Contrakt ſoll eine Klauſel enthalten, des Inhaltes, daß er Eontratte. 
den Beſtimmungen des ſtädtiſchen Freibriefes unterworfen, daß 
die Geſammtzahlung auf denſelben hin ſich auf den in der bezüg⸗ 
lichen Verwilligung genannten Betrag beſchränkt, und daß auf 
vorhergegangene zehntägige Anzeige hin die Arbeiten unter 
genanntem Contrakte ohne Koſten oder Ansprüche gegen die Stadt 
durch den Stadtrath wegen Mangel an Geldern oder aus andern 
triftigen Gründen eingeſtellt werden können. Indeſſen kann auf 
die Beſchwerde irgend eines Bürgers und Steuerzahlers hin, eſchwerden. 
daß irgend welche öffentliche Arbeit nicht in Uebereinſtimmung 
mit dem Contrakte ausgeführt wird, oder daß die Arbeit oder 
das Material, welches verwendet wird, untauglich oder verſchieden 
von dem iſt, was laut Contrakt geliefert werden oder gethan wer⸗ 
den ſollte, genannter Stadtrath die Beſchwerde unterſuchen und 
mag zu dieſem Zwecke drei Bevollmächtigte ernennen, die mit 


Abſtimmung. 


6. 
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dem Stadtrathsausſchuſſe für Abzugskanäle zuſammen genannte 
Arbeit unterſuchen und darüber Bericht erſtatten ſollen. Nach 
ſolcher Unterſuchung oder nachdem der Bericht der Bevollmäch⸗ 
tigten in Betracht gezogen worden, ſollen ſie ſolche Vorkehrungen 
in dem Falle treffen, die gerecht und vernünftig erſcheinen und 
dem öffentlichen Wohle entſprechend ſein mögen. Einer ſolchen 
Entſcheidung haben ſich alle, Betheiligten zu fügen. Die Unkoſten 


einer derartigen Unterſuchung ſind vom Contraktor zu tragen, 


wenn die Beſchwerde begründet befunden wird und von dem 
Beſchwerde Führenden, wenn ſie grundlos iſt. 

Abſchnitt 5. Unter den Beſtimmungen dieſes Geſetzes 
dürfen jedoch keine öffentlichen Abzugskanäle hergeſtellt werden, 
ehe die Frage des Baues derſelben erſt der Abſtimmung derjeni⸗ 
gen Steuerzahler der Stadt, welche geſetzliche Stimmgeber ſind, 
unterbreitetjund von einer Mehrheit derſelben gutgeheißen worden. 

Genehmigt am 19. Februar 1879. 


— 


Ein; Geſetz, 
zur Abänderung von Abſchnitt ſiebzehn (17) eines Geſetzes, überſchrieben: 
„Ein Geſetz, zur Vereinfachung des Geſetzes, unter welchem die Stadt 
Denver incorporirt wurde, und der verſchiedenen Geſetze zuſätzlich 
deſſelben, in ein einziges Geſetz, und zur Revidirung und Abänderung 
deſſelben“, wie angenommen und genehmigt am 6. April 1877. 

Sei es verordnet durch die Geſetzgebung' des 
Staates Colorado: 

Abſchnitt 1. Abſchnitt ſiebzehn (17) des Geſetzes, zu 
welchem dieſes zuſätzlich iſt, ſei und derſelbe iſt anmit widerrufen 
und das Folgende erlaſſen um als Abſchnitt ſiebzehn (17) des 
genannten Geſetzes numerirt und an Stelle des andurch wider⸗ 
rufenen Abſchnittes eingetragen zu werden, nämlich: 


Abſchnitt 17. Jeder vom Stadtrath angenommene Be⸗ 


durch der Mahor ſchluß, durch welchen über dreihundert Dollars verwilligt werden, 


Veto. 


ſowie alle Verordnungen, müſſen, ehe ſolche Beſchlüſſe oder Ver⸗ 
ordnungen in Kraft treten können, innerhalb vier und zwanzig 
Stunden nach ihrer Annahme dem Mayor behufs ſeiner Geneh⸗ 
migung vorgelegt werden. Im Falle der Genehmigung hat er 
ſie zu unterzeichnen, andernfalls ſoll er ſie mit ſeinen zu Papiere 
gebrachten Einwänden an den Stadtſchreiber zurückſenden, der 
dieſelben bei der nächſten Stadtrathsverſammlung dieſer vorzu⸗ 
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legen hat. Der Stadtrath hat ſolche Einwände in feinem Ver⸗ 
handlungsprotokoll einzutragen. Iſt er der Anſicht, daß eine 
derartige Verordnung oder ein ſolcher Beſchluß paſſiren ſollte, 
ſo kann er dieſelben in Wiedererwägung ziehen. Wenn dann 


nach ſolcher Erwägung zwei Drittheile der erwählten Stadträthe 


ich auf die Annahme derſelben einigen und fie annehmen, fo ſoll 


eine ſolche Verordnung oder ein derartiger Beſchluß gerade ſo in Annahme gegen 


Kraft treten als ob der Mayor ihn unterzeichnet hätte. Wenn das Veto. 


der Mayor den Beſchluß oder die Verordnung nicht innerhalb 
fünf Tagen einſendet, ſollen ſie in gleicher Weiſe in Kraft treten, 
als ob er ſie unterzeichnet hätte. Der Mayor kann die ihm in 


dieſem Abſchnitte übertragene Vetogewalt auf die jährliche Ver⸗ Bei werwint⸗ 


willigungs⸗Verordnung im Ganzen oder auf irgend einen beſon⸗ 


deren Theil derſelben ausdehnen. 
Genehmigt am 4. Februar 1879. 


- 


Ein Geſetz, 
zur Abänderung von Abſchnitt vier und dreißig (84) eines Geſetzes, über- 
ſchrieben: „Ein Geſetz, um das Geſetz, unter welchem die Stadt Denver 
incorporirt wurde, und die verſchiedenen Geſetze zuſätzlich deſſelben, in 
ein einziges Geſetz zuſammenzufaſſen, und zur Revidirung und 
Abänderung deſſelben“, genehmigt am 6. April A. D. 1877. 
Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 


Abſchnitt 1. Abſchnitt vier und dreißig (34) desJGeſetzes, 


zu welchem dieſes zuſätzlich iſt, ſei und derſelbe iſt anmit wider⸗ 
rufen und das Folgende als Abſchnitt vier und dreißig (34) des 


letztgenannten Geſetzes angenommen und derſelbe ſoll an Stelle 
des ſo widerrufenen Abſchnittes in Kraft treten, nämlich: 


Abſchnitt 34. Im Herbſte des Jahres A. D. 1879 zu 


der für Abhaltung der allgemeinen Wahl für Staats- und County⸗ 
Beamte unter den Staatsgeſetzen feſtgeſetzten Zeit, ſoll in jeder 
Ward der genannten Stadt eine Wahl für Mayor, Schatzmeiſter 
und ein Stadtrath von jeder Ward der erwähnten Stadt abge⸗ 
halten werden. Genannte, ſo erwählte Beamte ſollen erwählt 


werden, um die beziehungsweiſen Aemter von Mayor, Schatz⸗ 


meiſter und Stadtrath, deren Amtszeit unter beſtehenden Geſetzen 
zu jener Zeit abläuft, einzunehmen. Erwähnter Mayor, Schatz⸗ 
meiſter und Stadträthe ſollen ihre bezüglichen Aemter für zwei 


Stadtwahl. 


Amiszeit. 
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Jahre inne haben und bis ihre betreffenden Nachfolger erwählt 
und zum Amte qualifizirt ſind. Späterhin ſoll immer alljährlich 
in jeder Ward genannter Stadt eine Wahl für einen Stadtrath 
von jeder Ward abgehalten werden. Alle zwei Jahre hierauf 
ſoll in jeder Ward eine Wahl für Mayor und Schatzmeiſter 
genannter Stadt abgehalten werden. Jeder ſo erwählte Beamte 
ſoll ſein Amt beziehungsweiſe für zwei Jahre inne haben und 
bis ihre betreffenden Amtsnachfolger erwählt und zum Amte 
qualifizirt ſind. Dieſe Wahlen ſollen zu der unter dem Staats⸗ 
geſetze für Abhaltung der allgemeinen Wahl für Staats⸗ und 
County⸗Beamte beſtimmten Zeit ſtattfinden. 

Bei allen derartigen Wahlen, die am gleichen Tage mit den 
allgemeinen Wahlen unter den Staatsgeſetzen, wie vorbemerkt, 
zuſammenfallen, ſoll der Stadtrath, ſoweit dies angeht, die 
Stimmplätze in jeder Ward an oder nahe dem von den County⸗ 
behörden für Abhaltung der Wahl an dieſem Tage bezeichneten 
Orten einrichten und er ſoll ſich, wenn thunlich, mit den County⸗ 
behörden vereinigen zur Aufſtellung einer Macht um den öffent⸗ 
lichen Frieden und die Ordnung aufrecht zu erhalten. Auch 
mag er, wenn dies räthlich erſcheinen ſollte, von einer Regiſtra⸗ 
tion der Stimmgeber abſehen und dafür die von der vom County⸗ 
rathe dazu ernannten Behörde angefertigte Regiſtration anneh⸗ 
men, wobei die nöthig erſcheinenden Abänderungen zu machen 
ſind. Auch ſoll er Abſchriften der Regiſtration zum Gebrauche 
der Wahlrichter bei der Stadtwahl anfertigen laſſen und zwar 
mehr als dreißig Tage vor einer ſolchen Wahl, ſolchen Beſtim⸗ 
mungen und Vorſchriften unterworfen, wie dies durch Stadtver⸗ 
ordnung vorgeſchrieben werden mag. 

Wennimmer bei irgend einer jährlichen Wahl zwei Stadträthe 
aus der gleichen Ward zu erwählen ſind, ſoll der Stadtrath, 
welcher die größte Stimmenanzahl erhält, als für zwei Jahre, 
und derjenige Candidat, welcher die nächſtgrößte Stimmenanzahl 
erhält, als für ein Jahr erwählt erklärt werden. Im Falle aber 
zwei erfolgreiche Candidaten eine gleich große Anzahl Stimmen 
erhalten, ſoll die Amtszeit, zu der ſie beziehungsweiſe berechtigt, 
dadurch beſtimmt werden, daß ſie in Gegenwart des Stadtrathes 
das Loos ziehen und das Ergebniß ſoll alsdann in das Journal 
der Verhandlungen des Stadtrathes eingetragen werden. 

Genehmigt am 5. Februar 1879. 


— 
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Ein Geſetz, 


zur Abänderung vou Abſchnitt neun und fünfzig (59) eines Geſetzes, über⸗ . 
ſchrieben: „Ein Geſetz, um das Geſetz, unter welchem die Stadt Denver 
incorporirt wurde, und die verſchiedenen Geſetze zuſätzlich deſſelben, in 
ein einziges Geſetz zuſammenzufaſſen, und zur Revidirung und 
Abänderung deſſelben“, genehmigt am 6. April A. D. 1877. 


Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 


Abſchnitt 1. Abſchnitt neun und fünfzig (59) des Geſetzes, 
zu welchem dieſes zuſätzlich iſt, ſei und derſelbe iſt anmit wider⸗ 
rufen und das Folgende als Abſchnitt neun und fünfzig (59) des 
letztgenannten Geſetzes angenommen und derſelbe ſoll an Stelle 
des ſo widerrufenen Abſchnittes in Kraft treten, nämlich: 

Abſchnitt 59. Der Stadtrath ſoll die Befugniß haben 2 Die Stabt Tann 
im Namen der Stadt und auf den Credit derſelben hin eine 
Schuld zu contrahiren, entweder durch Aufnahme von Geld oder 
durch Verausgabung von Schuldſcheinen der Stadt, zu folgenden 
Zwecken: Zur Errichtung von öffentlichen Gebäuden; zur Her⸗ Zu welchen 
ſtellung von Abzugskanälen für die Stadt; zur Eindammungg 
des Flußbettes der Cherry Creek oder um das Flußbett der 
Cherry Creek, wie ſpäter hierin angegeben, abzuleiten, und um 
das Wegerecht für ein ſolches neues Flußbett zu erlangen; um 
Waſſerwerke zu Löſch⸗ und häuslichen Zwecken anzukaufen oder 
herzuſtellen; um einen Graben oder Kanäle oder ein ſonſtiges paſ⸗ 
ſendes Syſtem zur Waſſerverſorgung der Stadt für Berieſelungs⸗ 
zwecke herzuſtellen oder anzukaufen, und um einen zeitweiligen 
Ausfall in den Einkünften zur Beſtreitung der laufenden Aus⸗ 
gaben der Stadt zu decken. 

Der Geſammtbetrag der Verbindlichkeiten für alle Zwecke ſoll Betrag. 

zu keiner Zeit drei Prozent des abgeſchätzten Geſammtwerthes 

des ſteuerbaren Eigenthums der Stadt überſchreiten. Es darf 
keine Anleihe für irgend welchen Zweck gemacht werden, ausge⸗ 
nommen durch Stadtverordnung, welche nicht widerrufen werden 
darf, bis die durch ſie geſchaffene Schuld gänzlich abbezahlt iſt. 
In der Verordnung ſollen die Zwecke angegeben ſein, zu welchen 
die aufzubringenden Gelder verwendet werden ſollen; ebenſo ſoll 
Vorſorge für Erhebung einer Steuer getroffen werden, die in Steuerbetrag. 
ihrem Geſammtbetrage für die ganze ſtädtiſche Schuld zwölf 
Mills auf jeden abgeſchätzten Dollar des ſteuerbaren Eigenthumes 
ne der Stadtgrenzen nicht überſchreiten darf, genügend 
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zur Bezahlung der jährlichen Zinſen und zur Tilgung des 
Schuldkapitals innerhalb der dafür feſtgeſetzten Zeit, welcher 
Zeitraum nicht unter zehn und nicht über fünfzehn Jahre betra⸗ 
gen ſoll. Die Verordnung ſoll ferner beſtimmen, daß genannte 
Steuer, wenn eingetrieben, ausſchließlich zu dem in der Verord⸗ 
nung angegebenen Zwecke verwendet werden ſoll, bis die Schuld 
gelöſcht und abgetragen iſt. Indeſſen ſoll keine derartige Schuld 
geſchaffen werden, ausgenommen um die Stadt mit Waſſer zu 
Berieſelungszwecken zu verſehen, und dann darf ſie zehntauſend 
Dollars nicht überſteigen, wenn nicht vorher die Frage bezüglich 
der Eingehung derſelben bei einer regelmäßigen Wahl von 
Stadtbeamten der Abſtimmung ſolcher qualifizirter Stimmgeber 
der Stadt unterbreitet worden, welche in dem vorhergehenden 
Jahre eine Eigenthumsſteuer in der Stadt bezahlt haben, und 
wenn eine Mehrheit der über dieſe Frage Abſtimmenden mittelſt 
in einem beſonderen Stimmkaſten abgegebener Stimmzettel zu 
Gunſten der Eingehung einer ſolchen Schuld ſtimmt. 

Indeſſen ſoll nichts, was in dieſem Geſetze enthalten iſt, den 
Stadtrath daran verhindern, eine Schuld von nicht über zwanzig⸗ 
tauſend Dollars zu fundiren, welche von genannter Stadt jetzt in 
der „Deutſchen National Bank von Denver“ fällig iſt, zu einem 
Zinsfuß von nicht über acht Prozent jährlich, durch Ausgabe von 
Schuldſcheinen genannter Stadt oder anderweitig, welche Schuld- 
ſcheine innerhalb zwanzig Jahren zahlbar gemacht werden müſſen. 
Dies kann mittelſt Stadtverordnung geſchehen, ohne die Frage, 
wie vorbeſagt, einer Abſtimmung des Volkes zu unterwerfen. 
Ferner ſoll nichts hierin enthalten ſo ausgelegt werden, als ob 
weitere Verbindlichkeiten, die nicht jetzt durch Geſetz erlaubt find, 
eingegangen werden dürften. 

Genehmigt am 6. Februar 1879. 


\ Ein Geſetz, 
um der Ortſchaft Ouray Abhülfe zu ſchaffen. 
Sei ſes verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 
Abſchnitt 1. Der Mayor der Ortſchaft Ouray ift mit 
Zuſtimmung des Rathes der Vertrauensmänner derſelben andurch 
ermächtigt, alle Landſtücke und Bauplätze zu verkaufen und Ver⸗ 
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kaufsbriefe darüber auszuſtellen, zu welchen Beſitzrecht von der 
Regierung der Vereinigten Staaten erworben wurde, zur Nutz⸗ 
nießung und zum Beſten der Eigenthümer und Einwohner 
genannter Ortſchaft, kraft eines Congreßgeſetzes vom 2. März 
1867, überſchrieben: „Ein Geſetz, um für Einwohner von Städ⸗ 
ten und Ortſchaften, welche auf öffentlichen Ländereien ausgelegt 
ſind, und auf welche Ländereien Niemand einen geſetzlichen und 
rechtmäßigen Anſpruch erhoben hat, Abhülfe zu ſchaffen.“ 


Abſchnitt 2. Der Mayor genannter Ortſchaft ſoll zuerſt Belanntmagiung 
eine dreißigtägige Bekanntmachung von Ort und Zeit eines des Verkaufes. 
ſolchen Verkaufes mittelſt Anzeige in einer in der Ortſchaft 
Ouray erſcheinenden Zeitung geben, welche Anzeige während 
fünf auf einander folgenden Wochen zu erſcheinen hat. Dieſe 
Verkäufe ſollen nach Bauplätzen und Landſtücken erfolgen, die 
dem Meiſtbietenden gegen Baar zuzuſchlagen ſind. Indeſſen 
darf kein Verkauf zu einem geringeren Betrag als zehn Dollars aufpreis. 
für viertauſend Ouadratfuß Grund oder eine kleinere Landfläche 
erfolgen und im gleichen Verhältniſſe für größere Landſtücken. 


Abſchnitt 3. Sollten irgend welche Bauplätze mangelnder Privatverkauf. 
Angebote wegen nicht verkauft werden können, ſo ſoll genanntem 
Mayor mit Zuſtimmung des Rathes der Vertrauensmänner * 
genannter Ortſchaft das Recht zuſtehen, ſolche Bauplätze auf dem 
Privatwege zu verkaufen. Indeſſen darf kein Bauplatz zu einem 
niedrigeren als dem oben angegebenen Preiſe verkauft werden. 5 
Ferner können der Mayor und Rath der Vertrauensmänner 
irgend welche genannter Bauplätze, anſtatt ſie zum Verkaufe aus⸗ 
zubieten, zu öffentlichen Zwecken bei Seite ſetzen und reſerviren, 
in welchem Falle genannter Mayor an die Ortſchaft Ouray einen 
Kaufbrief für dieſelben ausſtellen ſoll. 
Abſchnitt 4. Die von dieſen Verkäufen erlöſten Gelder Bermenbung des 
ſollen in folgender Weiſe verwendet werden: e 
Erſtens: Zur Deckung der durch dieſe Verkäufe entſtan⸗ 
denen Auslagen. 
Zweitens: Um irgend welche ausſtehende Anſprüche zu 
decken, die durch Auslegung des Landes für genannte 
Ortſchaft entſtanden ſein mögen. 
Drittens: Falls ſich ein Ueberſchuß ergeben ſollte, ſoll 
er einen Spezialfond bilden und zur Herſtellung öffent⸗ 
licher Verbeſſerungen verwendet werden. 


— ent men 
— 
x 


220 Allgemeine Geſetze. 


. Abſchnitt 5. Jeder, der einen Kaufbrief oder Kaufbriefe 
Bene Raufbriefe für irgend einen Bauplatz oder ein Landſtück in genannter Ort⸗ 
ſchaft Ouray von Milton W. Cline oder von Hubbard W. Reed 
erhalten hat, wenn dieſe in ſolchem Kaufbriefe beanſpruchen, 
Präſidenten des Rathes der Vertrauensmänner genannter Ort⸗ 
ſchaft zu ſein, wenn keine gegentheiligen Anſprüche auf ſolche 
Bauplätze oder Landſtücke erhoben wurden und wenn der Betref⸗ 
fende noch der einzige und ausſchließliche Anſpruch Erhebende 
auf dieſelben iſt, ſoll dazu berechtigt ſein, vom Mayor genannter 
Ortſchaft mit Zuſtimmung des Rathes der Vertrauensmänner 
derſelben, und wenn er die erforderlichen Gebühren erlegt, für 
die Anfertigung, Ausſtellung und Beglaubigung eines Kauf⸗ 
briefes, welche Gebühren von erwähntem Rathe feſtzuſetzen ſind, 
zu irgend einer Zeit innerhalb ſechs Monaten nachdem dieſes 
Geſetz in Kraft getreten iſt, einen Kaufbrief zu erhalten, worin 
ſein Beſitzrecht auf ſolche Bauplätze und Landſtücke beſtätigt und 
ihm, ſeinen Erben und Rechtsnachfolgern als einzigen Anſpruch 
Erhebenden verſchrieben wird. 


Genehmigt am 11. Februar 1879. 


Sr 


Ein Geſetz, 
in Bezug auf Klageſachen in irgend einem Diſtrikt⸗ oder Countygerichte, 
die nach ſolchen Gerichten verlegt wurden. 
Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: ö 

EEE ab ſchnitt 1. In jedem Criminalfalle, der in einem 
Regnung führen Diſtrikt⸗ oder Countygerichte dieſes Staates ſchwebt und der aus 
einem andern County dahin verlegt wurde, iſt es dem Schreiber 
eines ſolchen Diſtrikt⸗ oder Countygerichtes zur Pflicht gemacht, 
| oder wenn in einem Countygerichte kein Schreiber vorhanden 
oder ernannt iſt, dann dem Richter des Countygerichtes, mög⸗ 
lichſt genau Rechnung über alle Auslagen in einem derartigen 

Falle zu führen, die Gebühren der Geſchworenen und der Beam⸗ 
ten des County ausgenommen, und dieſelben eigenhändig und 
Dieſelbe beglau-Unter dem Siegel des betreffenden Gerichtes beglaubigt, an den 
Ebuntprach e Countyrath desjenigen County einzuſenden, in welchem die 
einreden. Klageſache urſprünglich anhängig gemacht wurde. Dieſer County⸗ 
rath ſoll in ſeiner nächſten Sitzung nach Empfang einer derartig 
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beglaubigten Rechnung Zahlungsanweiſungen an den County⸗ 
ſchatzmeiſter ſeines County zu Gunſten der verſchiedenen Parteien 
auf ſolche Summen lautend ausſtellen, zu denen ſie beziehungs⸗ 
weiſe laut vorerwähnter beglaubigter Rechnung berechtigt ſein 
mögen. 


Indeſſen ſollen die in ſolchen Klageſachen den Beamten des Gebühren dan 
County, dem Gerichte und den Geſchworenen des County, in und Geſchwore⸗ 
welchem die Klage verhandelt wird, erwachſenden Gebühren von 

dieſem County bezahlt werden und dasjenige County, in welchem 

die Klageſache urſprünglich anhängig gemacht wurde, hat ſolche 

Gebühren dem andern Connty zu vergüten. Dem Gerichts- 

ſchreiber oder dem Richter iſt es zur Pflicht gemacht, dem County⸗ 

ſchreiber desjenigen County, in welchem eine derartige Klageſache 

verhandelt wird, den Betrag ſolcher Gebühren zu beſcheinigen. 


Abſchnitt 2. Dem Countyſchreiber desjenigen County, Gepubren, wie 
in welchem derartig dahin verlegte Fälle verhandelt worden, iſt e 
es zur Pflicht gemacht, eine beglaubigte Rechnung der Gebühren 
von Countybeamten und Geſchworenen anzufertigen, die ſeinem 
County an Stelle desjenigen County erwachſen ſind, in welchem 
derartige Klageſachen urſprünglich anhängig gemacht wurden, 
und dieſelben dem Countyrathe desjenigen County, in welchem 
ſolche Klageſachen urſprünglich anhängig gemacht wurden, zuzu⸗ 
ſtellen. Dieſer Countyrath ſoll nach Empfang einer ſolchen 
beglaubigten Rechnung in ſeiner nächſten Sitzung eine Zahlungs⸗ 
anweiſung für den betreffenden Betrag an ſeinen Countyſchatz⸗ 
meiſter und zu Gunſten des Countyſchatzmeiſters desjenigen 
County ausſtellen, in welchem die Klageſache verhandelt wurde, 
und zwar in gleicher Weiſe, wie Countyanweiſungen in andern 
Fällen ausgeſtellt werden. Dieſelbe iſt dem Countyſchatzmeiſter 
desjenigen County, zu weſſen Gunſten ſie ausgeſtellt iſt, zuzu⸗ 
ſenden, worauf dieſer ſie zu verrechnen und wenn das Geld erho⸗ 
ben iſt, den allgemeinen Fond des County mit dem Betrage zu 
belaſten hat. Ehe indeſſen eine derartige Anweiſung wie vorbe⸗ 
merkt abgeſendet wird, ſoll dieſelbe dem Countyſchatzmeiſter des 
betreffenden County vorgelegt werden, welcher auf derſelben das 
Datum der Vorzeigung zu vermerken hat, und ebenſo ob irgend 
welche Gelder zur Bezahlung derſelben ſich in ſeinen Händen 
befinden. Die Anweiſung ſoll von dieſem Tage an die geſetzlich 
feſtgeſetzten Zinſen tragen und iſt aus den County⸗Fonds zu 
bezahlen. 
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Abſchnitt 3. In Civilklageſachen, die von einem County 
nach einem andern verlegt wurden, hat der Gerichtsſchreiber oder 
der Richter des Gerichtes, vor welchem ſie zur Verhandlung kom⸗ 
men, Rechnung über die Gebühren der Geſchworenen und des 
Gerichtsdieners zu führen, welche dem County erwachſen, in 
welchem die Klageſache verhandelt wird. Er hat dieſelbe eigen⸗ 
händig und unter dem Siegel ſeines Gerichtes beglaubigt, an den 
Countyrath desjenigen County einzuſenden, in welchem die Klage⸗ 
ſache urſprünglich anhängig gemacht wurde. Genannter County⸗ 
rath ſoll dann eine Zahlungsanweiſung zu Gunſten des betref⸗ 
fenden County in gleicher Weiſe ausſtellen laſſen, wie dies in 
vorhergehendem Abſchnitte in Criminalfällen vorgeſehen iſt. 

A bf chnitt 4. Da nach Anſicht dieſer Geſetzgebung eine 
Dringlichkeit vorliegt, wie ſie in Abſchnitt neunzehn von Artikel 
fünf der Verfaſſung vorgeſehen, ſo ſoll dieſes Geſetz mit ſeiner 
Annahme in Kraft treten. 

Genehmigt am 19. Februar 1879. 


Ein Geſetz, 
um Vorkehrungen für die Verlegung von Klagefällen in Vorünterſuchungen 
2 vor Friedensrichtern zu treffen. 

Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 

Abſchnitt 1. Jeder, der unter Angabe eines Criminal⸗ 
verbrechens verhaftet und behufs Unterſuchung vor einen Frie⸗ 
densrichter gebracht wird, kann die Unterſuchung von einem ſolchen 
Friedensrichter dadurch hinweg verlegen, daß er eine beſchworene 
Ausſage macht, des Inhaltes, daß ſolcher Friedensrichter der⸗ 
maßen gegen ihn oder ſie eingenommen, daß er oder ſie annehmen 
zu müſſen glauben, vor ſolchem Friedensrichter keine ehrliche und 
unparteiiſche Unterſuchung erhalten zu können. In dieſem Falle 
hat der betreffende Friedensrichter ſofort alle auf die Unterſuchung 
Bezug habende Aktenſtücke dem nächſten fungirenden Friedens⸗ 
richter zuzuſenden, oder ſollte dieſer abweſend oder außer Stande 
ſein, ſeinen Amtspflichten nachzukommen, dann an irgend einen 
anderen Friedensrichter des nächſt angrenzenden Bezirkes im 
County, worauf dieſer die Angelegenheit verhören und entſchei⸗ 
den ſoll, gerade ſo, als ob der Fall urſprünglich vor ihm zur 
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Verhandlung gebracht worden wäre. Indeſſen ſoll der Ange⸗ 
klagte unter Aufſicht verbleiben bis die Beſchwerde vor dem unter Aufſicht. 
Friedensrichter, dem, wie oben beſchrieben, die Aktenſtücke zuge⸗ 
ſtellt worden, verhört und entſchieden worden iſt. 
Genehmigt am 8. Februar 1879. 


Ein Geſetz, b 
zur Abänderung von Abſchnitt hundert und zwölf (112) eines Geſetzes, N 
überſchrieben: „Teſtamente, Teſtamentsvollſtrecker und Nachlaßver⸗ | 


walter, Kapitel hundert und drei (103) der revidirten Geſetze. 


Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 

Abſchnitt 1. Daß Abſchnitt hundert und zwölf (112) 
von Kapitel ⸗hundert und drei (103) der allgemeinen Geſetze in 
folgender Weiſe abgeändert ſei und andurch abgeändert iſt, 
nämlich: N 

Abſchnitt 112. Jeder Verkauf von Grundeigenthum per, Ort und 
eines Verſtorbenen ſoll nach Beſtimmung dieſes Kapitels an Verkaufsweife. 
ſolchem Platze und auf ſolche Anzeige hin erfolgen, wie das 
Gericht nach vorhergegangener zwanzigtägiger Bekanntmachung 
beſtimmen mag. Jeder derartige Verkauf ſoll durch öffentliche 
Verſteigerung vorgenommen werden; es ſei denn, daß das 
Gericht der Anſicht iſt, es würde dem Nachlaß des Verſtor⸗ 
benen zum Vortheil gereichen, wenn das ganze oder irgend 
ein Theil dieſes Grundeigenthumes unter der Hand verkauft 
würde. In dieſem Falle kann das Gericht, wenn darum ange⸗ 
gangen, ſolches Grundeigenthum oder irgend einen Theil des⸗ 
ſelben durch den Teſtamentsvollſtrecker oder Nachlaſſenſchaftsver⸗ 
walter unter der Hand verkaufen laſſen. Die Erlaubniß zu 
einem ſolchen Verkauf ſoll aber nicht gegeben werden, ehe ein npentar und 
ſolcher Teſtamentsvollſtrecker oder Nachlaſſenſchaftsverwalter ein Aöſchäzung. 
Inventar dieſes Grundeigenthumes aufgenommen und dem Ge⸗ 
richte eingereicht hat. Er ſoll fernerhin das betreffende Grund⸗ 
eigenthum in gleicher Weiſe wie dies für perſönliches Eigenthum 1 
vorgeſchrieben iſt, abſchätzen laſſen und dieſe Abſchätzung dem 
Gerichte einhändigen, ehe der Verkauf ſtattfinden kann. Dieſes 
Grundeigenthum darf nicht unter dem ſo abgeſchätzten Werthe 
verkauft werden und erſt nachdem die Verkaufsbedingungen, wie 
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das Gericht ſie beſtimmen mag, zur Kenntniß gebracht ſind; 
weder der betreffende Teſtamentsvollſtrecker noch der Nachlaſſen⸗ 
ſchaftsverwalter darf dabei als Käufer auftreten. 


Genehmigt am 31. Januar 1879 


Ein Geſetz, 


zum Widerruf von Kapitel hundert und fünf (105) der allgemeinen Geſetze 
des Staates Colorado, überſchrieben: „Wölfe und Prairiewölfe“, und 
zu anderen Zwecken. 


Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: . 


Abſchnitt 1. Daß Kapitel einhundert und fünf (105) der 
allgemeinen Geſetze des Staates Colorado, überſchrieben: „Wölfe 
und Prairiewölfe“ widerrufen ſei und anmit widerrufen iſt und 
Nachſtehendes an deſſen Stelle trete: 

Abſchnitt 2. Jeder, der innerhalb dieſes Staates einen 
Wolf oder Prairiewolf (oder Wölfe oder Prairiewölfe) tödtet, 
ſoll eine Prämie von fünf und ſiebzig (75) Cents für jeden ſo 
getödteten Wolf oder Prairiewolf erhalten, die ihm, wie nach⸗ 
ſtehend beſtimmt, aus dem Staatsſchatze zu bezahlen iſt. 

Abſchnitt 3. Wer eine ſolche Prämie beanſprucht, ſoll 
die Kopfhaut (oder Kop'häute) ſammt den unverſehrten Ohren 
irgend einem Beamten, welcher zur Eidesabnahme berechtigt iſt, 
vorweiſen, in dem County, in welchem ſolcher Wolf oder Prairie⸗ 
wolf (oder Wölfe oder Prairiewölfe) getödtet wurde (oder wur⸗ 
den), wobei er nachſtehenden Eid zu leiſten und zu unterſchreiben 
hat. 

Ich, „beſchwöre (oder bekräftige) daß die Kopf⸗ 
haut (oder die Kopfhäute) hiermit durch mich vorgezeigt, die 
Kopfhaut eines Wolfes oder Prairiewolfes (oder Wölfe oder 
Prairiewölfe, deren Anzahl anzugeben iſt,) iſt, der durch mich 
innerhalb des County — , im Staate Colorado, 
während der letztverfloſſenen ſechs (6) Monate getödtet wurde. 

Dieſem Eide hat der Beamte, vor welchem derſelbe geleiſtet 
wurde, die gewöhnliche Beglaubigung beizufügen und als ſolcher 
Beamter eigenhändig zu unterzeichnen, wofür er von dem Eides⸗ 
ableger den Betrag von fünfundzwanzig (25) Cents erhalten ſoll. 
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Abſchnitt 4. Dieſe Prämie ſoll vom Countyſchatzmeiſter Reifer pe 5 
desjenigen County, in welchem ſolcher Wolf oder Prairiewolf Prämien. 
(oder Wölfe oder Prairiewölfe) getödtet wurde (oder wurden), 
bezahlt werden, nachdem ihm von dem die Prämie Beanſpruchen⸗ 
den oder einem von dieſem dazu Beauftragten die Kopfhaut oder 
Kopfhäute mit den Ohren unverſehrt, nebſt dem obgenannten 
Eide, übergeben worden ſind. Die auf dieſe Weiſe von dem 
Countyſchatzmeiſter ausbezahlten Beträge ſollen vom Staatsſchatz⸗ Staateſcha⸗ 
meiſter dem betreffenden Countyſchatzmeiſter gutgeſchrieben wer- den County, 
den auf eine beſchworene Eingabe deſſelben hin, worin die Anzahl 
der in ſeinem County getödteten und bezahlten Wölfe oder 
Prairiewölfe angegeben iſt, wenn diefer Angabe die in Abſchnitt 
drei (3) dieſes Geſetzes vorgeſehenen Eide beiliegen. 

Abſchnitt 5. Es iſt dem Countyſchatzmeiſter zur Pflicht bear „ber 
gemacht, alle von ihm wie in vorſtehendem Abſchnitt in Empfang Haut 
genommenen und bezahlten Kopfhäute fofort zu verbrennen oder 
anderweitig vollſtändig zu zerſtören. 

Genehmigt am 31. Januar 1879. 


Rienzi Streeter, 
Sprecher des Repräſentantenhauſes. 


H. A. W. Tabor, 
Vorſitzender des Senats. 


Frederick W. Pitkin, 
Gouverneur. 


(29) 
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Ein Geſetz, 


zur Abänderung des folgenden Geſetzes: „Ein Geſetz, zur Feſtſtellung des 
Verfahrens in den Civilgerichten des Staates Colorado.“ 


Sei es verordnet durch die Geſetzgebung des 
Staates Colorado: 

Abſchnitt 1. Abſchnitt ein und ſechszig (61) dieſes Geſetzes 
iſt anmit widerrufen und Nachfolgendes an deſſen Stelle als 
Abſchnitt ein und ſechszig (61) eingefügt: 

Wenn die Antwort neue Thatſachen enthält, welche eine Ver⸗Replit dez 
theidigung oder Gegenanſprüche oder eine Gegenbeſchwerde oder Seine im . nicht 
Gegenrechnung bilden, ſo ſoll der Kläger innerhalb zehn Tagen dee 
(beſagte Friſt ſoll von dem Tage an gerechnet werden, an welchem 
die Antwort regiſtrirt wurde) antworten oder Einſprache auf 
deren Unzulänglichkeit erheben und in der Einſprache ſollen die 
Gründe dafür angegeben ſein; und mag er auch innerhalb der⸗ 
ſelben Zeit Einſprache auf eine oder mehrere Vertheidigungen 
erheben, welche in der Antwort angeführt find; Schein und 
nicht zur Sache gehörige Antworten und Einreden und derjenige 
Theil irgend eines Vortrages, welcher als nicht zur Sache gehö⸗ 
rig, überflüſſig, unbedeutend oder unzulänglich erſcheint, kann 
auf Antrag ausgeſtrichen werden und unter ſolchen Bedingungen, 
wie das Gericht nach Gutdünken beſtimmen mag. 


Abſchnitt 2. Abſchnitt drei und ſechszig (63) dieſes Geſetzes 
iſt anmit widerrufen und Nachfolgendes an deſſen Stelle als 
Abſchnitt drei und ſechszig (63) eingefügt: 

Jeder Vortrag muß von der Partei oder ihrem Anwalt unter⸗ Borträge, wie 
zeichnet werden und wenn die Beſchwerde beglaubigt iſt, oder beglaußigen. 
wenn der Staat oder irgend ein Staatsbeamter in feiner amtlichen 
Eigenschaft als Kläger auftritt, fo muß die Antwort beglaubigt 
ſein, es ſei denn, daß das Zugeſtändniß der Beſchwerde die Par⸗ 
tei einer Criminalverfolgung ausſetzen würde, oder wenn ein 
Staatsbeamter in ſeiner Eigenſchaft als ſolcher der Beklagte iſt. 

In allen Fällen wo ein Vortrag beglaubigt wird, muß in der 
Beglaubigung der Partei angegeben werden, daß das Vorgetra⸗ 
gene nach ſeinem beſten Wiſſen wahr iſt, mit Ausnahme ſolcher 
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Umſtände, welche darin enthalten ſind und auf Mittheilungen 
und Glauben beruhen, und in Bezug auf ſolche Angaben, von 
denen er glaubt daß ſie auf Wahrheit beruhen. Wo ein Vortrag 
beglaubigt wird, muß dies durch beſchworene Angabe der Partei 
geſchehen, es ſei denn, daß die Betheiligten von dem County 
abweſend ſind, in welchem der Anwalt wohnhaft iſt, oder ander⸗ 
weitig zu beglaubigen außer Stande ſind; oder aber daß die 
Thatſachen ihrem Anwalte oder einem Anderen, der fie beglau⸗ 
bigt, bekannt ſind. Wenn der Vortrag vom Anwalte beglaubigt 
iſt, oder von Jemand Anderem als einem der Betheiligten, ſo 
muß in der Beglaubigung der Grund angegeben werden, warum 
dies nicht von einem der Betheiligten geſchieht. Wenn eine 
Körperſchaft einer der Betheiligten iſt, ſo kaun die Beglaubigung 
durch irgend einen ihrer Beantten erfolgen. Wenn eine Klage 
gegen ein Schriftſtück eingebracht wird und die Klage ſelbſt ent⸗ 
hält eine Abſchrift dieſes Schriftſtückes, oder es iſt eine ſolche der 
Klage beigefügt, dann wird die Echtheit und thatſächliche Aus⸗ 
führung eines ſolchen Schriftſtückes als bewieſen angenommen, 
ausgenommen der gegen daſſelbe vorgebrachte Einwand ſei 
beglaubigt. 


Abſchnitt 3. Abſchnitt vier und ſiebzig (74) dieſes Geſetzes 
iſt amnit widerrufen und Nachfolgendes an deſſen Stelle als 
Abſchnitt vier und ſiebzig (74) eingefügt: 
Seren Nach einer Rechtseinwendung und vor der Unterſuchung der 
rungen und: darin enthaltenen Geſetzesfrage kann der Vortrag, gegen welchen 
e eine Einwendung gemacht wurde, abgeändert werden, wie ſich 
von ſelbſt verſteht und ohne Koſten, durch Regiſtrirung deſſelben 
wie abgeändert, und durch die Zuſtellung einer Abſchrift davon 
an die Gegenpartei oder an deren Anwalt innerhalb zehn Tagen; 
nach Ablauf derſelben ſoll dieſe zehn Tage Zeit haben, dagegen 
Einwand zu erheben oder auf daſſelbe zu antworten, wenn dies 
während der Ferien des Gerichtes geſchieht. Wenn jedoch wäh⸗ 
rend der Sitzung des Gerichtes letzteres vermittelſt eines Befehles, 
um die Prozeſſirung zu beſchleunigen, die Zeit feſtſtellt, ſo kann 
die Partei nicht öfter als einmal auf geſagte Weiſe abändern. 
Eine Rechtseinwendung ſoll als aufgegeben betrachtet werden, 
wenn eine Antwort zu der nämlichen Klageſache zur Zeit der 
Einwendung regiſtrirt wird, und wenn der Einwand gegen eine 
Beſchwerde abgewieſen wird und dann keine Antwort regiſtrirt 
iſt, ſo mag das Gericht unter Bedingungen erlauben, daß eine 
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Rückantwort regiſtrirt wird. Wenn der Einwand gegen eine 
Antwort abgewieſen und keine Rückantwort zur Zeit regiſtrirt 
iſt, ſo kann das Gericht unter Bedingungen die Regiſtrirung 
einer Rückantwort erlauben. Wenn der Einwand gegen eine 
Rückantwort abgewieſen iſt, ſo ſollen neue Angaben in der Rück⸗ 
antwort als verweigert angeſehen werden. Wenn nach dem 0 

Beginne der Klage entſtehende Thatſachen es als angemeſſen 5 
erſcheinen laſſen, jo können dieſelben auf die Erlaubniß des 
Gerichtes vermittelſt nachträglichem Vortrage vorgebracht und 
als Streitpunkt betrachtet werden, wie im Falle von urſprüng⸗ 
lichen Vorträgen. ö 


Wenn ein während der Gerichtsferien verhandelter Einwand 
bei der Verhandlung aufrecht erhalten bleibt, ſo kann die Gegen⸗ 
partei innerhalb ſolcher Zeit und unter ſolchen Bedingungen wie 
der Richter ſie durch Erlaß vorſchreiben ſoll, eine Vervollſtändi⸗ 
gung einbringen, und gegen die ſo eingebrachte vervollſtändigte 
Klageſchrift ſoll innerhalb zehn Tagen nach ſolcher Vervollſtän⸗ 
digung eine Antwort oder ein Einwand eingebracht werden. 
Wenn der Rechtseinwand abgewieſen wird, ſo ſoll die Partei, 
welche Einwand erhebt, weitere Einwendungen regiſtriren inner⸗ 
halb fünf Tagen nachdem der Einwand abgewieſen wurde, außer 
wenn die Friſt verlängert wird. Bei dem Verhör kann jede 
Partei ihre Einwendung mündlich erörtern, oder durch ſchriftliche 
Erörterung unterbreiten. Der Richter ſoll den im Verhör erlaſ⸗ 
ſenen Befehl dem Sekretär unverzüglich übergeben, welcher den⸗ 
ſelben ſofort in die Gerichtsurkunden eintragen ſoll. Wenn ein — 
Vortrag nicht regiſtrirt iſt innerhalb der Zeit, die in dieſem 
Abſchnitt angegeben und vorgeſchrieben iſt, ſo ſoll ein Urtheil 
gegen die ſäumige Partei gefällt werden wie in andern Fällen. 


Abſchnitt 4. Abſchnitt ein und achtzig (81) dieſes Geſetzes 
iſt anmit widerrufen und Nachfolgendes an deſſen Stelle als 
Abſchnitt ein und achtzig (81) eingefügt: 

Der Kläger oder ſein Agent ſoll bei dem Sekretär des Gerich⸗ 
tes eine ſchriftliche Verpflichtung eingehen, welche von zwei oder 

⸗mehreren guten Bürgen unterzeichnet und von dem Sekretär 
genehmigt werden ſoll, kraft deren dieſelben dem Verklagten 'in 
dem doppelten Betrage des Werthes des Eigenthums, wie in der 
beſchworenen Ausſage zur unverzüglichen Prozedur dieſer Klage 
angegeben, verantwortlich ſind; und kraft deren dieſelben für die 
Zurückgabe des Eigenthumes an den Verklagten verantwortlich 
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ſind, wenn eine ſolche Zurückgabe demſelben zuerkannt wird, und 
für die Zahlung derjenigen Summe an den Beklagten, welche 
aus irgend einer Urſache gegen den Kläger erkannt werden mag. 
Der Sekretär ſoll hierauf einen Befehl erlaffen, worin der Sheriff 
= aufgefordert wird, das in der beſchworenen Ausſage angegebene 
Eigenthum ſogleich in Beſchlag zu nehmen, falls es in dem Beſitze 
des Verklagten oder deſſen Agenten iſt, und daſſelbe in ſeiner 
5 Obhut zu behalten bis zur Ablieferung, wie ſpäter hierin vorge⸗ 
Requiſtion an ſchrieben. Auch ſoll der Sheriff ohne Verzug dem Verklagten 
den Sher. eine Abſchrift des Gerichtsbefehles zuftellen, durch Ablieferung 
an ihn ſelſt wenn er gefunden werden kann, oder an ſeinen Agen⸗ 
ten aus deſſen Beſitze das Eigenthum genommen wurde, oder 
1 15 wenn keiner derſelben gefunden werden kann, dann durch Zurück⸗ 
wie anaufiefern, laſſen derſelben an dem gewöhnlichen Aufenthaltsorte des Beklag⸗ 
ten oder bei einer Perſon von paſſendem Alter und Verſtändniß; 
oder wenn er keinen Aufenthaltsort hat, dann durch Abgabe des, 
genannten Gerichtsbefehles auf dem nächſten Poſtamte, an den 

Verklagten adreſſirt. 


Abſchnitt 5. Abſchnitt zwei und achtzig (82) dieſes Geſetzes 
iſt anmit widerrufen und Nachfolgendes an deſſen Stelle als 
Abſchnitt zwei und achtzig (82) eingefügt: 


Een Der Verklagte kann innerhalb zweier Tage nachdem ihm eine 
da been Abſchrift des Gerichtsbefehles zugeſtellt wurde, dem Sekretär 
N Notiz geben, daß er die Bürgen auf des Klägers Bürgſchaft als 
ö ungenügend verwirft. Wenn er innerhalb zweier Tage nach 
Empfang derſelben verſäumt, die Bürgſchaft zu verwerfen, ſo ſoll 
angenommen werden, daß er ſich aller Einwendungen begibt. 
Wenn der Verklagte Einwendungen erhebt, ſo ſollen die Bürgen 
auf Notiz vor dem Sekretär des Gerichtes eine beſchworene 
Werthangabe abgeben, und zwar ſoll dies innerhalb zweier Tage 
nach Empfang der Notiz geſchehen; wenn fie verabſäumen in dar 
angegebenen Zeit die beſchworene Werthangabe zu machen, ſo 
ſoll der Sheriff dem Beklagten das Eigenthum zurückſtellen. 
Der Sekretär ſoll für die genügende Sicherheit der Bürgen ver⸗ 
antwortlich ſein bis die Einwendungen gegen dieſelben, wie 
vorher vorgeſchrieben, aufgegeben find, oder bis dieſelben die 
beſchworene Werthangabe hinterlegen. 
Wenn der Beklagte Einwand gegen die Bürgen erhebt, ſo kann 
er, wie in folgendem Abſchnitt vorgeſchrieben, das Eigenthum 
nicht zurückverlangen. f 
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Abſchnitt 6. Abſchnitt drei und achtzig (83) dieſes Geſetzes 
iſt anmit widerrufen und Nachfolgendes an deſſen Stelle als 
Abſchnitt drei und achtzig (83) eingefügt: 


Zu irgend einer Zeit innerhalb achtundvierzig Stunden von Verklagter, 
der Zeit an gerechnet, nachdem das Eigenthum mit Beſchlag dr Zurltgabe 
belegt und der Gerichtsbefehl zugeſtellt wurde, kann der Verklagte, d 


wenn er gegen die gegebene Sicherheit der Bürgen keinen Ein⸗ 
wand erhebt, die Zurückgabe deſſelben verlangen auf Ausſtellung 
einer ſchriftlichen Bürgſchaft an den Sheriff, unterzeichnet von 
zwei oder mehreren guten Bürgen, kraft deren dieſelben dem 
Kläger in dem doppelten Betrage des Werthes des Eigenthumes 
verantwortlich find, wie in der beſchworenen Ausſage des Klä- 
gers angegeben, für die Uebergabe deſſelben an den Kläger, wenn 
eine ſolche Uebergabe beſtimmt wird, und für eine an ihn zu 
machende Zahlung derjenigen Summe, die ihm aus irgend einem 
Grunde zuerkannt werden mag. Wenn eine Zurückgabe des 
Eigenthums nicht verlangt wird innerhalb dieſer Zeit, ſo ſoll 
daſſelbe dem Kläger übergeben werden, ausgenommen wie in 
dieſem Kapitel vorgeſchrieben. 

Abſchnitt 7. Abſchnitt vier und achtzig (84) dieſes Geſetzes 
iſt anmit widerrufen und Nachfolgendes an deſſen Stelle als 
Abſchnitt vier und achtzig (84) eingefügt: 


Die Bürgen des Verklagten ſollen ſich nach einer an den Klä- d 5 
ger erlaſſenen Notiz innerhalb vier und zwanzig Stunden vor ber ungen bes 


dem Gerichtsſekretär über den Betrag ihres Vermögens auswei⸗ 
ſen, in der nämlichen Art und Weiſe, wie in dieſem Kapitel für 
den Ausweis der Bürgen des Klägers vorgeſchrieben iſt, und auf 
dieſen Vermögensausweis hin ſoll der Sheriff das Eigenthum 
dem Verklagten übergeben. 

Abſchnitt 8. Abſchnitt drei und neunzig (93) dieſes Geſetzes 
iſt anmit widerrufen und Nachfolgendes an deſſen Stelle als 
Abſchnitt drei und neunzig (93) eingefügt: 


Ehe der Beſchlagnahmebefehl von dem Sekretär ausgeſtellt Zaraſchaft 
wird, ſoll derſelbe von dem Kläger eine ſchriftliche Bürgfchaft "ts 


verlangen, mit guten von ihm zu genehmigenden Bürgen, in einer 
Summe von nicht weniger als dem doppelten Betrage der von 
dem Kläger verlangten Summe, kraft deren der Kläger, wenn 
der Verklagte ein richterliches Urtheil erhält, oder wenn das 
Gericht ſchließlich entſcheidet, daß der Kläger zu keiner Beſchlag⸗ 
zum berechtigt war, alle Unkoſten, welche dem Verklagten zuge⸗ 
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ſprochen werden, bezahlen will, und ebenſo allen Schaden, den 
derſelbe durch die ungerechte Veranlaſſung der Beſchlagnahme 
erlitten hat, erſetzen will, wobei die Summe, welche in der Bürg⸗ 
ſchaft angegeben iſt, nicht überſchritten werden ſoll. Der Ver⸗ 
klagte kann von den genannten Bürgen verlangen, daß dieſelben 
den Sekretär des Gerichtes überzeugen, daß der Werth des Eigen- 
thumes eines jeden einzelnen der Summe gleichkommt, für welche 
er auf dieſer Bürgſchaft gutſagen will, außer ſeinen gerechten 
Schulden und Verbindlichkeiten, und daß daſſelbe nicht durch das 
Geſetz von der Exekution ausgeſchloſſen iſt. 


Abſchnäkt 9. Abſchnitt fünf und neunzig (95) dieſes 
Geſetzes iſt anmit widerrufen und Nachfolgendes an deſſen Stelle 
als Abſchnitt fünf und neunzig (95) eingefügt: 
Wie Cinſprache Ein Verklagter, gegen den ein Beſchlagnahmebefehl erlaſſen 
dehnte ub. wurde, oder deſſen Agent oder Anwalt, mag zu irgend einer Zeit 
erheben. innerhalb zehn Tagen nach Empfang dieſes Beſchlagnahmebefehles, 
ehe er die Beſchwerde durch eine beſchworene Ausſage beantivor- 
tet, eine Rechtseinwendung gegen die in der beſchworenen Aus⸗ 
ſage Angegebenen Thatſachen, worauf die Beſchlagnahme geſtützt 
wurde, erheben und der gerichtlichen Unterſuchung anheimgeben; 
und wenn der Kläger irgend einer dieſer in ſeiner beſchworenen 
Ausſage angegebenen Anſchuldigungen Beſtand gibt, ſo ſoll 
beſagte Beſchlagnahme aufrecht erhalten werden, andernfalls ſoll 
dieſelbe aufgehoben werden; und wenn die Schuld, für welche die 
Klage eingebracht wurde, noch nicht fällig iſt, ſo ſoll eine ſolche 
Klage abgewieſen werden. Die Uuterſuchung des in den beſchwo⸗ 
renen Ausſagen aufgeworfenen Streitpunktes ſoll durch Geſchwo⸗ 
rene geſchehen, außer wenn die Parteien ſich der Unterſuchung 
durch Geſchworene begeben. Wenn jedoch die Schuld fällig iſt, 
ſo mag die Klage zum Urtheilsſpruch gebracht werden nachdem 
die Beſchlagnahme aufgehoben wurde, wie in anderen Klagen, in 
denen keine Beſchlagnahme erlaſſen wurde. 


Abſchnitt 10. Abſchnitt acht und neunzig (98) dieſes 
Geſetzes iſt anmit widerrufen und Nachfolgendes an deſſen Stelle 
als Abſchnitt acht und neunzig (98) eingefügt: 
Befehle, wie Der Sheriff, an den der Befehl gerichtet und abgegeben iſt, 
zuzuſtellen. ſoll denſelben unverzüglich ausführen, und falls die Bürgſchaft, 
wie in dieſem Kapitel angegeben, von dem Verklagten nicht 
geſtellt wird, ſo ſoll er ihn wie folgt ausführen: 
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Erſtens: Grundeigenthum, das in den Urkunden des 
County auf den Namen des Verklagten eingetragen ift, © 
fol mit Beſchlag werden durch Regiſtrirung einer Ab⸗ 
ſchrift des Befehles, nebſt einer Beſchreibung des in 
Beſchlag genommenen Eigenthumes, bei dem Regiſtra⸗ 
tor des County. | 

Zweitens: Grundeigenthum, oder irgend welcher An- | 
theil daran, dem Verklagten angehörend und in der 
Obhut irgend einer andern Perſon, oder in den County⸗ 
urkunden auf den Namen einer andern Perſon einge- 
tragen (obgleich dem Verklagten angehörend), ſoll mit 
Beſchlag belegt werden durch Ablieferung einer Abſchrift 
des Befehles an eine ſolche Perſon oder an deren Agen⸗ 
ten, nebſt einer Notiz, daß ſolches Grundeigenthum 
(Beſchreibung deſſelben) und irgend ein Antheil 
daran, welcher dem Verklagten gehört, mit Beſchlag 
belegt iſt kraft dieſes Befehles, und eine Abſchrift dieſes 
Befehles und der Notiz ſoll bei dem Regiſtrator des 
County hinterlegt werden. 

Drittens: Bewegliches Eigenthum, welches eigenhändig 
überliefert werden kann, ſoll' mit Beſchlag belegt wer— 
den durch Wegnahme in eigene Obhut. 

Viertens: Schulden und Guthaben und anderes beweg⸗ 
liches Eigenthum, welches nicht eigenhändig überliefert 
werden kann, ſoll mit Beſchlag belegt werden durch 
Zurücklaſſung einer Notiz bei einer ſolchen ſchuldenden 
Perſon, oder bei derjenigen, welche in ihrem Beſitze 
oder unter ihrer Aufſicht ſolche Guthaben oder anderes 
bewegliches Eigenthum hat, oder bei deren Agenten, 
daß die Forderungen, welche ſie dem Verklagten ſchul⸗ 
det, oder die Guthaben und anderes bewegliches Eigen- 
thum in ihrem Beſitze oder unter ihrer Aufſicht, dem 
Verklagten angehörend, kraft eines ſolchen Befehles in 
Beſchlag genommen ſind, der in i dieſem Falle ausge- 
ſtellt wurde. 

Abſchnitt 11. Abſchnitt hundert und eins (101) dieſes 


| 

Geſetzes iſt anmit widerrufen und Nachfolgendes an deſſen Stelle | 
als Abschnitt hundert und eins (101) eingefügt: | 
| 

| 


Auf Schriftliche Nachricht von dem Kläger oder deſſen Anwalt, N 


. . 22 ; ; Haftbarhaltun 
daß irgend eine Perſon in ihrem Beſitze oder unter ihrer Con⸗ eines Dritten. g 
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trolle irgend welche Guthaben oder anderes bewegliches Eigen⸗ 
thum, dem Verklagten angehörend, hat, oder daß ſie dem Verklagten 
ſchuldig iſt, ſoll der Sheriff einer ſolchen Perſon eine Notiz 
zuſtellen, daß ſolche Guthaben oder anderes Eigenthum oder 
Schulden, wie der Fall ſein mag, kraft des Beſchlagnahmebefeh⸗ 
les, der in dieſem Falle erlaſſen worden, mit Beſchlag belegt ſind; 
und jede Municipal⸗ oder andere Körperſchaft oder quasi Kör⸗ 
perſchaft, jeder Sheriff oder irgend ein anderer öffentlicher 
Beamter oder Vertrauensmann, ſoll einer ſolchen Haftbarhaltung 
unter den Beſtimmungen dieſes Kapitels unterworfen ſein. 


; Abſchnitt 12. Abſchnitt hundert und zwei (102) dieſes 
Geſetzes iſt anmit widerrufen und Nachfolgendes an deſſen Stelle 
als Abſchnitt hundert und zwei (102) eingefügt: 


Ben Alle Perſonen, welche in ihrem Beſitze oder unter ihrer Con⸗ 
aner gegen trolle irgend welche Guthaben oder anderes bewegliches Eigen- 
über. thum haben, welches dem Verklagten angehört, oder welche dem 
Verklagten ſchuldig ſind zu der Zeit, in der eine Notiz denſelben 
zugeſtellt wurde, wie in dem letzten Abſchnitte vorgeſchrieben, 
ſollen, wenn das Eigenthum nicht abgeliefert oder übertragen 
wird, oder wenn ſolche Schulden nicht an den Sheriff bezahlt 
werden, dem Kläger verantwortlich ſein für den Betrag dieſer 
Guthaben, des Eigenthumes oder der Schulden, bis die Beſchlag⸗ 
nahme aufgehoben iſt, oder bis irgend ein Urtheil, das er in der 
Klage erlangt, bezahlt iſt. 


Abſchnitt 13. Abſchnitt hundert und vier (104) dieſes 
Geſetzes iſt anmit widerrufen und Nachfolgendes an deſſen Stelle 
als Abſchnitt hundert und vier (104) eingefügt: 
e Der Sheriff ſoll ein genaues Verzeichniß alles mit Beſchlag 
agen belegten Eigenthumes aufnehmen und daſſelbe auf dem Befehl 
Deichlag belegt zurückberichten. Um ihn in den Stand zu ſetzen über einen 
ſolchen Befehl Bericht zu erſtatten, in Bezug auf mit Beſchlag 
belegte Schulden und Guthaben, ſoll er zur Zeit der Zuſtellung 
des Befehles die Partei, welche ſo ſchuldet oder welche ein Gut⸗ 
haben hat, auffordern, ihm eine Angabe davon zu machen, welche 
entweder von der Partei, von deren Agenten, oder von deren 
2 Anwalt beſchworen ſein ſoll, und welche die Summe und Beſchrei⸗ 
bung eines jeden einzelnen Poſtens angeben ſoll; wenn ſolche 
Angabe verweigert wird, ſo ſoll er dieſe Thatſache mit dem 
Befehl berichten. Die Partei, welche verweigert eine ſolche An⸗ 
gabe zu machen, kann für alle Unkoſten verantwortlich gemacht 


1 


en 
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werden, welche aus einem Verfahren entſtehen mögen, das einge⸗ 
leitet wird, um die Summe ſolcher Schulden und Guthaben in 
Erfahrung zu bringen, und mag aufgefordert werden, eine ſolche 
Angabe zu machen bei Strafe wegen Nichtachtung des Gerichtes. 


Abſchnitt 14. Abſchnitt hundert und vier und fünfzig 
(154) dieſes Geſetzes iſt anmit widerrufen und Nachfolgendes an 
deſſen Stelle als Abſchnitt de und vier und fünfzig (154) 
eingefügt: 


Ein Rechtsſtreitpunkt ſoll vor Gericht verhandelt werden, aus⸗ abc cenie 
genommen in Fällen, wo derſelbe zur Berichterſtattung verwieſen 10 geſetz⸗ 


wird, wie dies unter der Ueberſchrift „Verweiſungen“ vorge⸗ th 
ſehen iſt. In Klageſachen behufs Wiedererlangung des vorhan⸗ 
denen beweglichen oder unbeweglichen Eigenthumes, mit oder 
ohne Schadenerſatz, oder für Gelder, die laut eines gegenſeitigen 
Uebereinkommens beanſprucht werden, oder als Schadenerſatz für 
den Bruch eines Contraktes, oder für thatſächlich zugefügten 
Schaden, muß der Fall vor Geſchworenen zur Verhandlung 
kommen, wenn eine derartige Verhandlung nicht laut Ueberein⸗ 
kunft umgangen oder der Fall, wie dies im Codex vorgeſehen, 


zur Berichterſtattung verwieſen wird. In anderen auf Thatſachen Vor Sil zu 


gegründeten Klageſachen muß der wirkliche Thatbeſtand vor 
Gericht verhandelt und ſeinem Ermeſſen anheimgegeben werden 
denſelben vor Geſchworenen zur Verhandlung zu bringen, oder, 
wie in dieſem Codex vorgeſchrieben, zur Berichterſtattung an 
einen Schiedsrichter zu verweiſen. 

Abſchnitt 15. Abſchnitt hundert und acht und achtzig 
. (188) dieſes Geſetzes iſt anmit widerrufen und Nachfolgendes an 
deſſen Stelle als Abſchnitt hundert und acht und achtzig (188) 
eingefügt: 


Wenn die Parteien ſich nicht dazu verſtehen, ſo mag der Ge⸗ St daB 
richtshof auf erfolgten Antrag der einen oder anderen Partei, ie 


oder aus eigenem Ermeſſen, einen Schiedsrichter in folgenden 
Fällen ernennen: 


Erſtens: Wenn die Unterſuchung einer Streitfrage in 
Bezug auf Thatſachen die Durchſicht einer langen Rech⸗ 
nung verlangt, von der einen oder der andern Seite, 
in welchem Falle die Schiedsrichter angewieſen werden 
mögen, die ganze Streitfrage zu verhören und darüber 
zu entſcheiden, oder über irgend eine ſpezifiſche Frage 
oder Thatſache, welche darin enthalten iſt, Bericht zu 
erſtatten. 


— * e __ um. ee 
2 
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Zweitens: Wenn die Aufnahme einer Rechnung noth⸗ 
wendig iſt zur Auskunft des Gerichtes um Schaden⸗ 
erſätze vor dem Erlaß des Urtheils zu veranſchlagen, 
oder nm ein Urtheil oder eine Verordnung in Kraft 
zu ſetzen. 

Drittens: Wenn eine auf Thatſachen Bezug habende 
Frage anders als durch Vortrag entſteht, auf einen 
Antrag oder in anderer Weiſe, in irgend einem Stadium 
der Klage; oder 

Viertens: Wenn es zur Auskunft des Gerichtes in 
einer beſonderen Verhandlung nothwendig iſt. 


Abſchnitt 16. Abſchnitt zwei hundert und elf (211) dieſes 
Geſetzes iſt anmit widerrufen und Nachfolgendes an deſſen Stelle 
als Abſchnitt zwei hundert und elf (211) eingefügt: 


Sofort nach Eintragung des Urtheilsſpruches ſoll der Gerichts⸗ 
ſchreiber in dem von ihm geführten Gerichtsregiſter die erforder⸗ 
lichen Einträge in den dazu beſtimmten Rubriken machen. Von 
der Zeit an, in welcher der Urtheilsſpruch im Gerichtsregiſter 
eingetragen und eine Abſchrift deſſelben beim County⸗Regiſtrator 
hinterlegt worden, ſoll daſſelbe als Anrecht auf dasjenige Grund- 
eigenthum des verurtheilten Schuldners zu Recht beſtehen, das 
zur Zeit von ihm im County geeignet wird und von Beſchlag⸗ 
nahme nicht ausgenommen iſt, oder das er ſich ſpäter erwerben 


mag, bis ſolches Anrecht erliſcht. Das Anrecht ſoll, wenn nicht 


vorher getilgt, für die Dauer von ſechs Jahren zu Recht beſtehen. 


Abſchnitt 17. Abſchnitt zwei hundert und vier und. 


zwanzig (224) dieſes Geſetzes iſt anmit widerrufen und Nachfol- 
gendes an deſſen Stelle als Abſchnitt zwei hundert und vier und 


zwanzig (224) eingefügt: 


Examination d 
Schuldner ober 
der verurther 

chuldner, 11 5 
derjenigen, die 
den letzteren 
gehörendes 
Erzenthum 
haben, 


Nach der Ausstellung oder der Rückberichtung eines Exeku⸗ 
n tionsbefehles auf das Eigenthum eines verurtheilten Schuldners, 


oder auf dasjenige irgend eines von verſchiedenen Schuldnern 
unter demſelben Urtheil, und nach Beweisführung durch beſchwo⸗ 


rene Ausſage oder anderweitig, zur Zufriedenſtellung des Rich⸗ 
ters, daß irgend eine Perſon oder Körperſchaft Eigenthum eines 
ſolchen verurtheilten Schuldners hat oder demſelben einen fünf 
und zwanzig (25) Dollars überſteigenden Betrag ſchuldet, kann 
der Richter durch einen Befehl eine ſolche Perſon oder Körper⸗ 
ſchaft, oder irgend einen Beamten oder ein Mitglied der letzteren, 
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verpflichten, zu einer beſtimmten Zeit und an einem beftimmten 
Orte vor ihm zu erſcheinen, oder vor einem von ihm ernannten 
Schiedsrichter, um ſich darüber zu verantworten. 


Abſchnitt 18. Abſchnitt zwei hundert und ſechs und 
zwanzig (226) dieſes Geſetzes iſt anmit widerrufen und Nachfol⸗ 
gendes an deſſen Stelle als Abſchnitt zwei hundert und ſechs und 
zwanzig (226) eingefügt: 
Der Richter oder der Schiedsrichter kann verordnen, daß; Richter kann 


irgend welches Beſitzthum des verurtheilten Schuldners, welches Hl; er 


nicht von der Exekution ausgeſchloſſen iſt und das ſich in e 
den Händen des Schuldners oder irgend einer anderen Perſon 
Ss. oder an den verurtheilten Schuldner fällig ift, zur Be⸗ 
iedigung des Urtheils verwendet wird, mit der Ausnahme, daß 
der Arbeitslohn des Schuldners im Betrage von fünf und zwan⸗ 
zig (25) Dollars nicht ſo verwendet werden ſoll, wenn der Schuld⸗ 
ner durch beſchworene Ausſage oder auf andere Weiſe darthut, 
daß dieſer Arbeitslohn zum Unterhalt einer Familie nothwendig 
iſt, welche gänzlich oder theilweiſe von ſeinem Verdienſte abhängt. 


Abſchnitt 19. Abſchnitt zwei hundert und neun und 
zwanzig (229) dieſes Geſetzes iſt anmit widerrufen und Nachfol⸗ 
gendes an deſſen Stelle als Abſchnitt zwei hundert und neun und 
zwanzig (229) eingefügt: 
In Klagen auf Verfallserklärung von Hypotheken ſoll das aus der Ver⸗ 
Gericht die Macht haben, durch Urtheilsſpruch den Verkauf des ſeuenauene 


belaſteten Eigenthumes, oder ſoviel deſſelben als nothwendig, Fordkrung des 


anzuordnen, und den aus dem Verkaufe erzielten Erlös zur Zah- werden. deckt 
lung der Gerichts- und Verkaufsunkoſten und zur Zahlung des 
dem Kläger ſchuldigen Betrages zu beſtimmen; und wenn ſich 
aus dem Bericht des Sheriff ergibt, daß der Erlös nicht aus⸗ 
reichend iſt und daß ein Reſt ungedeckt verbleibt, ſo ſoll ein Ur⸗ 
theil für dieſen Reſt gegen den Verklagten oder gegen die Ver⸗ 
klagten eingetragen werden, welche perſönlich verantwortlich ſind, 
und dieſes Urtheil ſoll darauf hin ein Anſpruchsrecht an das 
Grundeigenthum eines ſolchen verurtheilten Schuldners ſein, 
ebenſo wie in anderen Fällen, in denen Exekutionsbefehle ausge⸗ 
ſtellt werden können. 


Niemand der eine von dem Hypothekargläubiger ausgeſtellte das te en 
Uebertragungsurkunde hat, oder der eine Uebertragungsurkunde die u rt 
des verpfändeten Eigenthumes hat, oder der ein Anſpruchsrecht? auf eine e Partei, 


daran hat, welche Urkunde oder welches Anſpruchsrecht nicht zur rente 


E 
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Ani 
recht haf, als ob Amtes eingetragen iſt, muß nothwendiger Weiſe zur Partei in 


{age gewejen einer ſolchen Klage gemacht werden. Das Urtheil, das in einer 
ſolchen Klage gefällt wird, und die darin geführte Verhandlung, 
ſollen ebenſo endgültig für die Partei ſein, welche ſolche nicht 
regiſtrirte Uebertragungsurkunde oder ſolches micht regiſtrirtes 
Anſpruchsrecht hat, als ob ſie in einer ſolchen Klage zur Partei 
gemacht worden wäre, und ſollen dieſelben in jeder Beziehung 
dieſelbe Kraft und Gültigkeit haben. 

Abſchnitt 20. Abſchnitt drei hundert und ſieben und 
neunzig (397) dieſes Geſetzes iſt anmit widerrufen und Nachfol⸗ 
gendes an deſſen Stelle als Abſchnitt drei hundert und ſieben und 
neunzig (397) eingefügt: 

Buftetung an Wenn ein Kläger oder ein Verklagter, der erſchienen iſt, außer⸗ 

ig. halb des Staates wohnt und feinen Anwalt in der Klage oder in 
der Verhandlung hat, ſo kann die Zuſtellung für ihn an den 
„Sekretär geſchehen. Jedoch in allen Fällen, in denen eine Partei 
einen Anwalt in der Klage oder in der Verhandlung hat, ſoll die 
Zuſtellung der Papiere, wenn dies nothwendig, an den Anwalt 
oder an die Partei ſelbſt gefchehen, mit Ausnahme von Vorla⸗ 
dungen, Befehlen und anderen Dokumenten, welche in der Klage 
erlaſſen werden, und von Schriftſtücken wegen Nichterſcheinens 

vor Gericht, die der Partei perſönlich zuzuſtellen ſind. 


5 Abſchnitt 21. Bei allen Verhandlungen in den Diſtrikt⸗ 
ſchrrſtliche gene und Countygerichten dieſes Staates, in welchem ſchriftliche Zeu⸗ 
Zeuge nausſozen genausſagen vorgebracht werden mögen, find alle Einwände und 

Ausnahmen gegen derartige Ausſagen vor Beginn der Prozeß⸗ 
verhandlungen vorzubringen und zu erledigen. 


Verhandlung A bf chnitt 22. Während der Gerichtsferien können die 
wüßreun ber Richter der Diſtriktgerichte und die Richter der Countygerichte 

irgend beliebige Anträge und Einwände anhören und entſcheiden. 
Sie mögen, wenn genügende Gründe vorgebracht werden, die zur 
Beantwortung, zur Widerrede oder zum Einwand feſtgefetzte 
Zeit ausdehnen. Sie können alle Intermediatsbefehle, Anord⸗ 
nungen und anderweitige Verhandlungen vornehmen, die zur 
Vorbereitung und Erledigung der Klageſachen in media res 
erforderlich ſein mögen, in gleicher Weiſe und mit gleicher Rechts⸗ 
gültigkeit, wie dies von den betreffenden Gerichtshöfen während 
der Gerichtsſitzung vorgenommen werden könnte. Der Gegen⸗ 
partei oder deren Anwalt muß von ſolcher Anordnung oder der⸗ 
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artigem Erlaſſe ſtets zeitgemäße Kenntniß gegeben werden. 
Jedem Diſtriktrichter iſt es zur Pflicht gemacht, durch allgemeine 
Anorduung in ſeinem Diſtrikte Ort und Zeit zur Kenntniß zu 
bringen, wann und wo er während der Gerichtsferien Anträge 
und Einwände auf und gegen in feinem Diſtrikte vorliegende 
Prozeßfälle anhören will. 


Abſchnitt 23. Wenn in irgend einem vor einem Diſtrikt⸗ Einwände gegen 
oder Countygerichte ſchwebenden Fall die eine oder andere Partei e 
gegen ein Verfahren, ein Urtheil oder eine Entſcheidung des 
Gerichtes Einwand erheben ſollte und den oder die Einwände 
ſchriftlich einreicht, ſo iſt es dem Richter zur Pflicht gemacht, 
dieſelben jeder Zeit während der Gerichtsſitzung, innerhalb welcher 
dieſe Einwände erhoben wurden, oder zu einer von ihm ſpäter zu 
beſtimmenden Zeit, entgegenzunehmen, zu unterzeichnen und zu 
befiegeln. Sollte irgend ein Richter verabſäumen oder ſich wei⸗ dene abge 
gern eine derartige Einwandſchrift entgegenzunehmen, zu unter⸗ . 
zeichnen und zu beſiegeln, dann ſoll der Einbringer oder ſein 
Anwalt geſetzlich dazu berechtigt ſein, der Einwandſchrift die 
beſchworene Ausſage von zwei oder mehreren. Anwälten des 
Gerichtshofes oder anderer Perſonen, die zur Zeit des Prozeſſes 
und als ſolche Einwände erhoben wurden gegenwärtig waren, 
beizufügen, worin angegeben wird, daß dieſe Einwandſchrift 
richtig und wahrheitsgetreu iſt. Nachdem eine derartige Ein⸗ Kom Gerd 

zu⸗ 
wandſchrift vom Richter entgegengenommen, unterzeichnet und tragen. 
beſiegelt worden iſt, oder, wie vorbeſtimmt, durch beſchworene 
Ausſagen beglaubigt und bewieſen wurde, ſoll ſie vom Gerichts⸗ 
ſchreiber entgegengenommen und als ein Theil der Akten im 
betreffenden Fälle betrachtet werden. 


Abſchnitt 24. Einwände, die gegen die Urtheile oder Gintmunh genen 
Entſcheidungen der Diſtrikt⸗ oder Countygerichte erhoben worden, 
falls in ſolchem Prozeßverfahren beide Parteien ſich dahin geei- 
nigt haben, daß der Fall nach That und Rechtsbeſtand zur Ver⸗ 
handlung kommen ſoll, ſollen als zu Recht beſtehend anerkannt 
werden. Die Einwand erhebende Partei kann in ihrer Berufung 
an das Obergericht ſich auf irgend eine Entſcheidung oder ein 
Urtheil berufen, gegen welche die Einwände vorgebracht werden, 
ſei es nun, daß die Einwände ſich auf Entgegennahme ungehöri⸗ 
ger oder Abweiſung zuſtehender Beweiſe beziehen oder auf die 
endgültige Entſcheidung des Gerichtes kraft des Geſetzes und der g 
Beweiſe. 


Einwand gegen 
Urtheile. 


Berufung an das 
Obergericht. 


pal deſſe⸗ inner⸗ 
alb deſſen 


Berufung einzu⸗ 
legen. 
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Abſchnitt 25. Einwände, die gegen Urtheile oder Ent⸗ 
ſcheidungen der Diſtrikt⸗ und Countygerichte erhoben worden, in 
welchen Anträge auf Nichtvollzug des Urtheils, auf Wiederauf⸗ 
nahme des Gerichtsverfahrens, auf Verſchiebung der Verhandlung 
und in Unterſtützung der Anträge auf Abweiſung der Klage, 
abgewieſen wurden, ſind zuläſſig, und die Einwand Erhebenden 
können zur Begründung ihres Einwandes das betreffende Urtheil 
anführen. 


Abſchnitt 26. Von Diſtrikt⸗ und Countygerichten find 
Berufungen an das Obergericht in allen Fällen zuläſſig, die vor 
dieſen Gerichten zum Austrage gebracht worden und in denen es 
ſich um einen Betrag von zwanzig Dollars handelt, ausſchließlich 
der Gerichtskoſten, oder um ein Privilegium oder eine Heimſtätte. 
Die Berufung muß aber innerhalb dreier Tage nach der Urtheils⸗ 
fällung eingereicht werden und dann muß der berufende Theil 
entweder perſönlich oder durch ſeinen Agenten oder Anwälte 
genügende, durch Bürgen geſicherte Bürgſchaft geben, die vom 
Diſtrikt⸗ oder Countygerichte zu genehmigen iſt (oder dem Schrei⸗ 
ber deſſelben, wenn dies in dem Gerichtserlaß, unter welchem die 
Berufung geſtattet wird, ſo beſtimmt iſt). Ferner muß ſie in 
der vom Gerichte vorgeſchriebenen Zeit im Amtslokale des 
Diſtrikt⸗ oder Countygericht⸗Schreibers hinterlegt werden. Dieſe 
Bürgſchaft ſoll in entſprechendem Betrage geſtellt werden und 
zwar genügend groß, um den im Urtheil, gegen welches Berufung 
eingelegt wird, ſeſtgeſetzten Betrag, nebſt Gerichtskoſten, zu decken; 
und ſie muß ferner die Bedingung enthalten, daß die Bürgen 
ſich für Bezahlung des im Urtheilsſpruche genannten Betrages, 
für Gerichtskoſten, für Zinſen und Schadenerſatz haftbar machen, 
ſollte das Urtheil beſtätigt werden, und ferner noch für die that⸗ 
ſächliche Verfolgung der Berufung. Der ſich auf einer ſolchen 
Bürgſchaft Verpflichtende kann zu jeder Zeit gerichtlich belangt 
werden, wenn die Bedingungen der Bürgſchaft nicht eingehalten 
werden, gerade wie in anderen Bürgſchaftsfällen. Dem Ober⸗ 
gerichte ſteht die Befugniß zu, mangelhaft ausgeſtellte Bürgſchaf⸗ 
ten nach Ermeſſen vervollſtändigen zu laſſen. 

Abſchnitt 27. An oder vor dem dritten Tage des nächſten 
Termines des Obergerichtes ſoll der Berufung Einlegende im 
Amtslokale des Schreibers des Obergerichtes eine beurkundete 
Abſchrift des Urtheils oder der Entſcheidung, gegen welche Beru⸗ 
ſung eingelegt wird, hinterlegen. Wenn aber der Zeitraum 


b 
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zwiſchen der Berufung und dem Termine des Obergerichtes keine 
dreißig Tage umfaßt, ſoll die vorbeſtimmte urkundliche Hinter⸗ 
legung an oder vor dem dritten Tage des nächſtfolgenden Ter⸗ 
mines des Obergerichtes erfolgen, andernfalls ſoll die Berufung 
abgewieſen werden, es ſei denn, daß das Obergericht für ihm 
genügend ſcheinende Gründe weitere Zeit bewilligt hätte. 

Abſchnitt 28. In allen Fällen von Berufung und irr⸗ Da Geriöit Tann 
thümlichen Erlaſſen kann das Obergericht ein endgültiges Urtheil 11 oder den 
abgeben und daſſelbe in Vollzug ſetzen oder den Fall an das wennn. 
Diſtrikt oder Countygericht überweiſen, damit der Vollziehungs⸗ 
befehl dort erlaſſen werde oder zur Vornahme anderweitiger 
Verhandlungen. 

Abſchnitt 29. Wenn eine Berufung gegen das Urtheil pic ves 
oder die irrthümlichen Erlaſſe eines Diſtrikt⸗ oder Countygerichtes Erſaß bes 0 
dieſes Staates vor dem Obergerichte zur Verhandlung gebracht Salupurtei 
wird und die Berufung oder der irrthümliche Erlaß wird abge- 
wieſen oder das Urtheil des Diftrikt- oder Countygerichtes wird 
beſtätigt, jo ſoll es die Pflicht des Schreibers des Diſtrikt⸗ oder 
Countygerichtes, von welchem aus die Berufung oder irrthüm⸗ 
lichen Erlaſſe zur Verhandlung gebracht wurden, nachdem ihm 
eine Abjchrift der Entſcheidung des Obergerichtes betreffs Abwei⸗ 
ſung der Berufung oder irrthümlichen Erlaſſe, oder der Beſtäti⸗ 
gung des Urtheiles zugegangen und in ſeinem Amtslokale hinter⸗ 
legt worden, den Vollzugsbefehl auf das Urtheil hin zu erlaſſen 
und dabei gerade ſo zu verfahren, als ob keine Berufung gegen 
das Urtheil oder den öffentlichen Erlaß zur Verhandlung gebracht 
worden wäre. 

Abſchnitt 30. In allen Fällen, in denen ein Diſtrikt⸗ Gerichtstoften i in 
oder Countygericht ein Urtheil oder eine Entſcheidung gefällt hat, (en, „wen zu 
in irgend einer Sache, ſei es nun in einer Geſetzfrage oder einer 
Gerichtsſache, gegen eine oder mehrere Perſonen, ſoll es für jeden 
dadurch Betroffenen zuläſſig ſein, entweder mittelſt Berufung 
oder wegen irrthümlichen Erlaſſes den Fall vor das Obergericht 
zu bringen, und zu dem Zwecke ſoll es ihm geſtattet ſein, wenn 
erforderlich, die Namen aller betreffenden Perſonen zu benutzen; 
es ſollen aber keine Gerichtskoſten gegen irgend Jemanden in 
Anrechnung gebracht werden, der ſich einer ſolchen Berufung oder 
irrthümlichem Erlaſſe nicht angeſchloſſen. Alle derartigen Fälle 
ſollen vom Obergerichte wie alle anderen Fälle entſchieden werden 
und in gleicher Weiſe, als ob ſämmtliche Betheiligten an der 
Berufung oder dem irrthümlichen Erlaſſe theilgenommen hätten. 


— — — . —uꝛ—— ͤ—·— 2 —— — —— — —— A ee ber 
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Zeitbeſchrän⸗ 
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Abſchnitt 31. Wenn das Obergericht ein Urtheil nur 
theilweiſe umſtoßt, ſo ſoll es ein ſolches Urtheil oder eine Ent⸗ 
ſcheidung abgeben, wie es von dem zuſtändigen Gerichte hätte 
abgegeben werden ſollen. Oder aber das Obergericht kann den 
Fall dem zuſtändigen Gerichte zur Wiederaufnahme zuweiſen, wie 
es dies am thunlichſten erachten mag. 


Abſchnitt 32. Ein Einwand auf irrthümliche Erlaſſe 
gegründet, darf nach Verlauf von fünf Jahren nach Fällung des 
Urtheils, gegen welches Einwand erhoben wird, nicht mehr einge⸗ 
bracht werden. Wenn aber Jemand, der ſich durch ein vom - 
Obergericht umgeſtoßenes Urtheil oder eine Entſcheidung geſchä⸗ 
digt erachtet, zur Zeit als daſſelbe abgegeben wurde im 


Kindesalter ſtand, unzurechnungsfähig oder in Gefangenſchaft 


Auf irrthümliche 
Erlaſſe gegrün⸗ 
dete Einhalts⸗ 
befehle. 


war, ſo ſoll die Zeit, innerhalb welcher er auf vorgenannte Weiſe 
unfähig gemacht war, bei der Aufzählung der fünf Jahre nicht 
mit in Betracht kommen. 

Abſchnitt 33. Kein auf irrthümlichen Erlaß begründeter 
Einwand ſoll als Einhaltsbefehl gegen Vollzug des Urtheéils zur 
Geltung kommen bis das Obergericht, oder wenn während der 
Ferien deſſelben bei einem der Richter des Obergerichts darum 
nachgeſucht wird, ein Richter deſſelben, nach Durchſicht einer Ab⸗ 
ſchrift der Gerichtsakten in dem betreffenden Falle anordnet, daß 
der auf einen ſolchen irrthümlichen Erlaß begründete Einwand 


als Einhrltsbefehl gegen Vollzug des Urtheils zur Geltung kom⸗ 


7 


men ſoll. Dies joll, erſt dann geſchehen, wenn die um einen 
ſolchen Befehl nachſuchende Partei im Amtslokale des Schreibers 
des Obergerichtes eine Bürgſchaft hinterlegt hat, welche die in 
Berufungsfällen vorgeſchriebenen Bedingungen enthält und vom 
Gerichte oder dem Richter, der einen ſolchen Einhaltsbefehl als 
zuläſſig erkannt, genehmigt wurde, oder wenn dies im Erlaſſe ſo 
angegeben iſt, von dem Schreiber irgend eines urkundlichen 
Gerichtes. Der Schreiber, welcher einen ſolchen auf irrthümliche 
Erlaſſe gegründeten Einhaltsbefehl ausſtellt, ſoll in demſelben 
angeben, daß es ein Einhaltsbefehl ſein und als ſolcher dienen 
ſoll. Die auf ſolche Weiſe gegen irrthümliche Erlaſſe Einwand 
Erhebenden ſollen den gleichen Urtheilen und Vollzugsweiſen 
unterworfen ſein, wie dies in Fällen von Berufungen feſtgeſetzt iſt. 

Abſchnitt 34. Wennimmer das Obergericht bei Ver⸗ 
handlung von Berufungen oder auf irrthümliche Erlaſſe gegrün⸗ 
dete Einwände in ſeinen Anſichten gleichmäßig getheilt iſt, ſo ſoll 
das Urtheil des Gerichtes niederer Inſtanz als zu Recht beſtehen. 
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Ab ſch nitt 35. In allen Fällen von Berufungen an das fuuchtperband⸗ 
Obergericht, in welchen der Berufung Einlegende verabſäuut den Berufung. 
Fall zur Verhandlung zu bringen, ſoll das Obergericht bei Ab⸗ 
weiſung der Berufung gegen den Berufenden ein Urtheil abgeben 
zum Betrage von nicht weniger als fünf und nicht mehr als 

zwanzig Prozent des Betrages des Urtheils für Schadenerſatz in 
Folge des durch die Berufung verurſachten Zeitverluſtes. 


Abſchnitt 36. In allen Fällen wo ein auf Irrthum Borlabung ser 
geftügter Erlaß zur Verhandlung kommt, ſoll der Schreiber des Verlagter. 
»Obergerichtes eine Vorladung an den Sheriff oder andere 
Beamte des betreffenden County erlaſſen, wo der oder die irr⸗ 
thümlich Beklagten wohnen oder gefunden werden mögen, und 
worin der Sheriff oder andere Beamte beauftragt werden, dem 
oder den Beklagten die Vorladung zuzuſtellen, ſich im nächſten 
Termine des Obergerichtes einzufinden und die Gründe anzu⸗ 
geben, falls ſie welche haben, weshalb das in dem auf Irrthum 
geſtützten Erlaß angegebene Urtheil oder die Entſcheidung nicht 
umgeſtoßen werden ſollte. Wenn mehrere Beklagte vorhanden 
ſind, die in verſchiedenen Counties wohnen, ſo kann der Kläger N 
geſonderte Vorladungen für jedes der Counties ausſtellen laſſen, 
in welchen die Beklagten wohnen. 


Abſchnitt 37. Wenn der Kläger, oder Jemand an ſeiner Borlabung nenn 
Stelle, zu irgend einer Zeit bei dem Schreiber des Obergerichtes 
eine beſchworene Ausſage hinterlegt, in welcher angegeben wird, 
daß der Beklagte den Staat verlaſſen, jo daß ihm der Gericht3- 
erlaß nicht zugeſtellt werden kann, oder daß er ein Nichteinwoh⸗ 
ner des Staates iſt, oder daß er trotz alles Suchens nicht gefun⸗ 
den werden kann, oder ſich innerhalb dieſes Staates verſteckt hält, 
oder der gerichtlichen Vorladung aus dem Wege geht, oder daß 
er überhaupt nicht vorgeladen werden kann, ſo ſoll es die Pflicht 
des Schreibers ſein, eine Bekanntmachung an ſolchen Beklagten 
in einer innerhalb des Staates veröffentlichten Zeitung zu erlaſ⸗ 
ſen, worin angegeben iſt, daß ein auf Irrthum beruhender Erlaß 
zur Verhandlung vorliegt, die Namen der Parteien und die Zeit, 

auf welche er vorgeladen iſt. Dieſe Bekanntmachung fol wäh- 
rend vier auf einander folgenden Wochen veröffentlicht werden, 
und wenn die erſte Veröffentlichung dieſer Bekanntmachung nicht 
mindeſtens ſechszig Tage vor dem zur Verhandlung feſtgeſetzten 
Tage erfolgt, dann ſoll der Fall auf den nächſtfolgenden Ter⸗ 
min des Obergerichtes verſchoben werden und der Kläger Fol 


Berufungen, wie 


abzuändern. 
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verpflichtet ſein, dem Beklagten eine Abſchrift der Bekanntmachung 
portofrei durch die Poſt zuzuſtellen oder zuſtellen zu laſſen, falls 
ihm der Aufenthaltsort des Beklagten bekannt iſt oder er ihn 
ausfindig zu machen im Stande iſt. Nachdem eine Beſcheinigung 
der Veröffentlichung einer ſolchen Bekanntmachung durch den 
Herausgeber der Zeitung, in welcher ſie erfolgte, hinterlegt wor⸗ 
den, nebſt einer beſchworenen Ausſage, daß dem Beklagten in 
vorgeſchriebener Weiſe eine Abſchrift der Bekanntmachung zuge⸗ 
ſtellt worden, oder daß der Aufenthaltsort des Beklagten unbe⸗ 
kannt und er trotz alles Nachforſchens durch den Kläger nicht 
aufgefunden werden konnte, ſoll der Fall zur Verhandlung 
gebracht werden, gerade als ob dem Beklagten die Vorladung 
perſönlich zugeſtellt worden wäre. 

Abſchnitt 38. Einwände gegen irrthümliche Erlaſſe ſind 
gegen jedes Urtheil der verſchiedenen Diſtrikt⸗ und Countygerichte 
des Staates an das Obergericht zuläſſig, und ſolche Schriftſtücke 
können vervollſtändigt werden und dieſer Abſchnitt ſoll ſich auf 


Straßen 1877 an. alle Urtheile oder Entſcheidungen beziehen, die ſeit dem erſten 


— 


Vervollſtändi⸗ 
gung. 


Oktober A. D. 1877 von irgend einem Diſtrikt⸗ oder County⸗ 
gerichte abgegeben wurden. 


Abſchnitt 39. Alle Einwände gegen irrthümliche Erlaſſe, 
die von den urſprünglichen Akten abweichen, oder anderweitig 
mangelhaft ſind, können vervollſtändigt und mit den Akten in 
Uebereinſtimmung gebracht werden durch die betreffenden Gerichte, 
in welchen ſolche Einwände zur Verhandlung kommen. 


Abſchnitt 40. Der Widerruf irgend eines Abſchnittes 
des Geſetzes, zu dem dieſes Geſetz ein Zuſatz iſt, ſoll einer Beru⸗ 
fung an das Obergericht von den verſchiedenen Diſtrikt⸗ und 
Countygerichten in dieſem Staate in keiner Weiſe Abbruch thun, 
wenn ſie vor der Zeit, in welcher dieſes Geſetz in Kraft tritt, 
angemeldet wurden; noch ſoll der Widerruf von ſolchen Abſchnit⸗ 
ten irgend einer Klage auf Beſchlagnahme, einer Anſpruchs⸗ oder 
einer Ablieferungsklage Abbruch thun, die unter ſo widerrufenen 
Abſchnitten zum endgültigen Austrage gebracht wird. In allen 
derartigen Klagen auf Beſchlagnahme, Anſpruch oder Ablieferung 
ſind Berufungen von den verſchiedenen Diſtrikt⸗ und County⸗ 
gerichten unter den Beſtimmungen dieſes Geſetzes zuläſſig und 
ebenſo bei Einwänden gegen irrthümliche Entſcheidungen, ſowie 
in allen anderen hierin auf Grund und Urſache geſtützten Fällen 
im Allgemeinen. 
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Abſchni it t 41. Folgende Abſchnitte des genannten Geſetzes Mbfejnitte 
find anmit widerrufen: Zwei und ſechszig (62), hundert und . 
ſechs (106), hundert und neunzehn (119), hundert und fünf und 
achtzig (185), hundert und ſechs und achtzig (186), hundert und 
vier und neunzig (194), hundert und fünf und neunzig (195), 
hundert und ſechs und neunzig (196), hundert und ſieben und 
neunzig (197), zwei hundert und zehn (210), drei hundert und 
fünf und dreißig (335), drei hundert und ſieben und dreißig (337), 2 
drei hundert und acht und dreißig (338), drei hundert und neun 
und dreißig (339), drei hundert und vierzig (340), drei hundert 
und ein und vierzig (341), drei hundert und zwei und vierzig 
(342) drei hundert drei und vierzig (343), drei hundert und vier 
und vierzig (344), drei hundert und fünf und vierzig (345), drei 
hundert und ſechs und vierzig (346) drei hundert und ſieben und 
vierzig (347) drei hundert und acht und vierzig (348) drei hun⸗ 
dert und neun und vierzig (349), drei hundert und fünfzig (350), 
drei hundert und ein und fünfzig (351), drei hundert und zwei 
und fünfzig (352), drei hundert und drei und fünfzig (353), drei 
hundert und vier und fünfzig (354), drei hundert und fünf und 
fünfzig (355), drei hundert und ſechs und fünfzig (356), drei hun⸗ 
dert und ſieben und fünfzig (357), drei hundert und acht und 
fünfzig (358), drei hundert und neun und fünfzig (359) und 
drei hundert und ſechszig (360). 

Abſchnitt 42. Nach Anſicht dieſer Geſetzgebung liegt Beingfiäteits- 
eine Dringlichkeit vor und deshalb foll les Geſetz vom Tage 
ſeiner Annahme an in Kraft ſein. 


Genehmigt am 24. Februar 1879. 
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angenommen in den Sahren?1866, 1870, 1872 fund 1874, 


— 


jetzt in Kraft befindlich bezüglich der Counties 


— 5 


Coneſos, Coslilla, Hjuerſano 55 Ya: Animas, | 


veröffentlicht laut den Beftimmungen eines Geſetzes der 


Zweiten Geſetzgebenden Verſammlung. 


Genehmigt am 12. Februar 1879. 


18792. 


(82) 


we. 


Ein Geſetz, ö 
zur Beſtimmung der Pflichten des Countyrathes von Las Animas County 
bezüglich der Errichtung von Wahlbezirken. 

Sei es verordnet durch das Oberhaus und 
das Haus der Abgeordneten des Territoriums 
Colorado: N N 

Der Countyrath von Las Animas County ſoll zukünftig keinen Warlbezirte. 
Wahlbezirk errichten, in welchem die Zahl der geſetzlichen Stimm⸗ 
geber, die in einem ſolchen Bezirke, wenn errichtet, zum Stimmen 
berechtigt ſein würden, ſich auf weniger als fünfzig (50) belaufen 
würde. N 

Abſchnitt 2. Diefes Geſetz ſoll mit feiner Annahme in 
Kraft treten. 
Genehmigt am 13. Februar 1874 


. Ein Geſetz, 
zum Schutze der auf Halm ſtehenden Feldfrüchte. 

Sei es verordnet durch das Oberhaus und 
das Haus der Abgeordneten des Territoriums 
Colorado: N 

Abſchnitt 1. Die Friedensrichter in den Counties Coſtilla, counties. 

Conejos, Huerfano und Las Animas ſind in ihren betreffenden 
Bezirken ermächtigt und es iſt ihnen andurch zur Pflicht gemacht, 
die Einwohner ihrer betreffenden Bezirke mittelſt öffentlicher, in 
mindeſtens drei öffentlichen Plätzen innerhalb ihrer betreffenden 
Bezirke anzuſchlagender Bekanntmachung, alljährlich vor dem Zekanntmachung 
erſten Mai aufzufordern und davon in Kenntniß zu ſetzen, daß 
ſie alle Pferde, Maulthiere, Eſel, Hornvieh, Schweine, Schaafe 
und Ziegen während des Zeitraumes vom zehnten Mai bis zum 
zwanzigſten Oktober unter die Aufſicht von Hirten zu ſtellen 
haben. 

Abſchnitt 2. Wenn ein im vorhergehenden Abſchnitte . ſayren für 
namhaft gemachtes Stück Vieh bei der Beſchädigung von Feld⸗ Schad nerſaz. 
früchten, die irgend Jemandem in einem der obbenannten Coun⸗ 


Sicherheit. 


Sebnbren 


hren. 


Widerruf. 


n 1 Animas 


ounty. 
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ties gehören, betroffen wird, ſo kann der Beſchädigte ein ſolches 
Stück Vieh in Gewahrſam nehmen und eine Beſchwerde vor dem 
Friedensrichter des Bezirkes, in welchem die Beſchädigung erfolgte, 
einreichen, worauf der Friedensrichter ſofort drei unparteiiſche 
Abſchätzer ernennen ſoll, welche den verurſachten Schaden abzu⸗ 


ſchätzen und ihren Befund dem Friedensrichter einzuberichten 


haben. Dann ſollen Der⸗ oder Diejenigen, deren, Vieh, wie 
vorbemerkt, irgend welche Feldfrüchte beſchädigt hat, für den 
geſammten ſo angerichteten Schaden verantwortlich gehalten wer⸗ 
den. Der Schadenerſatz nebſt allen aus den Verhandlungen 
entſtehenden Koſten find in gleicher Weiſe wie in anderen Fällen 
einzutreiben und das bei der Beſchädigung der Feldfrüchte auf- 
genommene Vieh mag als Sicherheit für die Bezahlung dieſes 
Schadenerſatzes und der Koſten gehalten werden. 


Abſchnitt 3. Die unter den Beſtimmungen des vor⸗ 
ſtehenden Abſchnittes ernannten Abſchätzer haben Jeder die 
Summe von fünf und zwanzig (25) Cents zu erhalten, die ihnen 
von Demjenigen zu bezahlen iſt, ale > den Schaden verur⸗ 
ſacht hat. 

Abſchnitt 4. Alle Geſetze und Theile von Geſetzen, die 


mit dieſem Geſetze im Widerſpruche ſtehen, ſeien und dieſelben 
ſind anmit widerrufen. 


Abſchnitt 5. Dieſes Geſetz . mit feines Annahme in 
Kraft treten. 


Genehmigt am 8. Februar A. D. 1870. 


Ein Geſetz, 
zur Abänderung eines Geſetzes zum Schutze der auf Halm ſtehenden 
Feldfrüchte. 

Sei es verordnet durch das Oberhaus und 
das Haus der Abgeordneten des Territoriums 
Colorado: . 

Nachfolgendes iſt dem Abſchnitte eins (1) des genannten Ge⸗ 
ſetzes beigefügt: Die in dem County Las Animas anzuſchlagen⸗ 
den Bekanntmachungen, worin die Bewohner des genannten 
County aufgefordert werden, alle Pferde, Maulthiere, Eſel, Horn⸗ 
vieh, Schweine, Schaafe und Ziegen vom zehnten April bis zum 


U 
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erſten November unter die Aufſicht von Hirten zu ſtellen, ſoll 
alljährlich am erſten April angeſchlagen werden. 


Abſchnitt 2. Dieſes Geſetz ſoll mit ſeiner Annahme in 
Kraft treten. 


Genehmigt am 3. Februar 1874. 


Ein Geſetz, 


air Meg elung der Waſſergraben, welche in den Counties Coſtilla und 
Conejos zu Ackerbauzwecken benutzt werden. 


Sei es verordnet durch das Oberhaus und 


das Haus der Abgeordneten des Territoriums 


Colorado: 


»Abſchniftt 1. Die Bürger von Coſtilla und Conejos Mahl von 
County, welche ſich mit Ackerbau beſchäftigen, ſind anmit ermäch⸗ denten. 
tigt und berechtigt, alljährlich am erſten Montag im März eine 
Wahl zur Erwählung von Grabenſuperintendenten in folgender 
Weiſe abzuhalten, nämlich: 

Einen Superintendenten für jeden Hauptgraben in jedem der 
genannten Counties, der an genanntem erſten Montag im März 
von denjenigen Perſonen zu erwählen iſt, die ſich im Beſitze von 
Ländereien zu Ackerbauzwecken befinden, welche an einen ſolchen 
Hauptgraben angrenzen. 

Abſchnitt 2. Der Countyſchreiber eines jeden der vor- Bekanntmachung 
erwähnten Counties ſoll eine Bekanntmachung über eine ſo abzu⸗ 
haltende Wahl erlaſſen, indem er mindeſtens zehn Tage vor dem 


zur Abhaltung der Wahl feſtgeſetzten Tage eine öffentliche An⸗ 


zeige derſelben in jedem Wahlbezirke der ee Counties 
anſchlägt. — 

Abſchnitt 3. Jeder, welcher bei einer ſolchen Wahl Strafe für 
ſtimmt, ohne unter den Beſtimmungen dieſes Geſetzes zur Stimm- Stimmen 
abgabe berechtigt zu ſein, verfällt einer Geldbuße von nicht 
weniger als einem und nicht über fünf Doll rs, wovon die eine 
Hälfte an den Angeber, die andere Hälfte an den Superintenden⸗ 
ten der Graben geht, um zur Ausbeſſerung der Graben verwendet 
zu werden. 

Abſchnitt 4. Die Superintendenten ſind ermächtigt Per⸗ Ausbefferung 
ſonen, welche Waſſer aus den Graben benutzen, zur Ausbeſſerung 
derſelben und der Dämme anzuhalten. Wenn Jemand, der 
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Waſſer aus den Graben benutzt, verabſäumt, ſeinen erforderlichen 
Antheil an der Ausbeſſerungsarbeit verrichten zu laſſen, ſo ver⸗ 
fällt er einer Geldbuße von nicht weniger als einem und nicht 


mehr als fünf Dollars. Dieſe Geldbuße ſoll zum Beſten der 


Graben verwendet werden. 

Abſchnitt 5. Den vorerwähnten Superintendenten iſt es 
zur Pflicht gemacht, ihre Graben in gutem Zuſtande zu erhalten, 
ſo daß man jederzeit einen genügenden Waſſervorrath erhalten 
kann. Es iſt ihm ferner zur Pflicht gemacht, den Waſſervorrath 
in der Weiſe zu vertheilen, daß Jeder den Antheil Waſſer erhält, 
zu dem er berechtigt iſt. Sollte irgend einer der vorgenannten 
Superintendenten willentlich oder gegen eine Gebühr oder Beloh⸗ 
nung irgend Jemandem einen größeren Antheil Waſſer geben, 
als zu welchem er berechtigt iſt, oder ſollte er irgend Jemandem 
den Antheil Waſſer enthalten, zu dem er berechtigt iſt, ſo ſoll er 
für jedes derartige Vergehen einer Geldbuße von nicht unter fünf 
noch über fünfzig Dollars verfallen. Die Hälfte dieſer Geldbuße 
gebührt dem Angeber, die andere Hälfte kommt dem Grabenfond 
zu Gute. 

Abſchnitt 6. Wenn irgend einer der vorerwähnten 
Superintendenten ſeine Amtspflichten willentlich in der Weiſe 
vernachläſſigt, daß dadurch Schaden entſteht, ſo ſoll er außer dem 
Betrage des angerichteten Schadens noch um eine Summe von 
nicht über fünf und zwanzig Dollars beſtraft werden. Wenn 
Jemand abſichtlich einen Graben oder Damm durchſtechen oder 
zerſtören ſollte, oder wenn er das Waſſer in die Feldfrüchte eines 
Andern in der Abſicht dieſe zu beſchädigen laufen läßt, ſo ſoll er 


nebſt dem Betrage des angerichteten Schadens mit einer Geld⸗ 


buße von nicht über fünfzig Dollars beſtraft werden. Eine 
Hälfte der Strafe gebührt unter den Beſtimmungen dieſes Ab⸗ 
ſchnittes dem Angeber, die andere Hälfte fließt in den Grabenfond. 


Abſchnitt 7. Vorerwähnte Superintendenten ſollen eine 
ſolche Vergütung erhalten, wie ſie eine Mehrheit Derer feſtſetzen 
mag, welche Waſſer von einem Graben gebrauchen, von welchem 
er Superintendent iſt. „ . 

Abſchnitt 8. Alle Klageſachen, welche unter den Beſtim⸗ 
mungen dieſes Geſetzes entſtehen mögen, ſollen vor einem Frie⸗ 
densrichter anhängig gemacht werden, welcher in dem County 
wohnt, in welchem das Vergehen begangen wurde. Von der 
Entſcheidung eines ſolchen Gerichtes ſind nur in ſolchen Fällen 


* 
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Berufungen zuläffig, wo es ſich ausſchließlich um Schadenerſatz 
handelt. Indeſſen ſollen in allen Fällen auf Verlangen des 
Beklagten ſechs unparteiiſche Perſonen als Geſchworene vorge⸗ \ 
laden werden. 


Abſchnitt 9. Die Wahlen für die Erwählung obgenann⸗ Beichung series 

ter Superintendenten ſollen in jedem Bezirke an dem gewöhn- 

lichen Orte für die Abhaltung allgemeiner Wahlen vorgenommen 

werden. Falls die Stelle eines der vorerwähnten Superinten⸗ 

denten durch Wegzug, Reſignation oder anderweitig erledigt 

werden ſollte, ſo iſt es dem Friedensrichter, welcher in dem zu⸗ 

nächſt dem Graben belegenen Bezirke wohnt, in welchem die Stelle 

erledigt iſt, zur Pflicht gemacht, eine Wahl zum Zwecke der Er⸗ 

wählung eines Superintendenten zur Beſetzung der ſo erledigten 

Stelle anzuberaumen. 


Abſchnitt 10. In allen Fällen, wo ein Superintendent Aofehung dep 
irgend welcher Vergehen unter den Beſtimmungen dieſes Geſetzes denten. 
ſchuldig befunden wird, ſoll er ſeines Amtes entſetzt und die ſo 
erledigte Stelle unter den Beſtimmungen von Abſchnitt neun (9) 
beſetzt werden. 

Abſchnitt 11. Alle unter den Beſtimmungen dieſes Ge⸗ gelder und 

ſetzes erhobenen Gelder ſollen dem Superintendenten des Grabens derselben. > 
eingehändigt werden, in deſſen Bezirk es eingetrieben wurde. 
Dieſem Superintendenten iſt es zur Pflicht gemacht, in jeder 
Verſammlung, die von dem an den Graben Betheiligten, über 
welche er Superintendent iſt, berufen werden mag, eine genaue 
Abrechnung über alle von ihm empfangenen Gelder zu erſtatten, 
mit Angabe des ausgelegten Betrages, zu welchem Zwecke ver⸗ 
ausgabt und. des an Hand befindlichen Betrages. Die Mehrheit 
der genannten Verſammlung iſt ſtets dazu ermächtigt, vorhandene 
Gelder in ſolcher Weiſe zu verwenden, wie fie es für die Benutzung 
des Grabens am zweckdienlichſten erachten mag. Die Super⸗ 
intendenten haben im Falle des Wegzuges oder der Reſignation 
an ihre Amtsnachfolger alle in ihren Händen befindlichen Gelder 
abzuliefern. N 

Abſchnitt 12. Während der Ackerbauzeit haben Diſtrikt⸗ Vorrechte. 
Berieſelungsgraben das Vorrecht vor allen anderen Graben, die 
für Mühlen⸗ oder Fabrikzwecke benutzt werden, oder über ſolche 
Graben, die nicht ausſchließlich zu Berieſelungszwecken verwendet 
werden. g 


„„ „ „ 
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Abſchnitt 13. In allen Klageſachen, die unter den Be⸗ 


agekoſten. 8 . j ; ; 
we ſtimmungen dieſes Geſetzes entſtehen mögen, find die gleichen 
Koſten zu entrichten und einzutreiben, wie in ähnlichen Fällen 
unter den Beſtimmungen des allgemeinen Geſetzes. 
N Abſchnitt 14. Alle Geſetze, Abſchnitte und Theile von 


Geſetzen, die mit den Beſtimmungen dieſes Geſetzes im Wider⸗ 

ſpruche ſtehen, ſeien und dieſelben ſind anmit widerrufen. 
Abſchnitt 15. Dieſes Geſetz ſoll mit feiner Annahme in 

Kraft treten. N 
Genehmigt am 5. Februar A. D. 1866. 


— —— 


Ein Geſetz, 


um ein Geſetz auf das County Las Animas anwendbar zu machen, über⸗ 
ſchrieben: „Ein Geſetz, zur Regulirung von Waſſergräben, die für 
Ackerbauzwecke in den Counties Coſtilla und Conejos benutzt werden“, 
zu finden auf Seiten 365 und 366 der „Revidirten Statuten“ von 
Colorado. 

Sei es verordnet durch das Oberhaus und 
das Haus der Abgeordneten des Territoriums 
Colorado: 

Abſchnitt 1. Daß das Geſetz, überſchrieben: „Ein Geſetz, 
zur Regulirung von Waſſergräben, die für Ackerbauzwecke in den 
Counties Coſtilla und Conejos benutzt werden“, genehmigt am 5. 
Februar 1866, ſei und iſt hiermit auch auf das County Las 

Animas anwendbar gemacht. 

Abſchnitt 2. Dieſes Geſetz ſoll mit ſeiner Annahme in 
Kraft treten. 8 

Genehmigt am 9. Februar 1872. 


— 


Ein Geſetz, 
in Bezug auf Berieſelung. 

Sei es verordnet durch das Oberhaus und 
das Haus der Abgeordneten des Territoriums 
Colorado: 

Las Minden Daß der Waſſergraben, der gegenwärtig von den Einwohnern 
County. am Fluſſe San Francisco in Las Animas County, Colorado 
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Territorium, gebaut wird und der ſeinen Urſprung an der ſüd⸗ 
lichen oder weſtlichen Seite von Manuel Ocana's Farm nimmt 
und von da in öſtlicher Richtung nach der Farm von Seferino 
Derrera ſich erſtreckt, unter dem Namen „Acequia Madre“ oder 
Hauptgraben bekannt ſein ſoll. 

Abſchnitt 2. Die Erwählung des Superintendenten 
dieſes Grabens ſoll in Uebereinſtimmung mit Abſchnitt eins (1) 
der „Revidirten Statuten“ von Colorado (Seite 365) ſtattfinden, 
und er ſoll berechtigt ſein alle Perſonen, die Waſſer aus dem 
Graben benutzeu, zur Wiederherſtellung des Grabens oder Dam⸗ 
mes aufzurufen, und ein Jeder, der verabſäumen ollte, ſeinen 


Antheil an der Arbeit an dem Graben oder Damm zu liefern, 


ſoll durch den Superintendenten zu einer Strafe verurtheilt wer⸗ 
den können zu einem Betrage von nicht weniger als zwei (2) 
oder nicht mehr als ſechs (6) Dollars für jeden verſäumten Tag, 
wenn zu erſcheinen aufgefordert. 
Abſchnitt 3. Alle Geſetze oder Theile von Geſetzen, die 
mit dieſem Geſetze im Widerſpruch ſtehen, ſind hiermit widerrufen. 
Abſchnitt 4. Dieſes Geſetz ſoll mit ſeiner Annahme in 
Kraft treten. 
Genehmigt am 12. Februar 1874. 


— 
— — 


Ein Geſetz, 


in Bezug en das Gerichtsverfahren vor Friedensrichtern im County Las 


Animas in dieſem Territorium. 
Sei es verordnet durch das Oberhaus und 


das Haus der Abgeordneten des Territoriums 
Colorado: 


Jede Partei kann zu irgend einer Zeit ehe in einem Klagefalle Berhanbtung 


vor einem Friedensrichter in Las Animas County Zeugniß ab⸗ 
gegeben wurde, verlangen, daß die Klage vor Geſchworenen zur 
Verhandlung gebracht werde, worauf es dem Friedensrichter zur 
Pflicht gemacht iſt, ſeinen Erlaß an irgend einen Conſtabler zu 
geben, worin er dieſem befiehlt, ſechs oder zwölf als Geſchworene 
vorzuladen, falls gegen eine geringere Anzahl Einwendung erho⸗ 
ben werden ſollte. Dieſe Geſchworenen ſollen thunlichſt bald 
vorgeladen werden und der Friedensrichter kann den Fall zu 
Dream Zwecke bis zu drei Tagen, aber nicht länger verſchieben. 
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Nach erfolgter Vorladung fol der Friedensrichter fie vereidigen“ 
den Fall laut den vorzubringenden Beweiſen zu entſcheiden. 
Nach erfolgtem Wahrſpruche ſoll der Friedensrichter ſein Urtheil 
gemäß des Wahrſpruches abgeben. 

Abſchnitt 2. Vor Beginn einer Klageverhandlung vor 
einem Friedensrichter in genanntem County Las Animas kann 
der Beklagte oder deſſen Anwalt eine beſch vorene Ausſage des 
Inhaltes machen, daß ſeiner Anſicht nach der Beklagte vor einem 
ſolchen Friedensrichter keine gerechte und unparteiiſche Verhand⸗ 


lung zu gewärtigen hat, worauf es dem Friedensrichter zur 


Pflicht gemacht iſt, ſofort alle Papiere und Aktenſtücke, die auf 
den Fall Bezug haben, an den nächſten Friedenskichter zu ſenden, 
der dann den Fall zu verhandeln hat, als ob er urſprünglich vor 
ihm eingereicht worden wäre. 

Abſchnitt 3. Alle Geſetze und Theile von Geſetzen, die 0 
mit dieſeim Geſetze im Widerſpruche ſtehen, ſind anmit widerrufen |; 

Abſchnitt 4. Dieſes Geſetz ſoll mit ſeiner Annahme in 
Kraft treten. 

Genehmigt am 13. Februar 1874. 
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